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V o r w^ o r t 

zweiten Auflage. 


l^idse Schrift erschien zuerst unter dem Titel: Dar- 
Stellung der Grundlagen der sächsischen Bergwerksyer- 
fassung. Aus dem Gesichtspunote des Rechts und der 
Staatswi^senschaft verfasst von Carl Friedrich Gottlob 
Freiesljeben ^ k. s. Berg- und Gegenschreiber zuSchnee- 
b^rg. Aus dessen Nachlass herausgegeben und mit einer 
Vorrede begleitet von Friedridh Bülaia^ ord. Professor 
der pract. Philosophie an der Universität Leipzig. Leip- 
zig 1837. Verlag von Otto Wigand. Sie erregte nicht 
nur bei dem bergmännischen Publikum grosses Interesse^ 
sondern wurde auch in mehreren kritischen Zeitschrif- 
ten^ vorzüglich in den ^^ Haitischen Jahrbüchern för 
deutsche Wissenschaß und Kunst " gewürdigt und als 
verdienstvolles Werk alnerkannt. Bei der zweiten ^ un- 
ter den obwaltenden Umständen unveränderten, Auflage 
bekam sie . nicht ohne Grund den neuep Titel. Nicht 
als ob der frühere unrichtig gewählt gewesen wäre, 
enthält doch die Schrift eines Theils äiehr, als er be- 
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sagt und veranlasst andern Theils die Meinung , als 
ob sie zunächst nur für sächsische Bergbeamte von Wich- 
tigkeit sei. Gerade dies zeichnet dieselbe vor andern 
bergrechtlichen Schriften aus^ dass sie vorzugsweise die 
Stellung des Bergbaus zum Staat ins Auge fasst, 
und somit nicht weniger die Aufmerksamkeit aller Derer 
verdient« welche den Staat im Yeiiiältniss zu den Er- 
scheinungen und Einrichtungen in demselben kennen ler- 
nen wollen und betrachten^ als die der Bergbehörde. Das 
in neurer Zeit von manchen Seiten her angegriffene 
Yerhältniss des Staats zum Bergbau findet hier seine 
gesdiichtliche Erklärung und grandliche Rechtfertigung, 
so dass die^ welche auf diesem so Vielen fremden Ge- 
biete ein Urtheil abgeben wollen^ hier sichere Beleh- 
rung erlangett. Die besondre RudysMit, welche die S^rift 
aUerdittgs durchgdiend Bvf Saclisen nimmt, entzieht ihr 
äbrigens mcfats von ihrer allgemeiBett Bedeutung, da 
Sachsen seit . Jahrhunderten als Musterstaat im Berg-^ 
fach von andern Staaten anerkannt ward. 
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Vorrede des Heraasgebers* 


^T verewigte Veirfasser der hiermit dem Publicum vorzu- 
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legenden Darstellung, der mich seit längeren Jahren mit 
seiner Freundschaft beehrte, — < einer Freundschaft, deren 
Grund in früher Jugend gelegt und die von den Vätern auf 
uns Söhne tibergegangen war, — hatte mir von jeher ein 
Vermittlerarat bei Veröffentlichung seines Werkes zugedacht« 
Beide ahneten wir damals nicht, dass dies in etwas .Mehre- 
rem bestehen sollte, als in den gelegentlichen 'Diensten , die 
ich bei genauerer Bekanntschaft mit dem buchhändlerischen 

• 

Verkehr und grösserer Nähe am Druckorte etwa leisten 
konnte. Wir ahneten nicht, dass es dem Verfasser nicht 
vergönnt sein »ürde, sich mit irdischen Augen an den 
sichern Erfolgen seines Werks zu freuen und dass mit des- 
sen Herausgabe , neben der Nützlichkeit des Werks für Wis- 
senschaft und Leben, sich die Absicht verbinden >i'ürde, das 
Andenken eines edlen Geschiedenen durch ein selbsterridi- 
tetes Ehrendenkmal noch über das Grab hinaus zu verewigen 
und in einem weiteren Kreise das Gefühl zu erwecken , dass 
hier durch den Tod gar reiche Kräfte , Kenntnisse und Er- 
fahrungen dem irdischen Wirken entzogen worden seien. 
Ein Gcfülil, das bei keinem kundigen Leser ausbleiben wird. 
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Das glaube ich fest und uicht blos der Auftrag des Freun- 
des, den ich als theures Yermächtniss begiiissen duifte, nicht 
blos der Wünsch einer hochverehrten Familie, auch die 
Ueberzeugung von der inneren Vortrefnichkeit des vorliegen- 
den ^ Werks, bestimmte mich zu einem Schritte, bei dem 
ich, durch Iliuzufiigung meines Namens zu dem des Ver- 
fassers, den Ersteren nur ehren konnte. 

Kühn durchbriclit dieses Werk die alte graue Decke 
der Vorurtheile , reisst sich los von verjährten Meinungen 
und weiss, unter Zertrümmerung erdichteter Form, doch 
den inneren Kern, die wahren Grundlagen der Verhältnisse 
zu retten. Während es in Jurisprudenz, in Geschichte und 
Güterlehre auf der Höhe der Wissenschaft steht und eben- 
deshalb den Felller vermied, aueh das Unhaltbare zu vor- 
theidigen, stelU es in gründlicher Sachkenntniss die Ver- 
hältnisse so an das Licht, dass nun erst jene Wissenschaften 
ein begründetes Urtheil darüber fällen und , sich selbst 
genauer bestimmend, eine wichtige Lehre mit sich in Ein- 
klang bringen können. Die Regalitätslehre , die in den 
gangbarsten Handbüchern des Bergrechts vorwaltete und von 
der allgemeinen Jurisprudenz aiif Treu und Glauben 
hingenommen zu werden pflegte, die aber. Im Gegensatze 
zu der uralten factischen Freiheit des Bergbaues, zu tau- 
send Inconscquenzen, Verdrehungen und Fictionen nöthigte, 
wird in ihren Grundlagen und Folgeumgen vernichtet. Was 
als besonderes Privilegium der Staatsgewalt dargestellt ward, 
Bas erscheint nun als eme aus ihrer hohen Bestimmung, aus 
dem Staatszwecke selbst sich ergebende Pflicht; die hier 
nicht anders begründet ist, als bei allen andern Gewerben, 
die aber hier sich besonders thätig äussert, weil die beson- 
deire Wichtigkeit des Geschäfts, die staatsrechtliche Ausbil- ' 
düng und die innere Eigenthümlichkeit seiner Verhältnisse 
es nothwendig fordern. Damit ist auch das politische Er- 


gebtiiss gewonnen, dass einer Menge gehässigen, mit Zeit- 
vonirtheilen in Verbindung stehenden Angriffen ein Ende 
gemacht und als hothwendigcs Product der Verhältnisse er- 
kannt wird, was bis jetzt für Anmaassung der Staatsgewalt 
früherer Zeiten gehalten wurde. Denn wohl hat sich der 
Zeitgeist dergests^It geändert , dass eine Doctrin , die ehedem 
diesen Einrichtungen zum Schutz gereichen mochte, ihnen 
heute nur schaden kann. Die Geschichte gewinnt an Rein-^ 
helt; sie gewinnt ein neues Ze^igniss ihres Werthe«, indem 
so unwiderleglijcii Jierrorgeht , welch festes , wohlbcgründetes, 
harmonisches und ansprechendes Ganze hier, auf dem Wege 
der geschichtlichen Ausbildung erzielt wiirde imd wie segens- 
reich Elnrichtiuigen wirkten, welche fortwährend der natür- 
liche Ausdruck aller Forderungen der Verhältnisse blieben. 
Auch, diese Verfassung ist nicht gemacht, sie ist geworden, 
sie ist das Kiud^ des Lebens. Wohl ist in aller Güterwelt 
der Eigennutz die letzte Triebfeder; aber hier haben orga- 
nische Institute durch weise Zügelung, durch Einhauchuug 
eines Standesgei^tes und. Standesinteresses, durch Hinrich- 
tung der Blicke auf fernere Zukunft , seine kalte Schroffheit 
gemildert und wohl würde manche Besorgniss sich erledigen, 
wenn in den Gewerbsrichtungen, die sich jetzt im Leben 
vornämlich geltend machen, sich eine verwitndte Verfassung 
gebildet hätte, wie bei dem sächsischen Bergbau.^ Die Gü- 
terlehre endlich wird aus d^r klaren Darstellung des Ver- 
fassers erkennen, dass die scheinbaren Abweichungen von 
ihren allgemeinen Frincipien, welche der Bergbau fiuf ge- 
wissen Stadien seiner Entwickelung fordert, wahrhaft durch 
die natürlichen Eigenschaften, dieser Seite d«s Güterlebens 
begründet,, dass sie folglich nur scheinbare Abweichungen, 
eigentlich aber richtigere Bestimmungen j^ner Frincipien sind. 
Nicht durch de» vermeintlichen hohen Wertb der Producte 
des Bergbaus rechtfertigt der Verfasser den Antheil) den. 
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der Staat daran nimmt. Die wobltliatigen Verfleclitim^eti des* 
selben mit soviel andern Thätigkeiten ; der grosse Umfang 
seit Jdirhunderten für seinen Betrieb gesammelter Kräfte 
und Anstalten ; die Nothwendigkdt einer Vereinigimg und 
Zusammenhaltung der Kräfte; die Natur der Bergscliätze, 
wonach sie einen auszubeutenden, zu erschöpfenden Vorrath, 
nicht, wie auf andern Seiten der Giiterwelt, ein nachwach- 
sendes^ neu zu erzeugendes Froduct bieten ; die Natur ihrer 
Lager, bei welcher von tausendfachen Versuchen, ron 6e^ 
duld und Harren, ¥oa mühevoUem, langsaipien Nachspiiren 
oft das Grösste zu hoffen ist, währen^ durch nnTerständiges, 
nur auf deii Vortheil des Einzelnen oder des Augenblicks 
achtendes Verfahren oft das lohnendste Feld versperrt 
werden wurde; dies sind die Momente, ans denen die 
eigcnthümlichen Einrichtungen des Bergbaues sich ergeben 
mussten. 

' Der Verfasser war durch Vieles zu Darstellung dieser 
Einrichtungen und ihrer Gründe berufen. Er war der Sohn 
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eines Mannes, der sowohl in dem sachsischen Bergetat, als 
in der Reihe der wissenschaftlichen Bearbeiter der Gcbiigs- 
weit einen der ersten Plätze einnimmt: des königlich säch- 
sischen Bergrathes Freiesleben, dessen Verdienste um den 
Staat das Ritterkreuz des Givilverdienstordens, um die Wis- 
senschaften das Diplom der Berliner Akademie anerkannt hat. 
Ihm ward er am 12. August 1801. zu Eisleben, wo der Vater 
damals an der Spitze des mannsfeldischen Bergbaues stand, 
geboren. Dort verlebte er die ersten Jugendjahre bis 1808, 
wo er seiner Familie nach Freyberg folgte, dieselben berg- 
männischen Umgebungen, die seine Wiege begrüsst hatten, 
wiederfindend. Obwohl er sich nicht dem practischen Berg- 
fache bestimmte , so benutzte er doch wissenseifrig die 
schöne Gelegenheit, nach Absolvirung seiner Gymnasialstu- 
dien, bei denen ihn der allverehrte Gernhard (jetzt in 
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Weiraar) leitete, einige bergaltadeiiiische Vorlegun^n, über mi- 
neralogfische Doctrinen bei ^Werner ^ über mathematische bei 
Heeht zu besnchen. Dass er nach Werners Tode einige 
Theile des Catalogs« der reichhaltigen Rlbh'othek desselben^ 
besonders aus dem juristisehen nnd historischen Fache, be^ 
arbeiten durfte, war ihm eine iiiitzh'che literar - historische 
Vorschule. Von 1818. — 1821. stiidirte er in Leipzig Juris- 
prudenz , arbeitete dann bei einem Sachwalter^ und in öffent- 
lichen Gerichten y erlangte auch 1822., nadi nberstandenem 
Examen rigorosiun, die Juristische Baccalaureatswürde. Im 
Jahre 182S* ging er in den practischen Staatsdienst über, 
indem er durch Rescrvpt vom 10. December zum Hilfs-Yice- 
actuar im Justizamte Chemnitz ernannt wurde; eine Stellung, 
die er, in Folge Rescripts vom 19. December 1825. mit der 
eines Actuars bei dem Leipziger Consistoriimi yertauschte« 
1828.. ward er zugleich Advocat und hat später von seinen 
Sachwalterrechten manch wolilthätigen Gebrauch gemacht* 
So brachte er gründliche theoretische Kenntniss und vielsei- 
tige practische £rfahnmg über Rechts - und Yerfassungsver- 
hältnisse mit, als er durch Rescript vom 10. April 1829. zum 
Bergschreiber und Bergamtsassessor im Bergamte Freyberg 
ernannt wurde., Und doch war er durch die Umgebungen 
der Erziehung und durch frühere Studien befähigt, die Eigen- 
thümllclikeiten der neuen Stellung rasch aufzufassen und rieh- 
tig zu würdigen. So war es dem denkenden, wahrhaft wis- 
senschaftlichen Manne eben so natürlich als leicht, daa. 
Wesen der Institute zu durchdringen und die Frage zu 
beantworten, ob diese Eigenthümlicbkeiteh wahrhaft Abwei- 
chungen ^ oder ob sie nur naturgemässe Zweige desselben 
Urstammes seien. Er musste von einem fremden Gebiete 
herkommen, um diese Institute von einer neuen Seite her 
unbefangen zu beleuchten; und musste doch ihnen selbst 
nicht fremd aein^ um sie nicht, wie so Viele ihim, unger 


vin 


prüft, aus Unkennttiiss fallen zu lassen. — Diese Forschun- 
gen beschäftigten ihn die letzten Jahre seines durch Kränk- 
lichkeit getrübten, aber durch die Liebe zärtlicher Eltern 
und Geschwister und einer seit 18313. gewonnenen Gattin, im 
letzten Jahre noch durch die Geburt eines Sohnes verschö- 
nerten Lebens. Eine neue Stellung, zu der er durch Ver- 
ordnung vom 4. Januar 1830. berufen ward , die als Berg- 
luid Gegenschreiber, Bergamtsassessor und Controleur bei der 
Rccessschreiberei im Bergarate .Schneeberg, wirksam anzu- 
treten, verhinderte ihn der Tod, der ihn noch In Freyberg 
in den Armen seiner Familie am 2. Juni 1836. zu einem höhe- 
r6n Leben abrief. Ein klarer, scharfer Verstand , ein vor- 
waltendes Streben nach Gnuidlichkeit, ein lebendiges Inter- 
esse an jeder Quelle nützlicher Beiehrung waren ihm elg^n, 
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wahrend das Haschen, nach Schein und Blendwerk seinem 
Geiste eben so fremd war, wie seinem offnen, geraden, ver- 
trauenswürdigen Charakter. 

Das vorliegende Werk war, wie die Leser aus der Vor- 
rede des Verfassers ersehen, auf einen grosseren Umfang 
berechnet; wiewohl der Verfasser vorerst nur das Gegen- 
wärtige, mit Hinznfugung höchstens eines Abschnittes über 
die Besteuenmg, veröffentlichen wollte. In vollständiger Aus- 
führung hätte es sich als Darstellung der sächsischen Berg- 
werksverfassiing bezeichnet. Indess da dem Verfasser einmal 
die Vollendung des ganzen Werks nicht beschieden war, möchte 
man es für den harmonischen Charakter' des Vorliegenden 
fast ersprissslich finden, dass es gerade nicht mehr und 
nicht weniger enth^t, als es bietet Sein Inhalt scheint 
durch den Titel sehr bezeichnend ausgedrückt Es ist das 
Charakteristische dieses Werks, dass es alles Zufallige, ledig- 
lich auf dem menschlichen Willen Beruhende bei Seite setzt 
und das ganze Augenmerk auf die Betrachtung wendet, wie 
ans den natürlichen Verhältnissen sich die wahren Grund- 
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Itigen der Verfassung ergaben, ans denen für die äusseren 
Formen das Gesetz hervorging, dass sie in keiner Weise jene 
Gn^ndlagen verletzen durften , - dass sie aber neben ihnen sic]i 
in Freiheit entwickeln konnten. Alles Zufalüge wird über- 
gangen , oder nur gelegentlich zur Erläuterung berührt ; alles 
Nothwendige ist begriindet und klar gemacht Dieser Ge- 
sichtspunkt würde bei dem Abschnitte von der Besteuerung 
*«icht in gleicher Weise festzuhalten gewesen sein. Es han- 
delt sich hier nicht um ein Bergstaatsrecht, wohl aber wird 
das bestehende Yerhältniss des Bergbaues zum Staate aus 
den innersten Beziehungen Beider erklärt und es werden die, 
Institute des Bergstaatsrechts jentwickelt, die sich als nofh- 
wendig aus jenen Beziehungen ergeben. Namen und Formen 
tlmn dabei nichts zur Sache. Es handelt sich ferner nicht 
um ein specielles Bergprivatrecht, wohl aber müssten die 
bergprivatrechtlichen Axiome begriindet und. erklärt werden, 
die aus der eigensten Natur des Bergbaues erwachsen, wiederum 
zur Grundlage und Bedingung seiner Einrichtungen werden 
mussten. Wenn eine Fortsetzung des Werks — zu der Hoff- 
nung ist «^ — die einzelnen öffentlichen Behörden, welche die 
hier begründeten Rechte und Pflichten handhaben, dar- 
stellen w^'rd, so wird sie immer noch manche Einzelheit aus 
den Grundlagen der Verfassung zu entwickeln und zu er- 
klären, aber sie wird, daneben vieles blos Zufallige, vieles 
blos Geschichtliche, vieles Wechselnde zu schildern haben; 
der analytische, rechtsphilosophische imd politische Gesichts- 
punkt wird ein uhtergeordneter und der positivrechtliche und 
statistische wird der vorherrschende sein. 

Das blinde Ergeben an die, Systeme des sogenannten 
Vernunftrechts liat seine grossen Nachtheile. Denn es führt 
zur Ueberschätziuig dei* Kraft des Menschenwillens ^ zur Ver- 
wechselupg der Einzelvernunft mit der allgemeinen Vernunft, 
zur Herrschaft der Leidenschaft und des Egoismus unter der 
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Maske, der Vernunft^ebote ^ ziim halilAscn Reiche des fladien 
Verstaiide^mecliaiiisiflug, zur Vernachiässi^mg der Gebote des 
Lebens, der wirkenden Kräfte, Verhältnisse und Interessen, 
deren Rc^ment doch im gewöhnlichen Laufe der Dinge all< 
mächlig ist und - an denen die Werke der Menschenhand, 
unter grossem Leiden und Schaden der Völker, ohnniäclitig 
zersplittern. Aber gleichfalls verderblich ist das blinde Er- 
geben an rein geschichtliche Principe; die Anbetung des 
Geschichtlichen und Bestehenden, die nicht mit dem priifen- 
dcn Lichte der Vernunft, unter ^steter Beziehung auf den 
Grundsatz der Zweckmässigkeit, wachsame Forschungen an- , 
stellt. Das Gewordene, das lange Bestsmdene ist am Oef- 
tcrsten zweckmässig, weil es am Oeftersten das Product des 
Lebens selbst und einer höheren Weisheit war, als die der 
Menschen: der Weisheit, die sich in den natürlichen Ver- 
hältnissen ausspricht und deren Verwirklichung nicht Einzel 
neu gelingt, sondern Reihen von Generationen beschäftigt. 
Aber wo es nicht gerecht und' nicht wohlÜiätig ist; wo es 
nicht das Product der Verhältnisse, sondern zu seiner Zeit 
die Frucht eines Irrthums oder eines Gewaltschrittes war 
und nur dadurch gehalten wird ; oder wo veränderte Ver- 
hältnisse veränderte Einrichtungen fordern; oder wo das Wir- 
ken der Institute durch ver^lurten Rost gehemmt wird; da 
fiihrt die Abgötterei vor der Geschichte zum Verderbniss, 
zum Unheil , zur Vernichtung jeder Woblthat , zur Auflösung 
oder zum Umsturz, bei denen Gutes imd Schlechtes gleich- 
zeitig zernichtet wird. Unser Verfasser hat den richtigen 
Weg gefunden. Er benutzt die Geschichte,; er ehrt ihre 
Werke um ihrer Zweckmässigkeit willen; aber die blosse 
Antiquität ist ihm nichts Höheres; die nötliige Reform be- 
zeichnet er klar und eifrig ; er deutet auf Bahnen hin , die 
die Fortbildung des Lebens durch das Lebeo vermitteln 
könnten. 


Der Herausgeber hat wenig an dem Werke tlnin können ; 
nicliis nm die Ehre, seinen Namen auf dem Titel genannt 
zu seilen, zu rerdienen. Sein Gnmdsatz war: nur dad zu 
thun , was er glaubte , dass der Verfasser selbst gethan haben 
würde. Der Styl trägt das Gepräge des practisclien Juristen. 
Icli moclite nichts daran ändern. Auch er gicbt Zeugniss 
von dem griindlichen, gereiften Geiste meines entschwunde- 
nen Freundes« 

Connewitz bei Leipzig, den 23« November 1836. 


Friedrich Bülau. 


\ 


Vorrede des Verfassers. 


I"er Zweck vorliegender Bearbeitung ist ein dreifacher. 
Einmal hat die jüng&tc llefonn des gesammten Staafsorga- 
iiismus im Vateriamle, auch die histitute des Bergbaues mehr 
oder weniger bereits berührt^ mehr noch wird dies bei wei- 
terer Ausbildung der neuen Verfassung in der nächsten Zeit 
geschehen, wenn die l^endenz der neuen Principien noch 
mehr in die niedern Kreise der Verwaltung, sie durchdrin- 
gend, wird herabgestiegen sein. Eine Umbildung der Rechts- 
verMltnisse nicht nur -in formaler, sondern auch in materieller 
Hlnsidit, die £manirnng neugeschaffner Gesetzbücher steht 
bevor. Sie werden auch die Bergwerksverfassung* tmd das 
derselben grossentheils zum Gnuide liegende materielle Berg- 
recht erfassen. Es schien daher nützlich bei einer Dar- 
stellung der Bergwerksverfassung, wie sie bisher war, die 
Fragen zur Sprache zu bringen, welche bei einer bevor- 
stehenden neuen Berggesetzgebung vor allen entschieden 
sein müssen, um bei derselbjen die geeigneten Principien 
-derselben feststellen und die bei ihnen zu nehmenden Rück- 
sichten rechtlicher und politischer Natur bezeichnen zu können. 
Weit entfernt voh der Anmaassupg^ die Fragen zur Entschei- 
düng bringen zu wollen, begnügt sich der Unternehmer dieser 
Arbeit mit dem Versuche, sie nur anzuregen imd auf vor- 
kommende Specialitäten dabei aufmerksam zu machen. Auch 


/ 
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I 
ist namentlich Gelegenheit genommen worden. Einige der 

wichtigeren mehr in die Doctrin des Bergprivatrechts gehö- 
rigen Fragen zu berühren, eben weil darauf die Bildung der 
öffentlichen Institute beruht; so wie Vergleichnngen mit dem 
neuesten ReTisionswerke der preuss. Bergwerksgesetzgebung 
anzustellen. Das nur Bemerkte wird zugleich den Zeitpunkt 
rechtfertigen, der gewälilt worden ist, um mit Torliegendem 
Versuche hervorzutreten; nämlich eine Zeit, in der die Reife 
der neuen Saat noch nicht eingetreten, der innere Detail- 
ausbau des Staatsgebäudes noch im Werden begriffen ist und 
wo es noch in der Hand des Baumeisters liegt, hier und da 
geeignete Modificationen — weim sie nur den Plan im 

w 

Hauptwerke nicht stören — anzubringen. 

Nothwendige Bedingung aber zu Erreichung des ange- 
deuteten Zweckes war es bei vorliegender Arbeit , dass eben 
sein Hauptplan des ganzen Staatsgebäudes, der gesammte 
Staatsorganismus im Auge behalten und erörtert werden 
musste, wie die Bergwerksinstitute gegen letzteren sich ver- 
halten? an welchen Berührungspunkten sich der Inbegriff 
der Berg Werksverfassung an die allgemeine Verfassung an- 
schlies^en lässt und durch welche Fäden die einzelnen Berg- 
werksiiistitute mit dem Centralgetriebe des Regienmgssysteins 
zusammenhängen 1 Es kam daher vorzugsweise darauf an, 
die Bergwerkseinrichtungen möglichst von dem ihnen an- 
hängenden, scheinbar fremdartigen und auffallenden, Gewände 
zu entkleiden und sie in ilirer ursprünglichen Gestalt vom 
staatsrechtlichen und staätswirthschaftUchen Standpunkte" aus, 
in ihren Beziehungen ziim Staate zu betrachten und zu un- 
tersuchen, in wie weft sich die Princlpien, auf denen sie be- 
r ruhen, den allgemeinen Principien, wie sie der Verwaltung 
und Rechtspflege vorge^eichnet sind, assimiliren ? 

Man hat über das Dunkel geklagt, in welches die Bergwerks- 
verfassung gehüllt sei. Das aufrichtige Bestreben bei dieser 
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Arbeit ist dahin geg'äugen^ die Bergfwerksverfassiiiig mit steter 
Rücksicht auf gleichartige nud analoge Einrichtungen im Staate 
vergleichend darzustellen. Es musste dies schon in noth- 
weudigcr Folge obiger Bedingung geschehen. Der Grund 
jenes anscheinenden Dunkels schien in der bisherigen Unge- 
wissheit dar Grenzen zwischen Staats - und Prlvateigenthum 
am Bergbau , in der Unbestimmtheit des Begriffs der Rega- 
lität am Bergbau, in der Natur und Richtung' der Functionen 
zu liegen, -welche ihrem staatsrechtlidieu Grunde nach, ver- 
schieden, gleichwohl nach unserer Bergwerksverfassufig, in 
die Hand einer und* derselben Behörde gelegt sind. 

^ 

Auch das Lieinandergreifen der Bergwerksinstitute mit denen 
des Hüttenwesens, die beide ihren staatsrechtlichen Bezie- 
hungen nach, wesentlich versclüeden, gleichwohl, in höherer 
histanz wenigstens, vermischt beaufsichtigt und verwaltet 
werden *), hat bisher die klare üebersicht der Sache er- 
schwert. Es schien daher bei nachfolgender Darstellung 
vornämlich auf die gehörige Separation des Verschiedenar- 
tigen und Zusammenstellung des Gleichartigen das Augen- 
merk gerichtet werden zu musäen. 

Zweitens sind im Innern Bereiche der Bergwerks- 
verfassung, abgesehen von jener oben angedeuteten, den 
Bergbau von allen Seiten umgebenden, allgemeinen Staats- 
rcform, in neuerer Zeit viele organische Bestunmungen ge- 
troffen worden, diese aber so zerstreut und so wenig allge- 
mein beksüint, dass dne allgemeine Znsammenstellung der- 
selben zum Bedürfniss geworden ist. Der Bergbau der 
jetzigen Zeit ist ein anderer geworden als er war, wie die 
sächsische Berggrundgesetzgebung erfolgte. Der Gesichts- 
punkt, aus welchem er zu betrachten ist, hat sich in unsrer 

_ ■ 

*) So sind z* B. im Staatsbucfget Einnahmen und Ausgaben , von 
und bei dem Berg - und Hüttenwerken in einer Hauptposition zusam- 
meugefasst. « 
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Zeit bei weitem geändert. Der jetzige Bergbau hat ein 
schwer zugängliches, zum llieii schon erschöpftes, Feld vor 
sich; die frühern, leicht erreichbaren Naturschätze können 
gegenwärtig nur' mit Hilfe der Kunst, Intelligenz und wohl- 
gerichteter Coilsequenz errungen werden. Die Hilfsmittel 
und Stützen des Betriebs sind mehr künstlicher Natur 
geworden; die industriellen und socialen Verhältnisse rings 
um den Bergbau mannichfaltiger und qomplicirter ; die Coi- 
lisioueu mit andern Interessen häufiger, die ursprüngliche 
Berggesetzgebung, berechnet auf kleinere isolirte UiUerneh- 
mungen und Etablissements, lässt Lücken bemerken, wenn 
sie auf die jetzigen ausgedehntem, in gegenseitigem Zusam- 
menhange und in Wechselwirkung stehenden, auf gemein- 
schaftlichen Hilfsmitteln beruhenden, gemeinschaft- 
liche Zwecke yerfolgenden , Bergwerksanlagen angewendet 
werden soll. Diese Lücken sind grossentheils nur durch Ob-: 
servauzen der Behörden ausgefüllt worden, deren allgemein 
bindende Giltigkeit freilich nicht durchgängig feststeht. 
Es kam darauf an, diese Observanzen bemerklich zu. machen 
und in Frage zu ziehen, wie weit sie eine gesetzliehe 
Sanctiou bedürfen, oder auch verdienen. Namentlich sind 
die angedeuteten Lücken fühlbar: bei den Bestimmungen, 
welche von gewerbspolizeHichen und staatswirthschaftlichen 
Grundsätzen ausgehen , also bei denen , welche die Stellung 
des Staats zu dem Bergbau gew er l^« als solchem betreffen; 
weniger, insoweit sie das Bergwerks e i g e n t h u m als solches, 
dessen Erwerbung, Verlust u. s. w. berühren. - Es ist wohl 
als entschieden anzunehmen, dass gegenwärtig das national- 
öcanomische Interesse ain Bergbau das privative Interesse 
der eüizehien Unternehmer imd Eigenthümer, ohne jedoch 
dieses und ein Wachsthum desselben auszuschliessen , über- 
wiegt. 

Zwar behalten die Grundzüge der sächsischen Berggc- 
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setzgcbinig (in ihrer iirsprüngliclieii Keiiilieit und Inte^itäf, 
ai8 wahrhaft aus der Natur der Sache Und dem Bedürfnisse 
geschöpft und auf dem allein richtigen Verständnisse des 
wahren Interesses beruhend, ihren unvergänglichen Werth *), 
und man Vibcrzeugt sich bei der Betraclitung ihrer Erfolge 
immer mehr von deren Vortrefflichkeit, bei der sie selbst 
einer Anwendung auf die gegenwärtigen, doch so sehr ver- 
änderten, Verbältnisse faltig bleiben, indem es nur einer 
Modificatiou derselben bedarf, aber andere und bessere Prln- 
cipieu ganz neuel: Art , im wahren hitercsse der Sach^, 
wohl kaum erfunden werden möchten. 

Gleichwohl schien sich eine wissenschaftliche 
Darstellung der jetzigen Bergwerksverfassung nicht auf Mose 
Nachträge zu den bereits vorhandenen bekannten Wer- 
ken von Wagner und Köhler und deren etwanige Umar- 
beitung, oder auf einen Commeutar der vornehmsten Berg- 
gesetze beschränken zu dürfen , wenn zugleich der oben an- 
gedeutete, lind der sogleich noch zu erwähnende Zweck mit 
erreicht werden soll Auch fällt es schwer, sich die Ge- 
nugthuung der Bearbeitung des Werkes naqh eigenem 
Plane und nach eigener bester Ueberzeugung zu versagen. 

Drittens durften gerade jetzt, bei einef Bearbeitung, 
welcire die bisher angedeuteten Zwecke erreichen soll, die 
der Staatsregierung öffentlich gemachten Vorwürfe, die Be- 
schuldigungen und Angriffe, welche gegen die Staatsbehör- 
den wegen der gesammten Bergwerksverfassung sowohl, als 
vorzugsweise wegen einzelner Einrichtungen dabei, in aiiffal- 


*) Wenn von den bestehenden Bergwerkseinriclitungen als einem 
Rost früherer Jahrhunderte gesprochen wird, (Beilage zu den Proto- 
coUen der zweiten Kammer in den Landtagsacteu 2te Sammlung S. 70.) 
so mag man darunter jenen Aerugo uobilis verstehen , wie ihn die Münz- 
kundigen nennen und schätzen; denn er hat die alten Institute con- 
servirty die in der Anlage sich seit Jahrhunderten bewährt haben. 
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Jender Maasse gerichtet worden sind *)^ mit Stülschwcigen 
^icht übergang;en werden. £ä schien ganz in den Bereich 
-der Torlicgenden/ Aufgabe, zu geliören^ die ausgesprochenen 
Rügen, soweit sie' nicht blos als ganz genereile und aller 
der Stelle, von der sie ausgingen, unangemessenen An- 
griffe oder Aeusserangen erscheinen, die das GeprSge 
offenbarer Uukeuntniss und des Missverstäudnisses an 
.sich tragen« ihrem Grund oder Ungrund nach, am betreffen- 
den Orte zu beleuchten. Man wird hoffentlich dem hierauf 
gerichteten Versuche das .^euguiss des Strebeus nach auf- 
richtiger' Unpartheilichkeit nicht versagen. 

Um die nur angedeuteten Zwecke zu erreichen, sclilen 
der Plan der Arbeit so eingerichtet werben zu müssen, dass 
zuvörderst in einem ersten oder präparatorischen Thelle 
des Werkes: 

1) die Grundsatze zu erörtern waren , nach welchen die 
Stellung des Bergwerksgutes und Gewerbes und aUer dabei 
Betheiligten, so wie die des Hüttenwesens, zum Staate, hier- 
nächst die Stellung des Bergbaues und Hüttenwesens gegen 
einander, zu beurtheilen, hierbei aber die vornehnisten Grund- 
institute, welche auf jc|ien Gruudi^ätzen beruhen, unter Nach- 
Weisung der eigenthümlichen und besondern Umstände, die 
jeae Grimdsätze bedingen, in aligemeinem Grundrisse zu be- 
zeichnen waren. 

2) War die Vertheilung der ilirer Natur und Richtung 
nach verschiedenen Functionen und Gewalten, welche der 
Staat lünsichtlich des Bergbaues, mit Einschluss des Hütten- 
wesens, durch gewisse dazu bestimmte Behörden ausüben 
lässt, unter Letztern, im Aligemeinen anzugeben, und der 


*) Man vergleiche 4ie Verhandlungea der Sten Kammer, vornäm- 
Kch in der Sitzung Nummer l46. und Nummer 189. aach den aU 
ausserordentliche, Beilage der Leipziger politischen Zeitung ausgege- 
benen Landtagsnachrichten v. J. 18333. S. 203. S.£802. 2ä05. 2806. 


^ 
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Wirkuiig»kreM derselben^ wie nie neben und unter einan> 
der beitehea, xu chtrakterisiren. 

Wihrenid daher, nül andern Worten, in jenem ersten 
Abschnitte xu erörtern war, warum wegen des Bergbaues 
im Staate besondere öffentliche Einrichtungen bestehen; 
sollte der zweite Abschnitt darstellen, wie und durch wen diese 
Einrichtungen gehandhabt werden. Während in jenem ersten 
Abschnitte die Objecto, mit denen es der Staat im Allge- 
meinen des Bergbaues wegen zu thun hat, vor das Auge ge- 
führt werden sollen, sollte der zweite Abschnitt die Organe 
kennen lehren, welcher sich der Staat bei der Bergwerks- 
Terwaltung bedient. 
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Einleitung. 


§ 1. 

Was ist unter Sergweris ^ Verfassung — Bergbau -— 
Hüttenwesen zu verstehen? — Welche Aufgabe hat 
die Darstellung der Bergwerks- Verfassung ? ' 

IJiiter Bergwerksverfassung ist der Inbegriff derjeni- 
gen öffenüicheii Einrichtungeii su^Terstehen, wdcbe de0 
Bergbaues wegen im' Staate getroffen sind. 

Diese Einrichtungen bilden die Norm für dle.Staats- 
Verwaltung, für die Rechtspflege uod fär die Ad- 
fnihiistrativ-Justizpflege, soweit diese den Bergbau 
betreffen.^ 

unter Bergbau (Bergwerk) ") als dem Gegenstande 

jener Einrichtungen, . wird, in Beziehung ^Eiun Staate, das 

; — ■ ■ , . 

a) Sehr uatürlicfa drängt «ich bei der oft geborten CoUectivber 
sseidmuDg: ,yder Bergbau, das Bergwerk, dM Bergw^esen,*^ 
die bisher mit der gehörigen Besttmintheit Mcht immer beantwortete 
Frage auf: wer denn eigentlich der Bergbau sei? Eine Frage, die 
nothwendig beantwortet werden. mtissi wo von Rechten und Yerpflich* 
tungen des Staats gegen den Bergbau .und umgekehrt,, von Nutsu^^en^ 
die der Staat aus ^em Bergbau zieht, oder Uutersttttzungen^ die er 
demselben angedeihen lässt, von Freiheiten oder Beschränkungen des 
Bergbaues, die Rede Ist Nicht ohne Grimd wurde dieße Frage ia 
der.sächsisclien Kammersitzung t. J. ^ff|. (v6rgl. I^achrichlen vom 
iiandtage, Sitzung No< 146. der 2, Kammer Seite 2033.) jaufgeworfen. 
Pass aber das grossere Publicum; über di^' fragliche Begriffs -Be- 
stimmung nicht im jparen.sei, geht aus mehreren A^usiseraitgen v6ii 

1 * 


Bergwerksgat ^) und das Bergbau-Gewerbe ^) ver- 
Btanden. Bei Jenen Einrichtungen gelbst aber müssen theila 
diejenigen Personen im Staate, welche beim Bergwerks- 
Eigenthume und bei dem mit dem Bergbau getriebenen Ge- 
werbe betheUigt sind, theils die Behörden zur Sprache 
kommen, in deren Fimctionen sich die Einrichtungen äussern. 
Hiufig werden daher, so oft von Beziehungen des Bergbaues 
zum Staate die llede ist, unter dem CoUectiv- Namen des 
„Bergbaues^^ oder ^,Bergwerkes*^ die dabei Betheiligten Ter- 


VoIksvertreter<a derselben Kammer {z. B. in der 189sten Sitzung^ der 
2ten Kammer, nach den angezogenen Landtags -Nachrichten) nicht 
ondeuUich hervor, so wie mau sich in der That auch dort über die 
BegriffsbestimmoBg zu j^ereioigen nicht vermochte. Es fersteht^ sich 
übrigens von selbst, dass der Begriff des Bergbaues, insofern man 
damit ganz unrichtig auch wohl die Bergbauknnst, d. h. den 
Inbegriff der technischen Regeln, nach welchen der Bergbau getrie- 
ben werden soll, bezeichnet, in gegenwärtigem Zusammenhange ausser 
Beachtung bleibt 

b) Berg Werks gut ist Alles, was beim Bergbau iji bonis 
sein kann; nneigentlich und der Kürze wegen insgemein Berg- 
werks-Bigenthum genannt. In diesem uneigenttichen und w ei- 
teren Sinne ist der Begriff Bergwerks - Eigenthuni, wo er in gegen- 
wärtigem Zusammenhange vorkommt, zu verstehen. 

c) Man hat nur erst in neuester ZeiJ den Bergbau von seiner 
entschieden gewerblichen Seite zu betrachten, ihn deshalb (von 

' gewissen ausserwesentlichen , die Festhaltung dieses Gesichtspunktes 
störenden, Eigenthuralichkeiten entkleidet,) mit andern Gewerben zu 
vergleichen angefangen^ vergl. v, Weissenbach, der sächsische Berg- 
bau, nationalöconomisch beleuchtet, Freyberg 1834 — F. Bülau, der 
Staat und die Industrie (Lei^pzig 1834.) S. 90. vrgl. auch: Hand- 
i^uch der Cameralwissenschaften und ihrer Literatur von Dr. Edward 
Baumstark (Heidelberg o. Leipzig 1835) §. 83. sqq. $. 462 sqq. 

- ^477. sqq. Früher schwebte es nur dank«l vor, dass der Bergbau denn 
doch auch wirklich als Gewerbe in die 'Categorie der übrigen Ge- 
werbe eiozurangiren sei, (vergl. v. Schönberg, Berg- Information, 
sub voce : „Gewerken^) Mit der nothigen Bestimmtheit ist dies Letztere 
in der Berg-Gesetzgebung nicht ausgesprochen^ wenn sie schon zum 
grossten Theil ganz eigentlich gewerbspolizeiliche Vorschriflten wirk, 
lieh enthält« Die richtige Auffassung und Festhaltung des obgedach- 
ten Gesichtspunktes wurde durch die Ansicht über die sogenannte 
Regalität des Bergbaues gestört (vergU $. 4. 5.). 


standen. Eben so oft bezeichnet man damit einzelne Berg- 
werks -Institute, einzelnes Biergwerksgut und die Ber^er- 
waltimgli- und Berggeridhtsbieliorden. 

Im weitern Sinne wird unter Bergwerk anch das Hüt- 
tenwesen mit begriffen; theils, weil in technischer 
Hinsicht Bergbau - und Hüttenbetrieb in nächstem und 
natürlichem Zusammenhange stehen — indem der Bergbau 
als die Vor - der Hüttenbetrieb als die Schlussarbeit zu 
Darstellung des Products zu betrachten — und deshalb lur- 
sprünglich Bergwerks- und Hütteneigenthum und Gewerbe, 
meistens in einer und derselben Hand waren; theils weil 
aus diesem Grunde für Berg- und Hüttenwesen auch jetzt 
noch eine (beide gemeinschaftlich umfassende) Oberaufsicht, 
Verwaltung und Rechenschaftsablegimg Ton Staatswegen be- 
steht Allein, nimmt gegenwartig der wichtigere Theil des 
Hüttenwesens, in staatsrechtlicher Beziehung einen ganz an- 
dern, Ton dem ursprünglichen- Verhältnisse abweichenden 
Charakter an, (§« 5.) und verhalt sich die Verfassung bei 
demselben zum gesummten Staats ^Organismus, ihrer Tendenz 
und jetzigen Grundlage nach, anders, wie die eigentlichen 
Bergwerks -Institute, mit Einschluss djes darunter mieh noch 
ferner zu subsumirenden Theils der Hütten -Industrie, so ist 
die Verfassung beim Hüttenwesen zwar jedenfalls bei ein^ 
Darstellung der Bergwerks?erfassung mit abzuhandeln, allein 
zum Gegenstande einer bcsondem Betrachtung zu machen« 
Hier aber und in den nächstfolgenden Abschnitten werden^ 
sobald von Bergwerks-Einrtchtungen die Rede ist, solche mit 
Ausschluss desjenigen Hüttenwesens verstanden ^ von 
dem im Sten Abschnitt zu handeln sein würde. 

Die Bergwerks -Einrichtimgen gehören zum gesammten 
Staats - Organismus. Die Darstellung der Bergwerks -Ver- 
fassung und Verwaltung muss daher nicht nur beschreiben, 
wie jene Einrichtungen ihrem innem Zusammenhange nach 


unter sich befchaffeo und, vmA veldie Zwecke sie ia Bemg 
auf den Bergkau verfolgen , spndem auch, wie de mit der 
geeammten übrigen LandearefÜMiung lusammenliaDfea und in 
dieaelbe eingreifen "*). 

Mit der Darstellung der allgemeinen Staatsverfassung *) 
gemein, hat die Darstellung der Bergwerksverfassung, dass 
sie der Betrachtung einen doppelten Gesichtspunkt darbietet; 
den staatsrechtlichen und den politischen (Staats- 
wirthschaftlichen) '). Auf einen staatsrechtlichen entweder 


d) Man bat der BergwerkgverfasMiDg vorgeworfen | sie «ei in 
ein gewisses Dunkel gehüllt (vergl F. ßälau, der Staat und die In- 
dustrie Leipzig 1834. S. 90) ja, dass diesem Dunkel und OeheininiMi 
insbesondere von den Bergwerksbeiiorden absic)itlicJi , gebegt werde 
(vergl. Landtags-Nachrichten über die 189ste Sitzung der 2ten Kam- 
mer (1833—34) S. 2802. Bd. 2.). Es kann diesem Vorwurfe nicht 
besser begf^gndt werden^ und aicbts Wirksameres 211 Aufhebung jenes 
angeblichen Dunkels geschehen ^ als wenn man die des Bergbaues 
wegen bestehenden öffentlichen ^Einrichtungen von den, meistens nur 
In Form und Namen beruhenden EigenheiteD,-entkleidet und die 
Eigenthums- und Gewerbs-Yorhältnlsse des Bergbaues in die Reihe 
aller übrigen Eigenthums - und Gewerbs - Verhältnisse bei jstaats- 
rechtlicher Betrachtung vergleichend einstellt. 

Auf 4^eftem We^e werden «ieh die Beziehungen, in welchen der 
Bergbau z^m Staate steht , am, sichersten aufklären. Es kommt 
darauf an, dass man sich gewohnt, die Bergwerks - Verfassung nicht 
aAs die Verftisstm^ einer terra' incognita, und als- etwas 'fremdartige«, 
jH>ndern als Inbe^iff von -Eiuricbtungen anzusehen, die wegen' «ioer 
gewissen Gattung von Eigenthums- und Gewerbs -Verhältnissen be- 
istehen, gleich wie im Staate inich'\ee'gen anderer besonderer Gattun- 
j^n von l^igeiitbimis* und GeweiAi« ^Verhältnissen, besondere abwei^ 
chende Einrichtungen Statt finden. Es ist die vergleichende Pfurallelr 
Stellung des Bergbaues mit andern Eigenthums - Verhältnissen wohl 
auch der* sichere Weg zur BeurtheRung und Prüfung der Bergwerks* 
Institute nach ihrer r.echUichen und poUtisohen Notbwendl^eit • j 

, s e).vergU F. Bülau, DarsteHung der ; Verfassung des Sonigr. 
Sachsen, Leipzig, 1833. $.1. 

f) Ein dritter Gesichts -Punkt, der statistisclie, oder die 
Bergwerksstatistik bleibt hier ausser Betracht Letzterer ist 
Aberiass^tt) die dermaligen und jedesmMIgon mit der Zeit sich ^tt- 


oder auf einen politischen Grund muss die Entstebung auch 
der Bergwerks -Einrichtungen zurückzufiihren und daraus 
nachzuweisen, aus dnem oder dem andern Standpimkte, oder 
beiden, muss dieren Bestehen zu rechtfertig^i sein. — Die 
besondere Aufgabe für die Darstellung der Bergwerksver- 
fassui^ aber, besteht noch ausserdem in einer richtige» Auf- 
fassung und BeuxIheihiBg der Ho&iente, weldie bh den b*^ 
sondern Bergwerks ^Binriclitingen Verankssung ^geben 
und dadurch eben so tiele Abweichungen und Ausnahin^ 
Ton anderen iUgemeineren Staats- Einrichtongeii hervorge- 
rufen haben ^ so dass sich im Gegensatze zu ktzCoren eine 
Partfcuiar-*Yerfas8ung Kai bilden können« Jk ^ iai 
vogar (Üe Aufsuchung und Erörterung dieser M^mbnie dei 
wichtigere nmd wesentlichiere Tbeil' der vorBeg^ien AHft 
gäbe, weü ale den eigentlichen Coitrilponkt äitsmtch^ii, r^Hi 
^fdchem alle spedeUere Aergw^iks-BiaKkhlmiget ftusgeg^n^ 
gen sind) weil rie den IMen bilden, an'wtkhem iii^ alü 
diejenigen InsÜtnte auf« und anreihen^ ^^^ trenn -^leidh 
minder ptrtkuläret und jabwefchender Nalvr^ demioch b«t 
Betrachtung der Bergwerks^- Verfaamng'.ebenliidk mii ziif 
Sprache kommen müssen* • ' ) 

Von der ^Axttinä Weise aber^ wie diese Grttnd^Idsii» 
tute aufgeiltSBt werden, hangt die ETkHruHg ^ Ztaittm» 
menhangei Hb , In dem sie mit deoi gesammten 8t&ats*-Qrgi^ 
'Hismus stehen, eben so sehr, wie die Ntchweisupg ttxtet 
staatsrechiUchen und staatswirthsehaftlicheir BegrCkndoiig^ * > 


dernden, Objecte und Snbjecte <fer' Bergwerks -TerfaAintig tand Ter^ 
.waltang in Erwägung sa aiebeiu ' . ■ -^ 

la dieser Hinsicht ist za Erlangnng alljährlicher Uebersicht auf 
den 9,Bergacademisc]ieii Kalender (ur den sächsischen Berg - "und 
HütteBmaBa (Freyberg bei Craa und Geclacb)^^ im AUgeineiiien zu 
Terweisen* 


*. 
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Van der togenannien Berg- Regalität (FVeierklärung des 
Bergbauei; — Special- Verleihungen; -r- der freie 
Bergbau ist Icein Regal). 

Man hat iosgemein die §• 1. erwähnten Momente, welche 
die Eigenthümlichkeit und Besonderheit der Ber([[wer]uTer- 
fasrang deutscher Lander, insbesondere auch Sachsens, be- 
dingen, in. dem Inbegriff der Bergregalitat zusammenge- 
fasst; man bezeichnet das Bergregal als die Grundlage 
der Bergwerks -Verfassung und hat dadurch schlechthin 
die meisten Erscheinungen und Contfequenzen. erklärt, welche 
sich bei und aus der Biergwerksrerfassung «eigen und er- 
geben. Im Allgemeinen wird der Landesherr — Repräsen- 
tant der obersten Staatsgewalt — als Bergherr bezeich- 
net, der jedoch seine Rechte am Bergwerksgute und 6e-^ 
werbe iwter gewissen Vorbehalten an Private zu überlassen 
pflege. Als doppelte Modalität dieser Ueberlassung, wodurch 
Bergwerksgut und Gewerbe in den freien Verkehr der Pri- 
Taten komme, wird die Freierklärung und die Spe- 
cialverleihung bezeichnet. Jene Vorbehalte aber sollen 
eine noch fortdauernde Dispositionsbefugnlss des Staats über 
Bergwerksgut und Gewerbe, ungeachtet dessen Freierkla- 
rung oder der Bdehnung Ton Vasallen damit., erklären und 
rechtfertigen, und es wird daher auch bei und neben 
der Freieridärung, eine Fortdauer des Regals, als Inbegriff 
jener Torbehaltenen Rechte, statuirt. Ohne dass jedoch der 
Begriff dieses Bergregals selbst genauer und schärfer festge- 
stellt, namentlich untersucht worden wäre ^), ob unter diesem 


a) Den Versuch zu einer schärfern Begrifisbestimmiiog der Berg- 
regalität machte erst Wagner: „Ueber den Beweis der Bergregali- 
tat des deutschen Bergbaues/' in Kohlers bergmännischem Journal 
Ister Band S. 709 abgedruckt. — Früher schon in ähnlicher Weise, 
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Regal ein Staats-Eigenthum am Bergbau zu rerstehen 
sei ^),, scheint theils der Berggesetzgebung deutscher Landeri 
insbesondere auch in Sachsen, da, wo sie sieh, (was nicht 
häufig ausdrücklich und nie mit Bestimmung oder Erläute- 
rung des BegriJBfs geschehen,) auf solche Regalität beruft, 
nur ein unbestimmter Begriff der Regalität im Allgemeinen 

Torgeschwebt zu haben ®), theils ist die Forschung der 

. t ' > 

wiewohl. mangelhaft, Hörn, (Casp. Heinr.) Tract. von den landes- 
herrlichen Regalien §. 6 et 7. 

b) Diese Frage/ erklärt von Römer , ('Staatsrecht des Chur- 
furstenthum Sachsens 2ter Theil S. 744. §. 88.) mit Recht fiir so 
wichtig, dass ohne ihre Beantwortnng die gegenseitigen Rechte des 
Staats und der Privaten am Bergbau nicht determinirt werden können. 
Jener Schriftsteller verneint das Eigenthum des Staats am Bergbau.. 

c) In den ältesten sächsischen Berghaupt- und Grundgesetzen 
kommt eine ausdruckliche Berufung anf^ die Regalität, selbst der 
Gebranch dieses Wortes nicht leicht vor. Nur die Ausdrücke 
«.Begnadigung, Befreiung, unser Bergfreies, unsre 
landesherrlichen Rechte, landesherrliche Vorbehalte, 
der Landesfiirst als oberster L^i her, 3ergherr.^* u. dergl. 
sind es, aus denen unmittelbar die Theorie den Begriff der Berg- 
.Regalität erst gefolgert und dem Gesetzgeber den Sinn untergelegt 
hat, dass er stillschweigend die landesherrliche niedere Regalität vor- 
ausgesetzt haben müsse, weil ausserdem von Befreiung, Treierklärung 
des Bergbaues nicht habe die Rede sein können. Es findet ^ich da- 
gegen in der allgemeinen Gesetzgebung aus der Periode des Le- 
gislator Saxo eine die Berg -Regalität (mit ausdrücklicher Anfüh- 
rung dieses Wortes, anscheinend sehr bestimmt aussprechende Sanction 
in Const. 53. P. IL : auf welche später noch einmal zurückzukommen 
ist, deren Jrrthum aber ziemlich offenbar vorliegt , vergl. v. Römer etc. 

.Staatsrecht d. Churfürstentlram Sachsen Thl. 2. S. 69!?. §. 21. Note a. 
Ebenso in dem 'Eingänge zur Bergordnung für die Laudgrafschaft Thü- 
ringen vom Jahr 1563, wo es heisst: „dass die Bergwerke^ Metalle und 
Bergarten "^tc. dem Churfursten als Landgrafen in Thüringen nicht 
allein von hoher Landesfurstlicher Obrigkeit wegen und Kraft seiner 
Regalien auch etc. gebühren, sondern, dass auch dessen Vorjahren son- 
derlich damit beliehen wären.'^ An andern Gesetzstellen kommt die ErT 
wähüung der Regalität meistens nur beziehungsweise, nicht aber verbis ' 
dispositivis vor. Hä^ufiger wird die Beziehung auf das Landesherr- 
liche Bergregal vom 17ten Jahrhunderte an , so kommt sie z. B. vor im 
Eingange des Bergdecrets vom J. 1624 etc. (wo der Bergbau „uiiser 
hohes Regal und Kleinod'^ genannt wird) und in mehrern Haupt-Staats- 
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filieren und neueren Bergreehtdehrcr >renifer »vf 4ie rich- 
tige Beatimmung des Begriffs selcher Begalttit und dar 
dgentlieh d«rinne liegenden Redite des Staati, den beüiei* 
ligten Untertbanen gegenüber « als nur dahin gegangen, die 
landesherrlicbe Regalität am Bergbau im Allgemeinen, aus 
gemeiner deutseber Recbts* und Reicbs- Verfassung nach* 
wweisen und dsfikr positive Gesetze uud Beweisstellen wn 
sammeln ')• Als solche haben mehrere gegolten und ein 


UrkundsD und ReseMen, z. B. ia dem Rezesa mit iea Grafen and Herrn 
V. Schönbarg ▼. 4^ May 1740 §. 7. Völlig gangbar ist der Ausdruck 
ubrigeofi ia dem neuem und neuesten amtlicheu Schrifteawecbsel der 
böbera und niedern Bergbehörden. 

Mit solcher Bestinmitheit im Begriffe aber, wie s, B. im Preossir 
sehen Land -Rechte Tbl. 2* Tit XVI. und in dem Entwürfe zu Revi- 
sion der Preussischen Berggesetzgebung (Gesetz-Revisions-Pensum XI.) 
Berlin 1833, üt das Bergregal als solches in der sächs. Gesetz- 
gebung niemals genannt. Im Gegentheile wird das Bergregal^ anderen 
wirklichen Regalen gegenüber erwähnt, als davon verschieden anerkannt; - 
so, in dem Rescr. v. 18. Juny 1669. (Cod. Aug. Tom. III. S. ] 343.) die Vet- 
leihung auf Gold betr., wo das Verleihungsrecht auf Gold, auch Regal 
genannt, im Zusammenhange mit dem Mfinzregal vorkommt. 

d) Um nur die Vorzüglicheren und die P^^ueren zo 
aeanen vergl. : 

Beyer Otia metallica. Entwarf einer Bergstaatn-eclitslehre Cap. V. VIII. 
j>. Casp. Heinr. Hörn. Tractat von den landesherrl. Regalien bei Berg^ 

- werken, Wittenberg 1703. 
Johannes Eisenhard, tr. de metallifodinarum jure (Helmstadt 1681.) 
Köhler, Anleitung zu den Rechten und der VerfMBQog beim Bergbau 

2te Aufl. Eial. Cap. 2. uad Ister Theil l^ter Abschnitt 
Christ. Heinr. Gottlieb Hake, Commentar über das Bergrecht 2tes 

Capitel. s 

' C J. B. Karstea, Grnndriss der deatscben Bergrechtslehre (Berlin 

1823.) §. 1—56. 
-Dr. C. J. A. Mittermaier , Grundsatze des gemeinen deotschen Privat 

rechts §. 296. seqq. 
Dr. Chr. Gottlieb Haubold, Lehrbuch d6s k. S. Privatrechts 2te Au0. 

(bes. V. Dr. Carl Friedrich Günther) £. 242 — ^245. 
Dr. Joseph Tausch, das Bergrecht des Österreich. Kaiserstaates (Wien 

1834) 2te Aufl. Ister Abschnitt Istes Hauptstück. 
Joh. Ferdinand Schmidt, Darstellung, des Bergrechts im Königr. Böh- 
men (Prag 1833.) Istes Hauptetück Istes Capitel. 
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herkömmliches Ansehen genossen. Die Absicht ist gewesen, 
durch selbige zu erweisen^ dass das ehemalige deutsche 
Reichs -Oberhaupt die Bergregatitat ausgeübt, sie Ton dem- 
selben aber, entweder (vermöge der verschiedentlich ertheQ- 
ten Belehnungen) an die ehemaligei Reichsstände, jetzt soir- 
veraine Landesherren der einzelnen deutschen Territorieii, . 
ausdrücklich übertragen, oder mit der von Letztern erlang- 
tai vollen Landeshoheit auf sie übergegvingen sei. Eben so 
bekannt, als oft wiederholt ist diesfalls die Bemfang auf das 
Capitulare. Karls des Grossen de villis regiis (bc;i Baluz T. 
II. Art* 62. p. 332); so wie auf die Theilungsurkunde Lud- 
wigs des Frommeu, Ibid; Tom. I. Cap. 12; auf die Constitu- 
tion Friedrichs L vom Jahre 1158 (n. Feudor. 5Q) ®); auf 
die Stelle des Sachsenspiegels Lib. I. Art. 35 ^ und auf die 


. e) „Regaliae , armaudiae , viae publicae , flnmina navigabilia 
et ex quibäs fiunt navigabilia, portus ripatica, vectigaKa, quae vulgo dl- 
cnntur teloDia^ monetae, muUanim poenarumque compendia, bona va- 
cantia et quae ut ab indigiiis legibus auferantiir etc. etc. argenta*- 
ri a e et palatia in ci?itatibas consaetis : pi$cationnm reditus et s a 1 i n a- 
Tum et boaa committeDtium crimeD majestatis et dimidium' thesfturi in 
loco Ciesaris inventi, non data opera, vel Iqco religioso: M data 
Opera totnm, ad eum (sc: imperatorem) pertineat.^^ 

f) Die betreffende Stelle lautet: 

„Alle Schätze unter der Erde begraben, tiefer, denn ein Pflug 
vgehet, geboren 'zu der konigU Gewalt: Silber mag auch kein Mann 
brechen, auf eines andern Mannes Gut, ohne den Willen^ des die 
IStatt ist. . Giebt er ihn aber Urlaub dazu , die Voigtei bleibt doch sein 
darfiber. '< — Schon Hörn im Tractat über die Berg - Regalitat §. 14. 
macht aber auf den 'Widerspruch aufmerksam , welcher zwischen dem 
ersten und dem zweiten Satze alsdann Statt finden müsste , wenn man 
annähme, dass die „kdnigl ich e Gewalt^^ das Eigenthnm des 
Fiscus an den unterirdischen Schätzen (Metallen) bedeuten soll. Denn 
in diesem Fäll könnte von dem Einschlagen eines Privati auf fremden 
Grund und Boden nicht die Rede sein. Bedeutet aber, i^ie wahrschein- 
lich, die königliche Gewalt nur das Recht, den Bergbau auf 
Metall zu verleihen, so beweist jene Stelle des sachsischen Land« 
rechts nicht mehr, als' zugegeben werden kann, wenn man auch der 
Meinung Ist , dass das sogenannte Regale und damit verbundene Ter- 
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Stelle der goldnen Bulle (€ap. OL) *), so wie Art. 8. des 
Westphil. Friedens -Instniments^). 

Die sächsische Bergwerks -Verfassung insbesondere, 
wie sie in ihrer Eigiaitfaümlichkeit besteht, hat man theils 
auf eben diesem Wege und als einen Äusfluss der gemeinen 
deutschen Rechts - imd Staats -Yerfassimg, sowie im Zusam- 
menhange damit zu ' erklären, theils aber noch ausserdem 
einen Beweis für die Regalität des Landesherrn am Berg- 
bau in der bekannten Dotations - und Stiftungs - Urkunde 
Markgraf Otto's des Reichen über das iQoster Alten -Zeile 
Vom 2. Aug. 1185. ^) und der 'darin angeblich bezeugten Be- 
lehnung des benannten Fürsten mit dem Bergregal; nicht min- 
der in der authentischen Interpretation der oben angezoge- 
nen Stelle des Sachsenspiegels durch Const 53 P. ü. zu fin- 
den gesucht^); anderer für minder allgemein erachteter Be- 

leihungsrecht in dem unteD naher erörterten Sinne zu nelnnen sei (vergl. 
auch Wagoer, über Beweis der Bergregalttat a. a. O. S. 750.). 

g) Sie lautet: Praesenti constitutione in perpetuum valitara sta« 
tuimns ac de certa scientia dedaramus » qnod successores nostri Bolie- 
miae reges, ncc non siuguli principes electores ecclesiastici et secolares, 
qui perpetuo fuerint universas auri et argenti fodinas atque mineras stan- 
ni, cupri, ferri, plumbi et alterius cujusque generis methlli, ac etiam 
salis, taminventas, quam ihveniendas in postelrum , quibuscunque tem- 
poribus in regno praedicto ac terris et pertinentiis eidem regno subjcctis, 
nee non supra dicti principes in principatibus, terris dominus et perünen- 
tiU suis teuere juste possint et legitime possidere cum omnibus juribus, 
nullo prorsus excepto , prout possunt , seu consueverunt talia possidere. 

h) Die Stelle lautet; üt autem provisum sit, ne posthac in statu 
politico controversiae suboriantur, omnes et singuli electores, princi- 
pes et Status imperii Romani in antiquis suis juribus, praerogativis, liber- 
Ute , privilegiis, libero juris territorialis tarn in ecclesiasticis, quam po- 
litici« exercitio ditionibus, r egalibus horuraque omnium possessione, 
▼igore hujus transäctionis ita stabiliti firmatique suntoi nt a nullo unquam 
sub quocunque praetextu, de facto turbari possint, veldebeaut. 

i) Der betreffende Passus aus dieser Urkunde lautet: Praeterea 

sciendifm , cum ab imperio cujuslibet metalli proventum in nostra mar- 

chia beneficii jure suscepimus, quia in terminis monasterii venae argen- 

tariae repertae sunt, cum bonis nostris ex eis absolvimus villa* has etc. 

, k) Vergl. Haubold, »ächs. Privatrecht, 2te Aufl. 2i3. Note c 


y 
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weigstelien ^) v so wie der noch bei weiteni w^ger erfolgrei- 
chen Versuche der Ableitung des fraglichen Bechtgrerhait- 
nisses selbst aus den Quellen dev römischen Rechte'*^) gar 
nicht zu gedenken. 

Gleichwohl weisen die angezogenen Urkunden dennodi 
bestimmt nicht nach ) in welchem Sinne? und ob nament- 
lich in dem Sinne der Landesherr das Regal am Bergbau 
haben solle, dass ihm das Eigenthum am Bergwerksgute 
und das Monopol am Bergwerksgewerbe zustehe? oder ob 
nicht Tielmehr das Bergregal als ein Ausfluss der allgemein 


1) Namentlich: 
Heiorichs des VI. Belehnuog de^ Biacboffs in Mundea mit dem Berg- 
regal de anno 1189. Diploma apud Heincccium in antiqu, Goslar. 
P. I. p. 19. 
ein Diploma Heinrichs des III« bei Goldäst. Tom. III. Constit. imper. 
p. 360, worin die Worte enthalten: „dum omnis argenti fodina ad jura 
pertinet imperii, inter regalia nostra computata. '* Tergl. hiernächst 
die In Beyer Otia ' metalljca p. 115. p, 133. sequ. und Carl Dietrich 
Hüllmann, deutsche Finanz -Geschichte des Mittelalters (Berlin 1805) 

5. 62 und 65, fg. angezogenen Urkunden , ^als , ausser den schon 
oben erwähnten : 

Schwabenspiegel Art £18. , — eine Yerleihungs - Urkunde Kaiser 
Friedrichs an den Pfalzgrafen am Rhein und Herzog zu Bayern de anno 
1219. ( ,)Donavimus etc. in rectum feudum, concessimus omne genus me- 
talli,. tarn in auro et argento, quam in aliiä., qnod in tern\patrimpnii 
et feudi sui fuerit repertum etc.*') vid. Goldast. a. a. Ö. I. 298. Lü- 
. nigs Reichsarchiv P. spec. Cent« 2. p. 128. — ferner eine (Jedoch nach 
Beyer Otia metallica p. 134 ihrer Aechtheit nach zweifelhafte) Beleh- 
nungsurkunde Carls des Grossen an Ludwig, Grafen zu Gleichen und 
dessen Söhne, Carl und Ludwig mit dem Berg- und Münz -Rechte in 
einem Stucke von Thüringen bei Goldast. Cons. imp. T. I. p. 17« de 
anno 746 oder 786 — ferner eine Belehnnngs - Urkunde Seiten Kaiser 
Ludwigs an das Kloster Corvef mit dem Rechte , Salz zu sieden und 
eine Münze zu hatten, de anno 833 seqq. bei Lünig^ Spie, eccles. c. 

6. Tit. Corbey §. -6. p. 62. 

m) L. 13. §. 1, D. Com. praed. L. 7. §. 13. 14. D. Solut. ma- 
trim. L. 13. §. 5. 6. L. 9. $• 2. et 3. D. de Usufructa L. 4. §. 7. D. de 
Censibus L. 77. D. de eontrah. emt« vendit L. 15. D. de publ. et vecti- 
gal. L. 3. $. ün, et L. 4. D. de rebus eorum, qui sub tut. et cura. vergl. 
Carl Friedrich Mosch , Versuch einer Geschichte des Bergbaues in 
Deutschland (Liegnitz 1828.) S. 38. £ 
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den Lftiidefehobeit geftbt werde und'letttere altSaBn'xir 
rentdiea sei, wo Tom Bergregal die Rede isf )? 

Maa ilram sich nimlich bei nSherer Betrachtung der 
Bergwerksrerfasaung und Creaetxgebung Ja den einidnen 
deolacben Ctadem , namentiidK Sadisen , wie aie jetst nach 
wirklich beateht, und a6 weit die gcachriebenea Berg«** 
geaetse sorücfcgehen, beatuiden hat, eingeatehen, daea schlar- 
gende und unaweifelhafte positiTC Beatinumuigen f&r £e 
Bergrc^aKtat in den efauelnen deutachen LBndem , im Sinne' 
dea fiacaliachen Eigenthama, nicht exiattren®); daai 
Bergwerkagut und Gewerbe (§. 1.) meiatentheila in j 

den Ifinden der Privaten Ton jeher geweaen und noch ist; - ! 

daas in derThat der Staat, Eigenthümer am Bergwerks- 
gnt und Gewerbe eben so wenig geweaen und noch ist, ala 
er daa Monopol bei dessen Betriebe ausgeübt hat ^). Man 
hat sich sogar eingestehen müssen, daaa daa aogenannte 
Bergregal in der Ausübung f^anz andera aich gestaltet habe, 
als der Begriff de& niedern Hoheits- Rechts (in obigem Sin« 
ne) erwarten liesse^), dass der Staat meistens mM Eigene 
ihumsrecht am Bergbau in ein wahres Yerwaltungs -Recht 
über denselben umgeändert habe')» j>) <^^«^ ^^^ eig^tlich 
der in Deutschland ursprünglich rechtliche Zustand bei der 


n) Wie die« schon v. Römer a. a. O* S. 679* $• 9. in VeibrnduDS 
But S. 746. §. 89. aBgenommeo bat 

o) Yergl. Karsten» Grttndriss. cler deutocben BergrechUlebre §. 18^ 
(nota) Hake , Commentar §.62. 

p) Dies weisen nach : alle eacbsischea Bergordanngen yom J« 
1492 an, (bis zu und mit der noch gUtigen t. J. 1589) wie solche in 
(Wagners) Chnrsächsischer Bergwerksverfassung (Leipzig 1787) S. Xlfc 
et XXI. chronologisch .aufgeführt ^ad» so wie das alte Fre^bergische 
Bergrecht, abgedr. in Klotzach Ursprung der Bergwerke in Sachsen) 
(Chemnitz 1764). Vergl. Karsten a. a. O. %. 2k 

q) Karsten ft. a. O. $• 34. 

r) Mittermaier, Grundsätze des gemmnen deatscben. Privatrechts 
2tc Abthl. S. 296. 297, Karsten a. a. O. §. 54. 
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Benutzung des untervdtecben Eigentlium*), 'nlddn An» 
^ Bergwerksgot ursprunglich ein freies, nnä der Bergbau 
frei gewesen sei *), und dafis die in dea sefenannten Vor« 
bcJudten Gegenden Staatsbttifegnkse sich auf die Oberauf- 
sicht, Gesetzgebung und oberste tichterll^ie Gewalt, n^thin 
auf Ani^tlsse des' allgemeinen und wesenfliehen Hoheits- 
Rechte9, reduciren "). Die Unvereinbarkeit der Annahme 
des landesherrlichen Eigenthums mit der bestehenden 
Territoriat-berggeselsgebung in den LSndem deutscher 
Sfunge, wo der Bergbau frei Von Priraten^ betrieben ward, 
stellte sich schon lange unabweisbar hervor; Ein roll^ 
E%eKUium muss notiiwendig das andere ausschliessen. Es 
Ist^wohl zu sichtlich, dass der Staat d» nidbit als Eigen^ 
thüm^r des Bergbal^es angesehen wi»pden kann, wo er di^ 
durch den Betrieb des Bergbaues ausgebrachten Erze, um sie 
' in sein Eigenthum zu bringen, erst kaufen muss; Abgaben 
vom Bergbau, als cfiiem Prira^-«^ Gewerbe und Steuern von 
demselben als Priyateigenthum erhebt; wo der Staats «Fiscus^ 
wenn auf seine Rechnung Bergbau getrieben wird, weder 
ein besseres ,^ noch ein AusscUiessungs- oder Bann -Recht 
gegen andere Privaten hat, i^ondem in privatrecbtlichen Und 
Contracts- Verhältnissen den Bergbau ^Untei:nehmem gleich- 
steht ^ sich den bestehenden privatrechtlicben Verhältnissen 
nicht minder, wie andere Privaten mjehr, unterwerfen (z.B* 
ebenfalls muthen, Bestätigung suchen) muss (als Stöllner 
eben so- wohl wie jeder andere Stöllner ^iterbt werdei» 
l^nn^ etc.*^)); da die Ausübung des sogenannten Bergregab 


s) Karaten a« a. O. $. 18. 20, Mittermayer a. a. O. §• i^96. 

t) Karsten a. a. O. §« 88. Meyer , Teiwefa 6iner ^eschiehte der 
Bergwerks -Yerfassang und der Bergreciite dea Harzes S. 109, lia 

n) Tergl. v. Römer a. a O. S« 746. §. 90. Diese Ansicht wird nur 
mit sehr schwachen GrüiHen von Kehler a. a. O. 2t^ Aafl. S. 222. 
bekämpfte* . 

v) Kärnten» a« a« » S^ 23. Andeia'aäd^ iso | dass det Staat ohne 
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von der anderer Regalien, des Font-, Jagd-, Flosa-, Mnnx- 
Fo8t-, Fluit- Begab il b. w, u. a. w. zu wesentlich abweiclit, 
ala dasa man nicht liierdurdi acfaon sich luitte bewogen fin- 
den aollen, wenigttena nur ehie aehr modificirte Regalität 
dea Bergbanef ansonehmen. 

Die Versuche , ein Eigenthumarecht des Staats am Berg- 
bau mit dem Eigenthumsrechte der Pri?aten daran , nach 
Analogie ahnlicher Rechtainstitute zu Tereinbaren ^, mussten 
ebenfalls acheitem, da man sich nicht verbergen konnte 
dass beim freien JBergban ein getheiltea Eigenthum am 
Bergwerksgute (wie bei der Empytheuse, dem Erbxina- 
Contracta-, dem Lohns -Verhfiltnisse u. s. w.) nicht anzuneh- 
men, sondern die Eigenschaft des Bergwerkseigenthums die 
ehies vollen und ungetheiiten Eigenthums sei ^). 

§•8- 

Fortsetzung. 

Wa9 int von der Freierklärung des Bergbaues und von 
den Speeialverleihungen xu halten? 

Anstatt jedoch von dem Begriffe der Regalltat, in sofern 
derselbe ein Staats -Eigenthum am Bergbau involyiren soll, 
ganz abzugehen, hat man dagegen der Freierklarujig 
des Bergbaues, wodurch derselbe zum grössten Theile und 
in der Regel (von der in den Special- Verleihungen liegen- 
den Ausnahme s. nachher), namentlich in den sächsischen 
Landen, offenbar in den Frivatverkehr gekommen ist, den 
Sinn untergelegt, ala sei dieselbe ein actus gratiae, der sich 


Weiteres z. B, sich in den Besitz von freien Bergwerlu-Eigentham 
setzen könne, soll nach dem oben angezogenen Preossischen Revisions- 
Entwurfe §. 3. disponirt werden, was jedoch an sich mit dem bestehen* 
den Berg-Privat-Rechte nicht yereinbar erscheinen worde* 

w) Yergl. Hörn a. a. O. S* 22.23.24.27. Karsten a. a. O. S. 56. 

z) Yergl. V. Rdmet a« a. O« 2. Tbl. S,744. et 745. $. 58. et 89. 


bei jedesmaliger Verleihung eines Bergwerksgutes an PriTa- 
ten wiederhole und hat daher das neben der Freierklärnng 
angeblich noch Torhandene Regalitätsrecht, namentlich auf 
das Recht des Staates zur Verleihung des freien Bergwerks- 
gutes und zu Ertheilung der Concession zum Bergwerksbe- 
triebe gestützt Allein es widerspricht diese Ansicht von der 
Freierklärung, der auf den geschriebenen Bergrechten beni-, 
henden Verfassung, wie sie wirklich besteht, geradezu, in- 
dem die Staatsregierung die Verleihung — bestimmter ge- 
setzlicher Disposition zu Folge — bei dem Vorhandensein 
der nöthigen Requisiten nicht Tersagen kann, sondern eben 
durch jene Gesetze zur Ausübung des Acts der Verleihung 
staatsrechtlich gehalten ist. 

Es mag nicht geläugnet werden, dass in der Zeit des 
ersten Bergbaubeginnens in den Meissner Landen, wo es 
noch an privatrechtlichen und staatsrechtlichen Normen für 
die Bergwerksrerfassung gänzlich gebrach, der Landesherr 
sieh, kraft seines Landesbesitzes auch zugleich als Eigenthu^ 
mer der in selbigem aufgethanen Bergwerksschätze betrach- 
tete. Es kann jedoch bei der alsbald erfolgten Einwande- 
rung böhmischer uiid harzet Bergleute, welche ihre heimi- 
schen Bergrechte mitbrachten, dieser — eigentlich rechtlose 
— Zustand nicht lange gedauert haben. Bald müssen , als 
eine Folge der eingewanderten Bergrechte, die im Volke 
gangbaren Rechtsideen Ton der Freiheit des Bergwerksgutes, 
die priratrechtlichen Bestimmungen über die rechtliche Natur 
des Bergfreien , die Oberhand gewonnen und zu degenigen 
Freierklärung geführt haben, auf welche die später emanir- 
ten geschriebenen Bergrechte offenbar fussen. 

Einmal musste daher zwar die Freierklärung erfolgt 
sein und sie ertheilte der Landesherr , aber nicht als bishe- 
riger Eigenthümer am Bergwerksgute, sondern Kraft dea 
desetzgebungsrechtes, als eines ^in der allgemeinen Landes- 
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hohett liegemdeti Rechtes* Einmal ertheilt aber iind ziun 
Geseis erhoben, kann die aus der FreierUäning folgende 
Verleihung des Bergwerksfutea an Piiraten muck nicht 
langer als ein actus gratiae jmgesehcn, noch dabei ein Vor- 
behalt gewisser Eigenthums-Rechte, weniger noch ein jedes- 
mal sich wiederholendes Contracts- VerluUtniss, **- wie die Verlei- 
hung ebenfalls oft dargestellt wird, — angenommen werden. 

In der Special-Verleihivng*) als der zweiten je- 
denfalls nach dem Lehnredite zu beurtheiienden^) Modalität, 
nach welcher Bergwerksgut in PriTathände gelangt, liegt 
allerdings eine wesentliche Abweichung und Ausnahme Ton 
der allgemeinen, in den Bergprivatrechten begründeten Re- 
gel der Freierklärung des Bergwerksgutes, insofern als der 
beliehene VasaU , ohne bergüUiche Muthung und Besitaer- 
peifung, nach den Grundsätzen des Lehnreehts, in. Besitz 
des Rechts gesetzt wird, innerhalb eines ganzen Districtes 
und auf den darinne Torkommenden lisgerstätten, je nach 
dem Umfang der Belehnung auf alle, oder nur einige Metalle 
selbst Bergbau zu betreiben oder dieses Recht wiederum an 
Andere zu verleihen. Allein auch diese Anwendung lehnrecht- 
lidier Principien auf das Bergwerksgut und die Rechte auf 
dessen Ben^tzung, dürfte dennoch keinen Bewds för ein 
Staats-Eigenthum am Bergbau überhaupt abgeben. Per Ge- 
' genstand der Belehnung des Vasallen bei der Special-Verlei^ 


a) Die Geschiebte der einzelnen in den Sächsischen Landen von 
jeher vorgekommenen Special-Verleihungen siehe nmständiicb in:?. Römer, 
Stoatsrecht und Statistik des Chart Sachsen 2ter Theil S. 693. 

Die nach den neueren Territorialschmälerungen und Veränderun- 
gen noch jetzt bestehenden Special- Verleihungen s« bei Köhler, 2te Aufl. S. 
116, 118. Der wesentliche Begriff der Specialverleihnngen ist in Schön- 
bergs Berg-Information P. 2« Art 2. angegeben. 

Uebrigens vergl. Spans Berg - Urthel Tit 12. §. 1. No. 479. 

b) Hierüber sind wohl die meisten Bergrechtslehrer einverstanden ; 
•• T. Römers, a. O. Köhler b,8« O. -^Karsten, deutsches Bergrecht §• 26. 
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hmg sind nändieh die landesherrlichen Rechte am Berg- 
bau. So wie nach der Sitte der Zeit, als das Lehnrecht 
blühte und nach dessen Principienv die wichtigem und we- - 
sentlidien Landeshoheits-Rechte in Lehen gegeben zu wer- 
den pflegten, eben so darf man sich nicht verwundern, dass 
die Principien des Lehnrechts auch in die bergstaatsrechtli- 
chen Yexliältnisse eingednmgen sind, auch in Bezug auf die 
Landeshoheitsrechte über den Bergbau eine Uebertragimg 
auf Vasallen Statt fand imd ein diesfallsigcr Lehnsnems her- 
gestellt ward. Uebertragen ward auf clie Vasallen, je nach 
dem in concreten Fällen verschiedenem Umfange der Beleh- 
nung, das Recht auf d^ Zehnten, also das landesherrliche 
Redit der Beteuerung des Bergwerksgutes und die dies- 
fallsige Nutzung, das Recht der Verleihung (dne obrigkeit- 
liche, rieht^liche Function), der Berggerichtferbarkeit und 
das in der Landeshoheit liegende Dispositionsrecht über düs 
in Niemands * EigeAthimi befindliche Bergfreie, wonach der 
beliehene Vasall dieses für sich ausschliessend benutzen imd 
midiin für sein Eigenthum in Anspruch nehmen, oder (in 
Nachahmung der dlgemeinen Verfassimg und der durch lan- 
desherrlidie Gesetzgebimg eingefülirten Freierklärung) eben- 
falls für frei erklären konnte. Hätten nun aber audi die 
Vasallen in den ihnen reriiehenen Bergwerksdistricten die Bei^- 
werksschätze als ihr ausschliessendes Eigenthum (jedoch we- 
gen des Lehnsnexus nur ein dominium utile) benutzt, so 
würde dies immer nicht beweisen , dass der Staat , dem in 
Bezug auf die specialbeliehenen Vasallen, als Oberlehnlsherm, 
das sogenannte dominium directum zusteht, an dem dem 
Lehnsnexus nicht unterworfenen freien Bergbau ein Tolles 
Staats-Eigenthum habe; denn Letzterer war imd blieb nach 
allgemeiner gesetzlicher Bestimmung frei. Es lässt sich sehr 
wohl Tcreinigen, dass der Landesherr als solcher durch 
^ die Gesetzgebung bestimmte , das Bergwerksgut solle kein 

2* 


20 

Staats-Eigenthum, sondern ein freies Gut sein, wahrend er 
als Oberlehnsherr ein dominitini directum behielt, sowie, 
dass der specialbeliehene Vasall Ton dem ihm in Lehn gege- 
benen landesherrlichen Dispositions- Rechte über das Berg- 
freie , innerhalb des^ Terliehenen Districtes einen andern Ge- 
brauch machte, als sein Lehnsherr in Bezug auf alles ^ nicht 
dem Lehnsnexns unterworfene Bergfreie als Landesherr zii 
machen für gut fand; indem er solches für frei erklärte^). 

Aber auch das domüiiiun directum des Staats bei der 
Special-Verleihung hat, wie schon erwähnt, nicht Eigenthum 
im eignen und eigentlichen Smne, sondern landesherrliche 
Rechte xum Gegenstande, so dass selbst bei der Special- Ver- 
leihung Ton einem, wenn auch nur Ober-£lgenthimi des 
Staats an dem e%entlichen körperlichen Bergwerksgute in 
den Vasallenbergbaudistdcten nicht die Rede sein kann. 

Es kommt nun hmzu, dass , wie sich der Vasallcnberg- 
bau hn Laufe der Zeit gestaltet hat, die beliehenen Vasallen 
fast durchgängig innerhalb ihrer Dlstricte den Bergbau eben- 
falls wieder für frei erklärt, und so die allgemeine Regel 
auch ihrerseits befolgt haben. Man kann sogar Tielleicht 
annehmen, dass in der Regel die Special -Verleihungen im- 
ter der stillschweigenden Voraus^etzimg und Bedingung ge- 
schehen sind, dass der Vasall das Bergwerksgut selbst jfrei 
erkläre, ohne es als sein Eigenthiuu in Anspruch zu * 
nehmen. Wenigstens äusserji sich die, aus der Special- 


c) Es bedarf übrigens wolil kaum der Erwähnung, dass von dem 
bei dem in der Special- Verleihung liegenden Lehnsnexns statt finden- 
den, getheilten Eigenthum, auf das zwischen dem Staat und den Privat- 
werks - Eigenthömer bestehende staatsrechtliche Verhältniss beim freien 
Bergbau, der Schluss auf ein Staats-Eigenthum am Letztern unstatthaft 
sein würde. Was dort Rechtens ist in einem auf lehnrechtjichen Principien 
beruhenden Verhaltnisse, leidet keine Anwendung auf das freie Bergwerks- 
gat, an welchem das Eigenthum, es stehe z6, wem es wolle, unbezweifelt 
ein ToUfitändiges Civii*Eigenthum ist 
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Terleiiumg hergeleiteten Rechte der Vasallen heut zu Tage 
hauptsächlich nur in dem Rechte der Verleihung, in dem 
Rechte auf den Zehnten , die Berggerichtsbarkeit , und 
auf eine obwohl untergeordnete Aufsicht und Leitung des 
Bergbaubetrieoes innerhalb ihrer Districte. Demzufolge be- 
stehen besondere Vasallenberggerichte, und Bergämter, Ton 
denen behörigen Orts noch weiter zu handeln. Hier kann 
nur noch bemerkt werden, dass der Bergbau in den Vasal- 
lendistricten dermalen nur schwach umgeht imd im Verhält- 
niss zum übrigen Bergbau im Lande ganz unbedeutend er- 
scheint; um so mehr als die meisten Specialyerleihungen 
nur auf die niedem Metalle lauten, dagegen der Bergbau auf 
die edlem Metalle auch in den Vasallenbergwerksdistric- 
ien ganz der allgemeinen BergwerksTeifassung unterliegt. 

§•4. 

Fortsetzung. 

ht in Sachsen der Berghau ursprünglich nicht frei gewesen ? 

Bleiben wir bei der sächsischen BergwerksTerfas- 
sung insbesondere stehen, so ist zimächst zu bezweifeln, 
ob aus der deutschen Reichsverfassung (selbst angenom- 
men, es habe sich nach soldier die Ansicht über das. 
Eigenthumsrecht der deutschen Kaiser am Bergbau wirk- 
lich ausgebildet gehabt , ) ein directer Schluss dahin sich zie- 
hen lässt, als sei auch den sächsischen Fürsten ein solches 
Eigentliumsrecht zu yindiciren? und als habe jene Ansicht 
auf die Ausbildung der sächsischen - Bergwerksverfetssimg 
Einflnss gehabt '^ Es scheint wohl, dass das Bedürfniss 
gewisser Normen für Bergwerksverwaltung und Bergrecht, in 
den Districten, wo jetzt noch der sächsische Bergbau blüht, 
schon früher Torhanden war, ehe noch die Theorie der Re- 
galität des deutschen Reichsoberhauptes sich ausbildete ^). 


a) Vgl. HüIImaiui a. a. O, S, 62, und 65 fg, -— Karsten a. a. 
O. §• 18. 19. 80. 
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« 

Depr ilteste Bergbau in den meismischen Landen und dessen 
Entstehung fillt , aller Wahrscheinlichkeit nach , in Zelten, 
wo deutschem gemeinem Rechte nach, die Ansicht über Re- 
galität der deutschen Könige keinesweges feststand, (wenn schon 
Ton Seiten der deutschen Konige früher und späterVersuche in 
Behauptung eines Elgenthumredits an d^n Schätzen des 
Bergbaues gemacht wurden), wo sie daher hauptsächlichen 
Einflttss auf die uranfängliche Bildung der sachsischen Bergr 
werksyerfassimg nicht ausüben konnte. Die mit dem ersten 
Bedürfnisse bergrecbtücher Normen gleichzeitige deut- 
sche Rechtsiinsicht aber, ist weit entfernt Ton der Annahme 
des durch spätere Theorie ausgebildeten Regalitats-Prlnci- 
pes^). Hätte aber auch eine deutsch-gemeinrechtliche Theo- 
rie bestanden, so wurde solche zunächst immer nur das Recht 
des deutschen Reichsob^rhauptes bestimmt haben. Zu be- 
zweifeln bleibt dabei jedoch, ob die Uebertragung jener Rechts- 
idee von Letzteren auf die Reichsstände und auf die Terri- 
torial-^Yerfassung der von diesen regierten {iänder daraus folge 
und zu piasumiren seil Die später,. Seiten des deutschen 
Reichs-Oberhauptes erfolgten, Verleih ungen des Bergre- 
. gals an die sächsischen Herzöge und Chiuiursten (z. B. durch 
die Goldene Bulle), beweisen so wenig, wie andere Beispiele 
von Belehnungen deutscher Rcichsstände mit dem sogenanu- 
ten Bergregal und so wenig, wie die innerhalb der sächsi- 
schen Lande Statt gehabten sogenannten Specidverleihungen, 
/§. 8.) die Regalität des sächsischen Bergbaues, in dem Sinne, 
wie solche insgemein Verstanden wird. Denn durch derglei- 
chen Belehiiungen, insbesondere durch jene Stelle derGoldnen 
Bulle wurde den deutschen Reichsständen die Landesho- 
heit^) in ihren Besitzungen überhaupt, also das Regalitätsrecht 


b) Beyer Otia metallica (Versuch einer Bergstaats - Rechtslehre) 
S. 105. — Karsten a. a. O. §. 16. — Mittermaier a. a. O. §. 296 
m\t Bozug aOf die oben angezogene Stella des Sachsenspiegels 1. 35. 

c) Vgl. Hake, Commeutar etc. §. 64. 
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höherer Art zng^etheilt, welches die Rechte ^des Landesherm 
iiber den B^gban ili seinem Territorio zugleich mitbegriff 
und letzteres Regal ist nur als ein besonders erwISmter 
Zweig der verschiedenen Ausflüsse aus jenem Landeshohetts- 
Rechte anzusehen, 'ohne dass dadiurch bestimmt das Regale 
niederer Gattung (in welchem Sinne es das Eigen th um 
am Bergbau bezeichnet) hat ausgedrückt werden sollen.^) 
Ueberhaupt aber bKeh den deutschen Reichsstanden , um in - 
den sichern Besitz von Regierungsrechten irgend einer Art 
zu gelangen, kein anderes Mittel, als die Form 'der Beleh- 
nung Seiten des deittscheu Reichs-Oberhauptes, die damals 
. aligemein übliche Moddität der dicsfaUsigen Besitzerlangung, 
. übrig. Auch hatte sich zur Zeit der Goldnen Bulle die meis- 
nische uralte Bergwerksverfassung gewiss bereits so weit 
ausgebildet, dass jene Disposition der Goldnen Bulle keinen 
Einfluss darauf weiter gewinnen konnte. Dasselbe gilt in An^ . 
sehung der schon erwähnten, wenn schon authentischen, doch 
in dem fraglichen Siime factisch nicht geltend gemachten, 
auch an sich wohl keinesweges richtigen, ^) Interpretation 
des Sadisensrpiegels Üb. I. Art.' 85. durch die Constitut. 
58. P. n. Eben so liegt darin, dass Markgraf Otto der Rei- 
che, in seinem Schenkungs - und. Stiftungsbriefe, sich ' 
auf eine Belehnnng mit den „proventibus^^ „des Meissni* 
sehen Bergbaues Seiten des „bnperii^^ bezieht, zwar wohl 
das Bekenntniss, dass er eine besondere Belehnung mit dem 
Bergregale bedurft habe, um für dessen Besitz einen Titel 
. zu haben und sicher darin zu sein^, keinesweges aber dtf 

d) Yergl. Beyer Otia metallica pag:. 92. 

e) Yergl. v. Römers, Staatorecbt 2ter Theil S. 692 Nota a. 

t) Nach Hallmann , a. a. O. sollten allerdings die deutschen Kaiser 
gegen die Markgrafen Ton Meissen , wiewohl vergeblich, Ansprache auf 
die Bergwerks. Nutzungen gemacht haben. Der angezogene Schriftstel- 
ler beruft sich auf das Chronioon Cilizense a. o. 121d apud Pistarr cura 
Struv. T. I. p. 1171. wo es heisse: Tbeodoricus Marchio misnensis in- 
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Beweis dafür, dass er sich, vermöge jener Verleihung, •-— 
mag solche nun ausdrücklich erfolgt sein, oder nicht, -7- 
auch wirklich in ausschliessenden Besitz des Eigenthums am 
Bergbau in seineu Landen gesetzt, denselben als Monopol 
getrieben habe. 

Nirgends findet sich aber in der altern' sächsischen Berg- 
gmndgesetzgebung eine ausdrückliche und positive Freier- 
klärung des 'Bergbaues in der Art, dass solche nothwen- 
dig voraussetzen lassen müsste, es habe vor derselben ein 
anderer staatsrechtlicher Zustand stattgefunden« Wo der- 
gleichen Befreiung, FreieiUärung, vorkommt — (es steht 
damit in genauestem . Zusammenhangs die Verleihung ge- 
wisser aligemein socialer Begünstigungen und Vorrechte , z. B. 
an die Bergstädte etc.) — so erscheint sie mehr als Bestä- 
tigung bereits vorhandener Rechte und es war wohl der 
Bergbau von seinem Beginne an in den Meissner Landen 
frei; ein freies Gut, ein freies Gewerbe und in den Hän- 
den von Privaten s). Zum Beleg dafür dient schon das so 
ausgebildete Berg-Privat-Recht, welches — anfänglich 
iuBergwerksgebräujchen, auf welche sich ältere säch- 
sische Bergwerksgesetze sehr häufig beziehen ^) , . bestehend. 


sidiis imperatoris vallabatar. — Hanc molestiam >ropter fodinas in 
Freyberg passus est, qaas Imperator (Fridericus II.) libenter ha^ 

btiisset Bs wäre dies zugleich' ein Beweis selbst dafür, dass den 

deutschen Kaisern, namentlich in Bezug auf die Meisnischen Lande, 
die Ausübung ihres prätendirten Bergregals nicht gelungen sei. 

g) S. oben §. 2. Nota 3 und Meyer , Versuch einer Darstelhing 
4er Bergwerks - Verfassung des Harzes. P. 109. 110. — F. ßülau, 
Handbuch der Staatswirthschaft §. 51. Nota 3. 

h) Es ist häufig, namentlich in den altern Bergordnungeu z» B. 
Art 6. der B. O. v. 1509. Zus. Art. 130. de «o. lö^ zur B. O. von 
1509. Art. 1. des Zusatzes zur B. O. v. 1554, d. a. 1571. Art. 21. Art. 
S6. ibid. darauf: „wie es gemein Bergrechtens, hergebrach- 
ter Weise, bergläufiger Weise, gehalten werde," etc. verwie- 
sen, ein sicherer Beweis, dass die Bergordnungeu nicht ein neues Berg- 
recht schufen, sondern dasselbe bereits vorfanden und nur sanctiouirten. 
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und ursprünglich offenbar nur locäles und statutari- 
sches^) Recht (wie z.B. das alte Freiberger, dem Tglauer 
Bergrechte nachgebildete, Stadtrecht etc.) — höchst wahr- 
scheinlich aus den böhmischen Bergwerksgegenden in die 
Meissner Lande übergetragen ^) , seine Uranfange und Wur- 
zeln, unabhängig von deutscher Reichsverfassimg eben so, 
wie Ton . dem Einflüsse recipirter Rechte , in einer Zeit 
schlug, die hinter den Datis der zum Beweis der sogenann- 
ten Bergregalität angezogenen Urkunden und noch weit mehr 
hinter der künstlichen Theorie von der sogenannten Frei- 
erklärung des Bergbaues in dem bemerkten Sinne, liegt. 

Die sächsische^ BergwerksTerfassung mit dem ihr zu 
Grunde liegenden Berg-Pritat-Rechte bildete sich, gleich vie- 
len andern Instituten, die noch heut zu Tage (mehr oder 
weniger ausgeartet) bestehen, in der Entwickelungsperiode 
des früheren Mittelalters, wo das Bedtirfniss sie hervorrufte. 
Dort bildeten sich factisch auf natürlichem Wege und von 
selbst Zustände , welche die spätere Zeit als factisch vor- 


i) So sind auch anfänglich für jede der vornehmsten sächs. Berg- 
städte, «für Annaberg^ Scfaneebe|rg, Freyberg, Altenberg besondere Bejg- 
Ordnungen erlassen worden. 

k) S. Klotzsch, Ursprung der Bergwerke in Sachsen. — Weisse, 
Geschichte der Chursächsischen Staaten Thl. I. S. 93 ff. — Beyer Otia 
metailica Th. II. n. IV. S. 137 — 202. Anderer Meinung ist Carl 
Friedr. Mosch , Versuch einer Geschichte des Bergb, in Deutschland^ 
1202 u. ff. 

Die Erörterung hierüber kann jedoch hier weiter nicht verfolgt und 
mag nur bemerkt werden, dass die Praxis gewissermaassen den Ursprung 
der sächs. Bergrechte aus den böhmischen beweist^ indem, wie auch §. 16. 
des Bergprozessmandates v. 26. Aug. 1713 verordnet, auf das böhmische 
Hauptberggesetz, die Joachirosthaler Bergordnung v. J. 1548, als Jus 
auxiliare in Sachsen allenthalben hingewiesen wird. Auch finden sich . 
in Letzterer mehrere allgemeinere Bestimmungen, die in den sächsischen 
Bergordnungen als allgemein und bekannt nicht besonders wiederholt 
^ worden zu sein scheinen, weil man solche als bekannt voraussetzte, z. 
B. die Bestimmung über die Binthellong eines Bergwerkslebns in 128 
Kuxe etc. - 


26 

banden nicht nur anerkannt, sondern ab rechtlidi aanctio- 
nirt hat ^). 

Die Bichsische Berggesetagebung aber fand bereits 
solche factisch vorhandene Zustinde vor, welche dnrdi die 
im Volke verbreitete Ansicht von der Rechtsnothweudigkeit 
schon SU rechttichen Verhaltnissen (Gewohnheitsrecht) aus- 
gebildet waren« Allerdings wurde Bergwerksgut und Ge- 
werbe alsdann, wie die positive Gesetzg^uog eintrat, 
fnr frei erklärt, weil Beides für freies Gut und Ge- 
werbe schon längst gehalten wurde; nicht aber bedurfte 
es erst einer Freieridaning Seiten des Staats, noch konnte 
derselbe damit gewisse Vorbehalte verbinden. , 

Jene Zustände, welche die Gesetzgebung agnoscirte, 
betrafen zuiuLchst und urspriinglich gewiss privatrecht- 
liehe Verhältnisse. Diese mussten erst, wenigstens in der 
Rechtsgewohnheit, eine gewisse Stabilität erreicht hab^, dbe 
öffentliche Einrichtungen darauf gebaut werden konnten. 
Die öffentlichen Bergw^ksdhrichtnngen fanden daher ihre 
Begründung und finden sie noch jetzt, in den eigenthiimlichen 
privatrechtlichen bei und durch den Bergbau bedingten Zustän- 
den, denen sie Schritt vor Schritt gefolgt sind. Alle mehr 
staatsrechtliche Bestimmungen sind erst spätem Ursprungs 
und (ohne auf einem rechtlich begründeten Vorbehalte 
des Staats zu beruhen) Folgen der privatrechtlicW Ver- 
hältnisse, wie sie weiterhin angegeben werden sollen. 

§• 5. 

Fortsetzung. 

Factischer Anthett des Staats am Berglau. 

Diese Ansicht wird zum sichern Anhalt d a dienen , w o 
die vaterländische Gesetzgebung über den Sinn Zweifel lässt. 


1) F, Bülau, der Staat und die Industrie S. 70, — Moach a. a. 
O. S. 33. 
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in welchem die Bergregalitat zu Terstehen sei? wenn sie 
auf der einen Seite die Regalität des Bergbaues an die 
Spitze stellt, gleichwohl auf der andern Seite, wie nickt 
zu Tcrkennen, auf einen freien Bergbau — sei diess nun 
ein urai^ängUch freier, oder erst hernachmals frei erklärter-— 
berechnet und für solchen gegeben erscheint Mit dieser 
Ansicht scheint es allein möglich, die richtige Bj^griffsbestim- 
mung, die wahren Grenzen, den wahren Sinn der sächsischen 
Bergregalität zu finden. Hierbei muss über Ton den (grossten- 
tbeils verfehlten) Versuchen der historischen Ableitung sol- 
cher unbestimmten Regalität ans der gemeindeutschen Reichs- 
und Recbtsverfassung wohl abgesehen werden. Es haben 
Jedoch Tdrnämlidi einige Umstönde dazu beigetragen, um, 
statt der Torhin angedeuteten Ansicht, den Bergbau im All- 
gemeinen für ein Regal d. h. für Staatseigenthmn zu er- 
klären. Nächst der eigenthümlichen Natur der Besteue- 
rung des Bergwerksgutes und Gewerbes diurch den Zehn- 
ten nämlich (der gewissermassen das Eigenthiun, wenigstens 
das Miteigenthum, des Staats repräsentirend, oder alsUeb^« 
bleibsel des Tormaligen TÖlligen Staatseigenthums am Berg- 
werksgute vielfach dargestellt worden ist) hat der Staat von 
jeher in Sachsen theils unmittelbar>, theils mittelbar 
selbst am Bergwerksgutc und Gewerbe Theil genommen. 

Unmittelbar, insofern auf Rechnung des Staatsfiscus 
Bergwerke betrieben werden, in welchem Falle jedoch der 
Staatsfiscus ganz in demselben Yerhältnisse zum Bergbau und 
zum Staate steht, wie die Private|genthümer ; mittelbar, 
insofern der Staatsfiscus nicht nur an den Anstalten zu Be- 
förderung des Bergbaues Theil nimmt (z. B. durch Ueber- 
nahme des Stolhibetriebs, der Bergwerks- Wasserversorgungs- 
Anstalten etc.), sondern auch die Anstalten zur Zugute- 
machung, besonders der Silbererze, auf seine Rechnung ge- 
gründet und erhalten hat; so dass in der Hauptsache das 
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Silberhüttenweten zu dner reinen Staatsanstalt gewor- 
den kt *). Ohne das^ jedoch hierdurch das ursprüngliche 
rechtliche Yerhiltniss des freien Bergbaues gestört wor- 
den ist, — denn das Selbstschmelzen der Bergwerkseigen- 
thümer war ursprünglich ein eben so freies Gewerbe, als. 
der Bergbaubetrieb selbst und ist in thesi noch immer in 
der Freiheit des Bergbaugewerbes mit inbegriffen, — und 
ohne dass deshalb der Bergbau im Allgemeinen für ein Re- 
gale zu erklaren wäre, äussert dieser Umstand dennoch den 
Einfluss, dass der Staat, um seine Schmelzanstalten in Arbeit 
setzen und den beabsichtigten Gewinn für den Staatsfiscus 
daraus ziehen zu können, des Bergbaues schlechterdings be- 
darf. Ja es hängt die ganze Oeconomie des fiscalischen 
Hüttenwesens mit den Erfolgen des freien B^gbaues so eng 
zusammen, dass z. B. der gesammte Etat des Ersten auf 
das muthmassliche Ausbringen des Letztern basirt ist. Es 
hat aber dieser, in der Natur des technischen Bergbau- 
und Hüttengewerbes liegende. Umstand nicht* allein den 
theoretisch bestehenden Unterschied und die demnach 


a) S. DepatationsbericIU der zweiten Kammer (Landtags-Acten 
lllte Abth. 2te Samm!. S. 33.) 

Alles was vom Hfttteuwesen in diesem §. gesagt ist, bezieht sich 
übrigens (wie in §. 12 und noch mehr im zweiten Abschnitt weiter aus- 
einander gesetzt werden soll) nur auf das Silber-, Kupfer - und 
Blei -Hüttenwesen, soweit es von der landesherrl, Generalschmelz- 
Administration ressortirt. Das übrige Husteuwesen, soweit es sich in 
Privathänden befindet, besteht in 1) Eisenhüttenwesen (freies Gewerbe 
nur durch die Concessionen und Hammerordnungen in gewerbspolizei- 
licher Hinsicht beschränkt). 2) Blaufarbwesen ( mit seiner eigenthüm- 
lichen consortschaftüchen Verfassung und . verschiedenen durch die 
landesherrlichen Privilegien und die Koboldcontracte bedingten Eigen- 
thümlichkeiten). 8) Zinnhüttenwesen (bei dem unter andern in der 
Johanngeorgenstädter Refier eine allgemeine Schmelzanstalt als Refierr 
Anstalt nach Analogie der Generalschmelz - Administration besteht). 
4) Schwefel-, Vitriol-, Alaun- und Arsenik- Hüttenwesen (einerseits 
concessionirtes und privilegirtes Gewerbe, andererseits zehntpflichtig 
tind von den Bergbehörden ressortirend). 


s. 
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ztt ziehenden Grenzen zwischen Staats - und Pmateigenthiim 
Terrüekt, sondern auch die practische Folge gehabt , dass 
z. B. die Staatsbudget -Einnahnren und Ausgaben vom freien 
Priyatbergbau mit denen des fiscalischen Hüttenwesens zu- 
sammen und beide unter einer gleichartigen Rubrik: ^,an 
Regalien^* aufgeführt worden sind. Aus diesem Gesichts- 
punkte sind auch die Unterstützungen und Begnadigimgen 
des Bergbaues zu betrachten , die zum Theil stabil und eben 
dadurch verfassungsmässig geworden sind, weil der Priyat- 
bergbau und die Staats -Schmelzanstalten in das rechtliche 
Yerh'ältniss gegenseitiger Leistung getreten sind. Ausserdem 
würde von einem Anspniche des Ersteren an Letztere nicht 
die Rede sein können. Es geht aber daraus um so mehr di^ 
Verschiedenheit der juristischen Person und die Folgerung 
hervor^ dass der Staat nicht Regalsinhaber am Bergwerks- 
gutf sei, weil er nicht mit sich selbst contrahiren kann. In 
Verbindung mit jener in der Hand des Staats befindlichen 
Hüttenanstalt steht das Erzvorkaufs recht, welches eine 
wesentliche Bedingung, um Letztere Gewinn bringend zu 
machen, eine Beschränkung der Priratdisposition über das 
gewonnene Bergwerksgut involvirt. Weit entfernt aber da- 
von, auf einem Reservate des Landesherrn bei der Frei- 
erklärung des Bergbaues zu benihen, vermag dieses Vor- 
recht eben so wenig die ^rechtliche Stellung des freien 
Bergbaues zum Staate ^u ändern, als -das Münzregal, ein 
Regal und Monopol im wahren Sinne des Worts. 

Dennoch scheint auch das Vorhandensein des Letzteren 
grossen Einfluss auf die Ansicht über die Regalität des 
Bergbaues geäussert und zu der Meinung gefuhrt zu haben *^), 
dass, weil technisch die Fabrication der Münze aus den 


b) Yergl. D. Edward Baumstark, Handbuch der Camera! -Wis- 
senschafltea $• 16. Nota 6. — Klotzsch^ Münzgeschichte Ister Theil 
S. 5, 
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edlen Metallen die Schlnnarbeit sei, welche mit der 6e- 
wionuDg des rohen Naturprodnctea betonen, auch recht- 
lieh der bhaber dieses Monopols ein Monopol am Bergbau- 
gewerbe haben müsse« 

Der wahre Zusammenhang beruht aber auch hier nur 
darauf, dass der Staat, um münzen zu können, in frühester 
Zeit des Bergbaues bedurfte und dass er sich daher des 
Bergbaues (welchen er jetzt, zunächst seiner Schmelzan- 
stalt wegen unterstützt), früher, wo die Gewerken selbst 
schmelzten, der Miinzanstalt wegen, annahm. 

Auf beiderlei Weise ist der Privatbergbau ein Weg ge- 
wesen, auf welchem der Staatsfiscus — wie die sichsische 
Geschichte vielfach lehrt ^) — sich bereichert hat^ und noch 
gegenwärtig ist der Privatbergbau Eine der Quellen, aus 
welchen der Staatsfiscus in rein finanzieller Hinsicht (der 
nationalöconomischen Yortheile nicht zu gedenken) im Laufe 
seiner Schmelz- und Münzoperationen schöpft. 

Von der Stellung des Bergwerksgutes und Gewerbes 

zum Staate und dem staatsrechtlichen Grunde der 

darauf sich beziehenden Einrichtungen. 

§. e. 

Allgemeine Prinzipien über das Ferhällnisa der Staatsgewalt 
und Regierung zur Güterwelt überhaupt. 

Um die wahre und eigenthümliche Stellung des vater- 
ländischen Bergwerksgutes und Gewerbes zum Staate imd 
die staatsrechtlichen Beziehungen beider gegen einander , so 
wie aller dabei betheiligten Personen, festzustellen, scheint 
es nöthig, die gangbare Voraussetzung von der Bergregalität, 


c) Vielfache Belege hierzu siehe in Klotzsch Geschichte des 
•achsiacheu Munzwesens. - 
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in ihrer bisherigen Unbestimmtheit des Begriffs, aufzugeben 
und sie durch eine genaue Bezeichnung der staatsrechtlichen 
Elemente und Bestandtheilc, welche man unter der Berg> 
Iregalität zusammen zu fassen oder als Folge derselben zu 
betrachten pflegt, zu ersetzen« 

Es muss dabei zuvörderst an einige allgemeine staats- 
rechtliche Prinzipien erinneri; werden. 

a) lieber alles und jedes Gut, welches im Staate als 
volles , ungetheiltes Eigenthum (Allod) besessen , über jedes 
Gewerbe, welches im Staate betrieben wird, erstreckt sich, 

« 

vermöge der wesentlichen Hoheits- und Regierungs- 
rechte des Staats, das allgemeine Yerwaltungs - , das Juris- 
dictions-, das polizeiliche Oberaufsichts-, das Gesetzgebungs- 
und Yollziehungs- Recht desselben ^). Dem Staate steht in 
Bezug auf Privateigenthmn selbst das Expropriationsrecfat 
zu^), ^em sich, aus Rücksicht auf unmittelbar oder mittel- 
bar dadurch zu erreichende Staatszwecke, der Privateigen- 
thiimer zu unterwerfen hat^). 

Diese Verhältnisse sind die allgemein staatsrecht- 
lichen und nothwendigen. Ohne sie kann eine Staats- 
regierung nicht In Fimction treten. 


a) Wenn hier vom Staate nnd der Staatsregiernng die Rede 
kt, 00 geschielit dies nur im Allgemeinen und im Gegensätze za 
den Privaten, daher ohne Rücksicht auf die Art, Tertbeilong der 
Regierongsgewalten und Befugnisse (Gesetzgebungs- Yollziehungs -Ge- 
walt etc.) zwischen Regierung nnd Stände etc. deren Modalität , wie 
sie in Sachsen besteht, in S9 weit hier ohne Einfluss bleibt. 

b) Dies Expropriations- Recht äussert sich in Sachsen z. B. 
nach dem Strassenbau- Mandate ?. 28. April 1781 insbesondere $. 1. 
wo Ton Abtretung des Privateigenthums zu Strassen und Entschä- 
digung der Eigenthumer die Rede ist;, ferner, in dem Gesetz die 
Anlegung der Eisenbahnen betr. y. 3. Juli 1835. und in dem Gesetz 
über Zusanunenlegung der Grundstücke vom 14. Juni 1834. 

c) VergU §. 31. der Yerfassungs- Urkunde vom 4« September 
1831. 
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b) Anerkannt Tcrschieden '^) Ton den bezeichneten 
wesentlichen Hoheitsrechten des Staats sind die Rechte, welche 
sich auf das Eigenthum des Staatsfiscus an gewissen 
Gegenständen, die zur Güterwelt gehören, oder auf das 
Monopol gründen, welches 'der Staat mit einem gewissen 
Gewerbe ausschliessend betreibt. Diese Rechte in staats- 
rechtlicher Sprache, Regalien oder Hoheitsrechte, aber nie- 
derer Art, benennet, sind jedenfalls nur zufällige At- 
tribute des Staats« 

In der allgemeinen staatsrechtlichen Beziehung des Staats 
zum PriTateigenthum uhd dessen Inhabern kann daher ein 
Eigenthum des Staatsfiscus an sich eben so wenig liegen, als, 
ans der gewerbspolizeilichen Oberaufsicht und Verwaltung 
Seiten der Staatsregieruug in Bezug auf irgend ein Gewerbe 
ein Staatsmonopol gefolgert werden. 

c) Auch über herrenloses Gut, soweit solches an 
sich, oder unter gewissen Bedmgimgen geeignet ist, privativ 
besessen und benutzt zu werden und in ein Eigenthum über- 
zugehen , sowie über solche Gegenstände , die erst durch die 
Besitzergreifung in' das Reich der Güterwelt eintreten, hat 
der Staat, durch Gesetze, theils jene Bedingungen, unter 
welchen Privateigenthum daran erlangt werden kann, theils 
die Art imd Weise des Erwerbes derselben, zu bestimmen 
und sodann diese Gesetze zu executiren. Ob nach denselben 
dergleichen anfänglich herrenlose , der Occupatlon oder Er- 
findung unterworfene, Gegenstände, wenn sie zu Gütern ge- 
worden sind, dem Staate als Staatselgenthum zu vindiciren 


d) Diesen Unterschied findet man weiter erörtert in Wagner, 
über Beweis der Regalität des deutschen Bergbaues; Bergmännisches 
Journal, Ister Band, Seite 709, ffi (Freyberg 1778.) — Carl Dietrich 
Hüllmann, deutsche Finanz-Geschichte des Mittelalters (Berlin 1805) 
2ter Abschnitt Seite 60 ff. — Dr. Casp. Heinr. Hörn, Tr. von den 
landesherrl. Regalien %: 5. 6. . ' 


oder der Frlrater^irerbung Preis gegeben sind, Mngt von 
jenen gesetzlichen Bestimmungen ab. Eine Präsumtion da- ' 
für, dass sie Staatseigenthum wären, ist aber an sieh nicht 
begründet. Der Staat disponirt zwar darüber, aber nicht dh 
ursprünglicher und erster Eigentliümer, sondern als Gesetz- 
geber ^^ in Gemässheit der bestehenden GrundsStze, vermöge 
des zu den höhern Regalien gehörigen Regierungs -^ und Ver- 
waltungsrechtes ; er kann daher auch Privaten an dem Erwerb 
und der Benutzung solcher Gegenstände für sich nur dann 
hindern, wenn solche nn6h privatrechtlichen Bestimmungen 
für Staatseigenthum erklärt sind. Aber entschieden Eins 
oder das Andere müssen sie dann werden; beides ver- 
einigt, lässt sich , ein volles Eigenthum davon vorausgesetzt, 
nicht statuiren. 

d) Das Yerhältniss des, unter Bedingung der Vasallen- 
pjBücht und in Folge des Lehnsnexus, besessenen Lehngutes 
zum Staate ist gar nicht nach staatsrechtlichen, son- 
dern nach lehnrechtlichen Principien zu beurtheilen. 
' Der Landesherr hat hieran als Lehnsherr ein Obereigenthum 
und der Vasall nicht ein volles, sondern nur ein getheiltes 
Eigenthum. Aber auch über das beim Staate zu Lehn gehende 
VasaUengut müssen sich, ausser den besondem lehnsherr- 
liehen Rechten , die ad a) angedeuteten Staatsregierungs- 
befugnisse als solche erstrecken, so dass nicht nur die Va- 
sallen als Privaten, sondern auch der Lehnsherr hinsichtlich 
seines Oberdgenthums , ihnen unterworfen ist. 

. Der grössere Theil des oben unter a) erwähnten Eigen- 
thums wird nach dem allgemein im Staate bestehenden Pri- 
vatrechte erworben, besessen, veraussert u. s.w., ist nur 
den allgemeinen Beschränkungen. unterworfen, auch auf der 
andern Seite nicht besonders bevorzugt. Die damit in Ver- 
bindung gesetzten Gewerbe erheischen kerne andere, als die 
aUgemeine poliztiliiche Aufsicht, Beschränkung, oder im Gegen- 
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thell Bevanogniif von Seken d«t ^Uati^ werden keuier be« 
sondern, ek Ourefludbeo gelrefleiien, offentlicfaeB EinridH 
tvngen im SUale bedarf en, tendem künneo in ftaaterecht^ 
Hell er Beiiehwiif nach der aUgemeinen LendeaTerfitfsung 
und aUgemeineB Friniif ien beortheiU werden. 

£e können dagegen privatrecbtliebe oder politiaclie GHInde 
oder beide Tereinigt Torbanden scon, welche im Staate durch 
Geael^ebong oder Heifcommen aneriomnl vnd gebilligt, durch 
die Verwaltung bestitigt, an gewisaen besondem fiffentUcben 
Einriebtungen fuhren, die wegen dner gewissen Ckitinng Toii 
EigenthumiTerhaltnisaen, oder für ein gewissea Gewerbe — 
meifitqiui für beidea in Verbindung — bestehen und des Staat»* 
regiemng und Verwaltung eben grossem Einftuss gestatten^ 
ein gewisses administratiTes Eingreifen derselben herror^ 
Magen, wdchea, ebensowohl mit getdasfeu BeßdnSnknngen, 
aU auf der andern Seite mit Bevoizugmigeki dct fdvatdgen* 
thumer und Gewerbtreibenden, verbunden su sein pflegt. 

Der bibegrüBT soJidier .besondern Einrichtungen, wenn 
sie im Laufe der Zeit eine ^ewiaae Stabilität erveidit^ neben 
und bei der allgemeinen La^desv^fiissung sich erhalten und 
ausgebildet haben , wkd alsdann Gegenatand einer besondem, 
in sich zusammeBbSugenden Verfassung imd Verwaltung ; bei- 
des jedoch, unter der natürlichen Veraussetaung, theils dasa 
dergleichen Eigent^ums* und Gew^^hsrerhaltnisse in ,einer 
Frequena und Ausdehnung Torkommeik, bedeuitend genug, um 
besondere Staatseinrichtni^feii notbwend% fu machen, theik| 
das^ sie, aus dem politischem Gesichtspunkte betrachtet, auf 
Staatswohlfohrt und Staa^eidcunfte v^on hinreichendem Ein«- 
flusse sind, um eme besondere ihrentbalben bestehende Verc> 
waltung an, rechtlEiertigen« - 

Aus dem Bestehen solcher besondem Verfassung für die 
in gegenwartigem §.. unter a) beadehnetenEigenthums« und 
GewerbsTerhältnisse an siiA Usst AA jedodi kmeswegs 
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noth wendig und unbedingt folgern, dasä deshalb derStaats- 
fiscua Inhaber jenes Eigenthums und Jenes Gewerbes sein 

, und werden müsse, weil der Staat tiine besondere «Vorfa»* 
sung und Verwaltung dafür gelten ISfist. Es bleibt viefanehr 
nichts destoweniger jenes Eigenthum und Gewerbe in Pri- 
Tathänden: die Particularität der StaalsTerwaltung^ ^vvlchei 
sich darüber erstreckt, gründet sieh nicht nothwendi^ auf 
die Regalität niederer Art (oben unter b) — Staatseigen- 
thum — sondern ist auf denselben staatsrechtlichen Grund 
zurückzuführen, auf welchem alle anderen allgemeinen öffent- 
liehen Einrichtungen beruhen , nämlich auf das allgemeine 

'Staats- Regierungs- 'und Yerwaltungsrecht, vermöge dessen, 
im Anerkennfniss gewisser besonderer Eigenschaften, die 
jenem Eigenthume und Gewerbe anhängen, gewisse beson- 
dere Einrichtungen^ im Staate iur nöthig erachtet und durch 
die Verwaltung bestätigt oder durch die Gesetzgebung ein- 
geführt werden. 

Insgiemein findet der Gesetzgdber im Volke gewisse tief 
eingewurzelte Gewohnheiten und lang gehegte Bechtsansicb'' 
ten Tor, die sich in Bezug auf eine gewisse Gattung von 
Eigenthums- undGewerbs-terhältnissen schon gebildet haben, 
womach sich der Staat selbst lange, schon bei der Verwais 
tung gerichtet und demnach besondere öffentHcbe Einrich- 
tungen getroffen hat, ohne die^s durch die Gesetzgebung 
ausdrücklich zu sanctioniren. 

OefTentlichc Einrichtungen dieser Art aber, mithin auf 
staatsrechtlichem Grunde beruhende < Institute , bilden sich 
gldchmässig mit und neben den privatrechtlichen Ver- 
hältnissen aus, welche jene Institute hervorgerufen hab^n« 
Jene gelangen zu desto grösserer Stabilität und Ausdishnungf 
je wichtiger und einflussreicher diese auf den Privatverkehr 
werden. 


^ 
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So bildeten fich dts Syitem der Handw^rksrechte und 
die ZuoftTerfassiiiig, das Bergrecht und die Bergwerikgrerfas- 
anng, das Handelsredit, Schifffahrts- und Seerecht, neben 
den denselben entsprechenden öffentlichen Einrichtungen — 
in gewissem Maasse kann selbst das System des Kirchen- 
rechts^), und die kirchliche Verfassung hier als Beispiel 
gelten •— mit und neben einander aus. 

§. T. 

F r t s e t i'u n g. 
Das fisealiavhe Interesse. 

Anderer Entstehung sind solche offenttiche Einrieb- 
tungen im Staate, die sich auf das fiscalische Eigen- 
thum (§.6. b.) an gewissen Gegenständen, oder auf das 
Monopol des Staatsfiscns an dem mit gewissen Gegenstän- 
den m treibenden Verkehr gründen. Dies es Eigenthum wird 
Tom Staate für den Staatsfiscns verwaltet, dergleichen Ge- 
werbe 'werden für Rechnung des Staatsfiscns betrieben. 
Von Erlangung und Benutzung dieses Eigenthums, von Be- 
treibung solcher Gewerbe sind PrijFaten ausgeschlos- 
sen. Die öffentlichen Einrichtungen , die zu Verwaltung sol- 
ches Eigenthums und zum Betrieb solches Gewerbes staats- 
rechtlich bestehen, entsprechen nicht den vorhin be- 
zeichneten privatrechtlichen Systemen, sind keineswegs 
Folge privatrechtlichen Bedürfnisses, noch zum Halt und 
Schutz bestehender privatrechtlicher Verhältnisse getroffen. 


. e) Natürlicli nur in gewisser Maasse, hauptsächlich in Be- 
zug auf kirchliches Eigenthum und aDgenommen, — was hier weiter 
nicht zu erörtern — wdass die diesfallsigen kirchlichen Binrichtungen 
denn loch mehr oder weniger Staatseinrichtungen und die besondere 
Kirchenverfassung etwas Anderes nicht , als eine Particularverfassung 
im Staate ist; abgesehen von den Eigenthümlichkeiten des sonstigen 
Verhältnisses der Kirche zum Staate und zum Regenten^ in spiritualibus. 


. ) 
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Die Tendenz solcher Einrichtungen^) ist in der Haupt- 
sache eine finanzielle; der Staatsfiscus als Elgenthümer 
und Gewerbtreibender betrachtet, steht neben andern Pri- 
Tateigenthümern in privatrechtlichem Yerhältniss, ist aber 
gleich Letzteren (nur mit mehr oder weniger Prärogativen 
versehen) dem Staate, d. h. der allgemeinen Staats- undRe- 
gierungsgewalt, wie und durch wen solche immer ausgeübt 
werden mag, untergeordnet. Diese besondere Verwal- 
tung solchen fiscaliscben Eigenthums steht aber, wiewohl 
sie factisch ein Zweig des gesammten Staats - Organismus 
ist, dennoch nicht in nothwendigem Zlisammenhange 
n^it der Staats- und Regierungsgewalt; sie gründet sich auf 
das zufällige, oder niedere Hoheitsrecht (Regal). Aus 
diesem Gesichtspunkte sind die Einrichtungen zu betrachten, 
welche zu Verwaltung des dem Staatsfiscus als Eigenthums- 
und Monopols - Inhaber zustehenden Forst- und Jagd-, des 
Post -Regals, der Silberhüttenwerke, (§. 5.) des Miinz- Re- 
gals u. s. w. bestehen« 

§.8. 

Anwendung vorstehender Orundsätze autf das Bergwerks^ 

gut und Gewerbe in Sachsen. 

Aus Vorstehendem folgt für die Bergwerksverfassung in 
den KönigL Sachs* Landen : 

1) dass, soweit der darin betriebene Bergbau und das 
Hüttenwesen iu den Händen von Privatpersonen — Einzel- 

^' ' ■ ■ ■■ » ■ I. ^. II !■ ^■^. ■ 

a) Es ist hier nicht der Ort, die rechtliche Begründung der in 
Sachsen bestehenden niedern Hoheitsrecbte auf historischem Wege> 
oder deren Vereinbarkeit mit der dermaligen allgemeinen Landesver- 
fassung aus dem finanziellen oder nationalöconomischen Gesichts- 
punkte zu erörtern , vielmehr soll hier nur wegen der davon auf die 
Bergwerksverfassun^ zu machenden Anwendung der staatsrechtlich» 
Unterschied zwischen den besondern öffentl. Einrichtungen, die 
wegen des fiscalischen und denen, die vregen des freien und Privat- 
gutes und Gewerbe^ bestehen» bemerklich gemacht werden. 
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nen oder Gesellgcliafiten — ist«, an dergleichem Privatberg- 
werksgute (im wdtestea Sinne) mcbt auch der Staata- 
fiacus^ lugleich atiaschllessender Eigenthümer acin kann; 
Indem jenes Eigenthum der Priraten ein xMen und unge- 
theiltea ist und der eine Eigenth&mer notliwendfg den an- 
dern aussclüiessen miisste; 

2) dass, nur soweit der Staatsfiscus entweder eben- 
fiUa einzelnes Bergwerksgut privativ besitzt, oder einen 
wesentlichen Theil des zum Bergbau im weitei*n ^nne ge- 
hörigen Gewerbes, namentKch das Siiberschmelzwesen , zam 
Gegenstand csnes Monopols des StaatisfisGus gemacht hat (s; 
tte Abtheilung), vom Staats -Eigenth um am Bergbau die 
Rede sein kann; 

3) dasB ein gemischtes Verhältniss weder bei den 
ad 1« noch dem ad 2. gedaditen Bergwerksgute und Ge- 
werbe staatsrechtlich bestehen, vielmdbr 

4) dem Stallte über das ad 1» gedachte Privatbergwerks- 
gut und Gewerbe nur diejenigen Hoheits- und R^gierungs- 
Redite zustehen können, welche derselbe iiber alles andere 
freie Gut im Staate ausübt; daher die Bergregalitä t 
in Bezug auf das freie Bergwerksgut und Gewerbe, nicht 
eine solche, die sich auf das Staats -Ei genth um daran 
gründet, sondern nur eine solche sein kann, welche eins ist 
mit der .llgemeinen Lanikshoheit ; 

5) dass daher aus diesem Gesichtspunkte alle diejenigen 
Eigenthömlichkeiten und Particularitäten der sächsischen Berg- 
werksverfassung aufgefasst und erklärt w^erden müssen, wel- 
che man insgemein in den Begriff der Bergregditit zusam- 
tnengefasst hat; 

6) dass endlich' die Stellung degenigen Staatsbehör4en, 
welche über das freie Bergwerksgnt und Gewerbe gesetzt 
sind, in staatsrechtlicher Hinsicht eine ganz andere ist, als 
die Stellung imd der Wirkungskreis derjenigen Behörden, 
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lYdche es Irfoti mit der VerwaltiiB; des fiacEBschen Eigen- 
thuniB an Bergbau sra tlwn haben^ obwohl ^ctisdi in diesen 
Behörden beideriei FunctioBen «reretnigt TOfkonunen könh^. 

In wieweit ist in Sachsen der Bergbau Gegenstand des 
Privat»^ in wieiteit des Staatseigenthumsf 

Nun ist aber in der That in den loaigL sächs. Landen 
factiseh und wirklich: 

L der eigentliche Metallbergbau (im engem Sinne) 
asflKohe and niedere Metalle (CMd^ 9^iib^t'^ Kobald, Kupfer^ 
Zinn«, Bld^ Wismotfa^ Zink, Gisen und Anetilk) gfössten- 
iheiki im Frivateägenthuoe oinselner odoi^ mionifecher Perso- 
nen; d. Ji. Letstere können siiA vkWtßa deH V^duiften des 
Bergprivatreciits in den Besite derjenigen ualttHichen Erz!«' 
gerstätten, in welchen sie Ene irermutben, setsen, und so" 
dann innerhalb des von ihnen auf solchen Erzlagerstätten, 
nach gewissen Grenzen, erworhenen Grubenfeldes, dtnrcli 
Bergbaubetrieb die Metalle gewinnen, ausfördern, ^uf-- 
bereiten und Terkaufen, ja sogar, Was die nieiern Metalle 
als namentlich Zinn und Elsen betrifft, für fiire ^gene 
Rechnung selbst Tetschmel^eii^ oder S)e stt Sonstiger 
technischer Falu-ication Ton Easben, Vitriol u. s. Wb bonutaen. 
Mögen auch die Beschränkungen, welche ihii^n bd Lesern 
ihrem. Gewerbe lUnd der Verwaltung ibves Eigenthiims dureh 
die staatspolizeillche und admtnistiratiire Oberatt&i<(ht in Ge- 
mässheit der bestehenden Landesgesetze anferiegt sind , seltf 
weit ^ehen., so Ueibi, wenn «dioa dodureh ihre Disposi- 
tions - Freiheit geschmälert wird, dennoch der Genuss ihres 
Eigenthums, letzteres in seiner Substanz und dessen Verwal- 
tung für ihre Rechnung, ihnen jedenfalls sicher und un* 
verletzt. 
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Dieser Zustand Itt aber nicht allein factisch vinluai'* 
den und hiytorifich, als immer Toriumden gewesen, so lange 
in Sachsen Bergbau getrieben wkd, nachzuweisen) sondern 
ist auch staatsrechtlich und. gesetzlich begründet 
Wie die durch diesen Zustand bedingten staatsrechtlich zu 
betrachtenden, öffentlichen Institute zunächst aus dem Pri- 
vatgewohnheitsrechte hervorgegangen? ist in der Einleitung 
erwähnt; dieser Zustand ist aber auch gesetzlich und seit 
der Bergordnung Herzog Georgs vom Jahre 1509. Art. Y., 
namentlich auch in der Freyberger Beirgordnung vom Jahre 
1529 iiütio, durch alle 'spätem Bergordnungen bis' zu der 
vom Jahre 1589 Art VL ausdrucklich bestätigt und anerkannt f 
indem nach diesen Stellen kein Privatus von Erwerbung berg- 
männischen Eigenthums und der Concessiqn zum Bergbau 
und Hüttenbetriebe ausgeschlossen, sondern Jedermann zur 
Besitzergreifung (Muthung) und Erwerbung von der Staats- 
behörde zugelassen werden muss. Mit Recht werden diese 
beiden Gesetzstellen als Beweisstellen für die Freiheit des 
Privatbergbaues, wie insgemein geschieht, angezogen. Allein 
nicht liegt in diesen Stellen eine erste Freierklät-nng ""). 
Am allerwenigsten liegt aber darin ein Beweis für die Rega- 
lität des Bergbaues im Sinne des Staats -Eigenthums daran. 
Yiehnehr' ergiebt sich daraus, dass schon die älteste . Berg- 
ordnung einen freien Bergbau vorgefunden, nicht aber den- 
selben erst habe einführen wollen oder können ( §. 3. ). Eine 
urkundliche, erste, ausdrückliche Preierklärung, 
wenigstens für die jetzt noch hei Sachsen verbliebenen Berg- 
werks -Districte, die älter wäre, als die ältesten Bergord- 
nungen, die sich schon auf das freie Bergwerk (gemei- 
nes Bergwerk) beziehen, findet sich nicht ^y Es genü- 


a) Dies wird unter andern von Kohler a. 9i O. 2te Anfl. S. 
126 behauptet. 

- b) In spateren Berggesetzen ist dies dex Fall ; z. B. die Manns« 
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gen aber auch ohne diese, zum Beweis der wirklichen recht-^ 
liehen Existenz jener Freiheit des gemeinen Bergwerks, 
die gesetzlich und verfkssungsmässig bestehenden Bergwerks- 
institute selbst, wie solche in den nachfolgenden Paragraphen 
darzustellen sind ^ bei deren Betrachtung zugleich ihr eigent- 
licher staatsrechtlicher Grund , sowie ihr Verhältniss zu den 
übrigen öffentlichen Instituten des Landes sich darlegen, wie 
nicht minder deren EigenthumUchkeit und Particularitat sich 
erklären wird. 

n. Ist factisch und wirklich ein Theil des Bergwerks- 
gutes und Gewerbes auch rein fi scalisches Eigenthum. 
Theils sind ^arnit die einzelnen Bergbauunternehmun- 
gen gemeint, welche der Staatsfiscus entweder auf alleinige 
Rechnung betreibt , oder an denen eir Antheil hat , — wie- 
wohl der Fiscus, als bergbauiender Inhaber von Berggebäuden 

feldische B. O. ▼. 8. Mai 1671 enthält in ihrem Eingange eine Art 
von ausdrücklicher landesherrlicher Zusicherung der Freiheit 
des Mannsfeld« Bergbaues, weicher früher in der Art, wie der Berg- 
bau in den Meisner Landen , noch, nicht frei war. Es spricht jedoch 
Churfärst Johann Georg, dass er besagte Freierklärung als Oberlehhs- 
herr und Landesfnrst, mithin, Kraft der Landeshoheit er^ 
lasse, nicht als ob er auf sein an jenem Bergbau habendes Eigen- 
thum verzichte. 

Es bedarf aber auch der Bezugnahme auf solche später hier und 
da vom Stsate theils allgemeiner , thmU für specielle Fälle ausdrück- 
lich und urkundlich ausgesprochene Freierklärnngen ganz und gar 
nicht , da die Bergordnungen schon unbezweifelt darauf basirt . sind^ 
Man sehe nur, wie sich die Tendenz der Letztern in den Bergord- 
nungen, z. B. Artik. IV. der Bergordn. v. J. 1589 ausspricht , wo es 
wörtlich heisst: „Unser Ober- und Beiighauptmann , auch Obä>berg- 
meister und Bergwerksverwalter sollen an unsre Statt fleissig auf- 
sehen, dass Friede; Gerechtigkeit und diese unsere Ordnung unver-^ 
bruchlich gehalten, aller Betrug, Untreue und Unrecht abgewandt, und 
wo es befunden, mit Ernst bestraft; gemeines Bergwerks und 
aller derjenigen, so sich des gebrauchen, Nutz und Frommen gefordert 
werde und sollen mit allen andern, obbemeldeten Amtleuten und Ver« 
ordneten, desgleichen mit allen Amtsverwandten und Jedermann, zum 
Bergwerke gehörend, an unsertwegen zu schaffen, zu gebieten und zu 
verbieten haben/' u. s. f. 


/ I 
■i 
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oder Kttten , ia dea nfeistett lallen gtnz wie ein Privatus zn 
bemrthdlen bt und in slnttflnrecbdidier oder privttrecbtlicher 
Hinsicht «ädern bergbaaenden Privaten gleichsteht, — theila 
und insbesimdeife aber ist dai^enige Staatsgut gemeint, wei- 
ches sich auf dss vom Staate nsdi und tiach ausgebildet Sil- 
ber-, Bld- uhd Kuffei^aduoelcwesen und das hieraus, s^ 
wie aus dem Vorkaufsrechte^ genannter MetgUe, nach und 
nach gebildete flionopal gi%idet. Es war nämlich ursprüng- 
lich nicht blos der eigentliche Bergbau , von der Crewinnung 
der Erxe his xur Zogutemaohung derselben durch Sdunelzen, 
sondern auch die Sdundtopevation selbst, namentlich 4es 
Silbers, ein freies Privatgewerbe — die B^rgordnun- 
gen, selbst noch die vom Jahre 1S89, sind auf diese Voraus- 
setasung basirt und enthalten ebenso, wie für das freie Berg- 
bangewerbe, auch für die freie Privat -Hüttenfiabrication ana- 
loge Vorschriften ^). 


c) hl den ältesten Zeit^ 0ak Idtea n. I4ten Jahrhundert) bevor 
aach eigeatlich geprägtes Geld gemfiast ward, stand es den Gewerben 
frei, ihr gewonaenes Feinsilber na^h deai Gewichte in den Verkehr 
vad Handel zu bringen > so dass sie den vollen .Genoss des ganaen 
Werthes ihres Fabrioates selbst bezogen. JNaaientlich wurde dergl. 
Feinsilber in beträchtlicher auantität exportirt, und es wurde so eine 
aicfat uribedentende HandeisFerbiBdaBg Äwischen den Meissner - Landen 
und den damaligen , ansehnlichsten Handels-Städten , G^iua und Vet- 
nedig, unterhalten (rergl. Melzers CSironik der Biirgttadt Schneeberg 
L Bd. S. 35,' -^ Joh. Gottfried Hunger , kurze Geschichte der Ab- 
gaben etc. in Sachsen, (Dresden 1783, 2te Aufl. Sw 12«) Klotascb, 
MÜBZgeSohichte Ister Theil S. 5. 

Die erste landespolizei liehe Beschränkung dieses Tolllg 
&den Silberhandels -m. wdcher später durch Has Metall - Vofkaufs* 
recht des LandesbeiTu gänzlich aufhörte — scheidt eingetreten zu 
iein> als den Gewerben zur Vorschrift gemacht wurde, die Ausldh- 
anng ihrer Arbeiter und Bezahlung ihrer > Lieferanten Zug^ filr Zug 
ta. bewirken, und da dies Anstand fand, weil ''es an den dazu nötbi- 
^n kleinem Silberquantilaten als Tauschmittel fehlte, so scheint die 
Landesregierung Anstalt getroffen zU~ haben, dergleichen Auszahlung 
~BU erleichtern , indem das gewonnene Bergsilber in die erricliteten 
landesherrl. Münzstätten, — welche jedoch anfänglich mehr die Eigen-i 
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Später erst wurde durch* die tom LandeBherm errieh* 
t^te Erzeinkanfsanstait das Selbstschmeken der Gewerken 
seltener. Ans dem fiscaliscben Erzeinkaüf ist nach tnaMl 
nach ein ErzTOrkanf des Fiscus und dieser, nach Errieh^ 
tiing der Greneralschmelz- Administration znm Gesetz erlibben 
worden ^) (das Weitere hierüber in der 2ten Abtheiiong), 

Nach dem angegebenen Unterschieie des Bergwerksgu^ 
tes und Gewerbes , auch wie er sich nach der wesentlich 
verschicfdeneii Person des Eigenthnmers daran bestimmt, ist 
dib Stellung de» freien Bergwefksgutes tmd Gewerbeäi be* 
tionders, und ebenso besonders die desfilbcalischen Berg^ 
Werksgutes zu betrachte». 

Von der Stellung des freien Bergwerksgutes und 
, Gewerbes zum Staate und den deshalb beste- 
hend^n öflfeintlichen Einrichtnngenv 

« 

DUpoaüion des Ganges der IktrHellung» 

Nach den §. 6. a.-und 8. entwickelten Grundsätzen und 
Folgenmgen,' sowie nach den §. 9. erwähnten, factisch und 
wirklich bestehenden^ Verhältnissen, Iddet es nun wohl kei- 


Schäften von bloissen WechselptStzeln hatten, und zngl^'tJh das ge- 
wonnene Silber auch auf den 'Gehlilt prüften, -^ einfifetlefert ward 
nnd Toa daher wieder das zur Ausiohaung jedesmal Erforderliche^ 
nach , beschehener Zerföiluug in kleinere Gewicbtstbeiie und Bezeich- 
anng des rohea Silbers danach lait einem Stempel erholt werden 
musste. (S» Klotzsch Münzgeschichte S« 5 — liS* 27, 47. worin sich 
auf das alte Freyberger Stadtrecht Cap. Tl. S. 181 bezogen wird.) 

Es hat sich in dessen Folge noch bis auf den heutigen Tag 
die Yerbindüchkelt der jetzigen landesherrlichen Münze erhalten, die 
Silberbezahluag , welche durch die Generalschmelz -Administration an 
die Gruben erfolgt, und lobntägig zu • Bestreitung der Bergkosten aus 
der Münze erholt wird, in der aus dem eingelieferten Börgsilbe^ lieu- 
gepragten Münze zu bewirken. 

d) Vergl. die Note a. zu $. 5. 
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neu Zweifel, daM die Befugnisse der Staatsgewalt iiber das 
firele Bergwerksgnt und Genrerbe im Wesentlichen keine 
anderen sein können, ab wie sie der Staat auch über ande' 
res Priratgut innerhalb seiner Grenzen ausübt; mögen auch 
die Eigenthümlichkeiten and Besonderheiten, nach welchen 
sich die Organe des Staats — dessen Behörden — dabei zu 
richten haben, noch so abweichend und mannigfaltig sein. 
Die Functionen , welche die Staatsgewalt ") über das gemeine 
Bergwerk ausübt , reduciren sich auf die bekaimten Ausflüsse 
der Letzteren, wiki das Recht der Gesetzgebung, das 
Recht der gewerbspolizeilichen Oberaufsicht und 
Leitung mit ihrem Annexo, der Dienst - Disciplin iind 
Administrativ- Justiz *"), der Gerichtsbarkeit so- 


a) Bei der gegenwärtigen repräsentativen Terfaflanng iea Vater- 
landea ist vom Landeiherrn allein, als Repräsentanten der Staats- 
gewalt, nicht mehr zu sprechen *), Um so weniger ist daher der 
ohnedies nicht richtige Ausdruck als „B e r g b e r r n*' und „b e r g h e r r- 
lieben Rechte" angemessen, wenn damit, wie noch immer geschieht, 
jene Staatsbefiiguisse beseichnet werden, die vor Bmanirung der Ver- 
üissnngs - Urkunde der Li^ndesherr als solcher allein ausübte. 

*) Und doch , der Landesfont ist noch immer der alleinige Repräfleotant, 
der Staatsgewalt, sowohl gegen Ausseo aU dem Volke gegeoäber. 
Die Beamten sind Organe der Staategcwalt. Die Stande Sind Repräscn- 
teaten des Volks bei dem Laadcsffirst.cn, als Repräsentanten der 
Staatsgewalt. ^* 

b) Der erst durch das Gesetz vom 30. Janaar 1835 (D) festge- 
stellte Begriff der Administrativ- Justiz und das in beregten Ge« 
setze für solche vorgeschriebene Verfahren lässt sich , wiewohl solches 
Gesetz keinesweges för eine so apeeielle Administrationsbranche, wie die 
der Bergwerksverwaltung berechnet ist , nur mit Snbstitnirung anderer 
Instanzen^analog allerdings auch auf die Bergwerksverwaltung übertragen ; 
ja es kommen gerade bei dieser die Fälle sehr häufig vor, wo die 
Staatsbehörde in richterlicher und administrativer Function zugleich 
auftritt. 

Es versteht sich übrigens, dass in allen Fällen, wo die Bergbe- 
hörden auch gemeine Administrativ- und Jiistizpflege (im Gegen- 
satz von der eigentlichen Bergwerksverwaltung) zu üben haben , - sie 
Jenes Gesetz anbedingt and nicht b(os analog zur Richtschnur nehmen 
müssen. 
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wohl bürgerlicher als peinlicher und deren Annexo, der 
SicherheitspolÜEeipflege, welche ebenfalls einen Theil der ad- 
ministratiTen Justiz ausmacht, endlich das Recht der Be- 
steuerung und Abgabenerhebung. 

Das Wesen und die Tendenz dieser Functionen des 
Staats im Allgemeinen darf bei nachfolgender Darstellung als 
bekannt Torausgesetzt werden. Es ist auch für gegenwär- 
tigen Zusammenhang gleichgültig, wie und auf welche 
Behörden jene Functionen vertheilt sind, und es genügt, die 
Staatsbehörden, oder den Staat nomine collectivo, dem 
PriTatbergbaue gegenüber zu stellen, um darnach die gegen- 
seitigen Rechte und Pflichten zu betrachten. (Von der f or- 
rn e 1 1 e n Yertheilung ' beregter Functionen auf die deshalb 
namhaft zu machenden Staatsbehörden und deren Instanzen ' 
handelt der 2te Abschnitt.) 

Wie aber diese Staatsfunctionen gerade hinsichtlich 
des Privatbergbaues sich äussern? diess muss aus derDarstel- 
long der einzelnen und wesentlichsten Bergwerksinstitute herr 
vorgehen und bei jedem , wenn es , seinem Wesen und sei« 
nor Tendenz nach, betrachtet worden ist, von selbst isich 
ergeben, ob die Staatsbehörde dabei in richterlicher oder 
administrativer , oder polizeilicher u. s. w. Function . und Ge- 
walt auftritt? Meistentheils treten bei einem und demselben 
Institute mehrere jener Functionen vereinigt in Wirksamkeftf 
und wenn auch z. B. einige Institute sich vorzugsweise 
auf die Leitung des technischen Betriebes und somit auf 
des Staats gewerbspolizeiliche Oberaufsicht gründen , so be- 
dingen solche Institute doch auch häufig das richterliche 
Einschreiten der Staatsbehörde, oder umgekehrt, bei Insti- 
tuten, deren Wesen und Tendenz auf die richterliche Ge- 
walt der Staatsbehörde berechnet ist, ist häufig auch die 
Thatigkeit der Letztem zugleich eine administrative. 
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Eben dedudb hit et aueli unaiigeiiiesseA gesdiieiiei^ bei 
Denlellwig der eiinelüen, in Bezug auf den freien PriTat- 
bergbaa voiluMnnienden Institute, jene Anordnung »i befolgen, 
welche sich nach der oder jener hinttchtlich solcher Int titoie 
vorwaltenden Function der Staatsbehörde gerichtet hatte, 
z. B. die Institute in einer Categorie au betrachten , wp 
die richterliche, und wieder in einer beiondem Categorie 
die, wo die administrative Thatigkeit der Staatsbehörde 
vorwaltet. 

Die verschiedenen Richtungen der Thatigkeit der Staats- 
gewalt in Be^ug auf das freie Privatbergwerk sind aber, so- 
wie die öffentlichen Einrichtungen, aus denen sie zu erken- 
nen und durch die sie ins Leben treten, nur erst eine l^olge 
der Eigenthiimlichkeiten und Beschaffenheit der Objecto, 
welche die öffentlichen Bergwerkseinrichtungen zum Geg^- 
Stande haben und ergeben sich aus allgemein staatsrechtli- 
chen Grundsätzen von. selbst« Diese Objecto dagegen, mit 
welchen es die öffentlichen Einrichtungen zu thun haben, 
sind es, welche man zuvörderst kennen temen muss, um die 
Besonderheit der sich darauf beziehenden Bergwerksinstituto 
SU verstehen, dann obige Folgen ziehen und die Bergwerks- 
instituto in die Reihe der übrigen öffentlichen Staatseinrich- 
tmige» einrangiren au können. Diese Objecto sind: das 
Qergworksgut und Gewerbe. Die rechtlichen und 
politis<;l|fen Rücksichten, welchen die öffentlichen Berg- 
werksemrichtvngen und mitbia ^ ganze Bergwerks -Verfasr 
fung ihre ^tstehung Vi^danktt bestknmen^ sich lediglich nacA 
der den Objecten des Bergbaues inwohnenden eigenthnmli- 
oben Natnr. Es ist die Ca.u»alltät, die Frage y,ob und 
wie weit eipe Sache vom Bergwerk gdiörig^^^ welche dar- 
über entscheidet)^ ob eine au s!irigbeillicher Entscheidung 
kommende Frage der BorgwerksjurisdietioB odear Ad- 
mmistratioji onterlkgt, ob. sii^b mithin din öffentOchen Berg- 
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werkselnrichtoD^Q davairf beziehen?^) So sind auch die 
beim »Bergbau betheiligten Pfwat - Per%onen^ jedoch mir so 
weit sie es als Bergwerks - ISgiier und Bergbautreibende 
»nd, jener Causaütät wegen, der Competens der über die 
Bergwerkmingelegenheiten gesetzten Staatsbehörde itiiterwor- 
ien, mögen auch ihre nbrigen persönlichen Verhältnisse 
sein, welche sie woil^k Die persänliehen Yerhaltnisse 
der Betheil^ten treten bei Handhabung der Bergwerksein«- 
richtungen gänzüch in den Hmtergrund, und es stehen in 
Bergwerksangelegenheiten alle Betheib'gten sich in so&rA 
gleich, als sie nur nadi ihrer Eigenschaft als Ber|;weri£a^ 
eigenthümer und Bergbaiiende behandelt werden. 

Naich alle dem bat es am naturlichsten jgeschienen, die 
Darstellung der Bergwerkse&richtungen , zu dem in der 
Ueberschrift dieser Abtheilung angegebenen Zwecke ^), an 
die Betrachtungen der Eigentbümlichkeiten «li^s Bergwcfrksi- 
gutes und des Berg^erksgewerbes anzuknüpfen, so däss da- 
bei erkannt werden kann, wie sich die einzelnen Institute 
aus und wegen jener Eigenthümlichkeiten des Bergwerks- 
eigenthums und des damit getriebenen Gewerbes entwickelt 
haben. 

Je nachdem nun gewisse Bergwerksinstitute sich ent- 
weder ^orzugsrweise auf die' rechtliche Natur des bergmän- 
nischen Eigenthums, dessen Arten, Erwerb und Verlust, die 
dabei vorkommenden dinglichen oder oUigatorischen und 


c) Man Tef gleiche darüber, wie allein nach dieser Gansalität, 
z. B. die Competenz der Berggerichte und die Grenzen der ßergge- 
rlct)tftbark»t »ich bestimmen, den Befehl Chorl Chdstian U. an die 
Regierung y Oberbof * und Appellations- Gerichte t. 9. April 1609 
(abgedruckt in Leberecht Ejiregott Taube, Grund und Umfang der 
Berggerichtsbarkeit, Preyberg 1808. Seite 128. No, 2 b). 

d) Daher aach nur mit äilgemetaeir Andeatmig Ihrer T^enz iui4 
111 cht mit derjenigen speciellen Beschreibung alier einzelnen 
dabei Torkommenden JDienstvorschriften, wie sölclie der besondera 
fiatsteUoBg Torbebaltoa bleibt; 
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andere RecbtsrerhUlnigse — oder Tonugsweise auf diepo- 
liüsdien Rücksiebten beziehen, welche der cigenthümlichen 
Beschaffenheit' des Bergwerksgewerbea im Staate aus dem 
Gebraachef welcher Ton dem rite erworbenen Borgwerksei- 
gentlium gemacht wird, gewidmet worden sind, so zerfiUlt 
die Darstellung zunächst in zwei Unterabtheüungen , denen 
sich noch eine Ste Unterabtheüong anscbllessen sollte, wel- 
che ¥on der das Bergwerksgut und Gewerbe gemeinschaft- 
lich berührenden Besteuerung zu handeln hat, denn diese 
hat ebenfalls besondere Institute hervorgerufen, welche am 
übersichtlichsten, Ton den übrigen Instituten separirt , in be- 
sonderer Abtheüung betrachtet werden, damit man auch in 
diesem Bezüge die Stellung des Bergwerksgutes und 6e-' 
werbes zum Staate beurtheilcn könne. 

Erste Unterabtheilung. 

Von den Torzagsweise wegen des freien Bergwerksgntes getrof« 

fenen öffentlichen £inrichtangen. 

§ 11. 
Begriffe Umfang und Eintheilung des Bergtcerksgutea. 

Zum Priratbergwerksgut gehört im weitesten 
Sinne ^ alles dasjenige Gut, womit sich eine dispositionsfiihige 
Person betheiligen kann, um solches durch einen, nach der 
bestehenden Bergwerksverfassung geregelten Bergbau und 
Hüttenbetrieb nutzbar zu machen, und welches zu dem Ende 
mit gewissen besonderen rechtlichen Eigenschaften, den be- 
stehenden Bergwerksinstituten gemäss, ausgestattet ist. Eine 
andere, die letztgedachten Eigenschaften selbst bezeichnende 
Delinition lässt sich im Voraus nicht wohl aufstellen, indem 
ja die rechtlichen Eigenschaften des Bergwerksgiites sich erst 
aus den nachher zu beschreibenden Instituten ergeben sollen« 
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Auch miiss man sich hüten, für freies Bergwerksgfat 
unbedingt alles dasjenige zu erklären, welches durch Berg- 
bau und Hüttenbetrieb nutzbar gemacht wird; denn so 
gehören Steinkohlen und Braunkohlen, deren Bergbau aus- 
serhalb des Kreises der Bergwerksinstitute liegt ^), eben so 
wenig wie verschiedene andere nutzbare unterirdisch gewon- 
nene Fossilien, z. B. Kalk, Farbeerde, zum Bergwerksgute, 
weil sich auf solche die Bergwerksinstitute nicht erstrecken. 
Femer gdhören zum freien Bergwerksgute nicht diejenigen, 
obschon ebenfalls ziuu Theil wenigstens bergmännisch gewon- 
nenen, oder hüttenmännisch zu Gute zu machenden Fossi- 
lien, deren ausschliessende Benutzung dem Staatsfiscus vor- 
behalten geblieben, oder auf welche sich die Freierklänmg 
des Bergbaues, wenigstens in dem allgemeinen gesetzlichen 
Maasse , nicht erstreckt , z. B. Porzellanerde ^) , Salz ^) u. 
dergL 


a) S. Mandat vom 13. Septbr. 1822. 

b) Vergl. Kühler a. a. Orte S. 200 und Generale V. 20. März 
1745. Cod. Aug. T.11I. p. 1383., sowie Mandat f. 30. AprU 1749. wider 
die Aiufuhning der weissen Erde. (Ibid. 1290)« 

c) Die Frage , ob die Salzquellen zum. freien Ber^werksgute ge- 
hören, ist insofern dermalen weniger practisch, als das Königreich Sach- 
sen in seinem gegenwärtigen Umfange keine SalzwerlLe mehr besitzt. 
Indessen ist die Hoffnung, Salzquellen aufs Neue zu entdecken, nicht 
aufgegeben, so dass die Frage wieder practischen Werth gewinnen 
kann. — Dass aber die Aufsuchung und Benutzung der Salzquellen kei» 
nesweges, sowie der eigentliche Bergbau gesetzlich für frei erklart, son- 
dern es nur zufallig sei, und von der landesherrl. Concesaion abhänge, 
ob (wie dies z. B. mit den Salzwerken Ton Altensalze, so wie von Ten- 
ditz u. Kotzschau, den widitigsten Priratr Salzwerken des sonstigen 
Sachsens der Fall war) die Salzgewinnung und Bereitung an Privaten 
überlassen werden solle ; dass aber alsdann die Bedingungen , anter 
welchen letzteres geschieht , nicht von allgemein gesetzlich bestehenden 
Yorscilinften, sondern ebenfalls von beliebiger« Resolution der Staatsregie- 
rung im concreten Falle abhängen , behaupten die Sachs. Staatsrechts- 
lehrer (v. Römer a. a. O. 2ter Theil S. 685 §, 15.). 

Es kann dies mit um so mehr Recht angenommen werden, als das 
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Auf der tndem Seite kann nun da» zum freien Berg- 
werk gehörige Gut nicht bloa auf datjenige beschrinken, 
welches der bergUlichen Mnthung und Yerldhnng nnterli^ 
weil daiu noch weit mehr su rechnen ist, ab das eben be- 
sieichnete Gut, das (bergublich in Besitz geuinnmen und 
verliehen) durch Bergbau- und Hüttenbetrieb nntsbar ge- 
macht wird. Denn die Bergwerksinstitute erstrecken sich 
theils auf Gegenstände des gewöhnlichen Eigenthums, wel- 
ches bei dem Btegbau - und Hüttenbetriebe gebraudit und auf 
die gewöhnliche Weise erworben wfrd , s. B. Tagegebaude, 
Bergweriumateriaiien u. s. w., theils werden sie auf solche Ge- 
genstände analog uigewendet, welche als Hulfsmittei zum Be- 
triebe unentbehrlich sind, wie z. B. die zum Bergbau nothi- 
gen Wasser, Teiche, Pochwerke, Schmiodestätten u. s. w., 
welche sogar, wie das eigentliche Bergwerksgnt, gemu- 
thet und verliehen werden können, oder die Halden- 
plätze, Wege, Steige, die vermöge des Expropriationsrech- 
tes durch Occupadon erworben werden. 

Endlich besagt die obige Definition auch nur, dass das 
Bergwerksgut ein Gut sei, „woran sich Jemand betheiligen 
kann,^^ nicht woran sich Jemand betheiligt hat, weil zum 
Bergwerksgute auch das bergfreie und auflässige Bergwerk»- 
gut g^ört, welches, so lange es ein s<dches bleibt. Nie- 
mandem angehört. 


jetzt noch, auch ebne eigene Salinen , bestehende Staats -«Monopol des 
Salsh^andeU damit zmamsienbängt. 

Wenn übrigens' Salewerke anf die angegebene Art und ausnahms- 
weise im Priyaibeskae sind , wie dies bei denen sonst auf sächs. Terri^ 
■torio belegenen obgenannten Salinen der Fall wirklich war , so werden 
dieselben- allerdings den Berggebäuden analog behandelt , die Antbeile 
daran heissen Kuxe, und werden wie andere Kuxe Mai bergamtlichen 
Gegenbnche augewährt. Uebrigens standen sonst, als zum Königreiche 
Sachsen noch ausser den benannten, Ale fiscaliscfaen Salinen zu Dürren- 
berg, Kos,en 4ind Arternigehörten, diese Salinen insgesammt unter einer 
besondern Salinendirection. 
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Auf die Rechte übrigens, welche Jemtlid Tom Berg« 
werksgttte erwerben kann, leidet dieselbe ji^ntheilnng An:* 
Wendung, welche für «lies. Andere, was in bouis sein kann, 
gilt« Es kann Jemand dingliche, oder Mos persBnIiche und 
unter Ersteren auflschliessende Eigenthumsrechtc in re pro- 
pria, oder in re aliena erlangen« 

Auch kann das Bergwerksgut, wie Anderes, eingetheilt' 
werden in bewegliches und unbewegliches, körperliches und 
unkörperliches u. s. w. 

Wesentlicher aber ist hier eine Eintheilung des Berg- 
werksgutes, welche zum Eintheilungsgnmde die mehrere 
oder geringere Eigenthmnlichkeit desselben und den 
Grund der Noth wendigkeit hat, nach welchem besondere 
öffentliche Einrichtungen deshalb haben getroffen werden 
müssen. 

Wiewohl alles Bergwerksgut, selbst dasjenige, welches 
nur in sehr entfernter und nur noch zufalliger Beziehung 
zum Bergbau imd Hüttenwesen steht, den gemeinachaftliphea 
Charakter an sich tragt, dasa es seine Besitzer, der damit 
Terbimdenen (bis zumlBipropriationsrechte gegen einen ande- 
ren Elgenthümer sogar ausgedehnten) Vorrechte eben sowohl 
theilhaftig macht, als auf der andern^ Seite dieselben gewis- 
sen bedeutenden Beschrankungen <, sowie alle Angelegenhei- 
ten, welche dergleichen Bergwerksgut betreffen der Compe- 
tenz der zu Leitung des Bergbaues gesetzten Staatsbehörden 
unterwirft ; so geschieht dies dennoch nur bei einer Gattung 
des Bergwerksgutes mit unbedingter und durch die Sache 
selbst gebotener Nothwendigkeit; bei einer andern Gattimg 
desselben ist solche Nothwendigkeit geringer, oder es ist 
nur nützlich, dass auch solches Gut ' in den Kreis der 
BergwerksTerfassung , mithin bergmannischer Administration 
und Jurisdiction u. s. w«, hineingezogen wird. Demnach kann 

4» 
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fikr gegenmirüge Darateliimg das Bergwerksgnt eingetheilt 
werden: 

1) ia Ber^erksgiit im engern und 

- 2) dergl im weiteren Sinne. 

1) Unter Ber^erks^t im engeren Sinne wäre, 
nach dem angedeuteten Unterschiede, Mos dasjenige zu Ter- 
stehen, welches snm erstmaligen Erwerbe des Eigen- 
thums daran, der bergubllchen Besitzergreifung (Muthung), 
aus dem Bergfirden, sowie der bergrechtUchen Verleihung 
und Bestitjgung hedurft hat (§. 16.), welches aber sammt 
allem damit rechtlich' unzertrennbar verbundenem Zub^ör 
bei NichterTüUung der bei der Verleihung dem jedesmaL'gen 
Inhaber gesetzlich auferlegten Bedingungen wiederum ins 
Bergfreie zurückeilt (auflässig wird). 

Es sind also , um die Gegenstände selbst specieller und 
beispielsweise zu bezeichnen, hierher gehörig: die aufge- 
schlossenen (oder weni^tens zur Aufschliessung bereiten, 
mithin bereits entblössten oder fast nachweisbaren) , natur- 
lichen Erzkgerstätten nutzbarer Fossilien, welche noch in 
Niemands Eigenthum waren, sowie die hernachmais auf den- 
selben nach gewissen Grenze verliehenen Grnbenfelder, 
deren Complen ein Berggebäude (eine Zeche) ausmacht, 
mit den darin anstehenden Erzen oder andern Gewinn brin- 
genden Fossilien sammt Nebengestein (wenigstens innerhalb 
der Vierung) <*). ^ Als natürliche und nothwendige Bedingungen 


d) Selbst das bergmännisch gewonnene Nebengestein, Berge ge- 
nannt, die, ansgefordert, zn Halden anfgestiirzt die Zechen umgeben, 
und auf welchen die Gruben-Tagegebüude meistens erbaut sind , gehört 
hieher. Zu unterscheiden ist zwischen der Haldeumasse, welche 
ab Zubehör der Erzlagerstätte zum Bergwerksgut im engem Sinne zu 
rechnen und den Halden platzen, aufweichen die Berge aufgestürzt 
werden. So unentbehrlich dieselben zum Grubenbetrieb sind, daher 
auf sie auch das Expropriationsrecht za Gunsten der Bergwerkseigner 
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ZU BenntaEnng dieses Berg;werksgnts gehören dazu auch (we^^ 
nigstens als Feiünenzstücke) alle ia Gewinnung jener Fos- 
silien oder zu fernerer Aufschliessung des verliehenen 6ru- 
benfeld^ vorgerichtete 'Baue ^ ferner die zu Verschaffung von 
Wasser- und Wetterlosung getriebenen StöUn, alle im Laufe 
dies Betriebs aiisgdiauene unterirdische ^ Rannie an Schäch- 
ten, Strecken, Querschlägen, Röschen, mit der zu der 
Sicherung angebrachten Mauerung und Zimmerung und die 
in solchen Räumen eingebauten, zur Wasserhaltung oder 
Fördenmg bestimmten Maschinen. 

§. 12. 

Fortsetzung. 

Hohes und niederes Bergregal. Fossilien , die zum freien 

Bergwerksgute gehören. 

Anlangend die nutzbaren Fossilien selbst, welche 
auf de« freigegebenen Lagerstätten brechen, deren Gewin- 
nung mithin fVu: frei erklärt ist, so gehören dahin alle die- 
jenigen, welche nach der gangbaren, obeii (§. 2.) darge- 
stellten Theorie als Gegenstände des Bergregals bezeichnet 
werden. Man pflegt hiernach einen Unterschied zwischen 
dem hohen und nie der n Bergregal zu machen und zu 
£rsterem Gold, Silber und Edelsteine^ auch Salz, zu Letz- 


Anwendang leidet, so kommen doch diese Plätze selbst, wenn sie nicht 
ohoedies auf die gewöhnliche l^eiseeckanft etc. smd, nicht auf berg- 
üblicbe Weise durch Mutbung und Verleihung in das Eigenthmn dier 
Gruben, sondern sie fallen, wenn der bergmännische Gebrauch etwa auf- 
gehört hat, d. h. wenn die Halde wieder eingeebnet worden ist, an den 
vorigen Eigenthümer zurück ; keinesweges abet iu^s Bergfceie; daher sie 
auch nur zum Bergwerksgute, solches im weit er n Sinne ?erstanden, 
gerechnet werden können. . . v ^^ 

, Uebrigens kann die Haldenmasse um so sicherer zum Bergwerks- 
gute im engertt Sinne, gerechnet werden , als namentlich auf das Reclit 
zu Aoskuttung von Halden und deren Aufbereitung , um das darin noch 
steckende Erz zu gewinnen, bergmännische Mutbung angenommen und 
Bestätigung ertheilt wird. 


54 

terem die weniger werthTollen Metalle, ab Kupfer, ^on, 
Blei, Eiien, Kobalt, Wlaimitli, Arsenik, Schwefel, Spiess- 
gläs^ Salpeter xu rechnen*), jedoch, was das Sab anlangt, 
so wurde dessen Regalität überhaupt noch bezweifelt (siehe 
§• 11. Nota c) und auch gegen die Regalität an den Edel- 
steinen sind Terschiedentliche Zweifel lerhoben worden ^). 
Der ganze Unterschied zwischen hohem und niederm Berg- 
regal, den ohnedies lediglich eine künstelnde Theorie in die 
Lehre Tom Bergrecht hineingetragen, ist nur noch bei Be- 
urtheiiung der Granzen, nach welchen im Zweifel die Spe- 
cialTerleihungen (§. 3.) zu beurtheilen sind, Ton practischem 
Einfloss. Man nimmt gewöhnlich an, dass die Specialver- 
leihuog der edlem Metalle , als Gold und Silber , nicht pra- 
sumirt, sondern im Zweifel nur für die niedem Metalle ent- 
schieden werde ^). In Hinsicht auf den freierklärten 
Bergbau und bei der Frage, welches Gut als Bergwerksgut 
dahin gehörig? erscheint jener Uulterschied gänzlich muissig 
imd überflüssig. Nach dem bisher Verhandelten kann auch 
die Torliegende Frage nicht so gestellt werden: an welchen 
Fossilien steht dem Staate die Regalität zu? — denn die 
Regalität in dem Sinne, wie sie bisher eriautcrt worden, und 
nicht diejenige, deren Begriff (§. 6«) aufzugeben ist, steht 
dem Staate nicht blos über die Lagerstätten, auf welchen 
die oben bezeichneten Fossilien brechen, sondern über alles 
Gut im Staate zu; — vielmehr ist die Frage so zu stellen: 
welche Fossilien gehören , weil deren Gewinnung freigegeben 
und Verleihung und Bestätigung darauf ertheilt wird, oder 
in Summa, die particulären Bergwerksinstitute sich darauf 


a) S. Kohler a. a. O. 2te Auflage S. 103, — ?oii Römer, StaaU- 
recht, 2ter Theil, S. 690. §. 18—20. 

b) (v. Wagner) chursächsUche Bcrgwerkü- Verfessang Seite 22. 
Nat'a a. 

c) Ebendaselbst S. 21. Nota a. 
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berieheiif MWft tfeien Bcr^erioigate und zwar Mlches im 
eiig«m Sinne TcrsUndcD? 

Gegenwartig und nach Abtrennung der sonst siim K5nig- 
rdch Sachsen noch gehörig gewesenen Bergwerksdistricte, 
mit dem darin getriebenen Bergbau und Hüttenwesen , sind 
es nur noch folgende Producte des Mineratreichs, welche 
Gegenstande des freien Friratbergbaues bilden und die des- 
halb zum Bergweiisgute gehören: 1) das Gold, iuf dessen 
Lagerstätten Muthung unzweifelhaft gestattet ist ^). Bekannt- 
lich kömmt jedoch eigentlicher Goldbergbau gegenwartig in 
Sachsen nicht Tor, die Operationen aber^ durch welche Gold 
als Bestandtheil von Brnen ausgeschieden werden könntCi 
gehören zu dem fiscaüschen Schmelzwesen und sind nicht 
Gegenstand firden Privatgewerbes , weil dieses mit dem Ver- 
kauf der aufbereiteten Erze -^ wenigstens derer, welche die 
edleren Metalle enthalten -^ an die fiscafische Schmelzan- 
stalt (in der Regel) sein Ende hat. Ferner 2) Silber, als 
das. hauptsächlichste Product des sichsischen Bergbaues und 
daher auch der vomdmiste .Gegenstand der sächsischen Berg- 
gesetzgebung und Bergwerksinstitute« Es bedarf daher nur 
der Verweisung nuf die ^berbergordnungen, und namentlich 
die neueste , ßat aUe Reviere gültige Bergordnung vom Jahre 
1589. als Hauptgrundgesetz für den sächsischen Silberberg- 
bau. Auch 8) Kupfer und 4) Blei sind unstreitige Gegen- 
stände des freien Bergbaues« Beide Metalle werden jedodb 
meistentheik beim Bergbau mit den Silbererzen zugleich ge- 
wonnen und unterliegen mit Letzteren zugleich dem fisca- 
üschen Erzvorkaufe« Für die Darstellung des Kupfers als 
Handelsartikd und zum Behuf der Münze besteht die Sai- 


d) R«icript T. 18, Juni 1669. (Cod« Aug. C. L 2. S. 1343.) die 
den Bergämtem nacbgelaMene Belebuung und Bestätigung auf Gold etc. 
betr. S. Rescr. vom 37. Juni 1737.. (fiod. Aug. C» h 3. 1370.) die Ver- 
leihung auf Goldseäen betr. 
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gerhiitte in Gr&nthal mit fluren Eupferiiinmieni (eine 
rein fiscalische Anstalt), in welcher zugleich aus dem saiger- 
würdigen Kupfer daa darin enthaltene Silber ausgesaigert 
wird. Auf diese fiscalische Fabrication des Kupfers und die 
damit in Zusammenhang stehenden angegebenen Operationen, 
nicht auf den Kupferbergbau der. PriTaten , beliehen sidi 
die meisten einschlagenden gesetslichen Bestimmuirgen, welche 
den Schutz und die Aufreohthaltung jenes Monopob be- 
treffen ^). 5) Femer gebort zum fireien Bergwerksgute das 
Zinn. Für den Bergbau darauf, welcher in mehreren Re- 
Tieren Ton Bedeutung ist, bestehen besondere Bergordmm- 
gen '). 6) Das Eisen, welches ebenfalis~ unbevtrittener 
GegenstiMid bergmännischen freien Eigenthums ist 

Hinsichtlich letztgedachter beider Metalle ist den Pri- 
vaten auch das Selbstschmelzeu in der Regel gestattet 
und erstreckt sich auf solche das fiscalische ESrzvorkaufirecht 
nicht. Deshalb beziehen sich, was namentlich dei| Elsen- 
bergbau anlangt, die bestehenden gesetzlichen besondern 
Vorschriften meistentheils weniger auf die Gewinnung des 
Eisenerzes durch Bergbau, als auf die Elsenfabrication in 
den Eisenhütten imd Hammerwerken ^). Es folgt hieraus, 


e) S. die Grüttthaler Saigcrliüttenordimng v. 8. Febr. 1612. 
(C. A. 2. S. 242.) — Grünthaler Saigerhütten-Erzkaufpateot v. 3. Juoi 
1619. (Ibid. S. 266) und die mehreren wider die* im Lande zum Nach- 
theil des Fiscufl umherfahrenden Störer und Hansirhändier mit Kupfer er- 
gangenen Befehle, Patente und Mandate, alle fast gleichen Inhalts, so 
z. B. latent vom t'^. Januar 1613. u. v. 10. Aug. 1621. (C. A. 2. S*. 

246. et 274). 

i) Die \ wichtigste , noch giWtige ist die Altenbcrger Zinnberg- 
werks-Orduung vom 1. Mai 1568. (C. A. 2. S. 150.) — stehe auch 
die Zinnbergwerks- Ordnung für Eibenstock vom 24. Aug. 1615. 

(Ibid. S. 226.) 

g) S. die BSisen- und Blechhammer- Ordnung für Gieshübel v. 
23. Aprir 1583. (C. A. 2. S. 179.), die Pirnaische Elsen- und Ham-, 
mer-Ordnung v. 25. Febr. 1594. (Ibid. S. 227.), die Hammerordnung 
T. 26. März 1660. (Ibid. S. 326.) und 23. Mai 1666. (Ibid. S. 335.) 
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d«S8, was den Bei^bau auf Zinn und Bisen anlangt, darunter 
auidi das Hiittenwesen,, welches die Erzeugung der Me- 
talle aus den beim iBergban gewonnenen Erzen zum Ge- 
genstand hat, mitbegriffen ist; dsss daher auch die Hut- 
tenanstalten , welche in Privathanden sind, zum freien Berg- 
werksgttte gehören,, was in Ansehung des Silbe rhütten- 
Wesens nicht der Fall ist. (VergL Note a. zu §. 5.) 

7) Auch der Kobald und zwar nicht nur die Gewln-- 
nung der Eobalderze durch Bergbau, sondern auch die Er- 
zeugung der Biaufarbwaaren daraus In den Blaufarbenhütten- 
werken, muss, unbeschadet der fnr den Eobaldbergbau be- 
stehenden besondem Einrichtungen zu den Geg^enständen des 
urspruoelich freien Bergwerksgutes und Gewerbes gerechnet 
werden. Der Umstand, dass auch der Fiscus Blaufarben- 
Werksbesitzer ist , steht dem Dicht entgegen. Im Gegentheil 
ist der Fiscus in dieser Beziehung, als Mitglied des Blau- 
farbenwerks -Consortü, nicht anders, als die Besitzer der 
Privatblaufärbenwerke, mit den ihnen gehörigein Kobaldgm- 
ben zu beurtheilen. 

Unbestritten ist 8) auch die Gewinnung aller änderen in 
Erzen mit einbrechend«! Metalle, als z. B. des Zinks, 
Wismuths, Spiessglases, Nickels und Arseniks, 
60 wie 9) des Vitriols und Alauns durch Bergbau und 
die Fabrication der daraus . zu fertigenden Froducte frei 
gegeben* 

Es ist auch wohl nicht zu bezweifeln, dass Letzteres 
auf alle andere Metalle im Zweifel auszudehnen sein würde, 
die erst später etwa als besondere Metalle entdeckt oder 
nutzbar gemacht werden sollten. 

Ob ferner ausser den metallischen und saTzigeu 
bisher namhaft gemachten Fossilitn^ auch noch 

10) die in Sachsen unter und über der Erde hier und 
da Torkommenden sogenannten Edelsteine, wohin man in 


^ 
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den bergreehtllchen Sdiriftcn nftmentUch Granaten, Achate, 
Chalcedone, Topase, Carne<de, Amethysten, Jaapi», Opale 
und BergkryataU, insbesondere aber auch den bei Zöblltn 
bredienden Serpentinstein, f[erechnet hat, ein Gegenstand 
der Bergwerksinsütttte und mithin dem Bergwerksgnte beixu^ 
xahlen sindl ist hin und wieder in Zweifel eexo£en worden. 
Anlangend suvorderst die letstgedachten Serpentin stein« 
breche, so ist daran neuerdings das sogenannte Bergregal 
ausdrücklich aui^gegeben und Ist die (obachon dnrdi Berg- 
beamte fortdauernd lu besoigende) teehnisehe Beaufsichti- 
gung derselben sum Ressort des Blinisterii des Innern Ter- 
wiesen worden, so dasa entschieden das bisher als ein Theil 
der BergwerksTerfassung xu betrachten gewesene Serpentin-' 
steinwesen, als solches aufgdhort hat und der Serpentinstein 
kein jBergwericsgut mehr ist ^). 

Dass die auf das eigentliche Bergwerfcsgat, insbesondere 
die Gewinnung der Metalle durch BergbSu , beredm^en Belrg^ 
werksinstitute eine dlrecte Anwendung auch auf die oben- 
bezeichneten, (Sogenannten Edelsteine nicht leiden, sondern 
höchstens nur eine analoge «Anwtmdung angenonunai werden 
kann, ergiebt sich aua d^ Jener Edelsteine halber — wenig- 
stens in späterer Zeit —- eriasaenen gesetaliehen Vorschrift 
ten ^). Zwar erscdieint (insbesondere nach Beacr. vom 8& 


h) Es ist dies unter gewissem Vorbehalt aosgesprocheH in einer 
an das Oberbergavt au Freyberg uaterm 5. Mai 1336, ergaagenen 
Finanz - Ministerial • Verordnung» 

i) Rescr. v. 2. Novbr. 1619. (Cod. Ang, <Jont. ffl. 2te Aufl. 
Abtkeiliuig, S. 86) lÄandat r. 2. Mai 173^. (Cod. Ang. C I. 2. & 
1359.) dessen Brläuterungs - Rescr. ?. 17. März 1733. (Ibid. S. 1363.) 
Rescr. ?. 13. Juli 1746. (Ibid. S. 1387.). Ferner die Rescripte vom 
19. Mara 1607. ; vom 19. Dec. 1732, ; vom 25. März und vom 16. 
Sept. 1744.; sowie vom 18, Juli 1772; Hiermit ist zu vergleichen 
das historisch merltwürdige Rescript vom 17. Novbr. 1595. (abge- 
druckt im Magazin für die Oryktographie von Sachsen Heft 1. S. 

157. isa) 
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Mir2 1Y44 und Tom IS. Juli 1146) das Schürfen nach Edel- 
steinen und der Bergbau darauf (die berg&blicheMuthung ^tJK.) 
frei gegeben und ausgesprochen, dass eine Verleihung (und 
SEWar nach den üblichen Langen, Maassen oder nach geTier- 
tem Felde) darauf Statt finden, solle. Auch soll der landes- 
herrliche Fiscus, gleichwie von den durdi den eigentlichen 
Bergbau gewonnenen Erzen, den Zehnten Ton den er- 
brochenen Edelsteinen erhalten ^). Allein da die Privaten, 
welche der^eichen Aufsuchung Ton Edelsteinen unternehmen, 
nicht einmal die schöneren, also die eigentlich werthTolleren 
Stücke behalten und yerkaufen dürfen, sondern solche -— « 
wenn schon gegen Entschidigimg, nach einer gewissen Taxe, 
die jedoch das pretinm affectionis, welches bei solchen Gegen- 
Sünden Statt findet, nicht erreicht -7- an die höchste Finanz- 
behörde einsenden und d«ni Landesherm abtreten müssen, 
die geringeren und schlechteren Stücke aber, welche sonst 
keinen technischen oder innem Werth haben, die Mühe der 
Aufsuchung nicht yeiiohnen, so ist es factisch dahin ge« 
kommen, dass fiist Niemand auf Edeisteme baut, auch sind 
früher dergleichen Unternehmungen nie in einiger FVequenv 
Torgekommen ^). 

Es ist Tielmehr fast aOeitt Sache des Staats geblieben, 
sehierseits unmittelbar dergldch^ edleres Gestein au&nchen 
ffu lassen und für den Staatsfiscus zu erwerben, wie denn 
auch die ursprüngliche Tenilenz, dass der Landeriierr die 
Edelsteine toi» Werth für sich beulten wolle, in dem Be- 
fehl vom 2. Novbr. 1619. ganz unverkennbar ausgedrückt ist 
Es bestand dieshalb sonst die besimdere Stelle eines Edel- 
steininspectors, die jedoch im Jahre 1835» aufgebloben 


k) S. von Romer cbarsachs. Staatsrecht I. e. t Tbl. S. 690. und 
Nota a daselbst 

1) S. die ersten Hefte des Magazins für die Oryktographie v. 
Sachsen in den Artikeln der zu den Edelsteinen gerechneten Fossilien. 
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und deren Function theilwejse den Bergimtem mit nber-^ 
tragen worden bt Es scheint aber^ als ob auch selbst der 
Staatsfisctts wenig Werth mehr auf Gewinnung von dergleichen 
Fossilien lege und mit der Zeit — gleichwie es hinsichtlich 
des Zöblitzer Serpentinsteins bereits geschehen — , die wegen 
jener Fossilien bestehende, auf ein Vorzugs > und Vorkaufs- 
recht des Staatsfiscus hinauslaufenden Einrichtungen abgeschafil, 
somit aber solche Fossilien aus dem Gebiete des Bergwerks- 
gutes heraus in dea Kreis der gemeinen Güterwelt fallen 
durften« 

§18. 

Fortsetzung. 

Die Kuxe ab Tkeile des Bergwerkigutea. 

* 

Eine besondere, jedoch hier nur V:oriaufige, Erwähnung 
ist der Bergtheile (Kuxe, Gesellentheiie) zu thuii, die 
jedenfalls* zum Bergwerksgute im engern Sinne gehörig, an 
•' sich nur dem Begriffe unkörperlicher Dinge unterlieget, 
jedoch (nach besonderer Vorschrift der Const. 26. ?• m.) 
als unbewegliches Gut rechlüch eben so sehr betrachtet wer- 
den, wie das Ganze, Ton dem sie die intellectuielien Theile 
bilden. Jenes Ganze besteht in dem Inbegriff alier Berg- 
werkslehne sammt Zubehör — den Berggebäuden, Ze- 
chen, Griibengebäuden. Die Eigenthümlichkeit des 
Berjgbaues bringt es mit sich, dass solche): &st nur von 
Mehreren imd mit gemeinschaftlichen Mitteln . gedeihlich in 
Angriff genommen und mit Erfolg fortgesetzt werden kann. 
Diese Er£fthrung hat das Resultat gehabt, dass. schon seit 
den älteren Zeiten sich Gesellschaften gebildet haben, welche 
pro diviso ein Bergwerksunternehmen betrieben. In neuester 
Zeit wird fast der ganze Bergbau, wenigstens der Silber- 
bergbau, durch solche Gesellschaften betriebeiv Sie sind 
entweder grössere und vollständig organisirte Gewerk- 
schaften, auf welche die Bergwerksinstitute in voller Maasse 
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Anwendung leiden; oder Eigenlöhner- (Gesellen-) schaften, 
die nur von wenigen Theikiehmern constitiiirt werden und 
je mehr die Verwaltung ^ der Gruben , welche sie besitzen, 
sich der einer selbstständigern und gewöhnlichem Verwal- 
tung nähert, weil ein grösserer Einfluss der Bergwerksinsti- 
tiite weniger Bedurihiss ist ^) (wie z. B. beim Zinn- und 
Eisensteinbergbau), desto weniger den in den Bergwerks- 
Instituten liegenden Beschrankungen unterworfen sind^, wie- 
wohl im Zweifel die Grundprindpien der bergmännischen 
Administration und staatspolizeilichen Aufsicht auch auf die 
Eigenlöhner, wenigstens analog, anzuwenden sind.. Jeden- 
falls haben die Antheile, welche die Mitglieder der Gewerkt 
Schäften sowohl als die der Eigenlöhnerschaften an den ge- 
meinschaftlichen Grubengebänden besitzen, in der Art ganz 
gleiche rechtliche Eigenschaften, dass besondere Bergwerks- 
institute fiir beide berechnet sind, in denen dieselbe Ten- 
denz liegt , welche sich in den , hinsichtlich eines G e s am mt- 
bergwerkslehns (des ganzen natürlichen Bergwerkscigen- 
thums) bestehenden Instituten aussprechen; Eigenschaften, 
welche obangezogene Disposition, wonach die Bergtheile fiir 
Immobilien gelten, rechtfertigen. 

Es muss diesen Instituten eine besondere Aufmerksam- 
keit zugewandt werden, da die Modalität der fictiven 
Theilndomer am Bergbau, welche in der Annahme blosser 
üitellectueller Antheile eines natürlichen Bergwerks-Gesammt- 
eigenthums liegt, gegenwärtig die gangbarste Art und Weise 
ist, wie sich Privatpersonen beim Bergbau betheiligen. 


a) Es dürfte kein geringer Beweis för die Richtigkeit der allge- 
meinen Ansicht des Verf^sein, dass die Einrichtungen des Bergbaues 
weniger eigenthumlich und abweichend werden, so wie sich die Natur 
seines Objectes, der der gewöhnlichen Yerkehrsgegenstände, nähert, sein 
Geschäft weniger eigenthumlich nnd abweichend wird. Dagegen be^ 
halten die aus der 'Natur der Staats?erwaitung fliessenden Rechte bei 
allen Gattungen ihre Anwendung. * B. 


m 
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§.14. 

Fortsetzttng. 
Sergwerksgut im weiteren Sinne^ 

CFehen wir nmi 
2), zum Bergwerksfut im weiteren Sinne' iiber, 
80 ist dies alles dasjenige Gut, welches zwar zum Betriebe 
des Bergbaues, also zur Benutzung des eigentlichen Berg- 
werksgutes, mehr oder weniger unentbehrlich und deshalb 
als Zubehör des Letztem den Bergwerksinstituten unterwor- 
fen ist, dennoch aber nicht, wie Jenes, jede andere, «h 
blos bergmannische Benutzung aussohliessty sondern an 
sich auch zu anderer tedmischer Bestimmung dienen könnte^ 
welches hiemachst auch durch die eigentliche bergübliche Be- 
sitzergrdfong aus dem Bergfreien nicht erworben wer- 
den kann. Man kann dieses Gut nach der Art und Weise, 
wie es in Gemassheit der Bergwerkseinrichtungen erworben 
XU werden^pflegt, und ob und wie es seine Eigenschaft als 
Bergwerksgut wiederum verliert, wiederum abtheilen: 

a) in solches Gut, bei welchem, analog wie bei dem 
eigentlichen Bergwerksgute im engem Sinne, Muthung und 
Bestätigung beun Erwerbe hinzutreten kann; 

b) in solches, bei dessen Erwerb Torzugsweise das den 
bergbautreibend^n Privaten zustehende Expropriationsrecht in 
Wirksamkeit zu treten pflegt , und 

c) in solches, welches auf die gewohnliche, durch kern 
Bergwerksinstitut besonders berücksichtigte und begünstigte, 
Weise und nach gemein civilrechtlidien Grandsatzen erwor- 
ben, besessen und benutzt wird. 

Zur Erläuterung dieser Unterabtheilungen finde die Be« 
merknng Statt , dass ad a) nach den bestehenden Berg- 
werkseinrichtungen auch auf solche Gegenstände bergubliche 
Muthung angenommen und Bestätigung ertheilt wird^ die an 
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sich keineswegs, "me z. B* die naturlichen ErdagerstSIten, 
blos 2u bergmännischen, sondern anch an technischen 
Zwecken jeder andern Art dienlich sind, a. B. Wasserau- 
tnsse, Teichst&tten , Plätze zu Bergschraieden, Pochwer- 
ken etc. Bei solchen Gegenständen gründet sich auch die 
erste Erwerbung des Eigenthums daran nicht auf die berg- 
übliche Besitafergreifiing, sondern auf einen gewöhnlichen 
und zwar wie b^ der eigentlichen M uthung gar nicht Vor- 
kommen kann, onerosen Erwerbstitd (Kauf, Tausch, Ces- 
sion u. s. w.). 

'DieMuthung darauf tritt nur accessorisch hinzu und 
ist gestattet, zunächst damit ein Bergbautreibender gegen den 
andern dadurch die Altersgerechtij^lt erlangen und«aomit 
sidi das ausschHessende Vorrecht auf solche Objecte zu der 
bei der Muthung anzugebenden bergmännischen Bestimmung, 
selbst gegen jeden Dritten, sichern kenne« Aus diesem 
Grunde werden z. B. Tdchstätten, Stätten und Plätze zu 
Bergschmieden und Wäschen auch noch gemuthet, wenn 
schon sie zugleich entweder ausgekauft , oder gegen die 
bergttblichen Entschädigungen occupirt worden sein müssen, 
um in das Eigenthum eines Bergbauenden gelangen zu kön- 
nen. Unterliesse der Erwerber die gleichzeitige Muthung, 
so wurde ein anderer Bergbautreibender auf solche Plätze 
Muthung dnlegen und auf den Grund der Sltem Muthung 
jenen Erwerber aus dem Besitz der acquirirten Grundstiicke 
dadurch T^^drängen können, dass er der Erste ist, welchier 
erklärt, ^e fragUch^i Objecte zum Bergbau benutzen zu 
wollen, als welchem letzterem ein diessfallsiges gesetzliches 
Vorrecht zusteht. Streng genonoD^i ist die Anwendung der 
Grundsätze >on der Muthung und Verleihung auf die be- 
ziehenden Gegenstände nur eine, an sich im Sinne und der 
ursprunglichen Tendenz jener lastilute nicht liegende, Aus- 
delmung; auch die Competenz. der Berg- Staatsbehörde, der 






64 

sunachst die Verleihiuig nur des eigeBtliehen Ber^erks- 
gutes übertragen, zur Verleihung von Gegenständen* dieser 
Art nur erst in Folge spaterer Befehle und der Observanz 
begründet worden, welche solche Oegenstände mit dem eigent- 
lich verleihbaren Bergwerksgnte in eine Classe gebracht hat 
Allerdings war diese Ausdehnung der Competenz in Gegen- 
den i wo der Bergbau pra?alirte — wo die Bergbehörden 
überhaupt die ersten Behörden waren — sehr natürlich 
und einfach. S^werlich wurde aber die fragliche Einrich- 
tung in gegenwärtiger Zeit so getroffen worden sdn, wiesle 
verfassungsmässig unläugbar besteht 

Der bei dem Erwerb solcher Gegenstände der hier frag- 
lichtn Art hinzukommenden Muthung und Verleihung . sind 
nun verfassungsmässig alle die reditlichen Folgen zugestan- 
den worden, welche die eigentliche Muthung begleiten. Es 
werden die verliehenen oben bezeichneten Gegenstände als 
Bergwerks lehne betrachtet, verjquatembert etc. und man 
wendet auf siC' den Grundsatz an, dass sie, gleichwie das 
eigentliche Bergwerksgut, z. B. wegen nicht entsiehteter 
Quatember, oder unterlassenien bergmännischen Gebrauchs 
davon, auflässig worden und aufs Neue verliehen werden 
können. 

Zu dergleichen hier zu besprechendem Bergwerksgute 
gehören unter andern auch die zum Bergbau benutzten 
Wasser und Gefälle,^ von denen und deren Verl^üumgs- 
modalltät unten (§. 35 , 36.) das Weitere verhandelt wird. 
Es gehören dahin ferner die zu Schmelzung des Eisensteins 
unentbehrlichen Flösse, der^n Verleihung ;(durch Rcscripte 
vom 17. Jul. 1789 und vom 23. Febr. 1798. Cod. Aug. C. 0. 
S. 278.) wiederholt den Berg^tem übertragen wird, mögen sie 
nun auf fiscalischem oder Privat -Gnmd und Boden, brechen.' 

Dass übrigens . die Gegenstände der bezeichneten Art 
häufig ohne Muthung und Verleihung auf gewöhnliche 
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Weise und äswar beim erstmaligen Erwerb in das Eigenthum 
der Prlvatbergbaiienden übergehen, beweist die tagliche Er- 
fahrung. Die eben berührte Inconsequenäs aber, auf welcher 
die Entstehung der, so zu sagen, Pseudobergwerkslehne be- 
ruht, fuhrt nnverkennbar zu Zweifeln und Bedenken, wenn 
eine^ Grube, zu welcher solche Pseudplehne gehören, auf- 
lassig wird und ins IVeie fällt. Es wird aber die Lösung 
der Frage schwierig , ob diese Lehne, also z. B. die ver- 
liehenen Gefalle, oder Schmiedestatten etc., dann zu Befrie- 
digung der gewöhnlich Torhandenen Gläubiger, wie Tage- 
gebäude, InTentarienstücke , Erzvorräthe, Materialien etc., 
verwandt werden dürfen, oder, gleich wie die eigentliche 
Zeche selbst, für ins Be.rgfreie gefallen dergestalt anzusehen 
sind; dass sie nur zu bergmännischen Zwecken aufs Neue 
wieder verliehen werden können? An einer ausdrücklichen 
und bestimmten Vorschrift hierüber mangelt es gänzlich. Die 
Praxis hat zeither unbedenklich geschehen lassen , dass z. B« 
die auf verliehen gewesenen Schmiedestätten, Pochwerks- 
stätten etc. zu solchem Zwecke erbauten Tagegebäude gleich 
wie alle andern Tagegebäude zum Besten der Concursmasse 
zu andern, als bergmännischem Gebrauche haben veräussert 
werden dürfen. Die Rücksicht auf die Eigenschaft eines 
Bergwerkslehns hat nur zu Einfuhrung der Stipulation des 
Bergreservats (§. 22«) gefuhrt und auf diese Weise 
einen Ausweg von der Regel: gefunden ^ dass . dergleichen 
Tagegebäude streng genommen zu keinem andern als berg- 
männischen Zwecke und zwar im Wege neuer Muthung über- 
lassen werden dürften. Dies Verfahren lässt sich auch um 
so mehr rechtfertigen, als die durch die Verleihung ent- 
standene Eigenschaft, des Bergwerkslehns sich eigentlidi nur 
auf den Bauplatz, die Stätte, auf welcher das TagegebSnde 
nachher ' errichtet worden', und nicht auf letzteres selbst, 
bezieht; wiewohl ein streng coQseqnentes Verfahren erheischen 
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würde, dass dergleicben Gebäude abgebtoehen, das Bau- 
mateiial sammt MaachinentheUea etc. kur ConcunnuuNie ge- 
logen und die Terliehenen SÜtten nnn lu jedenaanna Recht 
bia zu etwa neu darauf eingelegter Muthung als aufla«a{g 
liegen gehsaen werden müasten. 

Eben so hat in Ansehung verliehen gewesener und auf- 
lässig gewordener Bergwerkswasser die gesetilich bestStigie 
Obsenrana (s» Rescr. Tom 8« August 1708.) dahin geführt, 
dass selbst die durch Bergwerksbetrieb erschirotenen, also 
als Zubehör und Eigenthum eines B^rggcbaudes anzusehen- 
den, Wasser, nach Auflassigkeit aoldien Berggebäudes, zum 
Privatgebrauch überlassen werden können^ was fireiiich wie- 
derum in der (an sich nicht au rechtfertigenden) Form der 
Verieihung erfolgt. Aueh dürfen andere verUefaen gewesene 
und auflässig gewordene Oefalle nur ausnahmsweise zu nicht 
bergmännischen Zwecken von der Bargbdiorde weiter ver- 
geben werden. Die Regel, welche diess verlangt, kommt 
allerdings dem Bergbau zu statten, insofern, als dergldchen 
GefSlle auf diese Weise für letzteren reservirt bleiben« 

§15. 
Fortsetzung. 

Von dem Bergwerksgvie ^ auf welches die Eigenihümlichkei- 
ten des Bergrechts wenig oder keinen Einfiuss äussern. 

Die §. 14. unter b) besonders zusammengefasste Gat- 
tung des Bergwerksgutes verdsnkt ihre Eotsteimng, als sol- 
ches, dem den fier^autreibenden au Gimsten gesetzlich be^ 
stehenden Expropriaitions-Rechte imd der in dessen Folge ge^ 
statteten Occupatlon, gegen die dafür bergredküich alige^ 
mein bestimmte Entschädigung durch Grundkux (Erbkux) imd 
Fuhren (§. 19. imd 20. infra.). Dies Expri^rlations- Recht 
ist zwffit* auch bei der sub a) bezeichneten Gattimg des Berg- 
wedüBgutes wirksam, allein jenes Gut imtersdreldet sich v<hi 
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diesem insofern, als dort, in Folge des gedachten Rechtes, 
zur \drkMehen Acquisition theiis immer noch erst eine be- 
stimmte Entsdtiädigung, oder eiii Kaufyrels, fSr die der Expro- 
priation unterworfenen Gegenstände festsusetzen ist , thdb 
sogar noch die bezeichnete Pseudo-Mutiiung zur AcqUisition 
für nötliig erachtet wird; — hier dag^en die Befgwerka- 
Eigner ohne Weiteres ^ weÜ die Entsi^iädigung und deren 
ModaUtat ein für allemal gesetzlidi festgesetzt ist, sich in 
Besitz der freien Gegenstände setzen dürfen. ' ' 

'^ Es beschränkt sich jedoch diese Gattung des Bergwerks- 
gutes sab b) lediglich auf Haldenplätze, Wege und 
Steige, so zum Grubenbetridlye unentbebrlich sind. 

Der^eichen Gegkistande, wenn sie durch blose Occur 
patlon eingenommen gewesen, erhng^i auch nie die ESgen- 
Schaft von Bergwerksldnen, wie das sub a) gedachte Berg- 
werksgut. Darausfolgt, dass, wenn der ^bergn^nnisehe Ge- 
brauch davon aufgehört hat, (was bei den Haldenplätzen nadh 
erfolgter Abtragung und Einebnung, bei Wegen und Steigen 
«ofort, als sie nicht mehr nöthig sind, eintritt) dergleichen 
Plätze und Räimie an die vorigen Eigentfiümer ipso jure wxxr 
Tttckfallen, indem die Bergweikseigentfaiuner mir eine bedingte 
DispositiiHi darüber erlangt hatten. Häufig werden aber auch 
dergleichen BHume Ton d«i Groben durch Auskauf eigen- 
thümlich acquirirt, ja, die obgedachte Ocjcupation hat über- 
hatipt bestimmte gesetzliche Grenzen und ist z. B. bei StoUn- 
fialden für unstatthaft erklärt (StoÜnordnungT. 17M. Art. L §. 8.). 
in solchen Fällen gehören dergleichen Räume, ^dch wie aiie 
sonstige ausgdcanfte und mithin ein«r< Grube eigenthüm li di zu- 
gdiöidge, Tageraume, wemi die Grube auflässig wicd und ins 
Freie fällt, nicht mit ziun Bergfrden, wie das sub a) gedadbte 
Gut, sondern stellen in einer Categorie mit der sab c) zu erwähr 
neiden Gattung des Bergwerksgutes. Deshalb können und mns- 
sen sie auch, glei<^ Letzterrai, bei der Anflässi^it des d- 
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gtaüichen Bergweiitlehn« frei Teriussert iind kann der Er- 
lös entweder unter die GewerLen verüieüt, oder miisa — 
welcher Fall biufiger Torkommt — ziir Concura-Blasse gezo- 
gen werden und den Grubengliubigern zu Gute gehen. 

Die Sie Classe des Bergwerksgutes , sub c), endlich be- 
greift alle und jede Gegenstande, weiche in bonis sein kön- 
nen, ohne dass bei deren Erwerb in rechtlicher Hinsicht, 
die nachher. zu erwähnenden Bergwerks-Institute einschlügen, 
und ohne dass die rechtlidbe Natur des Etgenthiuns irgend 
eine andere wäre als wie bei allem sonstigen gemeinen Gute ; 
obwohl auch, hinsichtlich dieses Gutes vielfache admini- 
strative Bergwerkselnriditungen bestehen. Es gehört da- 
hin das gesammte Material, an GeraUi, Brennmaterial, Huth- 
und Zechenhäuser, Baumaterial, Utensilien ^nd Yorräthe al- 
ler Art, Holzwerk, Eisenwerk, Maschinentheile u. s. w., wel- 
che von den Gruben gekauft werden, so lange, was letzteres 
betrifft, es noch nicht beim unterirdischen Grubenbetriebe 
ein fixum vinctum der imterirdlschen Baue (§. 11.) gewor- 
den ist. Es gehören hierher auch ohnstreitig die Erzror- 
räthe, sobald sie über die Hängebank sind. 

Den Charakter hat aber auch diese Art des Bergwerks- 
gutes, mit den übrigen Arten desselben gemein, dass alle auf 
rechtlichem -sowohl, als administrativem Wege wegen des- 
selben vorkommenden Angelegenheiten, Geschäfte und Hän- 
del, zur Competenz der Bergstaatsbehörde gehören und die 
bei dergleichen Angelegenheiten (caussis) betheiligten Perso- 
nen der letztern unterworfen sind; {§. 10.) weil es Gegen- 
stände ^ind , die, wie das Rescript vom 9. April 1(;09. sagt : 
„vom Bergwerk kommen, dazu gehörig sind und gebraucht 
werden und werden können.^^ 

Noch musa übrigens im Allgemeinen bemerkt werden, 
dass die zu besprechenden Bergwerksinstitute sich auf den 
grössten Tbeil des, wenn schon dem freien Privatverkehre 
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verbliebenen^ Hüttenwesens im Gegensatz vom Bergbau 
im engem Sinne nur wenig, auf das Eisenhütten weseii aber 
fast gar nicht, beziehen; dass femer, gleich wie das admi- 
nistrative Eingreifen der Staatsbehörde und die damit zu- 
sammenhängenden Bergwerks-In^itute hier grossentheils nicht 
gelten, indem die Hüttenfabrication der andern Metalle fast 
ganz die Natur gewöhnlicher Fabriken aimimmt (vergl. v. 
Weissenbach, Sadisens Bergbau u. s. w. S. 15^.), eben so 
auch das zu dergleichen Anstalten gehörige Gut und Eigen- 
thum der besondern Eigenschaften in rechtlicher Hin- 
sicht entbehrt, welche das Bergwerksgnt zu solchem ma- 
chen. 

Wiewohl dalier die ursprünglidie Bergwerksverfassung 
sich imbezw^ifelt auch auf das gesaitmite Hüttenwesen und 
zwar um so mehr erstreckte, als au<;h das Silber- Hütten-' 
Wesen im Privatverkehr ist und auch noch jetzt die Berg^ 
werks-Institute z. B. der Muthung und Verleihimg u» s. w. auf 
das dem Privatverkehr verbliebene Hüttengut wüirden angewendet 
werden dürfen, so wird diess doch in Praxi aus dem angegebenen 
natürlichen Grunde nur selten geschehen. Ja es dürfte 'die 
Zeit nicht mehr fem sein, wo wenigstens das auf Fabrication 
des Eisens gerichtete Hüttenwesen gänzlich aus dem Kreisö 
der Bergwerksverfassung eximirt und dem gesammten übrigen 
Fabrikwesen des Landes gleichgestellt wird* 

Je lockerer nun aber in Bezug auf letztgedachtes Hüt- 
tenwesen das natürliche Band der Verwandtschaft mit dem 
Bergbau ist, desto dringender und der Sache nach nothwen- 
diger stellt sich in Bezug auf den eigentlichen Bergbau,, 
und insbesondere den Silberbergbau', die Beibehaltung 
irad Anwendung der Bergwerksinstitute dar. Denn hier dauert 
das ursprüngliche Bedürfniss, was diese Institute geschaffen 
hat, fort und es ist eher eine Verstärkimg, als eine Vermin- 

« 

demng desselben zu erwarten. Je eigentiiünüicher und ver- 


wickelter das Gescbift des Bergbaues wird, desto eigenthüm- 
Ucher und Terwickelter mftssen sich auch seine Einrichtungen 
darstelien. 

Wir haben uns nun nach diesen Bemerkungen zu denje- 
nigen von diesen bstituten selbst sn wenden, weiche das 
Bergwerksgut vorzugsweise l>etreffen. 

Bezeichnung der privairechilkhen j^siame ^ welche den we- 

* 

gen des freien Bergwerkagutes getroffenen Einrich- 
tungen %u Grunde liegen^ nehmlich: 
o) tu Bezug auf die Erwerbung des bergmännischen Ei- 
genthums (Muthung; Verleihung), 

Die öffentlichen Einriditungen im Staate, wplcbc in Be- 
zug auf das Bergwerksgut bestehen, sind zum grossen 
Theii eine unmittelbare Folge privatreditUcher Zustande und 
gewisser privatrechtlidier Aiiome (§. 4). 

Die Function der Staatsregierung und der Staats -Be- 
hörde, bei Aufrechtludtung solcher Einrichtungen imd Voll- 
ziehung der dadurch bedingten Vorschriften ist vorzugsweise 
eine richterliche und zwar äussert sie sich zunächst in 
Acten, die denen der völuntarischen Gerichtsbarkeit gleichen^ 
wenh man anders* die Ausübung freiwilliger Gerichtsbarkeit, 
ungeachtet der darin unverkennbar liegenden eigentlich mehr 
administrativen Functionen, zur Rechtspflege wiridich reclmen 
dar£ Sie haben zunächst den Zweck, das bergmännische 
EigcnCbum jeder Art, sowohl das unmitt^bare und natürliche 
(§. 11 und 12«), als das inteilectuelle (Bergtheile, Kuxe 
§. IS«), nach den bestehenden Vorschriften in Ordnung imd 
Sicherheit zu eriialten, über die vorschrifismässige Besitzer- 
greif ung und bergübliche Erwerbung des Bei^erksgutes 
(Schürfen, Entblössen, *Muthen) 2U wachen, über das ge- 
hörig erworbene Bergwerksgut die richterliche Bestätigung 
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zu ertbeilen (bergübliche VerleUinng^), das Grubenfeld zu be- 
stimmen und zu vermesseB (§. It.)^ über Yerlust und Ca- 
dueirung des Bergwerksf^ites (Freimachen, Reiprdat) präe> 
Tia Gognitione zu decristiren (§. 21. ), auflässiges Bergwerke- 
gut für die Gesanunthdt der Bergwerlseigenthümer zu sichern 
( Bergreservat , §« 22. )• 

Die hauptsächlichsten bergprivatreditUchen Grundsätze 
selbst aber, denen die so eben angedeuteten und femer zu 
betrachtenden Functionen der Staatsbehörden entsprechen, 
beziehen sich einestheiis a) auf die Erwerbung des Bergr- 
werksgutes. Sie kann nidit anders als nach gewissen Vor- 
schriften und unter obrigkeitlicher Cogiution und Autorität 
erfolgen. 

liier bestehen die priTatreehttichen Axiome: 
1) An gewissem, im Schoosse der Erde verborge- 
nen. Bergwerksgute (vorzugsweise den Elrzlagerstätten, na- 
türiichem Grubenfelde) kann nur derjenige, aber dann auch 
jeder, Staatsunterthan Rechte erwerben, welcher solches 
findet (sei es zufällig oder nach absichtlichem Suchen, 
Schürfen), aufschliesst , durch Entblossnng nachweislich 
und zugänglich macht und zur Gewinnung die nächste An- 
stalt triiTt. Der Titel zum Priraterwerbe liegt mithin in 
der Aufschliessung solchen Gutes, welches ausserdem ver- 
borgen, der Güterwelt entzogen geblieben sein würde, oder 
im Beginn des Bergbaubetriebes ^); der Erwerbungsmodus 


a) Der obige darcb die Disjuncttf- Partikel ,,oder*^ bezeichnete Ua- 
terschied muss om deswillen festgehalted werden, weil nicht bios die 
Findung allein den Titel verleiht, gondern der erste Finder sein Vorzugs- 
recht aof die Besitzergreifung nur unter der Voraussetzung behält, dass 
er auch binnen gehöriger Frist Anstalt zum Betriebe selbst trifft. Als- 
N dann uSmlich , wenn er dies nicht tirat , und mit ihm ein Unternehmer 
* collidirt , der nähere Anstalten trifft , erlangt letzterer dadurch den Br- 
werbstitel und schliesst den ersten Finder aus. Dieser Grundsatz steht 
mit dem durch das ganze Bergrecht hindurch laufenden Hauptprincip in 
Verbindung , wonach der Bergbauunternehmer nur unter der Bedingung 
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aber bt eine Art der Besitzergreifung *"), Mufliang. 
Es ist also das Object, an weldiem durch solche Besitzergrei- 
fung Redite erworben werden, vor derselben in Niemanda 
Eigenthume, oder frei, in Gemassheit der gesetzlich beste* 
henden FreierkUirung (§-3.)- Bergfrei aber wird es ge- 
nannt, weil es lediglich zu Gunsten der darauf und damit 
Torzunehmenden bergmännischen Benutzung, also Mos für 
den Bergbau und dessen Unternehmer für frei erklärt ist 

Es liegt hierin zugleich nothwendig 

2) dass das Bergwerksgut , bevor es durch die Entdek^ 
kung in das Reich der Göterwett eingeführt und dadiurch 
erst ein Object rechtlicher Verhältnisse wird, als ein Acces- 
sorium des Oberflächengrundes und Bodens rechtlich nicht 
gelten, dass es dem Grundbesitzer ipso jiure als Eigenthiun» 


des Bauhafthaitens, d. h, des anunterbrochenen wirklichen Be- 
triebes in seinem Ber^erkseigeatbaai geschätzt wird. Auch der Fin- 
der muss daher alsbald zur Muthung Terschreiten , wenn er nicht seines 
Vorrechtes Teriustig gehen will. — Die Vorr^echte des Finders aber , die 
derselbe bergrechtlich durchgangig geniesst, sind in sofern die bedeutend- 
sten (vergl. Karsten a. a. O. §. 18. Note S. 12.), weil ihm allemal, bei 
übrigens gleichem Rechte mit Andern , in Collisionsfällen der Vorzug, 
die Altersgerechti'gkeit, gebührt. Das Alter aber (die Alters- 
gerechtigkeit , oder der Grundsatz: prior tempore, potior jure,) ent- 
scheidet in den meisten « auf bergubliche Erwerbung sich beziehenden 
Differenzen eben um deswillen , weil die Erlangung des bergmännischen 
Eigenthums lediglich von der Besitzergreifung eines Gutes ab- 
hängt , worauf Jeder gleiche Rechte hat , daher das bessere Recht des 
Einen vor dem Andern, in Ermangelung jeden andern Anhalts, am ein- 
fachsten und natürlichsten aus dem : prior tempore etc. hergeleitet wird. 
Es verdient sich aber auch der erste Finder und analog der erste Mu^- 
ther, der erste, der den Bergbau unmittelbar in Angriff nimmt etc., dies 
Vorzugsrecht, durch 'die auf Entdeckung und Ausrichtung des ausserdem 
dem Verkehr entzogen bleibenden Bergwerksgutes gerichtete Vigi- 
lanz (beim zufälligen Funde wird freilich nur das gute Glück be- 
lohnt — es ist ja dies aber durch die ganze Welt das beste Recht ! ). 

N 

b) Diese Art der Besitzergreifung ist es eben , welche durch ge- 
wisse sijigulare Vorschriften determinirt, das rein bergrechtliche Institut 
der Muthung hervorgerufen hat. 
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blos darum, weil es unttr seiiieiii Territorio liefindlich, 
nicht zuwachsen kann« 

Die Objecte des Bergbaues Segnen, so lange noch Niemand 
Rechte daran erworben hat und erwerben konnte, oder die 
erworbenen Rechte durch Unterlassung bergnblicher Muthung 
oder, des Nachsuchens um Bestätigung, wiederum ver- 
loren sind, bergmannisch ausgedruckt, im Berg freien 
(Freien). •— 

Den.erwShnten beiden Axiomen liegt das, lange schon 
Tor der Zeit des geschriebenen Bergrechtes unter den 
Bergbautreibenden ebensowohl wie unter den Oberflächen- 
Grundbesitzern^ verbreitete und gegenseitig befolgte Rechts- 
und Büligkeits- Gefühl und ein richtiges Yerstöndniss des 
beiderseitigen Interesses zum Grunde. Die Rechtsgewohn- 
heit, welche aus «der Rechtsidee im Anerkenntniss der mo- 
ralischen Nothwendigkeit sich bildete, sprach dem Oberflä- 
iShen - Grundbesitzer SEwar den blos lucrativen Zuwachs 
( das Accessionsrecht durch das Bergwerksgut ) ab ^) , ver- 


c) Recht einleuchtend wird es, wie natürlich und der Grundidee 
alles Rechtes, eb^ sowohl, als dem Bergbauinteresse entsprechend, obi- 
ges Axiom sei , wenn man den Fall erwagt , wo noch freies Bergwerks- 
gut tief unter der Erde, beim Betrieb von Bergbau, der dort schon 
auf verliehenem Felde im Gange war, aufgefunden, z. B. wenn ein neuer 
Gang angefahren wird: der jetzt am häufigsten vorkommende Fall. 
Welche nur einigermaassen plausible Ansprüche auf ein Accessions- 
recht an diesem Bergwerksgute könnte man in diesem Falle dem 
Oberflächen - Grundbesitzer, blos um deswillen, weil er solches ist, zu- 
gestehen ? Wie offenbar irrational würde es hier sein , dem unter- 
irdischen Finder, der an der Grenze seines Feldes mit ein Paar 
glücklichen Schüssen das neue Feld öffnen kann, solches zu Gunsten 
des Oberflächen - Grundbesitzers zu sperren, dem solches Bergwerks- 
gut unzugänglich und unerreichbar bleiben muss, wenn er nicht erst 
durch einen für ihn ausser allem Yerhältniss kostspieligen und weiU 
läiiitigen bergmännischen Betrieb sich den Weg dazu bahnt. 

Und doch ist die ratio obigen Axioms hier keine andere, als 
in dem* Falle, wo über Tage eine Erzlagerstätte aufgefunden wird, nur 
dass hier die Eutschädiguugsfrage hinzukommt. ^ 
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langt tber iMg^gen und mr CompensaÜDa dieser Ungleich- 
heit von dem Bergwerksunternehnier eine onerose B6- 
siUergreifung* Jedenfalb ist es ganx gewiaa ursprünglich 
Seiten des Staats den Primaten iUberlassen gewesen, derglei- 
chen priTstrechtUdie Verhaltnisse unter sich au reguliren* 
Später äusserte sich die Function des Staats dabei suerst, 
weil dies das erste Bedfirfniss war, diirdi Aui&biuig rich- 
terlicher Entscheidungen in CollisionsfaUen, und so ent- 
stand- die erste und ursprüngliche Bexiehung der Staatsge- 
walt aum Bergbau. Noch spater trat der Staat in sdner 
gesetxgebenden Function ein und erhob dadurch die 
Rechtsgewohnheit zum geschridbenen Qesetae, indem er au- 
gleich die öffentlichen Einrichtungen traf, weiche 
SU Aufrechterhaltung jener priratrechtlichen Verhaltnisse 
n4khig wurden. 

Durch obrigkeüliche Autoritit muss daa Vonrngsrecht 
des ersten Finders auf die Besützergreifung sicher gestellt, 
musste die bergübliche Besitxergreifung: Muthung seBist, 
nach Torgangiger Untersuchung über das Vorhandensein der 
Erfordernisse dazu, legalisirt; durch obrigkeitliches Decret 
praevia cognitione sehliessüch die VerlefliuDg des Bergwerks- 
gutes, die Bestfitigung in dem daran erlangten Eigenthume, 
ausgesprochen und uidkundiicb (im Lehnbuche) gemacht wer- 
den. So entstanden, und haben sich als notbwendig erbal- 
ten, die Institute der Muthung, der Verleihung, mit 
ihnen «ber das Bedüifniss entsprechender öffentliche Ein- 
richtungen, insbesondere einer Behörde, bei der geniuthet, 
von^ der die Verleihung ertheüt wcrdeu kann. Der erste 
Fhider, der erste Unternehmer vom Bergbau auf der gefun- 
denen Lagerstätte, ist seines Vorzugsrechtes auf den Besitz 
nicht eher sicher, als nach gemachter Anzeige über den 
Fund, er muss muthen. Muthung ist das auf die nach- , 
gewiesene Besitzergreifung und Au£schliessung des Bergfreien 
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gegründete Gesuch um Beslaiigung&u Besitze und lun das Eigen- 
thum an dem aufgeschlossenen Bergwerksgute. Die Muthung 
liann nicht eher zum Eigenthum gelangen, als durch die Be^ 
stätigiuig und Verleihung; diese aber kann nicht eher er- 
theilt werden, als nach Torgängiger Prüfung über die Be- 
sitzergreifung, nach den gesetzlichen Erfordernissen. Wo- 
hin soll und kann sich der Betheiligte anders wenden,, ala . 
an eine Obrigkeit? Merkwürdig ist hierbei, jedoch wegen 
des einschlagenden finanziellen Interesses des Staats in Be- 
zug auf den Zehnten u. s« w. sdir erklärlich, dass sehr bald 
diese Obrigkeit eine Staatsbdörde war^ obschon der Staat 
die sonstige Gerichtsbarkeit sowohl, als die Verwaltung sei> 
nen Vasallen, den Städten und Corporationen, zu überlassen 
pflegte «*).. 


d) Es wäre an sich, 2» Err^chaog des Zweckes nicht unbe^ 
diogt erforderlich, dass die Verieihangsbebörde eine Bergbehörde, 
wie solche gegenwärtig vorhanden , selbst nicht, dass es eine 
Staatsbehörde sei, welche die bergubliche Verleihung ertheile. Es 
wurde die Orts - und Municipal - Obrigkeit dazu competent sein, 
wenn sie nur von Staatswegen zu Ausübung obrigkeitlicher Befug, 
nisse überhaupt autorisirt ist. Auch war es ursprünglich und zuerst 
wirklich keine landesherrliche Yerwaltnngs- oder Gerichtsbe- 
hörde, welcher die oben angedeuteten Obiiegenheiten in Ansehung 
des Bergwerksgutes incumbirten, wie aus der Verordnung Landgraf 
Heinrichs und Markgraf Friedrichs zu Meissen v. J. ^255. et 1S94. 
(Cod. Aug. Tom. II. S. 74.) und der B. O. Herzog Georgs v. J. 
1509 — 1536. so wie dem BefeU Churfurst Augusts an den Stadt- 
rath zu Freyberg vom 15. Dec. 1554. (Cod. Aug. Tom. IL Seite 15a) 
hervorzugehen scheint, nach denen die meisten, jetzt der eigentlichen 
Bergbehörde incumbirenden , Befugnisse und Obfie^enbeiten , den 
Stadträthen resp. zu Freyberg uad Annaberg übertragen gewesen zu 
sein scheinen. ' Auch steht dem Stadtrathe in Freyberg noch gegen- 
wärtig das ihm Tom Landesherrn übertragene Befugniss zu, inner- 
halb der Freyberger Reviere auf Zinn zu verleihen. Ein Beweis mehr 
dafür, dass von allem Anfange an der Staat zu den Bergwferkseigen- 
thümem und dem Bergbauverkehr in keiner andern staatsrechtlichen 
Beziehung stand, als wie zu allem andern Privatverkehr und Privat* 
gute und zwar, indem er vermöge der Landeshoheit darch die Obrig- 
keit Binflttss darauf übte, aber weit davon entfernt war^ Einrichtuu« 
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Die bergübliche Verleihung (Bestatigun;^ 
Belehnung), ist daher nach Vorstehendem deijenige obrig- 
keitliche Act, diurch welchen, nach Torgängiger in Form 
der M uthimg beschehenen Besitzergreifung und nach Prüfung 
des Titels zu dem erlangten Besitze, das BergweiiLseigen- 
thum und die damit Terbundene Erlaubniss zum Bergbaube- 
triebe auf einer naturlichen Erzlagerstitte ertheilt und zuge- 
sprochen wird. Sie gründet sich auf dais ilteste BergVer- 
fassungs- Herkommen und hat ihre gesetzliehe Einfuhrung 
durch Art V. der ältesten (Annaberger) Bergordnung vom 
Jahre 1509., dann, nach j allen späteren sächsischen Bergord- 
nungen schliesslich durch Art. VI. der Bergordnung vom Jahr 
1589. ^) ausdrücklich erhalten. Die Muthung, sowohl als Ver- 
leihung, geschieht zunächst in Bezug auf das Berg freie ^, 


gen auf eioe Viodication des Eigentliums am Bergwerksgute für den 
Staatofiscus zu gründen. Weslialb aber dennoch gegenwärtig das 
Yerietbunggrecbt besser einer Bergbebörde überlassen bleibt, darüber 
siebe unten^ 

e) Die Stelle , so weit sie hierher gehörig , hier wortlich : „Ein 
jeder unser fetziger, oder zukünftiger Bergmeister soll Macht und 
Gewalt haben, auf den Gebirgen^ so ihm befohlen seindt, nach Aus- 
weisung bergläuftiger Weise und der Bergrechte auf alle Metalle 

'Bergwerk zu Terleihen und Muthung des Aufnehmers soll er zu 
keiner Zeit 9 auch Niemand weigern den er bei dem, so gemuthet 
wird, getrauet, zu behalten, doch soll er von einem jetzUchen einen 
Zeddel nehmen^^ etc. 

f) Der. Ausdruck: Berg freies, kommt in den sächsischen 
Berggesetzen , auch den ältesten , häufig , oft mit dem Beisatze , 1 a n- 
desherrllches Freie^ UnserFreies, fürs tliches Freie, vor, 
z. B. Art. Vr. VII. CXII. der (Annaberger) Bcrg-O. und deren Nach- 
trägen von 1509—1536. Erklärlich ist daher auch die Satzung der 
hierdurch irre geleiteten Theorie, dass am Bergfreien dem Staate das 
Eigenthum zustehe , und er sich dessen , zu Gunsteji des Privatver- 
kehrs , durch die jedesmalige Verleihung begebe. Allein auf jene , in 
den Gesetzen gebrauchten Ausdrücke ist wohl ein entscheidendes Ge- 
wicht nicht zu legen , eben so wenig wie auf die , eben so oft in den 
Quellen des sächsischen Bergrechts vorkommenden Ausdrücke landes- 
herrliches Bergwerk, unser Bergwerk etc., z. B. Art. 
CXXV. der Bergordnung^Herzog Georgens, Zusatzartikel I. vom Chur- 
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auf das im Freien , befindlicbe natürliche Bergwerks- 
gut (§.11.). Eine obrigkeitliche Verleihung ist aber 


fürst Moritz anno 1548. etc. Es kommen diese Ausdrucke niemals als 
Terba dispositiva ¥or and können in Wahriicit keinen andern Sipn haben, 
als s den des Bergfreien, des Bergwerks: „in Sächsischen Lan- 
den^' oder: unter landesherrlicher Hoheit. Eben so oft 
kommen dagegen die Ausdrücke vor : „Gemeines Bergwerk^' , »«Berg' 
werk , dessen sich männiglich zu gebrauchend^ etc. , und der G e- 
werken geschieht nirgends in einem andern Sinne als des der freien 
nutzbaren Eigenthümer Erwähnung« 

Mit Unrecht hat man aber behauptet, dass dem Staatsfiscus am 
Bergfreien das Eigenthum zustände und dass das Institut der Ver- 
leihuug aus dem Freien, weil sie der Staatsbehörde zustehe und bei 
derselben 'gesucht werden müsse, die Regalität des Bergbaues am 
sprechendsten beweise, welche auch bei entschieden freiem (nach An- 
sicht der Regalitäts-Theorie frei erklärtem) Bergbau anzunehmen sei 
(vergl. Karsten a. a O. $• 18. Nota S. Id.); indem jede Verleihung 
aus dem Freien eine Yerzichtsleistung des Staats auf den Gebrauch sei- 
nes Eigenthums zu Gunsten der Privaten, die verleihende Staatsbe- 
hörde aber die Verwalterin des Bergfreien als Staatsgutes sei. Wäre 
auch nicht historisch nachzuweisen, dass das Institut der bergüblicben 
Verleihung eine ganz andere Begründung und Tendenz hat, so steht 
diese Behauptung an sich, schon in Widerspruch mit den obigen unzwei- 
felhaft die Grundlage aller Bergrechts bildenden Axiomen. Denn am 
onentd eckten Verschlossenen Bergfreien ist die Ausübung und 
Geltendmachung des Eigenthumsrechts , eine Verfügung darüber , oder 
eine Nutzniessung daran, nicht einmal denkbar. Es kann solches da. 
her auch nicht einmal in d er Art Gegenstand des Regals sein , wie 
z. B. die öffentlichen Flusse u. andere sogenannte res publicae ^ welche 
Gegenstände doch, wenigstens vorhanden und aller Welt sichtbar sind. 
Aber auch an dem aufgeschlossenen und dadurch in das Reich der 
Guterwelt wirklich eingetretenen bergfreien Gute lässf sich ohne berg- 
übliche Besitzergreifung eine Verfügung darüber nicht treffen und ein 
Nutzen von diesem Eigenthume gar nicht ziehen. Ist aber der Staat 
selbst Finder, ergreift er Besitz und eröffnet er den Betrieb, so übt 
er dann kein Regalitäts-, sondern dasselbe und kein besseres Recht 
aus, als auch jedem Privaten zusteht, und er erscheint dann eo ipso 
den oben bemerkten privatrechtlichen Bestimmungen unterworfen. Diese 
schliessen daher von selbst die factische Ausübung des Regals ans und 
lassen das behauptetis Regal nur als ein ideales Rechtsverhältniss, 
ohne practiscbe Wirkung nnd Früchte, erscheinen. Denn auch als ein 
blosses Vorzugsrecht vor den Privaten bei der Besitzergreifung 
(wenn diese das Alter des ersten Finders gegen den Staat für sich haben, 
oder mit der Muthnng oder mit Veranstaltung des Betriebes dem Staate 
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herntchmaii tnilog Mich auf das iateilectuelle (mittel- 
bare) Eigenthum (Bergtheiie) entreckt und die Grundsätse 


Buvorgekonmien lela tollten) kann sieh das Regal nicht inMern und 
mitliin der Staatsfisent dea Privaten nicht abtreiben oder die Verleihung 
Weigern , weil der Staat felbst durch seiae genetslichen BestioinHingen 
die freie Concarrens zor Bealtaergreifung eröfibet hat und den Unter* 
nehmer dabei an gchntzen veibnnden ist. Die bergiibliche Verleihung 
l»t also gegenwärtig wohl nicht ab ein Ausfluss des Bergregals In 
.dem viel besprochenen Sinne au betrachten und kein Grnod. vorbanden, 
wegen dieses Instituts die Regalität des Bergbaues in Sachsen ansa- 
nehmen. 

Sie ist es aber andi wohl nieBMls gewesen , und mit Unrecbt hat 
man (wie Köhler a. a. O. Ste Auflage S. 126.) In der gesetzlichen Bin- 
fuhrung der bergfiblichen Verleihnng, namentlich den eben angezogenen 
Stellen der Bergordnungen , eine ausdrückliche Freierklarung 
finden wellen. Denn aus diesen Stellen gebt, dass das Bergwerks- 
gut insbesondere das Bergfirele vorher Staatsgut gewesen und erst dazu- 
mal freigegeben worden sel^ nicht hervor. Jene Dispositimien enthalten 
ni}r ein Anerkennlniss längst bestandener Bergrech tsgewobnheit und ^ be- 
ziehen sich attsdrAcklioh darauf, wenn sie sagen : Der Bergmeister soll 
,,nach Ausweisung bergläuftiger Welse und der Bergrechten^ verleihen« 
DasRescript vom 18. Juni 1669. (Cod. Aug. Tom. ^h S. 1343.) die Ver- 
leihung auf Gold betr. sagt: Es solle 41er Bergmeister auch auf Gold 
5,wle vor Alters'' jedwedem Mather etc. verleihen. ^ 

Es fuhrt dies zu der viel besprochenen Frage, In welche Cate- 
gorie von Sachen (Gutem) dasBergfrae gehört Y Sie ist practlsch 
ohne Wichtigkeit, wenn man einmal nach Vorstehendem annehmen darf, 
dass das Bergfreie kein Staatsgut sei, sie muss aber erwähnt werden, 
weil es eben die gangbare Ansicht der Rechtslehrer ist (vergl. Cortiqs, 
Handb. des sächs. Civilrechts. $. 4!25. v. Römer sächs. Staatsrecht S. 
691.), dass die Bergwerke zu den sogenannten rebus publicis, 
d. h. denjenigen Sachen gehören , deren Eigenthum und Benutzungs- 
recht dem Landesberrn als solchem zustünde und welche theils z« des- 
sen Unterhalte y theils zu Bestreitung der Landesbedorfalsse bestimmt 
sind. Es ist in dieser Beziehmig das Beigfreie (denn diess nur kann 
gemeint sein, obscfaon jene Rechtslehrer vom Bergbau «berliaupt spre^ 
eben) den öffentlichen Flüssen , den Laodstrassen , den Holaftössen etc. 
gldiobgestelk. AHein offenbar liegt dieser Ansicht eine Verwechselung 
der Landeshoheit mit dem medern Regalitatsrechte zu Grunde. Dass 
der Landesherr , der Staat , Kraft der Landeshoheit über das Bergfk-eie 
verfugen könne, ja darüber durch Gesetzgebung vnd Escecntion der be^ 
stehenden Verwaltungs- und Rechtsgrundsatze verfügen müsse, weil 
dergleichen Verfugung ohne ein bellum omnium contra omnes in keine 
andere Hand gelegt werden kann, dass also die Veriugung darüber 
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bei Yerleibnsg des naturUcbeii Ber^erks(;iites sind auf die 
hiiDsichilich der Belehnung mit Bergtheilen bestehende Ein- 


auf dem allgemeiiieii Gnincle des StaaUvterbandes beruhe,, kana und soll 
nicht geläugnet werden. Hierauf beschrankt sich aber die fraglidie 
staatsrechtliche Beziehung. Von der Ausübung und Geltendmachung 
eines, fortdauernden Eigenthumsrecbtii am Bergfrelen Seiten des 
Staats, oder einem Vorbeljalte desselben bei der Freierklärung des 
Bergbaues^ aber kann aus den bereits mehr angegebenen GrOnden kaum 
die Rede sein. Am allerwenigsten aber bat die Ansicht Grand , dass 
das Bergwerksgut ^ gleichwie Landstrassen etc. , 2um öfTentiichen Ge- 
brauche und zu Staatszwecken bestimmt sei* Denn es ist unbe- 
stritten zum Privatbesitz nicht nur geeignet, sondern auch dazu be- 
stimmt y ja es kann vorzugsweise ohne privativen Erwerb gar nicht nutz- 
bar gemacht werden. — Dass ferner das Bergfreie , das Bergwerksgut 
überhaupt) nicht zu den Seh ätzen (thesauris) gehöre^ ist durch 
ausdruckliefae , gesetzliche Disposition der Const. 53, P. IIJ. für Sach- 
sen entschieden. — Es bleibt fbiglich wohl die schon von Pntter^ Instit. 
jur. publ. $.371. y wenn schon ztfm Theil mit andern Folgerungen dar- 
aus, aufgestellte Ansicht die annähernd richtigste, „da«s das Berg- 
werksgut, so lange es im Freien befindlich (das Bergfreie) zu den h e r- 
ren losen Sachen, die in Niemands Elgeuthum sind, gehöre.'^ Zu- 
nächst kann hier überhaupt nur dasjenige Bergfreie in Frage kommen, 
welches schon entdeckt und kenntlich gemacht, zu dessen Besitzergrei- 
fung oder Bebauung schon Anstalt gemacht , oder welches wohl gar 
sdion veriteheti war, allein, wegen- Michtbefolgung der Vorschriften bei 
der Besitzergreifung, im Freien verblieben, oder dessen Verlust beim 
Nfchtbauhafthatt^n des Berggebandes decretirt worden , ao dass das 
Grabenfeld wiederum ins Freie gefallen. Auf solches Gut, welches 
schon wenigstens einen Finder, oder einen Besitzer (Mnther), oder 
selbst Eigentfaümer gehabt, scheint der Begriff der herrenlosen Sachen 
allerdings anwendbar. Aber auch an solchen Sachen hat der Staats- 
fiscus kein unbedingtes Regal, sondern sie: cedunt primo occupanti; 
was in so weit mit den oben aufgestellten bergprivatrechtlichen Axio- 
men am besten übereinkommt. Unaufgeschlossenes, noch ver^ 
foorgenes, bergfreies Gut gehört dagegen, so lange es noch nicht als 
wirklich existirend nachgewiesen ist, gewissermassen zu den rebus spei, 
die jedoch auch als solche nicht zum Staats vermögen gehören , son^ 
dern der Freierklärung gemäss, beliebig in bonis eines Jeden sein köu^ 
teen , »der die Hoffnung darauf verfolgt nnd sich mit absichtlicher Auf«- 
«ucbüng (wohin z. B. das Schürfen gehört) befa^st. Da nun aber 
<das anbekannte und unaufgeschlossene Bergfreie nicht anders, als 
durch Findung und Entblössnng wirklich ins Rdch der im Besitze be- 
findlichen Guter eintreten und somit eine blose Sache der Hoffnung zu 
sein aufhören kann; das Gesetz aber dem Finder, Mather etc. — wer 
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richtung analog übergetragen worden, nur mit dem Unter- 
schiede , dass an die Stelle der Besitzergreifung, des wirkli- 
chen Angri£b des Bergbaues, welche den Erwerb des natür- 
lichen und unmittelbaren Bergwerksgutes (ehe es in.inteUec- 
tuelle Theile zerfällt wird) bedingen, bei Erwcrboog von 
Bergtheilen, die Beitragsleistung in Gelde (Zubusse) 
oder auch durch eigenhändige Arbeit (bei den Eigenlöh- 
nern) tritt. Auch bei den Bergtheflen (Kuxen) findet Zuge- 
Währung aus dem Freien und ein Zurückfallen derselben 
ms Freie statt s) (Art XXXV. der B. O. r. J. 1589.)- Mit- 

es auch sei — sofort dea Besitz des Gefundenen und schliesslich das 
Eigeothum daran zusichert , so ist für den Staatsfiscus auch fac tisch 
sogar jede Gelegenheit abgeschnitten, irgend eine Disposition über das 
vermeintlich zum Staatsgute gehörige unaufgeschlossene Bergfreie zu 
treffen , aus welcher dessen präsumtives Gigentbum abzunehmen wäre. 

Da aber das Bergfreie, auch das nur vermuthete (noch verborgene), 
allerdings zum Privatbesitz sich eignet und dazu bestimmt ist , kann es, 
wie sich von selbst versteht, nicht zu den rebus nullius, wie Luft, 
Meer etc., gerechnet werden. 

g) Wäre dies nicht auch bei Verleihung von (iutellectuellen) Berg- 
theilen, welche Zugewährung heisst und beim Gegenbuche geschieht, 
der Fally und hätte nicht auch hier die verleihende Behörde bei und 
vor dem Acte der Verleihung in den betreffenden Fällen darüber zu 
cognosciren, ob die quasi Besitzergreifung der Bergtheile aus dem 
Freien (d. h. dem Complex der noch nicht u/itergebrachten. Kuxe) 
rite erfolgt und dadurch der Titel zum Erwerbe begr&ndet sei, sO 
wurde die Bestätigung und Beleibung mit Bergtheilen, wie sie durch 
die Zugewährung geschieht, kein anderer obrigkeitlicher Act sein, als 
der, der gewöhnlichen Lehnsreichung von Immobilien. Denn die 
Kuxe sind nach Const. 25. P. III. dem unbeweglichen Allodmleigen- 
thume ausdrücklich gleichgestellt. Allein, nach den oben aufgestell- 
ten Axiomen über Erwerb des bergmännischen natürlichen Eigen- 
thums und der entwickelten Natur der bergublichen Verleihung, die 
analog auch auf das intellectuelle Bergwerkseigenthum übergetragen 
worden sind, ist der Act der bergüblichen Verleihung von dem der 
Lehnsreichung und Confirmation in Ansehung anderer gewöhnlichen 
Immobilien wesentlich darum verschieden, weil durch jene der Besitz 
erst zum Eigenthume erhoben, durch diese aber die Uebertragung von 
Eigeuthum aus einer Hand in die andere nur bestätigt und nach dem 
Grundsatze: Confirmatio nihil dat novi, durch diesen obrigkeitlichen 
Act^ dem- neuen Eigenthümer weder Etwas gegeben noch genonunen 
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hin ist die obrigkeitliche Bestätigung und Belehnnng ein all-^ 
gemeingültiges Erfordemiss zu Erwerbung allen und jeden 
Bergwerksgates. Dieses Institut berulit.aber nicht auf de^ 
Bergreg alität, sondern ist auf die allgemeine Landeslio^ 
heit, das Staats -Yerwaltungs- und Regierungsrecht zurück- 
zufahren (Note f ). Noch weniger aber hat dieser Act Etwas 
mit den Prinzipien des Lehnrechts zu thun, wenn gleich 
das bestätigte Bergwerksgut mit dem Namen Lehn bezeich- 
net, auch daher die bergübUche Verleihung oft Lehnsrei«- 
chung genannt wird. Von einem Yerhältniss zwischen 
Lehnsherrn und Vasallen, zwischen dominio directo und utili, 
ist gänzlich zu abstrahiren. Es geht das volle Eigenthum 
auf den Bergwerkseigenthümer über, und Lehnsreichimg ist 
jeae Bestätigung in keinem andern Sinne genannt worden, 
als die Bestätigung im Grundeigenthume bei Uebertragung 
Ton AUodialgütern. 

§17. 

Fon dem Vermessen des Grubenfeldes (^der Lehne). 
Eine Muthung kann, wie erwähnt, nur dann mit Erfolg 
eingelegt und die Verleihung darauf nur dann erthellt wer- 
den, wenn eine entdeckte Lagerstätte gehörig kenntlich ge- 
macht, entblösst, in ihrer natürlichen Lage imd llichtung 
nach Streichen und Fallen nachgewiesen und solches alles 
bei stattgehabter obrigkeitlicher Cognition und Besichtigimg 
bestätiget befunden worden ist. Es liegt jedoch in der phy- 
sischen Beschaffenheit der Erzlagerstätten, seien es nun 


werden kann. Werden jedoch , wie häufig vorkommt, Uebertragoogen 
von Bergwerksgut (sei es natürliches oder intellectuelles ) von einem Ei- 
genthümer auf den andern, die auf irgend einem gewöhnlichen Titel, z. B. 
dem Titel ex emto, donato etc. etc. beruhen, zur Bestätigung bei dem 
Berggerichte angemeldet , so ist die letztere alsdann , wo sie geschieht, 
wie sich von selbst versteht , kein anderer Act, als der bei allen 
Civiiobrigkeiten vorkommen Je Act der gewöbnlicheji Lehusreichung. ^ 
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Ginge oder Flotxe, Laj^er^ Stocke, Seifen 11.8. w.v dasa 
über ihr wiiUidiei Vorhandensein in der anzugebenden Ber 
•chaffenhdt sunichst fanmer nur in Bexug auf einen Theil 
der ganzen Lagerstätte , mithin nur auf einen kleineren Raum 
und efaie kurze Distanz, die n5thige Gewissheit erlangt wer- 
den kann. Es kann daher nicht die ganze, ihrem natür- 
lichen Umfange nach, bei der ersten Entdeckung noch un- 
bekaimte , unterirdische Lagerstätte aufc Ungewisse hin, son- 
dern nur der zxmSchst entdeckte Thdl derselben, so weit 
lieh dessen natürliche Ausdehnung nachweisen lisst, gemu-< 
thet und rerHehen Werden *). Es ffthrt diess Ton selbst da- 
hin, dass gewisse Grenzen bestimmt werden mibsen, welche 
dem Eigenthume des Bcliehenen zu setzen sind, innerhalb 
deren sich' dessen Berechtigung zum Abbau zu halten hat* 
Ein rechtliches Nebeneinanderbestehen mit einander grenzen- 
der Nachbarn, eine rechtliche Entscheidung bei Differenzen 
zwischen denselben, lässt sich, ohne gehörige Begrenzung 
des beiderseitigen Eigenthumes auch beim Bergwerkseigen- 
thume nicht und eben so wenig denken , als bei dem bürger- 
lichen Gruudeigenthume über Tage. Eine Nachbarschaft 
mehrerer Beliehenen auf einer Lagerstätte ist in der 
Regel vorhanden. Denn, wenn auch in dem Falle, wo die- 
selbe zuerst entdeckt und ein Theil derselben dem resp. 
Finder und Muther verliehen worden ist, diesem manche in 
den Bergrechten begründete Vorzüge zustehen und nur die- 
sem die Fundgrube verliehen werden kann, so bleibt doch 
der übrige Theil derselben im Bergfreien und kann über die 
Grenzen der ersten Verleihung hinaus, eben so theilweise 
wieder von Andern gemuthet und diesen in Lehn .gegeben 
werden, weiche dann Grenznachbarn des Entdeckers werden 


a) Namenttich mujss jenseits eines Brbfiosses das Geg:entrum eigent* 
lieh besondere nachgewiesen uiib gemutliet werden. Rösslers Bergbau* 
Spiegel 2te8 Buch, Cap. 4, $. 13. 14. 
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Das Gregentheil wurde zu einer, mit dem Siane de« freier- 
kllb*ten Bergbaues, den Erfordernissen «ur Muthung und Be- 
stätigung gänzlich nicht vereinbaren, Feldsperre fahren. 
Dennoch kann in der Regel ein jeder Muther, sowohl der 
erste Entdecker der Lagerstätte, als dessen spatere Grenz« 
nachbarn, bei der Muthung die Grenzen und den Umfang, 
innerhalb welcher er auf der Lagerstätte zu bauen gedenkt, 
— nach BeMeben begehren und darf ausser in den gesetz- 
lich Torgeschriebenen bestimmten Fällen die Obrigkeit iha 
hierin njcht beschränken. An einer ungebvihrlidien, zur Feld- 
sperre führenden, Ausddmung der Muthung aber ist der Mu- 
ther schon durch die b^grechtliche Bestinumuig gdhiadert, 
dass er bei Verlust seines Eigenthumes d^ ganzen gemuthe- 
ten und verliehen erhaltenen Theil der Erzlagerstätte bau- 
haft und im Betriebe erhalten muss« 

Nach allem diesen ist also der Begriff des Grub.en- 
feldes zu verstehen, welches den, dnem Muther zum Ab- 
bau verliehenen, in gewisse Grenzen emg^chlossenen, Theii 
einer Erzlagerstätte bedeutet. Dieses Grubenfeld macht das 
Bergwerkslehn aus, in dessen Eigei^üme der Beliehene 
obrigkeitlich zu schützen ist, welches in die Borgbü- 
eher als solches und nadh seinen Gnenlzen urkundlich einge- 
tragen wird und welches bei der Quatmbeibesteuerung zum 
Anhalte dient. 

» 

Die Bestimmung der Grenzen der Bergwerkslehne setzt 

» 

eine Vermessung derselben nach gewissen Dimensionen 
voraus, die, streng genommen, jedesmal mit der Verleihung 
verbunden werden sollte; gegenwärtig aber gewöhnlich nmr 
erst nachträglidi dann erfolgt, wenn zwischen zwei Feld- 
nachbarn über ihre Grenzen Differenzen entstehen« Diese 
Vermessung ist, da es dabei darauf ankonunt, die bei der 
Verleihung zunächst nur erst über Tage abzusteckende Gren- 
ze, auch hernachmals und hei erfolgtem Abbau in die Tiefe, 
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dahin ubenotragen , nach den 'Regeln der Markseheideknnst 
Torzanehmen uiid die Siaatsregieriin^ bietet deshalb in dem 
Terpflichteten Marksclieider den Interessenten diejenige Per- 
son dar, 2u deren Functionen diese Vermessung gehört. 

Die Grenaee aweier 6rid>enfelder heisst die Mark- 
scheide. 

B^ dem Zwecke gegenwärtiger Darstellung kann nber 
dKe Art und Weise der Vermessung nur in der Kürze noch 
so viel bemerkt werden , dass die Dimensionen , und awar 
nach bergmannischen Laclitem ^) verschieden gemessen wer- 
ben, je nachdem die Erzlagerstätten , toh denen ein Tlieil 
TerUehen worden, entweder in Gangen oder Flötzen^ 
oder Lagern, oder Stöcken, oder Seifen werken be- 
stehen, wonach entweder die Dimensionen 4)los nach ^er 
Länge, oder ins Gevierte bestimmt und angegeben wer- 
den. ' Bei äeM Langenmaasse wird , ausser der Breite der 
Lagerstätte, noch eine allgemeifk gesetzliche Breite, ipso jure, 
angenommen und deshalb nicht mit besonders angegeben, die 
Vierung heisst. Eine Grenzbestimmung in die Tiefe fin- 
det (wenigstens bei gestrecktem Felde) nach sächs. Berg- 
rechten nicht Statt, vielmehr wird in unendliche Teufe 
d. ,h. so weit als die Lagerstätte sieh daiiin erstreckt, ver- 
liehen^). Alle Dimensionen werden im weitern Sinne 'Maas^ 
sen genannt und sind entweder Fundgruben, welche auf 
jeder Lagerstatte nur einmal und zwar dem ersten Entdecker 
(Finder) oder wenigstens dem ersten Muther verliehen wer- 
den können, oder Maassenim engem Sinne, nämlich Gru- 
benfelder, welche sich an beiden Enden der Fundgrube an- 


b) Ein solcheis Lachter ist der neuesten nach höchsten Rescr. vom 
S8. April 1330, gen^migtett und seit 1836. beim sächsischen Bergbau 
eingeführten, Bestimmung zu Folge, = einem doppelten franzÖ8ii»chen 
Meter, oder = y/^^^^^ de« nördlichen Erdineridian- Quadranten. 

c) Htfrdcr de jut« qUadraturae §. 48. 
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schliesseti, und dalier obere und untere MataseB naich 
Lage des Gebirges sein können. 

Wieviel ein Maass, entweder in der Länge oder ins 6e^ 
vierte, nach Lacbtern gerechnet, gesetsdich enthält, ist thells 
iii den einzelnen Revieren, «tbeik nach Beschaffenheit der 
Lagerstätte verschieden und ist wegen des Nähern hierüber^ 
auf das bestehende B^grecht (s. Köhler; Anleitung u. s. w. 
2te Aufl. S. 1§1 ff.) und die üUtchen Observanzen zu ver- 
waisen, i' 

Für gegenwärtigen Zweck ist nur noch bem^klich zu 
mached, dass auch hier die obrigkeitliche Autorität in 
Function zu treten hat, zunächst um jedem Beliehenen sein 
bergmäilnisches Eigenthum in dem bei der Verleihung erhal-* 
tenen und naph Befinden durch die Vermessung Auch dem 
Auge sichtbar gemachten Umfange zu sichern. Dle^ bei 
jedem Bergamte sowohl, als bei den Gegenbnehs- Expeditio- 
nen conförm gehaltenen und zu gegenseitiger Goatrole die* 
nenden, Lehnbii eh er enthalten die- öffentlichen Urkunden 
darüber, welche bei entstehendem rechtUchem Stirisite das 
Anhalten geben. Es folgt daraus zugleich, dass einem Berg> 
werkseigner, welcher seinen Betrieb imter der Erde in un- 
verliehenes Feld fortgesetzt hat, solches sofort nach dem 
Lehnbuche und danach zu wied^holeiider maricschetderischer 
Vermessung nachgewiesen und er biis za rite ^^haltener Q^ 
lehnimg damit, zuriickgewiesen werden -kaM ; i^en «o giebt 
oft schon das Lehnbiich In vielen Fällen das Anhalten ziia? 
CIntscheidung, ob ein Feldnaehbar, die Grenzen seines Nacl^ 
bars Überschlitten hat. Von fieser mehr admu^timtiven; 
oder administrativ richterlichen Function, vermöge -derei^' 
das Bergwerks^gentlmn} -rrrra^^ljifg der^ditts&lkigieiirFiiifction 
d^r Civilobrigkeit^n in Be^llg ^'äuC das ^e)vFäih|ilidie Gtiitid^ ' 
eigenthum -^ in P«dniii|§ Aind>$lic2}%keit isrfadteit wird^ (was; 
für administrative :2weeke,;z,']&9 ^wegsi^ ^di^rBest^iieniog^ hier- 
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wie dort, «oerUbsUch bt), ist der ftädiste und natürlichste 
Schritt lur rein richterlichen FimetiMi in Bezug auf Strei- 
tigkeiten über die Grenzen der Bergwericslehne. Diese 
Rechtsstreite, Toraagsweise Gang- oder Feldstreitigkeiten ge- 
nannt, sind es, welche, wegen der eigenthümlichen physi- 
sehen und örtlichen Verhiltnisse , die sich nicht, wie über 
Tage durch Augenschein sofort ^fflbenehen lassen^ sondern bei 
denen die Ueberceugung durch Augenschein* nur auf techni- 
sohem Wege und durch bergmännische Vorbereitung gewon- 
nen werden Icann, selbst su eineni eigenthümlidhen Process- 
verfahren, wie es die Bergrechte vorschreiben; geführt habeii 
(Beweis vom Fund und Vater her , mit offenem Durchschlag 
und kenntlichen Saalb&idem ; s. Köhler u. s. w. 2te Aufl. S. 
492). Dieses auf den Beweis der Identität einer von Jeder 
der streitenden Parteien als ihr Eigenthum in Anspruch ge- 
nommenen Lagerstätte, mit dem im Lehnbuche verzeichneten 
Leluie gerichtete Verfohren kimn , beiläufig erwähnt, fast nur 
in der Hand der Bergbeliörie exeeatirt werden, weiche zu- 
gleich die AdminfaUvtivbehörde ist. 

§. 18. 

Vom Sdiürfen. 

Mit d^ Institute dar Miithung und Verleihung aus dem 
Bergfreien (vergl. §. \%. Note f), insbesondere mit dem 
Vorrechte des Finders (ebendas. Note a) im Zusammenhange, 
steht diejenige öffentliche Einrichtung, diurch welche die 
Aufsuchung natiirlichen Bergwerksgutes vom Staate befördert, 
aber «udi zugleidi imt^ obrigkeitlidie Aufsicht genom- 
men wird. 

Da unentdecktes Bergwerksgnt nicht in Besitz ge- 
nommen (gemuthet), noch Verleihung darauf ertheilt wer- 
den kann, sondern es dazu der Auffindung oder auch der 
^lachweisslichen Entblössung bedarf, (Bergordnung v. J. 1589* 
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Art ii §, 1« Altenb« Zinn BWO. Art. ]. §. 1.)^ andererseits 
aber aus 'hinzutretenden politischen Gründen an der Entde|[- 
kung des Bergwerksgn^es gelegen ist; so fordert der Staat 
zu planmässiger Aufsuchung der Schätze des Mineralreichs 
auf (Ajt. n. der B, O. v. J. 1589.). Dies planmassige Auf- 
suchen, wenn es auf der' Oberfläche geschieht, — denn auch 
bei schon gangbaren unterirdischen Bergbau gehört das Auf- 
suchen neuer Lagerstätten zum planmässigcn Betrieb — heisst 
Schürfen. In Ansehung des Schürfens bestehen gewisse 
Verwaltungs- und Rechtsvorschriften, berechnet auf die Be- 
förderung der Schürf- Versuch«, auf den Schutz des Schür- 
fers, auf Schonung des Bodens, auf Yjerhütuiig von Mis- 
bräuchen^ auf die Entscheidung von Streitigkeiten unter meh- 
reren Schiirfern und die Bestrafung der Störiuig derselben« 
Der Schürfer leistet meistens, wenn et gefunden hat, den 
wesentlichen Erfordernissen zur Muthimg durch die Schurf- 
arbeit selbst Genüge und ist als Finder sowohl, als weil 
er mit der Schurfarbeit zugleich die EntbJiössung der Lager- 
statte bewirkt und die ersten Yorschritte zum Betriebe selbst 
thut, vorzugsweise zur Muthung, die er jedoch bei Verlust 
S9inea Rechts suchen muss , berechtigt. Er hat aber auch, 
ohne schon gefunden und Bergwerksgut entdeckt zu haben, 
auf den Grund der ihm mittelst Schurfscheins ertheilten 
obrigkeitlichen Erlaubniss ziun Schürfen gewisse Rechte, die 
sich vornämlich gegen den Oberflächengrundbesitzer'äussern, 
auf dessen Gebiete er schürft und die nur mit deiQ Unter- 
schiede, dai^s sie sich nicht ganz eben so weit erstrecken, 
in der Hauptsache mit den Rechten zusammenfallen, welche 
dem Bergwerks ei genjth um er 9 der auf schon verliehenem 
Grubenfelde bauet^ gegen den Grundbesitzer zustehen (§.19.), 
indem sie auf demselben Frincip beruhen; vermöge dessfn 
laicht nur das Bergfreie selbst, sondern auch das Oberflä- 
€li,en-PrivateigenthfUQ, wenn ohne dessen Beeinträchtigung 


t 
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tnm Bergfreien nicht gelangt werden kaiin, selbst blossen 
Versuchen tuf Bergbau preisgegeben und dazu freie Concnr- 
renz eröffnet ist. Zu diesem Prinzip ist nunmehr über- 
zugehen. 

Vom Espropriatiana- Hechte gegen die Grundeigenthümer^ 
und der nach den Bergrechten eigentkumlichen Enteil- 
digungsmodalüät derselben. 

S), Schliesst nämlich das Bergprlvatrecht das Accessions- 
Recht des Grundbesitzers auf die, unter dessen Territorio 
zufallig befindlichen Erzlagerstätten um deswillen aus, weil 
an letzteren Besitz und Eigenthum nur durch Erfüllung der 
Torgesciuriebenen onerosen Bedingungen ei langt werden kann, 
so muss es auch dem Bergwerksunternehmer, sei es nun, 
dass er erst Erzlagerstöttcn blos aufsucht, um die Rechte 
des Finders zu erlangen (dem Schürfer), oder beim Be- 
triebe des Bergbaues in seinem bestätigt erhaltenen Berg- 
werksgnte, die ungestörte Verfolgung seiner Rechte sichern. 
Darum drängt sich Ton selbst 

ein dritter Hatiptgrundsatz des Berg-Priratrechts auf, der 
in nothwendigem Zusammenliange mit obigen ersten zweien 

(§. 16.) steht, nämlich: 
daJBs der Oberflächen -Grundbesitzer privat- 
rechtlich schuldig und rerbunden ist, diejeni- 
gen Beschränkungen seines Eigenthumsrechtes 
gegen Entschädigung zu dulden, welche zu 
Aufsuchung, Bntblössung, Gewinnung^uild Zu- 
giitemachung der Erzen, s.w. erf.orderlich sind. 
Au^h dieser ^Gnmdsatz wird, seiner privatrechtlichen, 
Entstehung nach, insgemein verkannt, und es werden die 
daraus fliessenden Folgerungen fälschlich einem Regali- 
tatsrechte des Staatsiiscus zugeschridien. -^ Aliein auch 
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hier ist der Staat als solcher nur aus dem Gesichtspunkte 
des Gesetzgebungs - , Regterungs - und Verwaltnngs^lechtes, 
nicht aber als Staatsfiscus , und hiernach das sich ergebende 
staatsrechtliche Vcrhältniss bei der Sache -— als Grund der 
daher folgenden öffentlichen Einrichtung — ins Auge zu fas- 
sen* Der Staat' bat als Gesetzgeber die Expropriations- 
bestifpmung in Ansebung desjenigen Grundes und Bodens 
sanctionirt, welcher zum Eergwerksgebrauch schlechterdings 
erforderlich ist. Sie ist zwar unter diesem modernen Na- 
men in den Berggesetzen nirgends ausgcsprocben ^ der Sa- 
che nach aber allerdings vorbanden. Sie ist eben so alt 
und ursprünglich, als die oben (§. 16.) bemerkten zwei Ele- 
mente der BergwerksTerfassung und eben so innig mit letz- 
terer verwachsen. Sie gehört zu den gesetzlich bestimmten 
Fallen, in welchen (nach §. 31. der Yerfassiuigsurkunde 
Tom 4ten September 1831.) Eigenthum zu Staatszwecken ab- 
getreten werden muss. Nur dass das der Expropriation 
unterwjorfehe Privatgut nicht zunächst und in sofern als zu 
,,Staatszwecken'^ bestimmt, betrachtet werden darf, als 
ob der Staatsfiscus daran Eigenthum erlangte und unmittel- 
baren Gebrauch davon maphen wollte. 

Die durch die Exprepria.tionsbestimmung rechtlich noth- 
wendig gewordene Abtretung von Frivateigentbum zum Berg^ 
bau kommt zunächst eben so, wie z. B. bei Eisenbahn -Un- 
ternehmungen u. s. w. , anderen Privaten zu Statten und der 
unmittelbare, nächste Zweck dabei ist die Begründung eines 
privatrechtlichen Verhältnisses. Allerdings geschieht 
mittelbar auch dem Staatszwecke Seiten der Eigen- 
thümer ^urch die Abtretung ihres Grundes und Bodens, je- 
doch in keiner andern Weise Geniige , als wie durch Befol- 
gimg aller andern im Gebiete des PriTatrechts bestehenden, 
das Eigenthum mehr oder wenigei* beschränkenden , gesetz- 
liohen Dispositionen. Der Staat verlangt die Abtretung aus 
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keinem andern Grunde, ab aus welchem er überhaupt Ge- 
horsam und Fol^elcistnng gegen das Gesetz zu verlangen und 
darüber, das letzterem Genüge geschieht, zu wachen befugt 
ist. Es geschieht daher die Beschrinkung des £igenthums 
der Grundbesitzer nicht zu Gunsten des Staates ( Tennöge 
des dominium cminens, oder Termöge eines niedern Re- 
gals, wie es die bei Köhler 2te Auflage a. a. O. lOtes Ca- 
pitel §. 2.' S. 36S. aufgenommene gangbare Meinung Ist), 
sondern es entspricht die Verbindlichkeit zur Abtretung dem 
Rechte immer nur anderer Privaten, weiche dagegen ihrer-« 
seits als Bergbauuuternehmer, vermöge des dies&Us aus dem 
Rechtsgefühl und dem Gewohnheitsrechte entsprimgeuen 
privatrechtlichen Verhältnisses, wiederum verschiedene Ver- 
bindlichkeiten und Lasten zu übernehmen haben, durdi 
welche sich ihre anscheinende Begünstigung und der auf- der 
andern Seite liegende Nachtheil compensiren. 

Auch diese privatrechtliche Expropriationsbestimmung hat ' 
gewisse öffentliche und zwar singulare Einrichtungen hervor- 
gierufen. Sie machen nämlich govisse Functionen einer Obrig- 
keit (Behörde) nöthig, welche auf die Aufrechthaltung und 
Ansfühnmg jener Bestimmungen, zunächst Im administrativen 
Wege, daim aber auch bei Streitigkeiten imter den Bethei- 
ligten, auf richterliche Entscheidimg berechnet sind. Denn 
auch zu Regiüirung der in dem hier fraglichen Bezüge vor- 
kommenden Angelegenheiten bedarf es schlechterdings der 
obrigkeitlichen Autorität einer Behörde , die jedoch auch hier 
nicht als Verwalterin eines Regab und im Literesse des Staats- 
fiscus, sondern als Obrigkeit, Kraft der ihr durch die Lan- 
deshoheit verlielienen Autorität, fungirt Diese Function be- 
zieht sich vornämlich auch auf die Sicfaerstellung der Grund- 
besitzer vor termeidlichen Beschädigungen und deren gehörige 
Entsehädigungi Hinsichtlich der letzteren aber besteheit ge- 
wisse ^ der Bergwerksverfassung ganz eigenthümliche , Mpda- 
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iitaten, an welche Bergbaiumteniehiner sowohl als Grund- 
besitzer gebunden sind. 

a) Die privatrechtliche Expropriationsbestimmung gilt zu- 
nächst zu Gunsten der Schürfer, d. h. derer, die nur erst 
Bergwerksgut zu entdecken suchen, undmuss, ihrem Sinne 
nach , nothwendig darauf berechnet sein , weil ja die Erwer- 
bung des Bergwerksgutes vom Finden abhängt (§. 17.) und~ 
demnächst die jedenfalls zur Muthung erforderliche Entblö- 
sung der natürlichen Erzlagerstätten häufig von Tage herein 
geschehen muss. Deshalb besteht die Einrichtung^ dass der 
Schürfer vom Grundbesitzer selbst bei Strafe nicht gehindert 
werden kann; allein derselbe muss sich zuvor mit einem 
Schurfscheine, das heisst, dem Certificat über die er- 
haltene obrigkeitliche Erlaubniss zum Beginn der Schürfarbeit, 
versehen. Die Ertheilung des Schurfscheins setzt aber eine 
vorgängige obrigkeitliche Cognition über die Stattliaftigkeit 
des Schiirfens und dessen muthihasslichen Erfolg voraus. Hier- 
durch soll theils blos muthwilliges, oder offenbar ganz 
nutzloses , Schürfen verliindert ; theils darf an gewissen Orten 
gar nicht, oder nur mit grossen Einschränkungen, die auf 
speciellen Bestimmungen beruhen, geschürft werden. End- 
lich hat erforderlichen Falls die Behörde d^n Schürfer zu 
Bestellung einer Cautioi^ zu Sidierstellung des Gnmdbesitzera 
wegen zu befürchtender ungewöhnlicher Schäden anzuhalten. 
Es beschränkt sich jedoch diese Cautionsbestellung auf den 
Fall, dass Schaden, insbesondere an Gebäuden imd Höfen, 
zu fürchten wäre. Wegen der blos gewöhnlichen, bei 
der Schurfarbeit unvermeidlichen , Occupation eines Stückes 
Gnmd und Boden und Entziehung der Nutzung davon , wird 
allerdings eine solche Caulion nicht erfordert. Auch steht 
dem Grundbesitzer kein Anspruch auf haare Entschädigung 
zu , wenn der Schürf ohne Erfolg gewesen ist. Er hat dies- 
Uls nur zu verlangen, dass der Schürfer auf seine Kosten 
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den Schnrf wieder sufulle und eben mache. Alle diese Be- 
ttimmnngen beruhen, in Ermangelung aiisdriicklicher geaets- 
lieber Diapoaitionen darüber, nur auf dem Ber^erksgebrauche 
der Behörde sowohl, ala in der opinio doctonim ^). Es lasat 
sich indessen wohl nicht veii^ennen , dass eine Entschädigung; 
des Grnndbesilsers iikr den Fall, dass der Schürf nicht 
zum Zwecke führte ^ eben so consequent, als billig sein würde; 
es rersteht sich, dass nur bei vergeblich gewesenem Scliür- 
fen ein solcher Ansprach eintreten kann. Denn ward wirk- 
lich eine Erzlagerstätte erschürft und darauf Bergbau begrün- 
det, so treten die hemachmals zu erwähnenden Rechte des 
Grundbesitzers gegen den Bergbautreibenden und tritt damit 
die gesetzliche Entschädigung des Ersteren dbnedies ein. 
Auch bleiben dem Grundbesitzer diese Rechte in Aussidit, 
wenn der Schnrf , diurch den eine Erzlagerstätte wirklich 
entblösst worden und den der Grundbesitzer bei Strafe offen 
lassen muss, nicht sofort bebaut würde. Alsdann wird die 
Entschädigung nur so lange vereichoben, bis der wirkliciie 
Betrieb eintritt, der Anspruch darauf bleibt aber imverioren. 
Dass nach bisheriger Gewdmheit Ansprüdie der Grundbe- 
sitzer, in deren Boden Tergebiiche Schurfvensuche gemacht 
worden, auf EntscMdigimg der auf einige Zeit entzogenen 
Disposition und Nützung ihres Terrains , nicht anerkannt wa- 
ren , ist zwar sehr erklärlich, weil die Grundbesitzer selbst 
solche in der Regel nicht geltend machten. Dies aber unter- 
Hessen sie, theils weil die Beschädigung durch einen blosen 
Schnrf nur sehr Torübcrgehend und das aufgeworfene Ter- 
rain nur sehr unbedeutend, theils weil den Griuidbesitzern 
in der Regel das Aufkommen eines auf ihrem Terrain ent- 
deckten Bergbaues nur erwünscht sein ' kann, m^ sie daher 


a) Visrg!. Köhler 2tc Auflage a. a. O. S. 135. §. 9. 10. 11. 12. und • 
die daselbst angeHitirtea Bergurthel uad Jdeinuogea der BergrochtUhrer. 
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soldies, mithia auch die dahin fahrende Schnrfarbeit gelbst 
mit eignem Torlaafigen Verluste zii fördern suchten. Indes- 
sen , wenn auch diese Umstände die oben bemerkte Lücke 
im Berggewohnheitsredite und der iBerggesetzgebnng erklaren 
und die darin .liegende Unglei<ihheit bedeutend mildern^ so 
lassen sie sich doch nicht allenthalben und zwar in unserer 
Zeit um so weniger prasumiren, als der Werth des Grund 
und Bodens bei der, zumal gedrängten, BcTÖlkerung im Erz- 
gebirge ungleich höher gestiegen ist Es wird daher aller- 
dings Aufgabe einer künftigen reformatorischen Berggesetz- 
gebung sein, der angedeuteten Ungleichheit durch die Be- 
stimmung abzuhelfen, dass in dem angegebenen Falle dem 
Grundbesitzer nach Torgängiger Taxation sein Schade vom 
Schürfer baar Tcrgütet, oder dass der Schürfer unbedingt zu 
Bestellung einer entsprechenden Caution Tor Beginn der 
Schnrfarbeit angehalten werde«. 

b) Bei der Benutzung fremden Bodens zum B e rg w c r k s-* 
betriebe selbst aber, welche nicht blos Torübergehend, 
wie beim Schürfen, sondern andauernd nothwendig ist, sind 
folgende Einrichtungen zn unterscheiden. 

aa) Entweder geschieht sie diuxh Occupatiou des er- 
fordierlichen Terrains, die ipso jure, gegen die gesetzlich 
dafür bestehende Entschädrgimg eintritt, oder 

bb) nach Torgängigem Auskaufe um die Taxsumme. In 
beiderlei Hinsicht jedoch ist der Grundbesitzer zur . Abtre- 
tung verbunden. Es hat aber diese ^Einrichtung vomämlich 
zu der insgemein angenommenen Ansicht gefuhrt, als seien 
die fiir die Bergbjiutreibenden daraus herrorgehenden Rechte, 
Vorrechte, die ihren Grund in der Regalität des Berg- 
baues hätten und vom Staate auf die Bergbautreibenden nur 
tobergetragen wären ^). 


b) VergU v, Weissenbacb, Sachsens Bergbaa S. 135. a. 
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Die Berechtignng der Bergbautreibenden znr OccBpation 
Uos gegen die nachher za erwähnende eigenthümliche Ent^ 
achädigungsmodalität ^) ist beschränkt auf die Fälle des Ge- 
brauchs fremden Terrains zum Haldensturze, zu Wegen und 
Steigen imd zu Errichtung Ton Kauen. Es sind dies zu- 
gleich die F^lie, wo das Terrain zum Bargwerksbetriebe 
geradezu unentbehrlich ist. Auch kann das Recht in 
dieser Maasse nur gegen denjenigen Grundbesitzer geltend 
gemacht werden, auf dessen Terrain, der Fund der Grube 
Statt gehabt Iwt. In Fällen dieser Art aber ist die gesetz- 
liche, der Bergweiksrerfassung eigenthfimliche , Entschädi- 
gungsmodalität die dnrch den Grund- oder Erbkux, oder 
das Recht des Grundbesitzers — - aber auch nur desjenigen , auf 
dessen Terrain der Fundscha^t befindlich — an der lieber- 
schussvertheilung nach 1 Kux zu participiren , ohne doch 
jemals zu Entrichtung Ton Zubussen gehalten zu sein. Durch 
den Gnmdknx, der auf dem praedio serriente haftet, mit 
solchem auf jeden Besitzer desselben übergeht imd nicht 
ohne den Fundus veräusserlidi ist, wird der beschädigte 
Grundbesitzer zum Theilnehmer an den Ilf^nungen und Aus- 
sichten des Unternehmens, die Uebärkssang seines Terrains 


c) Annäherad richtig, kvan man alleDfalls mit Kubler a. a. O. S, 
366. und von Weissenbach S. 136 das hieraus sich ergebende Rechts- 
Yerhaltniss der Servitus neccessaria gleichstellen, .wiewohl diese Ansicht 
nicht auf den Fall passt, dass ein Grundeigenthümer zu käuflicher Ab^ 
tretung seines^ Eigentbums genöthigt wird. Hier ist nicht länger tob 
einem jure in re aliena die Rede. Das Praedium dominans wäre das 
BergweriLsgut, das praedium serviens das Gut des Grundbesitzers. Auch 
die Servitos necessaria ist sber ein privatrechtliches Ihstitut. 
Eben darum kann man auch nicht mit v. Weissenbach a. a. O. ohne in 
Widerspruch mit der von letzterem selbst so eben aufgestellten Ansicht 
zu gerathen , Ton dem Besitzer des praedii dominantis «agen , dass ihn 
eine Regals- Ausübung vom Staate fibertragen sei. Denn nicht auf 
den Grund des Regals, noch eines blos persönlichen Vorzugsrechts des 
Besitzers, sondern Kraft des dem Bergwerksgute innewohnenden ding- 
Hchcfn Rechtes würde das ßergwerksgut zum praedium domiaaiu« 
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llaza wird ihm als sein Beitrag zu den Kosten dea Unter- 
tiehmens gleichsam an Ztibiissstatt gntgeschrieben und ^r et^ 
wirbt sich dadurch (so wie andere Theilnehmer durch Ent- 
richtung der Zubussen) das Recht auf seinen Antheii an den 
Nutzungen des Berggebäudes. Ber Natur der Sache nach, 
kann und soll der Gmndkux ein durchaus und rdllstän- 
dig entsprechendes EntschädigungsäquiTalent nicht enthalt 
ten. Es ist aber offenbar, dass die Grundbesitzer selbst 
diese Modalität ihrer Entschädigung, welche auf der an- ' 
dern Seite wieder den Beginn des Bergbaues allerdings 
sehr erleichtert , urspriinglich jeder andern vorgezogen haben 
müssen. Sonst wurde sich diese Bergrechtsgewohnlieit nicht 
gebildet haben, noch spateriiin gesetzlich sanctionirt worden 
sein. Gewiss hatte daher früheriiin, znmal in dner Zeit, 
wo der Grund und Boden im &zgebirge fast werthlos war, 
kleine Gruben aber häufig zur UeberschussTertheilung gelang- 
ten , das fragliche Recht nicht niur einen hinlänglich entschä- 
digenden Werth, sondern gewährte häufig einen überreich- 
lichen Gewinn, An diese im Bergprivatrechte begründete 
Entschädigung der Grimdbesitzer ^) schliesst sieh das Vor- 


d) Das obenerwähnte Institut hat, obschon rein privatrechtlichen 
Ursprungs, hauptsächlich um dcsivillen, weif man darinneeine drüclcend^ 
Bevorzugung der Bergwerkseigenthumer finden will, und weil man es 
irrthumlich n^it einem Regalitätsrechte und Staatsmonopole in Verbin- 
dung bringt, zn melirfachen Tadel und Angriffen der Bergwerksverfas- 
Bung in neuester Zeit geführt. Insoweit sich dieser Tadel nur eben 
darauf begründet , dass das Institut, weil es seinen Ursprung dem Re- 
gale verdankt y verwerflich sei, so erledigt er sidi«von selbst, indem ein 
solches staatsrechtliches Befugniss des Fiscus wirklich nicht vorhanden 
ist, noch vom Staate auf die Bergwerkseigenthumer übertragen werden 
Icann. Allein anch als privatrechtlicbes Institut aus dem politischen 
Oesichtspunkte betrachtet, hat es bei näherer Erwägung die Nachthetle 
für deu Grundbesitzer keinesweges, welche man darin hat finden wollen, 
and es wird, wenn es sich de lege ferenda, bei einer neuen Berggesetz- 
gebung in diesem Bezüge handelt, sehr reiflich zn erwägen sein , ob ans 
diesem Grund« dies Institut abzuwerfen sein möchte, oder nichfY Eine 
durchgängige baare Auskaufung des benothigten Terrains , nach vorgSa- 


96 

siugsrecfat an , welche^ sie bei Dingnng der den Graben nöthir 
gell Erz-, Wasch- und' Materialfohren und des Göpeltrei- 
bens Tor anderen fremden Personen, welche die Fuhren 
nicht wohlfeiler verrichten, haben. Dieses^ Reöht ist unbe- 
dingt lucrativ und trägt selhr zur Belebung des Verkehrs auf 
dem platten Lande Jn Bergwerksgegenden bei, enthält aber 
jedenfalls eine hinreichende Entschädigung fär den Tom Berg- 
bau occupirten Gruqd und Boden ^). 

Die in allen andern Fällen, ausser den oben erwähnten, 
stattfindende Entschädigungsmodalität durch Aus kauf aber 
— > an sich ein nach dem gemeinen Privatrechte zu beurthei- 
leudes Geschäft — hat nach der neuerdings. auch gesetz- 
lich sanctionirten ^) Bergwerks Verfassung nächst dem, dass 
die Yeräussersng far den Grundbesitzer eine not h wendige 
ist, die hier zu, erwähnende Eigenthümlichkeit: 


giger Taxe wurde zwar jedenfalls dem Grundbesitzer ein entsprechendes 
JSDtschädigungsaquivaleut gewähren, auch allerdings, da überdies schon 
nach jetzigem Gebrauche in vielen B'allen ausgekauft werden muss, 
eine grössere Conformität in das Verfahren bringen ; allein man 
würde die Grundbesitzer durch Einführung einer eoichen Conformität 
eines. VortheiU , den sie zeither , wenn auch grossentheils nur in der 
Aussicht, doch nicht selten überreichlich, genossen haben, berauben, 
(vergl. V. Weissenbach a. a. O. S. 139.), auf der andern Seite aber 
uamentlich das Emporkommen der kleinen nur erst im Entstehen be- 
griffenen Bcrggebäude behindern, denen gerade die erste Anlage ihres 
Etablissements am schwersten fällt« Diese, welche gerade der Unter- 
stützung am bedürftigsten, würden durch eine solche veränderte Ein. 
richtung benachtheiligt, während den offenbaren Vortheii hiervon die 
reichern Gruben bezögen. 

?) Im Freyberger Bergamtsrevier allein betragen die Fuhr- und 
Treibelöhne jährlich 30,000 Thlr. — —• , wovon A wenigstens als 
reiner Gewinn für den Fuhrmann übrig bleibt. Dieser Betrag verzin* 
set schon den Acker Landes nach einem Grundwerthe von 840 Thlr. 

während er im Durchschnitte bei diesen Grundstücken kaum 

den 8ten oder 4ten Theii so hoch anzunehmen ist ; vergl. v. Weissen- 
bach a. ti*0. S. 139« 

f) General -Verordnung vom 23, Mai 1835. No. 53. des Ge- 
setzt^lattes d. J. 


1) ^ass. die Terbandlungen iind der AbscUnss über soI*' 
chen Ankauf Tor der Bergbehörde Statt findet,' wiiewobl di4 
Confirmation der geschlossenen Käufe ausdrücklich an die 
Gerichtsobrigkeit desjenigen Grundstücks gewiesen ist, Ton * 
welchem eine Parcelle für ^ den Bergbau ausgekauft wird s)l 

2) Dass an Steuern und Abgaben Etwas auf die erkaufte 
Parcelle nicht mit übernommen wird ^) , daher auch £e sonst 
gewöhnliche Dismembration cessirt. 

§. 20. 

Fortsetzung. 
Entschädigung durch Grundkux und Fuhren. " 

In Bezug auf die . obgedachte Entschadigungsihodalitit 

• 

durch Grundknx und Fuhren ist noch zu bemerken: 

Wenn auch im Allgemeinen nicht gesagt werden kann, 
dass die oben berührte Modalität der Entschädigung der 
Gnmdbesitzcr unzureichend sei; so hat sie doch 1) den Um- 
stand gegen sich, dass dabei gewisse Ungleichheiten nicht 
zu vermeiden sind, indem es möglich bleibt, dass der Mehr- 
beschädigte eine geringere Vergütung als der Minderbescliä- 
digte erhält; denn bei beiden ist der Eintritt sowohl ak 
der Nachhalt der Entsdiädigung durch Grundkux und Fuh-* 
ren vom bergmännischen Glücke abhängig. 2) Ist die Ger 
setzgebung in Betreff dieser Entschädigungsmodalität so un- 
zureichend, dass gegenwärtig schon längere Zeit her, cjne 


g) §. 2. des ängezogCDen Gesetzes. Vorher hatte die Berg- 
behörde auch die Confirmation zu ertheiien , und nach Rescr. ▼. ^Q» 
Juni 177,7, u. Rescr. v. 21. Aiig. 1777. nur der betreffenden Ge- 
richtsobrigkeit zur nöthigen Annotation in der Besitz - Urkunde der 
Grundbesitzer Mittheilung zu machen. 

h) Der Grund davon üegt in der Befreiung des Bergwerks- 
gutes und Gewerbes von den gewöhnlichen Civtlabgaben und der statt 
derselben eingeführten sehr hohen eigenthumlichen Bergwerksabgaben'; 
cf. V. >Veissenbach a. a. O, S, 137. 


^ 
f ä 
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nur TEVL oft schwankende Obserranz, die an die Stelle be< 
stimmter gefletzlieher Vorschrift getreten ist, das nöthi^ 
Anhalten für Entscheidung vorkommender Beschwerden und 
Differenzen nicht mrhr gewährt 

Nämlich a) den Grondkux anlangend, so hat Art 92. 
der Berg-0. v. J. 1589. — die hauptsächlich hier in Frage 
kommende Gesetzstelie — mir den Fall eines neu aufge- 
nommenen Bergwerkes vor Augen , bei welchem sie das Vor- 
handensein eines einzigen, des Fundschachtes, Toraussetxt; 
wie denn auch in der That zu damaliger Zeit die Zechen 
nur auf wenigen Maassen baueten und nur eines einzigen 
Schachtes bedurften , für dessen Haldensturz sie den Grund 
kux gewährten. Gegenwärtig aber, wo einzelne Berggebäude 
einen grossen Umfang erreicht, nach und nach eine Menge 
Lehne dazu gemuthet und eriangt haben, in Folge dieser 
Erweiterung ihres Bereichs aber die Anlegung mehrerer 
Schächte, von denen jeder seinen Haldensturz hat, die auf 
dem Boden verschiedener und mehrerer Gnmdbcsitzer 
liegen können, nöthig geworden ist, wird jene gesetzliche 
Bestimmung unzureichend. Denn, es bleibt ungewiss, ob der 
Grundkux für immer und ewig dem Grundbesitzer unge- 
theilt verbleiben müsse, auf dcfssen Grund und Boden der 
erste Fund der Grube, der Fundschacht , niedergebracht und 
eine volle Maass eingebracht ist, oder, ob nicht vielmehr, 
wenn ei*ne Gewerkschaft mehrere Lagerstätten vom Tage 
nieder erschiirft, gemuthet und darauf von Tage herein 
Schächte niedergebracht hat, diese dann ebenfalls als Fund- 
schächte anzusehen und da jede Gewerkschaft doch nur einen 
Grundkux zu gewähren vermag, dieser deshalb unter die 
mehreren betroffenen Grundbesitzer zu theilen sei? Die Ob- 
servanz hat dieses angenommen, dazu bestimmt durch die 
angezogene Stelle der Berg-0. und die Worte: „Wo sichs 
aber zutriige, dass man auf eines Mannes Grund eine volle 
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Maass nicht einbringen konnte, oder dass man von einem 
Gute auf das andere stürzen miisstc, so soll der Bergmeister 
den Erbknx, nach Gelegenheit des Sehadens, theiien.^^ 
Allein diese Disposition der Theilung ist offenbar und den 
Worten nach, auf den Fall beschränkt, dass die ersten 
Maassen, welche auf einer und derselben Lagerstätte ge- 

, muthet worden und mit deren Bebauung ein Bergwerk be- 
ginnt, sich, über Tage vermessen, über zwei an einander lie- 
gende Grundbesitzer erstrecken , läo dass die Halde des Fund- 
schachtes auf die Grenze beider zu liegen kommt; die An- 
Wendung daher, die man Ton dieser Disposition gemacht hat, 
indem man daraus die Regel der Theilung des Grundkuxes 
in den oben berührten ganz anderen Fällen abgeleitet hat, 

^ ' ist eine nur analoge und hat, in Ermangelung irgend einer 
gesetzlichen Bestätigung, zu mehrfachen Streitigkeiten An- 
lass gegeb^i; indem entweder die Inhaber des yollsta'ndigen 
Grundkuxes einen Theil davon zum Besten euies Nachbars 
herzugeben, oder Grundbesitzer, auf deren Boden nicht der 
erste Fundschacht, sondern ein 2ter, Ster Schacht der Ge- 
werkschaft niedergebracht worden, die Entschädigung durch 
einen Theil ^des Grundkuxes anzunehmen sich weigerten und 
baare Entschädigung verlangten. ^Nichts desto weniger hat 
aber bisher in den berührten Fällen die Observanz der Thei- 
lung des Grundkuxes bestanden , welche allerdings den Gni- 
beneignern.die Verabreichung einer besondern Entschädigung 
erspart hat; sie ist gewissermassen bestätigt worden durch 
die Disposition der Stollnordnung vom 12. Jum 1149. Art. L 

^ 3., nach welcher zlir Entschädigung des Haldensturzes von 
Stölln^d!er Grundkux nicht für statthaft eritlärt, sondern 
baarer Abtrag für das eingenommene Terrain geboten wird, * 
indem hiernach ex argumento e contrario geschlossen, worden " 
. ist , dass bei allem Haldensturze von Fundgruben der Grund- 
kux als die richtige und einzige Entsclutdigungsmodalität be- . 

t* " 
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stehe. Aaeh liat fie beregte Otecrmn die BOli^eit ür 
neb 9 indeio et sidi öfter mgetrafen, dam der enic vini 
eiser GewericKhaft ^eoomiiiene Fond, so wie der dort sie- 
der^dnrachte Sehadit puixlieli yerlaasen oad ^ter auf an^ 
derm Groad md Boden ein Schadit mit lebhafter Forderan^ 
ond iiedentendeni Haldenatone in Crang gdiracfat worden 
i»t Hier ^ebot dieBUlig^eit, Tomämlich den Grandbeaiixer 
dea ietztcedaefaten Feldes xa entschädigen, ond nm dies an 
beweikstelli^en , blieb — Toransgesetzt, dass einmal eine 
andere Entsehädipittgsmodalitat nicht verlang werden könne, 
— nichts als die TheOaog des Crrondfcuxes naelr Proportion 
der Sduden zwischen jenem und diesem Grundbesitser, iibr^. 
Indessen leben die angeregten Fragen und Zweifei, welche 
dmrch gesetzliche Disposition nicht beantwortet und gelöst 
werden, leider bei jedem Torkommenden Rechtsstrdte wieder 
auf; es reicht auch nicht einmal die Obserfanz, dorch welche 
sich die Bergimter geholfen haben , in allen Fällen aas. So 
z. B. fragt es sich noch immer : findet bei Richtscluichten, 
wekhe nicht auf einem Ganges, sondern im Quergesteine, 
niedergebracht worden; die Entschädigung durch Grundkus 
Statt, oder ist hier nicht eben so, wie bei denStolln, baare 
Entschädigung zn gewähren? und so in mehrem andern FlU- 
len, deren Aufzählung hierher nicht gehört. Um alle diese 
Zweifel und Fragen auf einmal abzuschneiden, wäre es in 
der That zu wünschen, dass die Entschädigungsmodalität 
durch den Grundkux, deren Anwendung wohl in den ältesten 
Zeiten des so einfach betriebenen Bergbaues zulässig war. 
Jetzt aber 9 bei ganz veränderten Umständen, nur zu man- 
nichfachen Zweifeln und Differenzen fuhrt, gänzlich abge- 
worfen und Statt derselben die einfache gewöhnliche Ent- 
schädigung nach Grundsätzen, wie sie z. B. in dem Gesetz 
Tom 8. Jnli 1835., die Anlegung der Eisenbahnen etc. betr^ 
enthalten, sind, auch wegen der BergscMden angeordnet 
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würde; was auph schon langst nach dem preuss. Laiidrecht 
llil. n. Tit. XVI. §. 109. sequ. in den preuss. Staaten 
gesdiehen ist. — (Yergl. Lehmann^ Dlss. ¥om Erbkux, 
Leipzig 1149.) 

b).Die Entschädigung durch Erz-, Pochwerks- 
und andere Fuhren (insbesondere auch Göpeltreiben) 
betreffend, so ist diese Modalitat nicht einmal durch gesetz- 
liche Bestimmung, sondern lediglich durch Obserranz (wie 
sie in v. Schönbergs Berginformation, die fast gesetzliche 
Autorität in Bergsacheu erlangt hat, s. t. Erzhöhlfuliren 
(S. 19«), hernaclimals im Bergdecrete v. d. Aug. 1659. §. 13« 
und in der GeneraiTcrordn. t. 23. Mai 1835« §«6. nur er- 
wähnt ist), eingeführt Allein es ist durch die angezogene 
Observanz nur so viel bestimmt, als in Köhler Anleitung zu 
den Rechten und der Verfassung beim Bergbau 2te Aufl. 
S. 364. §• 3. 4. u. 5. angegeben zu befinden. Abgesehen 
aber davon, dass selbst dies noch gesetzlicher Autorität, selbst 
namhafter, durch rechtskräftige Entscheidungen bestätigter) 
Fräjudlcien ermangelt, so lassen die a. a. O. als Observanz 
bezeichneten Vorschriften noch Zweifel darüber, aa) ob durch 
das beregte Vorzugsrecht eine Grube überhaupt behindert 
werden könne, ihren Transport von Erzen etc. auf andere 
Weise als durch Lohnfuhren bewirken zu lassen, wenn sie 
es auch nicht gerade wohlfeiler erhalten kann, (denn dass sie 
es alsdann befugt, wei|n die grössere, Wohlfeilheit erweis- 
lieh, ist wenigstens coustant angenommen worden) z. B. 
durch Menschenhände, wenn es darauf ankommt, Leute da- 
mit zu beschäftigen, die ausserdem feirig werden würden? 
Eine Frage, die unter andern im Freiberger Revier wieder- 
holt zu Differenzen gefülirt hat, wo einige Gruben ihre Poch- 
werksfuhren auf sogenannten, von Menschen gezogenen, Kipp- 
karren thun. lassen wollten und dabei Widerspruch bei den 
fuhrenberechtigten Grundbesitzern fanden, bb) Zwar liegt 
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es im Stnne der bestehenden Ojbserrans , dass die Ziitheilung 
Ton Lohnfuhren, das Gopeltreiben um Lohn etc. nieht blos 
ein Annexum des Erbknxes sei und nicht blos dem Inhaber^ 
oder mehreren Inhabern eines getheilten Erbkuxes, zustehe ; 
Tielmehr unabhan^g ron der letztem Berechtigung und ohne 
Rucksicht darauf, als Entschädigitng zugebilligt werden seile, 
da diese Entschädigung insbesondere die Besitzer des Grund 
und Bodens gemessen, auf weichem nur die Waschen einer 
Grube, also nicht einmal Schächte, geschweige Fandschächte, 
liegen. Auch ist diese durch die Praxis eingeführte Ge>^ 
wohnheit der Billigkeit ganz gemäss, da oft gerade die 
Feldbesitzer, welche zum Gnindkuxe, oder einem Antheil 
daran nicht berechtigt sind, also eigentlich gar keine Ent- 
schädigimg erhalten würden, dennoch die meisten Schäden 
actuell haben. Allein es ist immer mur eine gewisse Billig- 
keit, die .am Ende bei vorkommenden Ansprachen Mehrerer 
gegen einander zur Entscheidung dient, und in Ermange« 
lung bestimmter gesetzlicher Vorschrift, ist theOs den Gru- 
benvorstehem fast freie Hand gelassen, wie und wem sie 
solche Fuhren vorzugsweise zukommen lassen wollen, theOs 
sehen sich die Bergämter, wenn eine rechtliche Entschei- 
dung verlangt wird und nicht, wie in den meisten Fällen ge- 
lingt, ein Vergleich zn Stande kommt, in wahrhafte Unge- 
wissheit versetzt, der nur durch die ausdriickliche , sehr 
wünschenswerthe, Bestimmung ein Endi^^ gemacht werden kann, 
dass künftig hier ein Vorrecht auf solche Fuhren keinem 
Grundbesitzer mehr zustehen, sondern diese Entschädigungs- 
modalität als eine noth wendige aufgehoben, die Verwil- 
ügiing der Fuhren aber, als res merae facultatis, höchstens 
durch Billigkeit oder gegenseitige Gefälligkeit motivirt — 
wie es ursprünglich wohl auch nur so Statt gehabt — an- 
gesehen werden soll. Dies kann freilich nur durch eine all- 
gemeine gesetzliche Bestimmung dahin geschehen: dass jeder 
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erweisliche Bergschaden, also auch der durch Hardenstiirz, 
Wege und 'Steige verursachte, wofür zeither Grundkax und 
Fuhren als Entschädigung gerechnet wurden, nach allgemem 
rechtlichen Grundsätzen- zu vergüten sei ; mithin durch Auf- 
hebung der für gegenwärtige ^eit nicht wehr passenden Ver- 
pflichtung der Grundbesitzer zu unentgeldlichcr Her- 
gäbe ihres Grund und Bodens gegen Freiverbauung des Grund- 
kuxes und gegen den Genuss der Erzfuhren etc. 

§.21. 
Bezeichnung der privatrechtlichen Axiome, welche den 
wegen Verlust 8 des bergmännnischen Eigenlhums 
getroffenen Verfügungen zu Grunde liegen ^ {auflässiger 
Bergbau ; Fristzechen ; Freifährung ; Reiardat ) 

Gleichwie das Bergwerksgut hinsichtlich seiner Er we r- 
butig einen ganz eigenthümlichen Charakter hat, und des- 
wegen besondere Staatseinrichtungen erforderlich macht, eben 
so zeigt sich aus demselben Grunde, in Ansehung des Ver- 
lustes desselben, gleiche Nothwendigkeit. 

An der Spitze der hierausfolgenden Institute steht das prl- 
Tatrechtliche Axiom : Erworbenes Bergwerksgut geht 
dem Erwerber verloren, sobald er die mit dem 
Erwerbeverbundene, im Betriebe des Bergbauge- 
werbes bestehende, Bedingung unerfüllt lässt ^). 

Der Angrfff des Bergbaues, der Beginn des Betriebes, 
wenigstens die Vorbereitung dazu, ist, wie oben (§. 16.) 
erörtert worden, der eventuelle Titel zur Besitzergreifung 
und zum Erwerbie. Es ist daher völlig consequent, dass der 
Titel zum Besitz und Eigentbume durch Nichterfüllung der 


a) In diesem Sinne ist das bedingte Eigenthum zu verstehen , wel- 
ches auch Köhler a. a. O. 2te Aufl. S. 281. ~§. 19. eben so, wiewohl in 
auderm, nämlich in dem Siiuie bezeichnet , als wenn dje Bedingung eine 
Folge der Regalität wäre. 
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gesiellteii Bedingung ex post erlischt, mit ihm aber das pri- 
Talive Eigenthnm am Bergweifagute* Dq3 BergpriTatrecht 
verfolgt dieses Auom durchgängig und hat es um so fester 
gehalten ) jemehr durch diese Strenge gegen die Bergwerks- 
eigenthümer, die BeTorzugungen der letztern, welche sie 
hinsichtlich des Erwerbes anscheinend gegen andere Priva- 
ten, besonders die Grundeigenthümer (vergl. die Torigcn §§.) 
gemessen, wiedenun ausgeglichen werden sollen und auch 
wirklich ausgeglichen werden. 

Durch den bergüblichen Verlust 4^es Bergwerksgu- 
tes ^) wird das Bergwerksgut wieder frei, d. h. herrenlos, 
mit der rechtlichen Folge, dass es nunmehr wiederum aufs 
Neue bergüblich verliehen werden kann. 

Unterlässt der Finder die Muthung, der Muther die 
Entblössung d,er gemutheten Lagerstätte und das Gesuch lun 
Verleihung und Bestätigung, der Bergbauunternehmer und 
Eigenthümer den andauernden Fortbetrieb des Bergbaues in 
dem verliehenen Felde, so trifft alle diese Berechtigten der 
Verlust ihrer Rechte, welcher nach gewissen, für alle Fälle 
der bezeichneten Art festgesetzten, Fristen, jedoch dann, 
mit Ablauf dieser Fristen, ipso jiure eintritt. Es bedarf zwar 
hier des speciellen Antrages auf Decretirung solchen Ver- 
lusts bei der Behörde nicht. Wohl aber hat die letztere und 
durch solche der Staat darüber ex officio zu wachen, dass, 
wenn diese Fristen abgelaufen, ohne dass der Bedrohte sieh 
durch Erfüllung der vorschriftsmässigen Leistung, oder durch 
gesuchte — allerdings nachgelassene — Dilationen (Erlange- 

b) Auch Bergwerksgut, sowohl natürliches als partielles (Bergtheile), 
kann, wie jedes andere Gut, durch ausdrihikliche Verzichtleistung darauf, 
(Lehtts- oder Kuxiossagang) eriöscheo, oder es kann derelinquirt werden. 
Insofern bietet dasselbe jedoch keinen Grund zu besondern bergprivat- 
rechtlichen Bestimmungen und zu besondern Bergwerkseinrichtuugeli dar, 
und es beschränkt sich obige Betrachtung auf die bergübliche De- 
cretirung des Verlustes am Bergwerksgute. 
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ning , Fristsetzung) gegen den Eintritt des ihm ipso juise an- 
gedrohten Präjudices ges^chützt hat^ das letztere in Erfiiliong 
gesetzt werde. Die Function des Staates hierbei '(womach 
die staatsrechtliche Beziehung zu beurtheilen) ist keine an- 
dere, als wie er sie bei Verleihung des bergmännischen 
Eigenthunis ausübt; sie hat die Aufrechterhaltung der be- 
stehenden privatrechtlichen Bestimmung zum ^weck und ist 
richterlicher Art. Aus dem politischen Gesichtspunkte be- 
trachtet aber hat das auf den Grund jener privatrechtiichen 
Bestimmimg gehauete Institut die Absicht, die Feldsperro 
zuTermeiden und die freie Concurrenz zum Bergbaubetriebe 
zu befördern. 

Das ipso jure frei gewordene Bergwerksgut, welches in 
der That ein derellnquirtes ist, heisst auflässiges Berg- 
werksgut, aanässiger Bergbau, auflässiges Bergwerk. Es 
nimmt solches im Wesentlichen die Natur des aufgeschlosse- 
nen Bergfreien an, wie es oben (vergl. §. 16. Note f ) dar^ 
gestellt worden ist; nur mit dem Unterschiede, dass bei der 
neuen Verleihung die frühem Besitzer einige Vorzugsrechte 
haben, deren Aufrechterhaltung ebenfalls wieder Sache und 
Function der auch hier unentbehrlichen Obrigkeit ist. 

Letztere führt daher Ton Staatswegen die Controle über 
alles auflässige Bergwerksgut. Es erstreckt sich diese so- 
wohl über das entschieden als auflässig bereits vorhandene, 
als über dasjenige, welches der Aufiässigkelt entgegengeht 
und nur noch in Fristen gehalten wird (Fristzechen.) 

Wenn und so lange noch unentschieden ist, ob das Berg^ 

m 

werksgut fiir frei zu achten, und um zu der diesfalisigeu 
rechtlichen Gewissheit zu gelangen, kann ein richterliches 
Verfahren der Behörde eintreten , auf welches Jeder anzu- 
tragen berechtigt ist, der an der Accluisitiou des unbebauten 
Grubenfeldes ein Interesse hat. Die diesfalisige Procedur 
ist: der Freifahrungsprocess , d. h. dasjenige Verfah- 
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reo der Obrigkeit, wobei letztere nach Torgängi^er Fristaaf- 
kündigung, auf den Antrag ein« Interessenten über die Un- 
terlassung der lu Erhakung des Bergwerkseigentlioms erfor- 
derlichen Obliegenheiten cognoscirt und den dadurch Ter- 
wirkten Verlust decretirt. Die Fristaufkündigung aber ist 
derjenige Act, wodurch dem säumigen Bergjyerlsinhaber iw» 
gesetzliche Präjudiz angedroht und der bevorstehende Ver- 
lust, wenn er in. solches TerfalU, angekündigt wird. Die 
nähern Bestimmungen über die Procedur selbst gehören in 
eine speciellere Darstellung als. hier beabsichtigt wird, wo 
es nur darauf ankommt, nachzuweisen, dass auch das Institut 
der Freifahnmg keine Fol^e des Staatseigenthums am Berg- 
werksgut sei, so wenig wie das auflässige Bergwerksgut, als 
solches, in das Staatseigenthum , in welchem es bei dpr 
ersten Verleihung nicht gewesen ist, zurückfallen kanu. Die 
Controlemassregeln des ^Staats über auflassiges Bergwerksgut, 
in Folge deren die Frist- und Dllations - Gesuche, die Proce- 
dur der Freifahrung imd was daliin gehört, eingeführt wur- 
den, sind ebenfalls obrigkeitliche Acte, welche der Staat, 
Kraft obrigkeitlicher landesherrlicher Gewalt, aber nicht 
▼ermöge des dem Staatsfiscus zustehenden niedern Regals, 
ausüben lässt. 

Die bisher angedeuteten privatrechtlichen Grundsätze 
und darauf gebauten Institute, welche zunächst das natürli- 
che Bergwerkseigenthum (Lehne) oder den Complex vom na- 
türlichen Bergwerksgute (Bergwerksgebäude, Zechen u. s. w.) 
betreffen, aiif die Bergtheile analog angewendet f ergeben das 
Institut des Retardats. Das Retardat ist das richterliche De- 
ret^ wodurch der Inhaber eines Bergtheils dessen für verlustig 
erklärt wird, wenn er die zu dessen Erhaltung erforderlichen 
Pflichten verabsäumt. Die Summe dieser Obliegenheiten 
kommt auf die Verbindlichkeit zur Zubusszahlung hinaus. 
Diese Verbindlichkeit des Inhabers von Bergtheilen entspricht 
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der Pflicht des Bauhaftbaltcns , welche den Inhaber eines 
ungetheilten Berglehns incumbirt. Es findet aber mit nm so 
^össerer Conseqiienz eine analog^ Anwendung des Grund- 
satzes liber die dem letztern obliegende Yerbindiichkeit auf 
die Knxinhaber Statt, da ja bei unterbleibender Zubusszah- 
lung Seiten der Euxinhaber auch der Betrieb des gesamm- 
ten Berggebäudes ins Stocken gerathcn und bei fortdauern- 
dem Verzuge der Zahier, auflässig werden muss. Oimedies 
pflegt sich die unmittelbure Thcilnahme mehrerer Miteigcn- 
thümer an einem, in Theile ansgethanen Bergwerkslehne fast 
mir in Herbeischafi'ung der Mittel zum ununterbrochenen 
Betriebe zu a'ussern und indem sie diese gewähren, erfüllen 
sie mittelbar und factisch die den Bergwerkseigenthümern 
obliegende Pflicht des Bauhafthaltens. Der stockende Betrieb 
hangt factisch dalier mit der ausbleibenden Einzahlung der 
Zubusse in der Regel zusammen, wiewohl nicht umgekehrt 
auch allemal bei richtiger Einzahlung der Zubussen ein vor- 
Bchriftsmässig ununterbrochener Betrieb rechtlich zu präsu- 
miren ist. 

Das Retardat wird vollstreckt nach einem Torgeschriebe- 
nen vorgängigen Contimaacial- Verfahren, mk Beobachtimg 
der Retardatsankündigimg und gewisser Fristen; und zwar 
auf Antrag der Miteigenthümer und Gesellschafter (Mitge« 
werken) des säumigen Zahlers. Denn es liegt allemal im 
Interesse der letztern — sowie cd jedenfalls zu Aufrechter- 
haltung der Ordnung nöthig ist, — dass der säumige Gewerke 
seines Kuxes Terlustig, der Kux freierklärt uiid dies officiell 
beurkundet wird. Bevor dies nicht geschehen, kann der Kux 
niclit anderweit ansgethan und nicht wieder zahlbar gemacht 
werden, und es entgeht den übrigen Gewerken dadurch der 
auf den auflässigen Kux repartirte Beitrag, den sie nach Be- 
finden auf ihre Antheile mit übertragen müssen. Auch steht 
(nach Art. 62. -der Bergordnung vom Jahre 1589.) den stand- 
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haft gebliebenen Gewerken ein Vorzugsrecht auf den Besitz 
der freien Kuxe ilirer gemeinscliaftlichen Zeche zu, welches, 
wenn sie daTOn Gebranch machen wollen^ zur Folge- hat, dass 
die freien Kuxe pro rata zerfällt und letzteren zugetheilt 
werden. Dies ist das Interesse der Mitgewerken an dem 
Retardatsdecrete gegen säumige Znbusszahler. 

Das Verstehen der Kuxe im Retardate, als 
Folge jenös Decrets, aber ist ein Analogon des Freiwerdens 
ganzer Bergwerkslehne, dem Grunde und der Tendenz nach ; 
sowie die Vollstreckung des Retardats, dem Freifahrungs- 
pfbcesse, die Retard^tsinsinuation der Fristaiifkniidigung ent- 
spricht. 

Völlig gleiche Folgen sogar, mit dem Anflässigwerden 
des ganzen Bergwerkslehnes , kann und muss das Auflässig- 
werden einzelner Kuxe dann haben, wenn alle Kuxe einer 
bios Tön Zubussen abhängigen Zeche im Retardate Terstehen. 
Ja es bedarf nicht einmal des Aufgebens aller Kuxe, sondern 
es ist ein Minimum von Kuxen der Zahl nach bestimmt, 
welche untergebracht sein müssen, um zum Fortbetriebc der 
Zeche und fernem Einsammlung Ton Zubussen diesfalls zu 
berechtigen. Dies Minimiun bestimmt die Grenze der Zii- 
buss-Anschlagsfähigkeit einer Zeche. Ist letztere 
nicht vorhanden, so ist die Zechein Frist zu setzen; 
abermals eine obrigkeitliche Maasregel, deren yeirschiedene 
rechtliche und administrative Folgen einer sp^cieliern Dar- 
stellung, als es hier der Zweck mit sich bringt, zu überlas- 
sen sind ; hinsichtlich deren Tendenz aber hier nur zu erwäh- 
nen ist, dass sie polizeilicher und politischer Natur und theils 
auf eine Herabsetzung der Generalkosten für die Administra- 
tion solcher der Auflässigkeit sich nahender Zechen, theils 
darauf berechnet ist, zu verhindern, dass Niemand zu Ent- 
richtung fernerer Zubusse zu solcher Grube inducirt, son- 
dern jeder Betheiligte über den währen Stand derselben in 
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Kentniss gesetzt werde. Sie ist aber auch zu^eich als eine 
gesetzlich rerstattete Frist zu Gunsten der Bergwerksei* 
gehthümer eingeführt, lun diesen Zeit zu gönnen <» dass 
sie das Auflässigwerden ihrer Zeche wo möglich noch ab* 
wenden^ 

§. 22. 
Fortsetzung. 

« 

Rechtltche Folgen der Aufiässigiceit \ Bergreservat. 

c) Auflassig gewordenes, sowohl uiigetheiites und natür- 
liches, als partielles (und zugleich iiitellectuelles) Bergweiics- 
gut nimmt die ^Natur des Bergfreien dergestalt an^'dass, um 
wieder in dessen Besitz zu gelangen, es wiederum der Mu^ 
thung und Verleihung bedarf. Eiä hat aber auch die Be- 
stimmung, wiederum Terliehien zu werden; kann und darf 
in der Regel weder in anderes und gewöhnliches Eigenthnm 
durch die gewöhnlichen Erwerbungsarten eben so wenig wie 
das Bergfreie übergehen, noch darf ein anderer als berg- 
mannischer Gebrauch davon gemacht, es soll zum Bergbau- 
betrieb verwandt werden. Die nächste Folge hiervon und 
der darauf gegründeten, schon oben erwähnten Gonttole des 
Staats ist, dass jedenfalls auflässig gewordenes Bergwerks- 
giit, im engera Sinne verstanden, z. B. das im Qetriebe ge- 
wesene Grubenfeld (§.11.), die in selbigem unterirdisch 
ausgehauenen Räume und Baue, verlassenen Schächte, StöUn, 
Strecken, in der Gruben erschrotenen Wasser u. s. w., sodann 
aber auch das Bergwerksgut , solches im weiteren Sinne ver- 
standen (§. 14.) *), so weit es in der Muthung unterworfenen 


a) Demerkenswerth und wichtig ist der, in anderer Hinsicht für den 
Fall der Auflässigkeit streng festgehaltene, Unterschied zwischen dem 
eigentlichen Bergwerksgute — dem der Verleihung unterworfnen 
Lehne -— (der Erzlagerstätte, worauf ein bestimmtes Grubenfeld verliehen 
war) selbst und zwischen den zum Theil blos zufälligen Zubehocungen 
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Bergwerkslehnen besteht, wohin also auch nunentlich ver- 
liehen gewesene WasserzufliisBe und Gefalle (über Tage) 


UQd Vorräthen desselben , die nicht durch ^ Muthung uiid Verleihung, 
sondern in der sonst gewöhnlichen Weise , acquirirt werden , wie z. B. 
Tagegebaude, luventarienstücke, Maschinen etc. etc. Da Gegenstände 
letzterer Art streng genommen nicht aullässig (im bergrecbtiichen Sinne) 
werden können (cf. Hake Commentar zum Bergreclite §. 664.), weil sie 
nicht ins eigentliche Bergfreie fallen, auch aus selbigem nicht wieder zu 
muthen sind, so behalten an dergl. Sachen die Bergwerkseigner (oder 
die Berg Werksgesellschaft) ihre Rechte und Verbindlichkeiten, ungeachtet 
der AufiässigUeit des gehabten Lehns und unbeschadet des gänzlichen 
Erlöschens ihrer Rechte und Verbindlichkeiten in Bezug auf Letzteres. 
Es kann und rauss daher eine Gewerkschaft oder ein Eigenlöhner, der 
aus dem Felde, oder dessen verlustig, gegangen ist, solche Zubehörun- 
gen versilbern^ den Erlöse oder anch die noch vorhandenen Erzvorräthe 
zu Bezahlung der vorhandenen Gläubiger verwenden und den Ueber- 
schuss für sich erhalten, oder, wo mehrere Interesseuten , solchen unter 
sie vertheilen dürfen. Im Falle des Bergeoneurses sind es daher auch 
diese Zubehörungen allein, welche die Masse zu Befriedigung der Berg- 
gläubiger ausmachen (auf deren Vertheilung sich §. 29. des Bergprocess- 
Mandats vomr 26. Aug. 1713. bezieht). Ganz consequent ist es dage- 
gen auf der andern Seite, wenn auf das eigentliciie (naturliche) Berg- 
werkslehn und dessen daraus zu gewartende Nutzungen, nachdem solches 
aufläs«ig geworden, von den Gläubigern gegen den oder die gewesenen 
Eigenthumer desselben keine Ansprüche geltend gemacht werden können, 
(daher auch eine etwanige Versteigerung eines solchen Bergwerkslebnes 
ganz unzulässig ist) ; denn es haben ja letztere selbst daran ihre eig- 
nen Rechte, UoflTnungen und Aussichten"" verloren, kennen mithin auch 
auf Verwendung der Substanz solchen Lehns und der darin verborgenen 
möglichen Nutzungen zu Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten nicht belangt 
werden. Was die Nutzungen anlangt, so sind diese noch überdies ohne 
Bergwerksbetrieb gar nicht zu erlangen ; zu diesem Betriebe aber haben 
die Schuldner, nachdem das Lehn auflässig geworden, ihr Recht vec* 
loren. 

derselbe Grundsatz^ der für das auflässige Gesammteigenthum 
gilt, ist auch auf dessen auflässigen Theil, die Im Retardat verstan- 
denen Kuxe, anzuwenden. 

Der gewesene Inhaber von Kuxen, die er durchs Retardat verloren 
bat, ist der auf diesen pro rata haftenden Verbindlichkeiten ledig. 
Denn entweder fallt mit dem Eintritte des Retardats der einzelnen 
Kuxe das ganze Berggebäude ins Freie: dann ist der vorhererwähnte 
Fall vorhanden, oder die Zeche wird fortgebaut: dann accresciren'die 
freigewordenen Kuxe den standhaft gebliebenen übrigen Gewexken und 
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gehören^ die rechtliche Eigenschaft des Bergfreien behalt, 
die sich nur durch die anderweite Verleihung erledigt Auf 
andere Weise entnommen und entzogen kann sie demselben 
nicht werden. Eine gänzliche und unwiderrufliche Ent- 
nehmung des beschriebenen privatrechtlichen Charakters sol« 
chen Bergwerksgutes könnte nur durch Machtspruch oder 
gänzliche Umgestaltung des BergpriTatrechtes in dem. bisher 
angedeuteten Bezüge geschehen. Da jedoch gleichwohl häu- 
fig Fälle eintreten, wo mit grösster Wahrsdieinliclikeit vor* 
auszusetzen ist, dass ein solches Bergfreie mit seinem Zube- 


es hat daher die Gewerkschaft die nnf selchen Kuxen antheiiig haftende 
Verbindlichkeit mit zu übernebmen. (cf. Karsten a. a. O. §. 306.) 

Warum übrigens nach Auflässigkeit einer Zeche , in Gemässheit 
des sächsischen, hierin vom buhmischen und preussischen (Landrecht 
Tbl. II. T. 16) abweichenden Bergrechte , die Gewerken tfaeils nicht 
weiter, als der Erlös der fraglichen Bergstücke reicht, für ihre Person 
und mit ihrem übrigen Vermögen dagegen zu Bezahlung der Berg- 
schulden nicht verbunden sind, (wie Hertwig s, v. Schulden §. 10. 
und die ' di^t angezogenen Autoritäten bezeugen) theils wegen an- 
derer als Bergschulden, auf Bergtheile nicht geklagt werden kann, 
(Art. !• dei^ Bergordn« vom J. 1589.)? darüber, so wie über die 
Einriciitungen, welche zu vorzugsweiser Sicherstellung solcher Berg-» 
schulden getroffen sind, ist später an seinem Orte, indem^ dies Fol- 
gen des zwischen den Bergwerksunternehmern und deren Gläubigern 
bestehenden Contractsverliältoisses sind — noch besonders zu ver- 
handeln , hier aber noch als notbwendige Folge der bisher angedeu- 
teten Grundsätze zu erwähnen, dass das ins Freie gefallene Lehn 
dem künftigen Aufnehmer nicht anders als schuldenfrei verliehen 
werden kann, wenn er solches durch anderweite Muthung und Be- 
stätigung erhalten hat; daher die Gläubiger des auflässigen Lebns an 
den neuen Muther (mit alleiniger, auf ganz besonderen Verhältnissen 
beruhenden, Ausnalime der Revierkassenvorschüsse) einige Ansprüche 
nicht zu machen haben. 

Endlich ist nur noch zu bemerken, dass, wenn, wie die gang- 
bare. Meinung ist, das Bergfreie wiederum . Staatseigeuthum würde, 
der Staatsliscus auch die darauf haftenden, unbefriedigt gebliebenen 
Schulden bezahlen müsste; wovon, nämlich vom Anerkenntniss der 
Verbindlichkeit dazu, wohl kein Beispiel vorhanden ist; der beste 
Beweis dafür, dass das Bergfreie, welches von Staatswegen verliehen 
wird, kein regalisirtes Eigentbum sei. 
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hör nie, ^ oder so bald nicht wieder', aufgenommen werden 
wird , weil es an Aussicht und Hoffnung auf bergmännischen 
Erfolg gebricht, welcher Hoffnung obige privatrechtliche 
Grundsätze ihre Entstehung Terdanken^ so hat sich, um die- 
sen privatrechtiichen Rigor zu müdem, der Gebrauch und 
die demselben entsprechende Einrichtung gebildet, dass der- 
gleichen auflässiges Bergwerksgut auf unbestimmte Zeit oder 
precSr und widerruflich allerdings zu anderm als Bergwerks- 
gebrauche und in gewöhnliches Eigenthum überlassen werden 
kann. Da es jedoch hierzu der vorgängigen Cognition über 
die Statthaftigkeit solcher precären Ueberlassuhg bedarf, so 
muss die Erlaubniss bei einer, und zwar sachverständigen 
Obrigkeit gesucht, und muss yon letzterer diese Erlaubniss 
ertheilt werden. Da sich letztere aber nur auf eine precäre 
Ueberlassung erstrecken und nicht unwiderruflich sein kann, so 
geschieht sie unter dem üblichen Bergreservate. 

Dies hat den Sinn, dass solches Gut, wenn es inmittelst 
in gewöhnliches Frivateigenthnm übergegangen, jedenfalls 
wiederum alsdann einem Bergwerksunternehmer (versteht sich^ 
gegen Entschädigung) zurückgegeben werden muss, der das 
auflässige Bergwerksgut zum Bergbaubetriebe wieder auf- 
nimmt. 

Ein Angelöbniss dieser Art leistet jeder Acquirent sol- 
chen auflässigen Bergwerksgutes eigentlich der Behörde, wie- 
wohl es i^ Form des Contractes zwischen dem jedesmaligen 
Acquirenten und dem contrahirenden andern Theile ausge- 
drückt wird. Die Behörde tritt jedoch in dieser Beziehung 
in derselben, nänalich der obrigkeitlichen, Function auf, wie 
bei dem Acte der Verleihung; nicht, wie man gleichwohl 
angenommen und gefolgert hat, vei^möge ihr übertragener 
Verwaltung von Staatsgute; eben so wenig wird durch 
Leistung und Annahme jenes Angelöbnisses zwischen dem- 
Staatsfiscns und Acquirenten ein Contract der Veräusserung 
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vmn Staats^ta celebrirt. Uebrigens beruht das Bergreservat 
in der dargestellten Allgemeinheit nicht, sondern nur in sei- 
nen yerschiedcnen Nuancen theiiweise auf ausdrücklichen ge- 
setzlichen Dispositionen, meistens aber auf der Obserran«. 

Da jedoch der Natur der Sache nach, rön den verlasse- 
nen Erzlagerstätten selbst, — dem eigentlichen Bergwerks- 
gute — , ein anderer als Bergwerksgebrauch nur selten zu 
machen, daher auch eine U.eberlässung zu anderm, als sol- 
chem Gebrauche wohl nicht Torkommt, so hat das In- 
stitut des Bergreservats in der Praxis seine Anwendung 
hauptsäqlilich in der- Ausdehnung auf das Bergwerksgut im 
weitem Sinne (§. li.) gefunden. Ja es wird dasselbe mit 
seinem Namen fast nur in dieser Beschränkung und analog 
angewendet; also z. B. auf Tagegebäude, ausgekauftes Ter- 
rain und anderes Bergwerksgut, welches nur uneigentlich und 
im weitern Sinne (§. 14.) ein solches ist. Durch das der 
obrigkeitlichen Behörde angelobte , bei jedesmaliger Veräus- 
serimg iii Privathände von dem Terkäufer dem neuen Acqui- 
renten zur Bedingimg zu machende und dinglich auf dem 
veräusserten Gegenstande haftende, den Käufer sowohl als 
Ulie dessen Nachbesitzer verbindende, Bergreservat wkd dann 
-für die Bergbauteeibenden, die Sicherheit des Rfickerwerbes 
solcher Gegenstände für den Fall vermittelt, dass sie der- 
selben zu ihrem Bergbau wiederum bedürfen. Indessen lässt 
sich allerdings das Bergreservat, wh-d es auf solches Berg- 
werksgut angewendet, welches nur uneigentlich und im wei- 
tem Sinne (§. 14.) dazu zu rechnen ist und bei welchem 
nicht einmal die §.14. erwähnte Pseudo- Verleihung Statt- 
gefunden hat, auf den Begriff der Auflässigkeit imd deren 
rechtlichen Folgen, durchaus nicht gründen. 

Eher dürfte der Grund, dasselbe geltend zu machen, 
auf das Expropriationsreeht der Bergbautreibenden zurückzu- 
führen sein und wäre dann die Stipulation des Bergreservat' 
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nnr als ein aiisdr&ckUches Anerkenntoiss dieses Hechtes fir 
eintretende Fälle , Seiten der Acqnirenten anaus^ben« Und 
da auch in der That der Fall eintreten kann, dass, x. B. 
Tagegebättde, welclie ganz in der Nähe Ton Gruben liegen, 
aber in Pri?athände gekommen sind, bei einem wiederaufle- 
benden Schwünge des Betriebs solcher Gruben, für letztere 
ganx unentbehrlich oder wenigstens, ' so lange sie in andern 
Händen, hinderlich werden, so wire vielleicht bei einem 
künftigen, das Bergwerksgiit betreffenden Expropriationsge- 
setx die Ausdehnung auf dergleichen Fälle ausdrücklich zu 
sanctioniren. 

Im Zusammenhange mit dieser Art des Bergreservats 
steht, wie hier nurTorläullg ^u erwtUmen, die Beibehaltung 
der Berggerichtsbarkeit, über dergleichen auflässig ge*- 
wordencFertinenzen, insbesondere bewohnbare und bewohnte 
Tagegebäude. Es ist nämlich allmSlig dahingekommcn, auch 
gesetzlich vielfach anerkannt und bestimmt worden, dass über 
dergleichen auflässiges Bergwerksgiit die Gerichtsbarkeit der- 
selben Behörde vindicirt worden ist, durch welche der Staat 
das eigentlich Bergfreie verleihen lässt. Da jedoch auf diese 
Einrichtung noch weiter unten des Nähern znruckzttkonunea 
ist 9 so finde hier nur im Voraus die Bemerkung Statt, dass 
so sehr die Beibehaltung der Berggertchtsbarkeit über das 
eigentlich bergfreie Gut eine nothwendige und unmittelbare 
Folge der Natur des letztem und unabweislich isti, so wenig 
eine ebenmässige Beibehaltung der Ber^gerichtsbarkeit auch 
über das blos quasi auflässige Bergwerksgut der beseidmetea 
Art, streng genommen, aus diesem Grunde sich rechtferti- 
gen lässt Auch politisch betrachtet erscheint die Maas- 
regel überflüssig und dem \\A das Beste des Bergbaues ge^« 
richteten Zwecke durch das Bergreservat allein. Schon hin* 
-reichende Genüge geleiset werden zu können. Ueberdies ist 
diese Maassregel nicht einmal consequent allenthalbea durch- 
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Bofilflupeik Denn die Consequens würde erfordern, dasg &ber 
alles auflässige Bergwerksgtit und Zubehör eines Ber^erks- 
lehnes, welches seine rechtliche Natur durch UeberlassuiTg 
«1 anderm als Bergwericsgebrauche Terliert, die Berggerichts- 
barkeit ebenfalls vorbehalten bliebe. Gleichwohl geschieht 
dies nicht in Ansehung z. B. eingeebneter Halden, Fingen, 
Wassergraben u. s« w., worüber mit deren Rückfall in den 
gewöhnlichen ausserbcrgminnischen Gebrauch und Verkehr 
die Berggerichtsbarkeit aufhört« 

Noch ist als eine fernere Folge der oben erwähnten 
Controle des Staats über anflissiges Bergwerksgut des Insti- 
tuts zu gedenken, nach welchem, allgemein ausgedruckt, eine 
Veränderung des Zustandes aller Znbehörungen eines Berg- 
werkslehnes, wie er zum Bergbaubetriebe diente und dabei 
sich bildete, ohne Erlaubniss der Staatsbehörde nicht Ter- 
willigt werden kann. Es ist deshalb z. B. zu Einebnung 
auflässiger Halden, Pingen, alter Stölln'und Schächte, Was- 
serleitungen und Bergwerksgräben und dergleichen zum Be- 
htif des davon zu machenden gewöhnlichen Gebrauches , fer- 
ner zu anderweiter Fassung und gewöhnlicher Benutzung 
Ton Bergwerkswassern, die, insofern sie beim Bergbau nicht 
ipehr gebraucht werdeir, auflässig gewinrden sind, bei der 
Obrigkeit um specielle Erlaubniss nachzusuchen. Eigen- 
mächtige Veränderung im Zustande solcher Bergwcrkszube- 
hörungen ist diurch besondei'e ProhibitiTvorschriften verpönt 
(Patent v. SO. März 1805. und Rescr. v. 30. Mai 1809. die 
Einebnung der Halden und Plngen von Privatpersonen betr., 
£od. August, ein. 2tc Abtheil. S.9a n. 115.). 

Auch diese Erlaubniss kann nicht ohne Cognition der 
sachverständigen Behörde über die grössere oder geringere 
Nothwendigkeit solcher Zubehöre für die künftigen Aufneh- 
mer eines neuen Bergbaues an der auflässigen Stelle, erfol- 
gen. Die Function der Behörde ist darauf gerichtet^ dem 
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künftigen neneti Ber^erksuntemehmer/ die Uebe|*nahnie des 
Betriebs dadurcli möglichst za erleiclitern , dass sie ihm das 
Ton dem frühem Unternehmer bereits Vorbereitete und die 
bereits eröffneten Zugänge mögliclist unbeschädigt und offen 
erhält, und, alle durch den früheren Betrieb bereits erlangte 
Mittel und Vortheile sichert. . 

Es ergiebt sich aber auch hieraus, so wie aus den be- 
seichueten sämmtlichen Instituten, die wegen des aufiassi-- 
gen Bergwerksgutes und dessen Zubehör bestehen , dass der 
Staatsfiscus über dergleichen Crot als Regaisinhaber nicht 
disponirt und nicht dispohiren darf, das» diese Institute niur 
Folgen der bestehenden (§. 16. und §. 21. berührten) pri- 
Tatrechthchen Verhältnisse sind und denselben entsprechen, 
dass ein Heimfall an den Staatsfiscus, oder eine Apertur 
in Ansehung des auflässigen Bergwerksgutes, nicht Stattfin* 
det, ja, dass der Staatsfiscus an dergleichem Gute ailch nicht 
die Rechte ausüben kann, welche ihm in Ansehung der bo* 
norum vacantiura zustehen; weil auflässiges Bergwerksgut 
auch Ton Seiten des Staatsfiscus nicht anders als durch neue 
Muthung^und bergiibllche Verleihung er^^orben, aber nicht, 
in Ermangelung eines Eigners, nach rorgängigem Vorschrift^ 
massigen Edictalverfahren durch Urthel oder Beeret des 
Richters ihm zugesprochen werden kann« 

§.28. 

Schlussreaulua der biAerigen Darstellung in theoretwher 

und praciischer Hinsicht. 

Als kurz zusammengefasstes Resultat der bisherigen D ar- 
stellung ergiebt sich, zunächst für die Theorie, dass 
nach geraein staatsrechtlichen Principien imd diese auf die 
sächsische Bergwerksverfassimg angewendet, das Bergwerks- 
gnt nicht zugleich Regal und auch zugleich frei sein könne, 
wie es letzteres wirklkh ist; dass die Annahme einer Frei" 
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erkläriing mit dem VorbebfiUe des nied er q: Regals nicht 
vereinbar sei und ohne inaem Widerspruch nur dann be^ 
stehen könne, wenn di^, aaf Rechnung des niedern Regals 
gesetzten öffentlichen Einricbtui^ea , auf das höhere Regal, 
die allgemeine Laindeshohdt, zurpckgeführ^, werden. Wich- 
tiger aber sipd hiernächst die pr^ctischen FcMgen , die au« 
den bisher aufgestellten Ansichten «ich ergehen« 

Darunter stellt oben an: 1) dass', wenn die Stellung^ 
welche das Bergwerksg\it im Staate und in der Güterwelt 
einnimmt, tind mithin die staatsreehtliohe Bezidiung des 
Letztem zum Ersten^ die oben bezeichnete ^rklieh ist , jede, 
der Tendenz der angedeuteten priratrechtUchen Grundsätze 
zuwiderlaufende, Disposition des Staats über das Bergwerks- 
gut ausgeschlossen wird* Es sind folglich auch 2) die Berg*- 
w e r k s n u t z n n g e Ji der Staatfirrerwaltung keine unmittelbar 
r«i Zuflüsse aus des Staats eigenem Vermögen^ sondern sie. 
dienen nur mittelbar auf dem Wege der Besteuerung zu Ver* 
mehrung der Stai^tseinkünfte, gleichwie das gesammte übrige 
Frivutbesitzthum und die Piivatindustrie im Staate. 

S) Wenn der Staatsfiscus selbst, sei es als StÖUner oder 
Fundgrübner , Bergwerksunternehmungen macht, miiss er sich 
den bestehenden privatrechtlichen Be^immungen vollständig , 
unterwerfen, ohne Vorrechte, Vorbehalte, oder Ausnahmen 
von der Regel. Es kamt 

4) die Ansicht nicht Platz ergreifen , als werde der Berg- 
bau im Lande für den Staatsfiscus betrieben ^ als seieii 

5) dessen Unternehmer um deswillen gegen andere 
Privaten bevorrechtet; als werde 

6) durch die Stas^tsbehörde dßs Qergwed^seigenthum, 
um es för den Fiscus nutzbar zu ipachen,; verwaltet, da 
die Staatsbehörde in der bi€;r,fragKcl^en Beziehung nur als 
obrigkeitliche Person fungirt. . 
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?) Sind diß Wker erwilbateo Institut hierniclist ^rk>- 
lich die unniHtelbaren Folgpn der in^ Volke selbst unpr&ng-^ 
lieh gebüdeteo Priyatreclitsgewohiiheit, die das spStere Ge^ 
setz nur bestitigte, so giebt di^ wohl das unwiderleglichste 
Zeugniss daför ab, dass sie wirkliches uqabweisliches Be- 
dürfniss f&r den Bergbau vom Anfange herein waren und 
bis jetxt gewesen isind* Es lässt sich dann die innere Noth* 
wendigkeit geTud^s der Modalität solcher Sinriphtungen, wie 
sie eben ist, in der Hauptsache nicht verkennen. Anzu- 
erkenn^a und zu verehren ist vielmehr der richtige Tact der 
bisherigen sächsischen Berggesetzgebnng< und beugen musisi 
man si^h vof d^r Weißh^it, niit welcher sie ins wirkllcliß^ 
Bedürfiiiss herausgefundeii und dessen Befriedigung verbi\rgt 
hat ^^ |>i9 wenigstens 60€jährige stetige Fortdauer und 
Blüthe des sächsischen Bergbaues beurkundet, wie richtig 
basirt und fiir die biteressen des Bergbaues heilsam jene 
Grundinstitute sind. Warnung f enug , vor Veränderung d,er 
Grundinstitute des Bergbaues und deisi staatsrechtlichen 
Verhältnisses, in welchem das Bergwerksgut zum Staate steht« 

Ss schliessen vjene Institute zugleich auch 8), weil sie 
gewisisermassen auf einer durph die Reclitsidee und Gewohn^^ 
heit dargestellten Uebereinkunft der BergbaubeÜieiligten auf 
der einen, und anderen Privaten auf der andern Seite, be^^ 
ruhen, Rechtsungleichheiten aus, oder Meten weni|;^ 
stens da^ wo dergleiphen auftauchen wollen, die i^u deren 
Vermeidung dienlichen, sichersten Auskunfsmittel und Wege 
dar. Begegnet wird der Befurchtuujg^ eines Uebergewichts 
und einer Bevorzugung, die dem Bergbangewerbc und Eigen* 
thum im Ganzen sowohl, als den Bergbanuniernehmerii im 
Einzelnen mödite zu Tbeil werden; soätit am sichersten, 
wenn mau die Stinmien der beim Bergbaubetriebe von allen 
Seiten beth^'S^ Privatinteressenten selbst vernimmt, die 
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sich in der noch stets fortbildenden Rechfsgewohnheit Ter- 
nehmen lassen. Dies giebt zugleich 

0) der kiinftlg^en Gesetzgebung fiir ihre vorhabenden 

Reformen eine Andentung, wohin sie ihr Augenmerk zu rieh- 

'■ . ■ ' ■ - 

ten und wo sie Bürgschaft für die Richtigkeit ihres Ver- 
fahrens zu suchen hat, um ohne die Biisis des Bestehens des 
sachsischen Bergbaues zu erschüttern, dennoch deii Ansprüchen 
der Zeit auf Reformen mannichfacher Art in der Bergwerks- 
Terfa^su|ig genügen zu können. 

Endlich 10) muss sich bei c^uer Betrachtung der Torr 
nebmsten Bergwerksinstilate Ton der Art, wie sie obeü an- 
gestellt worden ) . die -Ucberzeu^ing aufdringen, dass jene 
eben so genau und innig, wie sie mit dem im Lande be-* 
stehenden Frlratrcchte zusammenhängen, eben so von der. 
formelle» organischen Gestaltung der Landesverfassung un- 
abhängig sind^ Mdgea die (Gewalten im Staate aiif diese 
oder |iene Weise vertheilt sein, oder welche Form' die Lan- 
desverfassung anch i^nnlmmt, so^ wird duriih organische Vcr- 
ändenmgen hierin, die Natur d^s Bergwerksgitts, es werden 
mithin die darauf beredineten Jnstitvt^ in materieUer Hin- 
sicht nicht alterirt werden können. Eine wesentliche Aen- 
derung^deisdben könnte nur Folge veränderter Gesetzgebung, 
in privatreehtiicher Hinsicht sein. Bei der gegenwär- 
ligen Verfassung vom 4. September 1831. aber gelten für 
das Bergwerksgut und dessen Inhaber, gleichwie für jedes 
andere Privatgut im Staate, in Folge dessen aber für die 
bezeichneten , auf die privatrechtliche Natur des Bergwerks- 
gtttes gegründeten , öffentücKen Institute , die Bürgschaften, 
weldie die §§. 26. 27. 31. 8T. 38. 47. und 55* der Verfas- 
sungsurkunde verheissen. 
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Zweite Unterabtheilung. 

Von den Torzugsweise weg'en des Bergwerksgewßrbes 

getroffenev Kinrlchtungeii. 

$.24, 

Von der staalsrßchtliphen Beziehung de» Bergwerk» geu> er- 
be a %utn Sfßafe. — Feststellung derselben noch den 
eimchlqgendenj vqrnehmsten Ißstituten^ 
1) Von den Maqssregeln zu Erhaltung der reehllichen 
Möglichkeit des ffergwerksbefiiebesp 

Ein Gewerbe wird der Bergbaubetrieb mit Recht ge- 
nannt, weil er durch Aufsuchung, GewInAuiig und Zugute- 
machung von rohen Naturerzeugnisgen diese zu Befriedigung 
menschlicher Bedürfnisse tauglich macht und in den Ver- 
kehr bringt''). Ueber dieses Gewerbe aber übt der Staat 
als solcher und Tormoge des allgemeinen Verwaitungs- und 
Regierungsrcdites, gleichwie über alle andere Privatgewerbe, 
diejenige Aufsicht aus, welche- ihm die Sorgc^ für Järbaltung 
imd Vermehrung deei Volksvermögeii« asur. Pflicht macht« 
Diese Verpflichtung beruht auf den Grundsätzen einer richr 
tigen Staatawirthschaft ^) (als Theil der VerwaltungspolUik)« 


a) Vergl. F. D&faa, Handb. der Staatswirtbschaftsl^hpe , (Leip- 
zig 1835t) $^ 38, S« 224« In gegenwärtigem Zusampienhange be« 
schränken wir das Bergbaugewerbe auf diejenigen rohen Erzeugnisse 
der Natur, deren Lagerst&tte durch bergubliche Verleihung erworben 
werden ; ansgesdiiossea sind .mithia ,die SteiiT - «nd ßraunKohlealager 
und Flötee, Kalkbrfiche und andere Lagerstätte von Fossilien, welche, 
obwohl unterirdisch zu gewinnen, dennoch von den Gegenständen 
des sogenannten regalisirtea Bergbaues dadurch sieb unterscheiden^ 
dass Letztere aiclit in der Gestalt, wie sie (jefu^deu werden, sofort 
benutzt werden können, sondern erst zu Gute gemacht, weiterer Be- 
arbeitung unterworfen werden müssen , was z. B. bei Steinkotilen , die 
in dem Zustande, wie sie gefunden werden, auch verbraucht werden, 
nicht der Fall ist. 

b) Nicht der N a t i o n a 1 o c o u o m i e, denn diese betrachtet die 
Güterwelt nicht im Verhältniss zum Staate und dessefi bald stören- 


Es kommt hlnza des Staates Verpflichtnn; zur Polizeipflege, 
vermöge deren er Abweichungen Ton dem geordneten Zu^. 
Stande bekämpft, dessen Bildung und Fortentwickeking Auf- 
gabe der Staatswirtbschaft ist ^)f 

Der Inbegriff aller hieraus in Bezug auf den Bergbau 
folgenden Functionen des Staates, ist die staatswirthscbaft- 
iiche Gewerbspolizei, oder der Eiirze Iialber, hier blos Qe- 
werbspoiizei zu nennen« 

Diese Functionen des Staats setzen aber ein freies und 
in PrtratbSnden befindliches Gewerbe voraus. Sie beziehen 
sich als Acte der Regtenmgsgewalt auf einen Zweig produr 
drender PriTatthätigkeit , bei der Risico und Gewinn den 
Privaten verbleibt, wenn auch der Staat Aufsicht und Poli* 
zei über das Gewerbe in der ausgedehntesten Art und Weise 
führen und' selbst dessen technische Leitung fSust aiiSr 
schliesseiid übernommen haben sollte. Niemanden ist es ver*- 
wehrt, nach den BergwerksschStzen zu sudien und auf Ge^ 
winn aus selbigen hinzuarbeiten, diesen Gewinn aber, wenn 
einer abiallt, für sich zu behalten. Demohngeacbtet macht 
aber der Bergbaubetrieb bei der ganz eigenthümlichen Natur 
des Bergwerksgutes, ^wie es oben beschrieben worden, ge- 
wisse stetige Maassregein nöthig , deren Vollziehung in keine 
andere Hand, als die des Staats gelegt werden kann; aus 
keinem andern Grunde, als aus welchem dem Staate, dem 
stabilsten nnd absolut nöthigsten unter allen menscbllclien 
Instituten überhaupt, Rechtsschutz am sichersten anvertraut 
wird. Die Summe . aller dieser Maassregeln lässt sieh , je 
nach der vorzugsweisen Tendenz derselben, in gewisse Thmle 
zerfallen. 


den, bald furderfiden ^iofluss auf ein Gewerbe^ sondern im Verbältniss 
zum menschlichen 'Gebrauch im Allgemeinen, nacli gewissen gemein- 
gütigen Naturgesetzen. 

c) Yergl. F. Bulau Handb. der StaaUwirthschafUlehre §. 1. S. 2. 


in 

1) Der eine TheÜ der erwShntea Mtassregela ist stetig 
auf Erbaitimg der rechtlichen Möglichkeit des Berg« 
baidbetriebes durch Aufsuchung, Aufsdüiessung und Benutzung 
Gemnn bringender ErziagerstStten, mitliin auf Sidierung der« 
jenigen Modalität der Erwerbung des Bergwericsgutes, Vie 
sie dem Bergbau 'möglichst fihrderlidi ist, gerichtet"^). Wie 
die Maassre^eln^diiBser Art und die daraus folgenden In^ 
stitute sich äussern ? ist bereits smm grossten Theile (§. 16» 
bis §. 23.) in der DarsteUung der Institute angedeutet, welche 
in Ansehung des Erwerbes und Verlustes Tom Bergwerks- 
gut nnd der diesfallsigen Verhaltnbse der Bergbanberech- 
tigten 2U anderem Privateigenthume im Staate b^tehen« 6e« 
nau damit zusammenhängt aber die, vom Staate ebenfalls 
ausgehende, (^oncession zum Bergj^augewerbe, ja, 
die Aufrechth^ltung des Eigßnthums amBergwerksgxite wird so-* 
gar durch die Verai|staUttiig und Fortsetzung ^es Bergbaubetrie- 
bes bedingt ]gs fallen duher die Institute, welche sich auf die 
Modalität d<er Erwerbimg und des Verlusts am Bergwerksgut 
ttutfsr obrigkeitlicher Autorität des Staates beziehen , wie sie 
oben dargestellt worden sind, ihrem Zwecke nach mit der hier 
gemeinten gewerbspoiizeilichen Maassregel zusammen, welche 
das Bergwßrksgewerbe und die Ertheilung der Coi|c^(sion 
daa^u zum Gegenstande hat. Die ConcessioQ zuni Bergbau 
und die Verleihung des Bergwerksgutes sind In sofern iden- 
tisch« Pie Bedingungen zur Erlangung der Ersteren und der 
Letzteren, die Erlelpliterungen oder BesehrSnknngen dabei, 
die Art und Wejse, wie jene und diese wiedetimi verloren 
und andenreit ertheilt wird, sind ein und dieselben und so 
weit die daraus sich ergebenden Listitute bereits oben er- 
wähnt, hier iiTcht zu wiederholen. Dagegen ist, indem eben 
jene Institute als unmittelbare Folgen priTatrechtiicher Zu- 


d) IbiJ. §• 5t S. 278. 
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Stande, welche der Staat nur anerkannt und bestlti^ hat, 
und letzterer hi der Function, wie er durch obrigkeitliche 
Acte den nothigen Rechts- und Eigenthumsschutz gewährt, 
dargestellt worden, hier darauf {lufmerksam zu machen, wie 
«ehr der Staat zu Aufrechterhaltung jener Institute, Tom'äm- 
lieh um des Berg werksgewerbes willen, und mithin 
aus politischem (staatswirthschaftUchem) Grunde veranlasst ist. 
In dem Befugniss des Staats aber, zur Concessionserthei* 
Inng', welche in einem und demselben Acte mit der Verlei«- 
himg (Bestätigung) erfolgt, liegt kein Grund, anzunehmen, 
dfiss vom Staate das'Recht^ Bergbau zu treiben, als ein Re* 
galitätsrecht in Anspruch genommen würde. Ple Notl^wen- 
digkeit, Concession zu suchen, weiche der Bergwerksunter- 
nehmer unterworfen, {st nur Folge der oben geschilderten 
Sigenthümlichkeit des Bergwerksgutes und das Befugnis«, 
des Staats, solche zu ertheilen, - ist ein Ausfluss des allge«- 
meinen Regierungsrechtes, welches hier sich von gewerbspo- 
lizeilicher Seite betrachten lässt. £s ist auch fftr die !Su- 
kunft kein Gnmd vorhanden , dieses Befugniss des Staats auf- 
zuheben und zu beschränken ; denn es wird die Freiheit des 
Bergbaugewerbes dadurch keineswegs gehernmt oder be?- 
gchräiikt, und der Staat kann die Concession nicht bloss 
willkürlich ertheilen oder verweigern, sondern ist an sei|ie 
eignen Gesetze dabei gebunden) welche diese Gewerbefte}- 
hdt hinlänglich sichern» 

§25. 

2) Kon der gewerbspolizeilichen Auf sieht über Benutzung 
^ des Bergwerksgutes %Um Gewerbe. 

ä) Anleitung %ü Beschaffung der nothigen Mittel zum 
Gewerbe. 
VTiv gehen über auf gewerbspolizeiliche 'Maassregeln 
und öffentliche Institute, welche die gehörige Benutzung 
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der Tei«liehen6a Erzla^rstätten — den betrieb des Berg-* 
baues {if selbigen -r< die Ansbringung des beabsichtigten Ge* 
winnfis Seiten der Bergwerkseigenthümer , also 4&s Berg- 
urerks- Gewerbe Tor Augen haben.. Das Bergwerksgiit, das 
Bergfreie, m|t den d^urinnen eiitbaltenen Gewinn briqgendeii 
Fossilien, ist ein Theil des Yolksrermogens. Hat oben darge« 
stellt werden sollen, ui|ter welchen rechtlichen Yerhilt- 
nissen das Be^gfreie dorch angemessene 2{utheilu0g in Pri- 
Tateigenthnni gelangt, ßo ist es Aufgabe dieses Absiphnitts, 
%a betrachten, welche Einrichtungen ßich gebilclet h^ben, 
dfimit yon d^n Eigenthümem mittelst des Gewerbes der mög- 
lichste YortheU «US diesem ihrem ]^ig;entbnm geflogen wer- 
den kann. 

a) Die gewerbspolizeiliche Function des Staats ist zu- 
T^rderst auf gesicherte Yereinigung roii Mittelii zum Be-^^ 
triebe zurichten geweseii, dahin, d^ss die Bergwer]^8eigen- 
thümer {n dei^ Stand kommen und darianen bleiben, ihr Gewerbe 
beginnen und 'unausgesetzt betreiben zu ]cönnen, Bedroht die 
Bergwerkseigenthümer auf der eineii Seite nach deq oben 
(§. 91, 22f) erwähnten Staatseinrichtungen «us rechtli- 
chen Gründen der Yerlust i|il*es EJigenthums, wenn sie ihr 
verliehenes Feld nicht b^uhaft halten, ^p sind auf der an* 
dcrn Seite , zur Ausgleichung , . Staatseinrichtuqgen n'öthig, 
welche den {Eintritt jenes rechtlichen Fräjudices auf ge^erbs- 
pQli^eilichem Wege möglichst abwenden sollen« 

Zeitig lehrte die Erfahrung , dass E i n z e 1 n e , auf ihre 
eigenen Mittel beschränkte, Privaten nur in seltenen Fällen 
im Stande waren, einen i^nd^uernden Bergwerksbetrieb in dem 
ihnen verliehenen Felde ^u unterhalten, Ausnahme auf Eisen, 
Zinn ^tCf Nur so lange der Bergbau für geringe Mühe schon 
reichen Lohn sp^endet, kann es vereinzelten Kräften gelingen, 
bei dem Gewerbe auf die Kosten zu kommen und selbst lieber* 
schuss zu machen. — So mag es in derKindheit des sächsischen 
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Bergbaues der Fall gewesen sein, dass ein Einzdlner^ dem Gm- 
benfeld verliehen war«) solches behaupten und in kurzer Zeit, 
ohne beträchtlichen Aufwand, sich dabei bereithem konnte. 
Dennoch aber mnssten auch, zumal Einzelne ihr Feld verlassen, 

' oder dessen verlustig gehen, wenn die Schwierigkeiten und Hin- 
dernisse begannen, welche in den späteren Perioden unse» 
res Bergbaues (und jetziger Zeit in der Regel) dem 
Bergbaubetriebe sich entgegenstellen. Jene für Einzelunter« 
nehmer so günstige Periode des Bergbaues überhaupt konnte, 
d€r Natur der Sache nach, nur kurze Zeit dauern und geht 
bei jedem einzelnen Unternehmen ebenfalls mit Erschöpfung 
der bereitesten Yorräthe zu Ende. Sie hört auf, so bald 
es nicht mehr blos um das einfache Hinwegnelimen des vor- 
handenen Schatzes zu thim ist, sondern es auf« das Suchen, 
wobei nicht immer gefunden wird , auf Beurtheilung und 
beharrliches Verfolgen der von der Natur dem Kundigen ge^ 
gebenen Spuren und Anzeichen, auf Besiegung physischer 

. mit zunehmender Tiefe wachsender, Hindernisse, auf den 
Kampf mit mechanischen Schwierigkeiten, ankommt. Verein- 
zeltes Streben blieb der Aufgabe nicht lange gewaclisen '^). 
Die Einzeluntemehmer mussten dies selbst bald gewahr wer- 
den. Schon in der ältesten Zeit finden sich daher Vereini« 
gungen mehrerer Theiihehmer zu einem Bergwerksunterneh- 
men und mehrere Miteigenthümer eines zu dem Ende auf«- 
gcnommenen Bergwerkslehnes. Dies Bedüifniss erkennend 
und den durch das Verfahren der Bergwerksunternehmer 
selbst gegebenen Wink benutzend, unterstützte der Staat 
Einrichtungen, welche, auf Vereinigungen der Mittel berech- 
net, dennoch jedem Einzelnen seinen Zweck, nämlich: Ge- 
winn aus dem Bergbau zu ziehen, ungestört erreichen Jas- 


a) S. F. Bfilau Handbuch der Staatawirtliflchaftslehre (Leipzig 
1835.) §.51, 
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seil* Er ge8ti(ttet<{ nidit mir, sondem forderte diejenigen, 
denen Bergpiverkggut verliehen worden, anf, sieh Genossen 
XU ilirem Betriebe su nehmen und setite das Bedürfniss da* 
ZU, als bekannt voraus (vergL Art. 35« der B.O. v» J. 1589.), 
ohne jedoch den mit Bergwerksgut Beliehenen dazu zu nöthi- 
~ gen. Daher haben wir immer noch Eigenlöhner, die mit 
' Success namentlich niedere Metalle bauen» Es erkaimte aber 
der Staat die Genoii^enschaften, welche fljch zumBerg« 
Werksbetriebe bildeten, da, wo sie sich bildeten, an und 
octroirte dieselben, indem er ihnen als Corporationen ge^ 
wisse dgenthiimliche, nach ioiien imd aussen wirkende, recht* 
liehe Eigenschaften verlieb.^ ßo entstanden die Gewerk- 
schaften und Gesellschaften (bei Eigenlohnerzechen), 
in deren H'inden gegenwärtig der Bergbau, wenigstens der 
auf edlere Metalle , hauptsächlich sich befindet ^). Nur auf 
niedere Metalle bauen noch Einzelne mit Erfolg. < 

Zu dem verliehenen Bergwerksgut steht die Qewefk-* 
Schaft in dem Verhältnisse, dass sie als etiae (moralische) 
Person an demselben das Gesammtdgenthum, nach den 
bestimmten, bei der Verleihung und Concession gesetzten 
Grenzen besitzt, gleichviel ob ein Einzelner, der nach erhal« 
teuer Belehnung sich erst Genossen gesucht, vorher die 
Lehn> empfangen hatte, .oder eine schon cpnstituirte Gewerk« 
. Schaft muth^t und beliehen w;iird. Im erstem. Fdle tbeilt 
der Einzelnbeliehfiae sein durch die Verleihung und Con» 


b) Der Bergbau anfEfMD, Zinn etc., oder d!c s'ogenaonten nic- 
dern Metalle überliaupt, ist asim Tbeil noch in den Banden von Bio^ 
zelunternehmern geblieben, weil bier, mit geringerem AMfwande zum 
Zwecke zu gelangen^ die Ausförderung der schmelzbaren Fossilien 
eigentlich weniger^ als .deren Zugiitemachiuig Gegenstand dea technischen 
Betriebs ist, jene grösstentheils kunstloser und einfacher geschieht nnd 
daher die Technik sich mehr auf das Ausschmelzen derselben bezieht, 
daher auch nicht,, wie bei den Silbererzen» das Scbmeht - (Hfitten) - Ge- 
werbe in die Hände der Staat8?erwaltung übergegangen Ist. 


cession erlan^es Recht ziim Gewerbe, milden angfenomme- 
nen Getiosiseü imd tr&gt es auf die Getfössensdiaft tiben Das 
Tcrliehene Bergwerksgiit ^ dessen Complex, aus einem oder 
mehreren Lehnen und allem Zubehör bestehend, al$ 6e- 
fiammteigenthum Zeche, B er g^werk 8 grübe, Gruben- 
gebäude genaout wird, ist nur der Fundns, auf dessen 
Bebauung in Absicht geholften Gewinns, der von der Ge- 
werkschaft gebildete Fond verwendet wird« 

Das VerhShniss, nach welchem die Theilnehmer der 
Genossenschaft, dem Zwecke der letztern gemäss, zu den 
Betriebsmitteln beitragen, bestimmi deren Antheil an dem 
gemachten Gewinne aus dem gemeinschaftlichen Fundus ; es 
ist dies aber auch dasselbe Yerhältniss, nach welchem das 
erwähnte Gesammteigenthum selbst, als getheiit, unter 
die einzelnen Gewerken betraditet wird, indem, den Ge- 
winn, ais Frucht des Fund^is angenommen, jedem einzelnen 
Gewerken, nach derselben Proportion, wie er au dem Genuss 
der Früchte Antheil nimmt, auch ein gleichmässiger Antlieil 
am Fundus selbst zugestanden wird. Daher wird das Recht 
auf eine Dividende am Gewinne durch einen proportionellen 
Theil am Gesammteigenthum ausgedrückt. Auf diese Weis^ 
werden die Gewerkschaftsgenossen auch zugleich Miteigen- 
tliümer nach jenen ideellen Antheilen (Kuxen , Bcrgtheilen), 
deren in der Regel 128. bei jedem einzelnen Grnbengebäude 
statuirt werdend). Welche Eigcnthümlidikeiten die Kuxe 


c) Unstreitig lag es im Sinne der altern Berggesetzgebung« sobald 
sie überliBupt die Theilung eines bergmännischen Gesammteigenthums 
gestattete^ dass solche Theilung nicht 'welter gehen solle , als sie 
bestimmte. Bekanntlich wurde in älterer Zeil" das Berglehn zuerst in 
4 Schichten und jede Schicht in 8 Stämme oder Theile getheiit. Später 
wurde^ine anderweite Zerfälliifig jeden Stammes in 4 Kuxe gestattet, so 
dass 128 Kuxe auf diese Art entstanden (vergl. Hertwig Bergbuch s« 
Toce Kqx -*- Hake Commentar §, 109, «--}. Durch ausdrückliche ge- 
setzliche Dispositionen ist v diese Theilnngsproportion in den sächsi- 
schen Landen nur binsicbtlicb des Zinn-Bergbaues , durch die Alten- 


«j,- ■■>"iiMj<ni_n'*i«« .'..'r-- .-«._ 
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tb Thdle des Terliehenen Bergwerktgutes haben, und ihre 
rechtliche Natur ala Eif enthum lat sehoa obea (§. 13.} he* 


berger Zion B. O. TOm 1. Mai 1568« Art 6. eingefiUirt worden. Ib 
dea übrigea Berggesetzea wird die Eiotlieiluog eines Berglebns In 12i{ 
Kuxe alleutbalbeu als bekannt vorausgeseUt ; nur die Joacliimst haier ß. 
O. ▼• J. 1548» Art. 52. enthält diese allgemeine Disposition. Es 
sollte daher eigenttieh bei der Tfaeilung dt» Bergiehnes nach 128 T heilen 
ifein Bewenden haben, und eine weitere Zersplitterung in lileinere 
Brüche unter y.^^ nicht gestattet werden. Dies würde auch dem Be- 
griffe der Kuxe als Actien und der Gewericschafken als Actien-Gesell- 
Schäften entsprechen , indem bei Letzteren in der Regel nur eine be- 
stimmte Zahl von Actien creirt und nur diejenigen Actionairs werden, 
welche eine vollständige Actio besitzen. Die spätere Praxis ist aber 
hiervon abgewichen ui\d hat zumal« aU bei mancher Grube ein einfacher Kux 
bedeutendem Werth erlangte (die Kuxe bei Himmelsfürst Fdgr. im 
Fre>berger Revier tiaben zu gewissen Zeiten einen Handelswerth von 
800ü Thhr. -^ -^ gehabt), die Zersplitterung eines ganzen Kuxes 
wiederum in beliebige kleinere Brüche, wie solche namentlich bei 
Erbtheiluogen etc. zum Bedürfniss geworden, gestattet, räumt auch 
Jedem Und dem Inhaber selbst des kleinsten Bruchtheils, das Recht 
eines Gewerken (eines Actionairs), als solchen, pro rata ein, und 
lässt ihn als Mitglied der Gewerkschaft zu. I^ur hinsichtlich der 
Eigenlöhner -Zechen besteht noch Jetzt die auf Art. 36. der Berg- 
Ord* V. J. 1589. begründete Bestimmung, dass der Theilnehmer an 
solchen und an den 128 Kuxen bei selbigen nicht mehr als acht 
sein .sollen, die Hauptgesellen heissen, und deren ein Jeder nicht we- 
niger als 15.]^ Kux zugewährt erhalten darf. Bei gewerkschaftliehen 
Gruben dagegen, kann in B^racht der bestehenden Aufsicht dea Staates 
über die Verwaltung, ohne Gefahr für die Gewerken, die Zulassung 
einer unbeschränkten Personen zahl bei beliebiger Unterabtheilung 
der Kuxe geschehen. Eben deshalb aber erklärt sich die vorhin er- 
wähnte Beschräi^ung der Theilnehmerzahl bei Eigenlöhner-Zecheu, 
indem hier die Selbstverwaltung unabhiinglger von der Staatsauf- 
sicht und Controle nachgelassen ist. Auch wird hieruachst unge- 
achtet des Zuwachses an Theilnehmern der Personenzahl nach, doch der 
proportionale Werlh irgend eines Theils am Gesammteigenthum nicht 
verringert, vielmehr bleibt jedem Theilsinhaber die Garantie, dass 
das Ganze in nicht noch mehr Theile als 11^8 zerfallt und kein 
Bruchtheil zugelassen werden darf, der nicht mit zu der Summe von 
128 einzelnen Kuxen gehörte und darin einbegriffen wäre. Wenn 
auch ferner bei noch so vielen Theilnehmern, dennoch Jedem die 
Aufsicht des Staates und die Verwaltung für die Sicherheit seines 
Eigenthums Gewähr leistet, so hat doch die Zersplitterung der ein- 
zelnen ganzen Koxe in Brachtheile das Rechnungswesen beim Ge- 
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rührt worden. Hier sind sie Toniehmlich im Zusammenbange 
mit den Eiiiriditnngen, welche hinsichtlich der genosaen- 
schaftiichen Yereioigung der Bergbaubetriebstheihiehmer 
bestehen und zwar aus dem Gesichtspunkte von Actien 
eines gemeinschaftlichen Betriebsunter^ehmens zu betrachten« 
Denn die Gewerkschaften selbst sind in der That, , ihrer 
rechtlichen Natur nach, Actiengesellschaf ten: näm-» 
lieh Vereinigungen einer Anzahl Einzelner zu einem . ge- 
meinschaftlichen Zwecke, der nur durch bedeutenden Ko- 
stenaufwand erreicht und daher ni<;ht wohl aus einer Hand 
bestritten werden kann, weshalb das erforderliche Anlageca- 
pital durch Actien zusammengebracht wird ^). 

Es sind aber diese Gewerkschaften öffentlich octroirte 
Institute, was- Actiengesdlschafteh gemeinrechtlich und an 
sich nicht zu sein brauchen. Insofern die Autorität des 
Staats, ohne welche sie nur eine lockere Verbindung bilden 
und nicht Ton der erforderliehen Dauer sein wiirden, sie 
verbürgt , übt derselbe aber eben deshalb eine Aufsicht und 


genbncbe und dem 2ehntenamte, welches die Aastheilang des Ueber- 
Schusses zu besorgea hat, einige Schwierigkeit in die Verwaltung und 
Aufsicht gebracht, welche Bestimmungen über ein Limitum wünschens- 
werth machen, unter welchem eine weitere Zerfallung in^ kleinere 
Bruchtheile nicht gestattet werden i&ochle, 

ISach Preuss. Bergrechte §. 135. des Aitg. Landrechts Tit. 
XVI. Th. 2. ist die Theilbarkeit der Kuxe auf ^, im Mannsfeldischen 
auf ^ beschränkt. Nach dem tlevisions - Entwurf zum Preusfs« 
Bergrechte $. 9. auf ^. Im Freyberger Revier ist durch freie 
Uebereinkunflt der Interessenten die Theilbarkeit mit ^ als dem be- 
quemsten Bruche limitirt, auch ist neuerdings angefangen worden 
durch Zutheilung und Abkaufung dem nicht entsprechender kleinem 
Bruche .alle Kuxtheile auf 96stel zu reduciren. Eine allgemeine An- 
ordnung diesfalls zu geben, hat jedoch zur 2eit die Gesetzgebung noch 
Bedenken getragen, um nicht in di^ Eigenthumsrechte einzugreifen. 

d) Mittermeier, Grundsätze des gemeinen deutschen Privatrechts 
S, 504. — Staats - Lexicon oder Encyclopädie der Staatswissenschaften 
von Rotteck und Welker, Ister Band 2te Lieferung S* 248 subv. Actien- 
gesellschaft. 
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Leitimg ülier solche Genossenschaften aus, vermöge deren er 
über die Befolgung der von ihm ausgehenden Yorschriften, 
welche den Torgeeteckten Zweck im Auge haben, wacht und 
Alles dem Entgegenstehende entfernt. Es hat ihnen ferner 
der Staat gewisse Ausnahmen von den gemeinrechtlich beste- 
henden Associationsgesetzen zugestapden ^), denen Andere 


e) Um aar einige der, hauptsächlich ia bergpri^atrecht- 
licher Hinsicht wirksamen (daher in dieser Lehre näher abzuhandeln- 
den) Gonsequenzen anzudeuten, die sich aus der rechtlichen Eigen- 
schaft der Gewerkschaften , (mit Einschluss der GeseUenschaften bei 
Eigenlöhnerzecheo) als Actiengesellschaften, sowohl überhaupt, als 
Insbesondere wegen erhaltener besondern Bevorrechtung ergeben, finde 
die Erinnerung daran statt, dass l)Nbei ihnen, so wie bei andern 
öfTentlich octroirten Actiencompagnien , jeder Actlenär nur bis 
zum Belaufe seiner Actie haftet. Hierin liegt: a) d^ss ein 
Gewerke zu Tilgung der für Rechnung des gemeinschaftlichen Unter- 
nehmens Ton d^r ganzen Gesellschaft, in deren P^amen und durch 
deren Vorstände gemachten Schulden, ein Mehreres nicht beizutragen 
hftt, als sei^e antheilige Zubusse; daher auch kein Gläubiger einen 
Gewerken in solidum wegen der an die Gewerkschaft habenden Forde- 
rung belangen kann. Da aber auch diese Verbindlichkeit des Gewer- 
ken nur so lange dauert, als er Mitglied der Gewerkschaft bleibt, so 
folgt \}) dass sie erlischt, wenn er aufgehört hat, Gewerke zu 
sein. Er kann daher für seine Person und auf sein übriges Vermögen 
von den Grubenglänbigern . nicht in Anspruch genommen werden. Der 
Austritt ist c) zwar freiwillig und es kann sich daher Jeder durch sei- 
jien Austritt der Verbindlichkeit gegen die Grubengläubiger entziehen, 
allein dafür mnss der Austretende auch, bei demselben, seine Actie 
Preis geben , die , so lange die Gewerkschaft noch solvent ist , an die 
Letztere , bei eintretender Insolvenz , gleich allen übrigen Actien , den 
Gläubigern anheimfällt, d) Insolvent wird aber eine Gewerkschafit, 
wenn kein Gewerke mehr die zu Tilgung der gemeinschaftlichen Gru- 
benschulden erforderlichen Zubussen hergiebt. -Da in diesem Falle 
notliwendig alle Gewerken ihre Actien in Folge des Retardats ?er* 
Heren, dann aber das Grubengeb^ude auflassig und die Actiengesell- 
Schaft aufgelöst wird, so können sich die Grubengläubiger nur an das 
auflässig gewordene Bergwerksgut und dessen Zubehör halten, und die 
cessio bonorum äussert sich hier s o , dass die ^Gläubiger in die Antheile 
am Grubengebäude eintreten , deren , die Actionärs verlustig gegangen 
sind. Da sie jedoch e).an dem eigentlichen Grubenfelde, welches ins 
Freie gefallen ist, aus andern, oben bemerkten Gründen, gleichwie 
jeder Andere^ das Eigenthum aar nnter der Bedingung erlangen lönn^ 


^, 
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und zwar Prhatgenossc^iischaCten ia der Regel unterwor- 
fen sind. 


ten y dass sie bergi^blichen Besitz ergreifen ^ und dann selbst das Feld 
laufaaft halten, daber anch. an dem eigentlich Bergfreien, qna Gläubiger, 
einen Ansprach nicht haben, sondern solches schuldenfrei dem neuen 
Unternehmer Terliehen wird; so beschränkt sich die insolvente Masse, 
an der sie den Anspruch , nach beschehener cessio bonorum , behalten, 
und Letztere selbst, lediglich auf das Zubehör , dessen Unterschied ?on 
dem eigentlichen Grubenfelde oben ($.2!^ n. a») bemerklich gemacht 
worden ist. 

-Nach diesen Sätzen , ist bei allen bezüglichen , nach dem Berg- 
privatrecht zu entscheidenden Fällen, das Princip festzuhalten, dass 
ein Gläubiger, der mit einer Gewerkschaft in Betreff der dieser gehö- 
rigen Grube contrahirt, in der Regel nicht an die Personen der 
Gewerken , sondern an die Actien derselben ein Recht erlangt; so dass 
ihm die Personen nur so weit und so lange sie Actieuinhaber sind , haf- 
ten* Jede Schuldforderung dieser Art erlangt dadurch gewisser- 
massen eine Realsicherheit, der Gläubiger deshalb ein Realrecht, ohne 
dass es einer Hypothek bedarf, welcher dennoch das Recht in seiner 
Wirkung gleicht. Auf diesem Grunde beruht z. B. die Disposition des 
$. £9.. des Bergprocessmandats vom 26. August 1713., welche dergleichen 
Forderungen gleich stillschweigenden, Hypotheken im Bergeoneurse 
locirt. (Beiläufig bemerkt hat daher auch die Aufhebung der still- 
schweigenden Hypotheken, wie sie durch das Mandat vom 2, Juni 1829,. 
erfolgt ist, auf diese Art von Reairecht keinen Eiuflnss.) 

£) Entsprechend den' aus der Natur der Actiehgesellschaft sich 
ergebenden^ nur angedeuteten, privatrechtlicben Verhältnissen zwischen 
Grubengläubigern und den Gewerken , ist der privatrechtliche Grund- 
satz, dass es Forderungen' sein müssen, welche Namens der Gewerk-^ 
Schaft für die Grube contrahirt worden sind, wenn für solche alle obige 
Sätze gelten sollen , Forderungen 9 welche das Gesetz mit dem Worte : 
Bergischulden bezeichnet, und zu deren formellen Giltigkeit die 
in der Registerweisung Nr. 94. bis Nr. 101. seqq. vorgeschriebenen Re- 
quisite, (bei deren Nichtvorhandensein sie persönliche Forderungen 
bleiben — Registerweisung Nr. 110.) gehören. ^ Nur Bergschulden kön^ 
.neu es daher sein , die sich gegen Gewerken als solche geltend 
machen und wofür die A.ctien sich in Anspruch nehmen lassen. 

Nach obigen Bemerkungen wird auch der Iste Artikel der Berg- 
ordnung vom Jahre 1589. : „da sichs aber zutrüge etc. , dass Einer bei 
nnsern Bergwerken einige Schuld gemacht hatte etc.'^ verständlicher 
werden und es erklärt sich danach die in diesem Artikel enthaltene und 
durch das angezogene Bergprocessmandat § 24. und 28. bestätigte Dis- 
position , dass ^ur wegen solcher Bergschuld zu den Bergtheilen soll 
verholfen, Arrest auf solche ausgebracht und dieselben als Execu- 
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Folgende Staatseinrichtnngen sind os nun, die hierans 
s/ch ergeben und in gegemvärtigem Zusammenhange au 
erwähnen sind: 


tionsobject scM^ angegeben werden dürfen. Es w&rde dies also wegen 
anderer und rein persönlicher Schuld , schon nath den eben angedevte- 
ten Grundsätzen ) unstatthaft sein, wenn es auch nicht die in Form 
eines Privilegii ausgedrückte gesetzliche Bestimmung §. 24. des Berg- 
processmandats besagte. (Wobei Jedoch-, um MissFerstandnisseu vor- 
zubeugen, wojil zu bemerken ist, wie dies die im freien WiJJen be- 
ruhende Berechtigung eines Gewerken: auch wegen anderer Schulden 
seine Actie samtoit deren Nutzungen ausdrücklich zu verpfänden 
(Köhler S.'^40h) nicht, so wie das Recht des GläatMgers nicht axis- 
schliesst, zu verlangen, dass die Actien eines in Conturs verfallenea 
Gewerken zur Concursmasse gezogen werden, um aus dem Erlöse 
auch ^andere gewöhnliche Schulden an tilgen ($. 28w des Bergproci^ss- 
mandats). 

Wie bei Alle dem, nach der ftevisiott der preuss. Berggesetz« 
gebung (§: 125. des Entwurfes) nach der auch von Karstteif ^ Bergrecht 
§, 305. S. 297. aufgestellten Ansicht, sich der Grundsatz, „dass die 
Gewerken auch persönlich, wenn schon nach dem Yerhält- 
niss der Kuxtheile, welche sie beim Au^ässigwerden der Zedie , oder 
^ ihrer Antheile besassen , wegen Grubensehulden haften sollen ," bei der 
gleithWohl beibeKalteneu Retardatsbestimninng (§. 116. jct. 102.) durch- 
führen lassen soll? ist nicht wohl abzusehen. Es steht eine solche Be- 
stimmung mit den rechtlichen Wirkungen des Retardats sowohl, als 
auch mit sich selbst im Widerspruche, da die Gewerken nicht person- 
lich ^nd auch zugleich blos nach dem Verhältnisse ihrer Kuxantheile 
d. h. mit ihren Kuxtheilen (weil hier nicht das absolute arithmetische 
Verhältniss des Bruchtheils zum Ganzen, sondern das in Geld ausza- 
drückende relative Werthsverhältniss , in iVelchem eine Actie zum gan- 
zen Unternehmen steht, oder, der Werth der Actie ^ auf den sie^ sich 
belauft, gemeint sein kbnn) haften können. Die eine Bestimmung 
schliesst die andere aus. Wesentlich wurde ich aber gegen den §. 125. 
des Ges. sowohl in theoretischer als practischer Hinsicht noch folgende 
Bedenken haben. Mag er auch , wie päg. 99. u« 100. in den Motiven 
gesagt ist, mit der gemeinen Rechtstheorie besser als der umgekehrte 
Grundsatz übereinstimmen, zu dem Geiste und dem Grunde des Berg- 
rechts scheint er mir keineswegs zu passen. Wie schon p. 99. das 
Gerhardtsche Giltachten enthalt, können, wie mir scheint, die Ge- 
werken^ nicht anders persönlich für die Grubenschülden gehalten sein, 
als wenn sie ausdrücklich sich für ihre Person und Vermögen verbind- 
lich gemacht haben. Der Grund dazu dürfte , abgesehen von aller Ana- 
logie mit dem Societätscontract, die mir auf das gewerkschaftliche Ver- 
hältniss gar nicht zu passen scheint , vielmehr darin liegen , dass alle 
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1) Von den Actieninhabcrn wird ijiclit änf einmal und 
im Voraus ein goVisser Normalwerth ihrer Actien einge- 


Grubensciiulden nicht eigt^nüich von den Gewerken för ihre Person — 
sei es eigenhändig oder darcli ihren Sciücbtmeister , als Bevollmächtig- 
ten , — contrahirt werden, sondern von der Grube, als einer morali- 
schen selbstständigen Person, auf ihren eignem materiellen Cre;|it, nicht 
auf den persönlichen Credit der Gewerken. 

Pie Girub^ ist also auch blos als Schuldnerin anzusehei^ , nicht die ' 
Societat def Gewerken, die selbst eigeutlich iii^ einem (jrläubigerver- 
liältiiiss z\ir Grube s^efken. ' Wonn dieser Grundsatz gesetzlich feststeht, 
so wird dadurch au^h I*iiemaud verldzt, denn jed^r Gfubenglaubiger 
weiss, wem er eigentlich borgt, und kann prüCem, wie weit die öko- 
nomischen, yerlmltnisse dtT Grub^ ihni Sicherheit für z^n gewährenden 
Darlehne versprechen. Die Grube wird daher nicht melir geborgt er- 
halten, als sie> durch, ihre Realität Credit hat. Reichen demohngeach- 
tet die Kräfte der Grube dereinst zur !^ahlung nicht zu, sq tritt der 
Fall, Mfie bei jeder Insolvenz eines Schuldners ein,^ dass derjenige 
Gläubiger, der zuviel Credit gegeben hat, verliert. Die Gewerken 
a|3«r können zu nicht mehr, als zu <ler VerbindUchkeit des Znbnsse- 
zahjlens (§. 9)^. d. Ges.) gehalten sein und dazii nicht einmal durch Exe- 
cutioQ, sondern blos (nach §. 116 m^ 117). durdi Androhung der Ca'du- 
cinjing ihrer Kuxtheile gezwungen werden, was 9chon einen sehr wesent- 
lichen Unterschied vom Societätsverhältniss beweist. 

Das so eben dargestellte Rechtsverhöltniss zwischen den Gruben- 
gläubigerji und ^t Grube hat auch, bei so^ vielen Analogien im bürger- 
lichen Leben, gar nichts Auffallendes. Denn wäre es nicht zulässig 
und sollte die Rechtstbeorie des §. 125. überall consequent durchgeführt 
werden , so müsste z. B. jeder Einzeln^ im Staate pro .rata subsidia- 
risch auf die Staatsschulden, der Stadtbewohner pro. rata auf die Stadt- 
schulden, jedes Mitglied einer Lebens- oder Feuerversichernngsgesell- 
schaft, einer -Grabecasse, einer Lotterie, einer gewerblichen Actien- ; 
geselischaft etc. pro rata auf die etwanigen den Activzusta^d überstei- 
genden Schulden des Instituts , p e r »<) n 1 i c h ausgeklagt werden kön- 
nen; es musste jeder Concursgläubiger , als Theilhaber an der Con- 
cursmasse, wegen der vom Concursvertreter eontrahirten Schulden 
oder veranlassten Kosten, im ^jill die Masse nicht dafür zureichte, 
persönlich gehalten sein; es musste ein Vater für den emancipirten 
Sohn, das Kind für den Vater subsidiarisch alle Schulden bezahlen, 
weil sie sich gesetzlich subsidiarische Alimentation schuldig sind , und 
gesetzliches und nothwendiges Erbrecht gegen einander habeiv u. dgl. m. 
Da in allen diesen Beispielen die subsidiarische Schüldverbindlichkeit 
nicht eintritt, so dürfte auch für das gewerkschaftliolie Verhältuiss der 
§. 125. um so weniger eine richtige Consequenz für sich haben, als 
sogar die einige Art von Grubenschulden , die der Gläubiger gewisser- 
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schössen, sondern auf jede Actie nach und naeh in Form 
Ton Zuschüssen (Zubussen, auch Verlag genannt), je 


InaMeii aotreiwilUg hat vorschiessen mfissen , bei der also die eben ent- 
wickelte Ansicht vielleicht etwas zweifelhaft erscheinen l^onnte — näm- 
lich die Bergwerluabgaben , nach §. . 124. gerade ansgenommen von 
der gewerluchalftUchen Personalfertretung sind, 

Wären übrigens die Grundsätze vom Societätscontract ao weit 
anf die Gewerken anwendbar, um in Folge ihrer Vollmachtserthei- 
Inng an den Schichtmeister, den §. 125. überhaupt zu rechtfertigen, 
80 könnte nicht zugleich die pag. 102. wesentlich durch Verschieden- 
heit vom gewöhnlichen Societätsverhaltniss motivirte Bestimmung auf- 
genommen sein, dass die Gewerken nicht in solidum, sondern blos 
pro rata gehalten «ein sollen. 

Das am Ende von pag. 101. der Motiven geäusserte Bedenken, 
dass ausserdem die Gewerken ihren Credit missbrauchen , und die 
Gläubiger dadurch benachtheiligen möchten , hebt sich sogleich , wenn 
man zwischen „ihrem'* und ,^der Grube'^ Credit unterscheidet. 

Nächstdem aber scheint mir auch practisch die Bestimmung des 
$• 125. ganz unausführbar.. Denn so wie der Gewerke merkt, dass 
es für ihn zu einer Schuldvertretung kommt , so sagt er seinen Kux 
los, oder lässt ihn nach §, 117. u. 121. d. Ges. cadnciren. Die 
Schulden alsdann den zuletzt noch übrig bleibenden Gewerken allein 
aufbürden zu wollen ^ wäre noch härter, und würde nur zu einem 
Wettlauf zwischen den Gewerken führen, um nicht zuletzt übrig zu 
bleiben. 

Sollten dagegen alle Gewerken gehalten bleiben, die zur Zeit 
einer contrahirteo Schuld Kuxe besessen, bo würde eine unendliche 
IVeitläuftigkeit und Schwierigkeit in Aufzeichnung aller Schuldposten 
und derzeitigen Gewerken, in nochmaliger Berechnung der Proportio- 
nalantheile ,an der Vertretung , der Aufsuchung und rechtlichen Inan- 
spruchnahme der vielleicht längst schon abgegangenen Gewerken u. 
dgl. m. eintreten , und in der Regel ein unauflösbarer Wirrwarr ent- 
stehen. Auch würden vielleicht wenig Grubenforderungen erheblich 
.genug sdn, um die enormen Kosten zu überwiegen, die erforderlich 
waren, um jeden der vielen einzelnen Gewerken bei seiner Obrigkeit 
auf seine Rate zu verklagen. 

Ueberdies würden sich, bei so gefahrlichen Recbtsbestimmnngen» 
schwerlich viele Gewerken zum Zubussbergbau finden wollen, der in 
manchen Gegenden doch den Haupttheil des bestehenden Bergwerks^ 
gewerbes bildet. 

Sollte aber das ganze Zwangsmittel zu der %, 125. verlangten 
Schnldzahlung nur die angedrohte Caducirung nach §. 117. sein, so 
erscheint auch der ganze $. 125. überflüssig , denn dann ist die Zah- ^ 
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nach dem Bedürfnisse, su dem gemeinscliaftlicbeii Unterneh'» 
men ^er verhältnissmässige Beitrag eingezahlt. Dies natür- 
lieh deswegen , weil ein Bergwerjcsunternehiiien als Ganzes, 
im Voraus seinem Werthc und den Kosten nach, nicht ab* 
geschätzt, mithin die Beitragsqiiote der TheOnehmer dazu, 
wonach der Werth ihrer Antheile bestimmt werden könnte, 
im Voraus nicht übersehen werden kann. . Es ist diese Art 
der Einzahlung, wodurch die Actionäre, bei einem Unter- 
nehmen, weiches noch ^ubusse verlangt, sich zugleich ein- 
kaufen und zuActionärs werden, eineni Bergbftuunternehmen 
am entsprechendste^ ')t 


]uQg besser diirch Zubussansohlag und die Besfimmiingen von §, 92. 
116^ ^, 117, zq bewirken, 

WeoQ pag. 101m der Motiven gegeq das. daselbst wobl gefühlte 
und erwähnte 'Bedenl^en ji di|ss der Cfrundsatz- des ^. 125. leicht für 
den Gewerl^eii gefährlich werden könnte, geäussert wird, dass sie 
sich <la gegen durch Cautionen i^nd andere Einschränkungen in den 
Instructionen ihrer Schichtmeister oder Bevollmächtigten, sichern moch* 
ten, so scheint mir dieser ertheilte Rath die gauze Absicht des §. 12'>. 
wieder aufzuheben. Denn wenn ^le Gewerken dieses wirklich thun, 
und ip ihrer Schichtmeisterinstruction ausdrücklich die Bevollmächti- 
gung 3ium Schuldencontrahireu auf ihre persönliche Subsidialvertretung 
versagen, sie vielmehr lediglich auf den p.ealcredit der Grube be- 
schränken , so sind dann die Gläubiger ganz auf demselben .Puncte, 
wie jetzt und wie ohne f^ 1^5, DenQ dai^n kpnqen die Gewerken 
ex mandato nicht ausgeklagt werden , und die Gläubiger sich lediglich 
an das Grubenvermögen halten. 

Eine dritte aus der Natur der Actiengesellschaft auf die Ge- 
werkschaften übergegangene Gigenthumlichkeit (cf; Mittermeier , deut- 
sches PriVatrecht §. 604. VII,) ist, 

S) dass kein Mitglied der Gewerkschaft auf Theilung des ge- 
meinschaftlicjien Fonds und Aufhebung der Gesellschaft provociren, son- 
dern nur für seine Person durch Abtretung oder Lossagung seiner 
Actie, oder durch deren Verlust in Folge des Retardats , sich .davon 
losmachen kann. 

f) Es kann schlechterdings nicht voraus veranschlagt werden, wieviel 
der Anbau eines einer Gewerkschaft verliehenen Grubenfeldes kosten wörde ? 
CO wie dies z. B. bei der Anlegung einer Eisenbahn, eines Bnicken- 
Strassenbaues etc. zu geschehen, darnach eine Hauptkostensumme be- 
stimmt und den Actionairs der ganze Beitrag, der aof ihre Actie kommt. 
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Bei dieser Art der Einzaiüung von Ztibiissen aber legt 
sich, in Betraelit der- grossem und wechselnden Zahl der 
Interessenten, die sich unter einander selbst nicht einmal 
kennen,' sowie bei der Zerstreutheit derselben zunächst das 
Bedürfiiiss der Yermittehing , einer gewissen Leitung und 
Ordnung in Hinsicht des Ausschreibens und Einsam-« 
melns der Zubussen zu Tage. 

Es bedarf zttTorderst der Bestimmung des Betrags, wie 
er von Zeit zu Zeit erforderlich wird. Dessen Festsetzung 
ist zwar (Art. LYIII. der Bergordnung vom Jahre 1589.) der' 
Uebereinkuiift der Interessenten (Gewerken) über« 
lassen» 

Diese Uebereinkünft setzt aber einen Ueberschlag des 
Kostenbedürfnisses, mithin eine Cognition über die jedesma- 
ligen Betriebsumstände einer Zeche voraus* Die dassu erfor^ 
derliche Kenntniss konnten sich die Gewerken bei einem ein^ 
fachen Betriebe, wie er in der ältesten Periode desBerg-^ 
baues Statt fand, wohl selbst verschaffen und sich fortlaufend 
darin erhalten. 
, Gegenwärtig aber bei complicirteren technischen und 

Haushaltsverhältnissen der Gruben und bei der bis in sehr 


uud deren Werth bestimmt, im Voraus abgefordert za werden pfleget. 
Eben so w^nig kann eine Zeit berechnet werden, wenn der beabsich-* 
tigte Ueberscbuss eintreten werde. Ja , selbst die pünktlichste Leistung 
der grösstmöglichen Beiträge giebt kejne Bürgschaft für das Gelingen 
des Uoternehmens. Letzteres liegt insofern ausser der Macht der Ac- 
tionairs , und dec- Erfolg ist lediglich Sache der Hoffnung , wenn schon 
wissenschaftlich und technisch begründete Wahrscheinlichkeit bei Sieliung 
der Perspective nicht ausgeschlossen wird. Es handelt sich nicht um 
eine Saat, der nothwendig die Ernde folgen müsste; sondern um das 
Finden eines bereits vorhandenen Vorraths, und ist er gefunden , um den 
Grad des Nachhalte« und die grössere oder entferntere Grenze der end- 
Uchen Erschöpfung. Es kommt dabei auf oft unvorhergesehene Hinder- 
nisse an^ die es bedingen, ob über den ganzen vorhandenen Vorrath sich 
Jahrhunderte abarbeiten müssen, oder ob schon in eiaem Jahre die 
ganze Ernde gewonnen werden könne. 
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Heine Bnichtheile stattfindenden Zersplittemng der Kuxe, 
daher bei der schon erwähnten grösseren Anzahl und Zer- 
streutlieit der sick und der Sache fremden Gewerken , mos- 
sen letztere diese Cognition einem gemeinschaftlichen und sach- 
verständigen Bevollmächtigten überlassen. Es Ui aucli in die- 
sem Bezuge der Schichtineister bestell);, welcher die 
Gewerkschaft als eine Corporation am schickliplisten — da 
er zugleich Keclmuugsführer der Grubencasse ist ««- vertriU 
uiid hier als erwälüter Vorstand der Acticngesellschaft fun- 
girt. Allein, um auch hinwiederum denGewerkci), welche 
in der Regel wegen des jedesmaligen Zubussanschlags, spe^ 
ciell nicht befragt werden, eine Garantie für die llichtigkeit 
des Vcrfalurens ihres Schichtmeisters za,yerschaffenv zugleich 
in Verbindung mit der nachher zu erwälmenden Controle des 
Rechnungswerkes desselben, ist der amtliche Act des Zu- 
bussanschlages eingeführt, eines Termins, in welchem 
nach dem VorscUäge des Grubenvorstandes von der Staats- 
behörde der zur Pränumeration auf die bestimmte Zeit fest- 
gesetzte Zubussb^trag bestätigt und ausgeschrieben wird^ 
Streng genommen soll aber in diesem obrigkeitlichen Acte 
kein Eingriff in die- Disposition der Ge^verken liegen uiid das 
ursprungliche rechtliche Yerliältniss nicht alterirt werden; 
so dass die Staatsbehörde aus eigenem Antriebe die Gewer- 
ken weder zu Erhöhung noch Herabsetzung der Beiträge 
nöthigen kann ^). Die Gewerken erscheinen jetzt dabei 
nur selten selbst , wiewohl ihr Recht dazu und eine Einspra- 
che ausdrücklich 9uch noch durch die spätere Disposilipu der 


g) Von denselben Ansiebt gebt ancb der Entwarf zur Revision 
^e& preuss. Bergrechts §. 90. aas. Hiernach soll gesetzlich bestimnat 
und aasgesprochea werden , -dass das Ausschreiben der Zubasse , wel- 
ches nach dem preuss. Landrecbte Tbl. II. Tit, 16. §. 274. sequ. vom 
Bergamte, also der Staatsbehörde, geschehen soll, lediglich dem 
Grubenvorstande zu überlassen und der Staatsbehörde hierbei eine 
Cognition über den Betrag nicht zu viadiciren sei — indem mau 
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Berfresolutionen v. J. 1709. §. 16t wiederholt gesichert wor- 
dea ist ^). 

Fortsetsung. 
, Aufzeichnung und Aufsuchung der Oewerken, 
Mit dem Zubussanschlage ia Ztisaimnenhange steht es 
und ist als dessen noihwendige Bedinping erfordepllch, dass 
jeder Kuxtheilinhaber der Behörde bekannt, dass diese im 
Stande sein muss, ein richtiges und Tollst'andiges Verzelch*' 
niss sämmtlicher Theüliaber und ihrer Theile fortwälirend 
zu führen. Sie übernimmt die Aufsicht darüber, dass jedem 
Tlieilnehmer über die Repartition der ausgeschriebenen Bei^ 
trage gehörige Rechenschaft abgelegt wird *), Die Controle 
der Rechenschaft geschieht durch Autoristitiou der 6 e werk' 

auf das diesfalUIge blos okonomUcbe Intereue der . Oewerken der 
Bergbehörde keinen Einfluss gestatten will. 

Der obrigkeiüiclie Eiufluss soll sich nach dem Sinne des Insti- 
tots nur insofern änssem » als er , nachdem die Zubusse gewerkschaft- 
licher Seits auf eine gewisse ^eit,. dem Betrage nach, einmal festr 
gesetzt ist, nua die Gewerken ^zur Befolgung dieses sich selbst ge- 
gebenen Gesetzes anhält , widrigenfalls aber die auf die Unterlassung 
gesetzten rechtlichen Präjudicien zur Vollziehung bringt. 

h) Im Frey berger Revier erscheinen bei dem Acte des Zubussan- 
scblages Deputirte des Freyberger Stadtrathes, welcher, v/ermöge beson- 
derer Verfassung, immerwährender Bevollmächtigter der auswärtigen 
Gewerken ist, — > Vergl. auch : Bekanntmachung an die bauenden Ge- 
werken v, 1. Novbr. 1834. No. 76 der Gesetzsammlung. h. a. S, 340. 

. a) Es kann daher auch die Staatsbehörde keinem b linden Gewerken, 
d, h, einem solchen, der einen Ku^iantheü besitzt, ohne solchen zugewährt 
erhalten zu haben,, verantwortlich sein. Dergleichen blinde Gewerken 
kommen, unter dem Namen von Hockenträgem, insbesondere bei Eigen- 
lohnergruben ror, woselbst, in Folge der Beschränkung der Gesellentheile 
auf Acht, die Inhaber der gesetzlich autorisirten Hauptgesellenantheil« 
die darauf repartirten Zubusbeiträge , durch eigenmächtige Vertheilupg 
ihres Haiiptantheils an Andere, sich zu erleichtern suchen. Es kann jedoch 
gegen ein solches Verfahren nicht genug verwarnt werden! Dies Ver- 
fahren ist keine öffentliche und von Staatswegen anerkannte Einrichtung, 
sondern ein offenbarer Misbrauch, dem die Staatsbehörde out aller 
Kraft entgegen zu treten, eben so verpflichtet, .als befugt ist» 


139 

Schaft, welches Wort in diesem Sinne das öffentlich ^- 
rantirte und beglaubigte Verzeichuiss sämmtlichcr Gewerjcen 
und ihrer Antheile bedeutet , das als ein wesentlicher Theii 
zur Grnbenrechnung gehört, weil sich darauf die Berechnung 
der Zübussbeträge selbst, deren Vereinnehmung bei der GrU" 
benrechnung erfolgen muss und hernachmals auch die Be- 
rechnung' der Ueberschussrertheilang ^) , zu gründen hat* 


b) Es gi'schieht mithin auch die Ueberschassvertheilang — Dividen- 
denbestiromung und Auszahlung — vom gemeinschaftlichen Gewinne der 
Actiengesellschaft unter öffentlicher Autorität und Aufsicht mit der Garan- 
tie der Ordnung und Sicherheit für die Theilnehmer. Es ist jedoch hier- 
bei zu bemerken, das» zunächst, unter öffentlicher Aufsicht, der Betrag 
der auf jede Actie nach und nach eingeschossenen Znbussen Torgemerkt, 
und über deren Summe (den Recess oder die Gewerkenforderung) 
bei jedem Grubengebäude genaue Rechnung gehalten wird. Sind nun bei 
einem solchen keine Zubussen mehr erforderlich, und ist dasselbe durch die 
bisher geleisteten Beiträge' der Aotionairs in den Stand gesetzt, durch seine 
eignen Erzeugnisse sich selbst zu erhalten, kommt esinFreiyerbau; go 
wird die Summe des Recesses geschlossen ; Letztere kann dann als das 
Gesammtcapital angesehen werden , welches um das Berggebäude in den 
angegebenen Stand ^a bringen, erforderlich war, wie solches Capital bei 
andern Actien- Unternehmungen auf einmal im Voraus aufgebracht zu 
werden pflegt, anstatt dass es bei ^ Bergwerksunternehmungen nach und 
nach , je nach dem_ Bedürfnisse Ton den Actionärs zusammen geschossen 
wird. Die Bergwerks - Actien - Gesellschaften haben nur das Eigenthüm- 
liche , dass bei ihnen zunächst obiger Recess abgestossen , mithin das auf 
das Unternehmen von d^n Actionärs gewandte Capit-al zurückerstattet 
und an die jedesinallgen Actien- Inhaber nach Proportion ihrer Actien nach 
und nach abgezahlt wird, {n diesem Sinne wird von einem Berggebäude» 
welches den Recess noch nicht abgestossen hat , gesagt , dass es noch 
keinen Ueberschuss gebe, sondern nur Verlag restituire. 
Allein ist dies auch insofern richtig und wahr^ wenn die Grube als Schuld- 
nerin der Gewerken , und mithin jeder Gewerke als der ScKuIdner seinei^ 
Mitgewerken , betrachtet wird , so bleibt doch immer der Betrag, welchen 
die Gewerken auf diese Weise erhalten , für sie ganz eigentlich eine Divi- 
dende, nämlich ein Gewinn, den sie aus ihrem Eigentbumsantheile von 
dem Grubengebäude ziehen , welches in seinen dermaligen Zustand durch 
das darauf gewandte Capital gebracht , ein Aequivalent für letzteres ge- 
währt; die Actionärs beziehen neben dem 'Antheile am gemeinschaftli- 
chen Eigenthume , den sie fortwährend behalten und welcher den Werth 
ihrer Actien bestimmt, auch noch ihcen Antheil an den Nutzimgen und 
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Sie wird nur möglich durch die oflRentliche Einrichtnn» des 
Gegen buchs^), in weichem, nach Art eines Gerichtsühan- 
delsbuchs alle Acquisitionen von Kuxtheiien noilrt sein müs- 
sen, daher auch, bovor der Gegenschreiber, welcher das 
Gegenbuch fuhrt, einen Kuxtheil nicht :«uge währt hat, 
die Acquisition selbst als zu Recht bestandig nicht gilt (Art. 
35. der B.O. t. J. 1580.) Der Zweck aller dieser \ßlurlch- 
tungen^) geht dahin, allen hiliabern die Garantie zu geben, 
dass Keinem Ton ihnen mehr oder weniger an Zubussen ab- 
gefordert werde , als iiach seinem Theile sich bereolmet, \uid 
dass nicht etwa die Reste dex säiimigeii Zahler yon d^Q 
standliaften Ge werken mit übertragen werden. Das 'sichtliche 
Zeichen der Autorisatipi) der ausgeschriebeiiej) Zubiissbeträge 


die Grube gewährt In der That einen Ueberschuss; nur dass dieser 
erst aufs Capital abgerechnet wird. Für die Actieninhaber , die nur erst, 
wenn bei einem Berggebände der Recess abgestessen ist , ihre DiTidende 
alsdann unter dem Namen der Ausbeate (des Ueberschnsses im engem 
Sinne) beliehen, macht es daher , ob sie bei einer nur erst Verlag resti*^ 
tuireqden oder Ausbeute gebenden Grube betheiligt sind, in der That 
keinen Unterschied, ßelbst in Ansehung der Werthsbestimmung der 
Actien, die sich in den Augen des Publicums nach der Grosse der Divi^ 
dcnde richtet, hat eine Ausbeutegrube nicht immer den Vorzug vor einer 
Verlog restituirenden Grube, und es kommt, wie die Erfahrung l^hrt, 
wohl der Fall vor, dass eine Grube der letztern Art in der That bessere 
Aussichten mit grosserem Nachhalt gewährt, als eine der erstem Art, 
bei der ungeachtet der Ausbeuten ein schnelleres Sinken und der Rückfall 
in den Zustand^ wo wieder Zubusse erforderlich ist, eher eintreten kann. 
Es sind diess Umstände, welche allerdings am besten nur der sac|iyerstän«- 
digen Behörde bekannt sein können, welche hiernach die Kuxtaxe 
zu regullren hat, Ffir das Verfahren zu Bestimmung der letztem lassen 
sich naah Obigen nur schwer allgemeine Vorschriften erthmien (vergl. 
die Anmerkung auf den gedruckten sogenannten Ausbeutbögen der neuern 
Zeit) und die oberbergamtliohan Generaiverordnungen y. 18. Januar 18i7. 
und y. 19. Noybr. 18i34 fassen gerade die oben bemerklich gemachten 
Rücksichten weniger auf, wenn sie im Allgemeinen in diesem Bezüge die 
Auibeutgruben höher halten^ wie die Verlagsgraben. 

c) Von dieser Einrichtung ist umständlicher im spefdelien Theile am 
gehörigen Orte zu handeln. 

d) Vergl. die RegiaterweisongenyomTten Januar 1764?. No. 9. bis 17. 
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ist der gerichtliclie (bergamtlichc) Stempel auf den Empfangs- 
bekenntutösen (Ztibusszetteln)) welche den Actieninhabcrn 
gegen Leistung der Ziibusse zugestellt werden. 

Ucber alle diese Einrichtungen ist behorigen Orts noch 
das Nähere anzugeben, sofern sie sich thcils auf die Einrich- 
tung pes Gegenbuchs ) theils auf das Gnibenrechnungswe^ 
sen beziehen. 
\ ' in gegenwärtigem Zusammenhänge und bei Darstellung 
der Gewerkschaften in ihrer Eigenschaft als Actiengesell- 
schaften und der Aufsicht des Staats über dieselben ist da- 
gegen noch die Art und Weise ^ wie der Actienfond zusam- 
mengebracht wird (die Zubusen coUigirt werden) ^ zu eiwäb- 
neui Auch dies geschieht unter öffentlicher Aufsicht. 

Es konnte nicht fehlen, dass^ nach Organisirnng und 
Belebung des Bergbaues in gewissen Districten des Vaterlan- 
des '-*' der Bergbau ist, als an den Ort gebunden ein entopi- 
sches Gewerbe — hadi d^m Entstehen mehrerer Untemeh- 
mungen und bei dem Reize zu neuen dergleichen 9 die Spe- 
culation sich auf Anwerbung von Theilnehmern zu solchen 
gemeinschaftlichen Unternehmungen richtete. Zugleich ver- 
anlasste der Umstand^ dass kein Tb^eiJLnehmer zu Fortent^ 
richtung s^ner Beiträge gezwimg^i war, wenn er sonst den 
Verlust seines Theils (das Retardat) nicht scheuete, zu der 
vNothwendigKeit, den Mangel eines solchen Compelle durch 
persönliche SoUicitation und Mahniuig an die Zubusszahlung 
zu ersetzen. ,Es fanden sich daher sehr bald Personen, 
welche es siph zum Geschäft machten, Kuxe unterzubringen, 
oder was. in diesem Bezüge, Eins und dasselbe ist, (da durch 
Zubusszahlung ein ActiouSr sich einkauft,) Zubussen einzu- 
cassiren. 

Gegen dergleichen, imter dem Namen Euxkränzler, 
schon im 16. und 17. Jahrhunderte häufig auftretende Mäk- 
ler wurden bald gewerbspolizeitiche Vorschriften und Straf- 
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androhungen nothig (vcrgL das Mandat t« IS. Jtily 1009.*and 
SOBteBergresolution v. J. 17€9.). Diese Vorschriften sind aber 
gegen den Miss brauch, in den dieses Gesduift bei der 
Natur der bergmünnischen, auf ungewisse Hoffnung gebauten, 
Unternehmungen , so leicht ausarten konnte , gerichtet. Zei-*- 
tig aber schon wurde, obschon nach Art 88. u« 60* der B.O. 
T. J. 1589. (später durh §. 19. der Bergresolution v. 1709* 
bestätigt) der gesetzliche Modus derZubussI>ezahiung bei ent- 
fernteren (auswärtige^) Gewerken durch am Orte des Berg- 
werks zu haltende Verleger Torgeschrieben kt, dennoch zu 
Erieichtening der Gewerken, das Eincassiren der Zubusseii 
und damit zugleich das Unterbringen von Kuxen durch Kux- 
kränzler, gestattet; jedoch mussten Letztere dazu legitimirt 
und durch Erlaubniss der Staatsbehörde dazu autorisirt sein. 
So bildete sich die Function der Zubussboten, wie sie gegen- 
wärtig als Terpflichtete Staats- und Gewerkendiener — denn 
sie sind beides — bestehen, aus, welche die ältere sächs. 
Berggesetzgebnng allerdings nicht kennt, noch nennt und die 
auch in den Bergwerksdistricten anderer Staaten nicht ror« 
kommt. Es genügt fVkrgeg^iwärtigen Zweck und Zusammenhang 
über dieses Institut zu bemerken , dass die Function der Staats- 
behörde dabei sich mehr als eine beschränkende und polizei- 
lichwachende zu äussern hat , dennoch aber kein überwiegen- 
der Grund vorhanden ist, die Privatspeculation , welche dag 
Institut herrorgerufen hat, ganz zu unterdrücken. Die neue 
Gesetzgebungs- und Verwaltungspolitik hat sich von gänzlicher 
Aufhebung delr Einrichtung, die zum Theil, in ihrer Ausar- 
tung gar sdir zur Decreditirung des Bergbaues beigetragen hat, 
dennoch aus dem schon berührten 'Grunde abhalten lassen, der 
es ihr zur Pflicht macht, die Privatspeculation , wenn sie in 
erlaubten Grenzen bleibt, und die Herbeischaffang der nöthi- 
gen Mittel zum Bergbau zu unterstützen. Sie hat aber frei- 
lich, indem sie durch Instruction und Autorisation ' gewissem 
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dazu als Gewei'ksdiener verpflichteten Personen, das Geschäft 
übertragen hat, der Staatsbehörde, welches auch hier die 
Bergbehörde ist, alle die Vorwürfe zugezogen, und den Ta- 
del auf die Behörde übergetragen, welcher, wo er gegrün- 
det ist, zunächst und eigentlich die Bergwerksgesellsch^ten 
und deren Vorstände treffen sollte. Konunt nun, (wie spä- 
ter noch naher zu erwähnen ist,) hinzu, dass den Zubuss- 
boten auch noch andere Geschäfte, namentlich die Zutra*. 
gung der Ausbeute , die Insinuation von Erlassen rerschie- 
dener Art an die zerstreuten Gewerken, die Retardats- Insi- 
nuation u. s. w. übertragen ist, Geschäfte, zu denen es ver-^ 
pflichtcter Personen bedarf und diq auf andere Weise nicht 
wohl ersetzt werden können, so dürfte, wcam schon das In- 
stitut, so. weit es das Einsammeln der Zubussen auf diesem 
Wege betrifft, bei jetziger Organisation des vaterländi- 
schen Bergbaues sich ohnedies meiur und mehr entbehrlich 
machen wird, dennoch die sofortige Abwerf ung desselben 
um so weniger dringend erscheinen, als vielfacher Erfalinmg 
zu Folge, nicht, sowohl die Znbussboten, wie vielmelir die 
Eigenlöhner es sind, welche die ihnen zu Theil gewordenen 
Indulgenzen missbrauchend', mit Umgehung, der auch ihrent- 
halben (§. 11>. der Bergresolution v. J. 1100* ) gegebenen 
Prohibitiv- Vorschriften, das Publicum imd selbst ihre eignen 
Gesellschaften durch widerrechtliches und strafbares Begin- 
nen zu täuschen oft nur zu geneigt sind. Im Innern und 
nothwendigen Zusammenhange aber mit den Grundinstitnten 
des Bergbaues steht die Beibehaltimg der Zubussboten übri- 
gens allerdings keinesweges, und mehrere Vortheile, welche 
dieselbe der Verwaltung gewährt, z. B. die fortlaufende 
damit verbundene, summarische Uebersicht des Betrags der 
eingegangenen Zubussen für die ganze Revier, welche die 
Zubussboten durch'^ilu-e Relationen und Einrechnungen ger 
währen, könnte auch auf andere ^ wiewoU weitiäuf tigere 
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Weise ersetzt werden, immer ,aber iist z\i furchten, dass 
nach Abwerfun; der besprochenen Einrichtung als einer öf* 
fentlichen, au die Stelle der bisher unter öffenüidier 
Aufsicht ausgegangenen, Terpflichteten uud controlirten Zu- 
bussboten, alsbald wieder wilikührliche Privatspeculanten 
ire,ten werden; diess aber würde die sdion oben angedeute- 
ten noch grösseren Nachtheile wieder hervorrufen, und wenn 
dann auf der einen Seite zwar die Staats- und zunächst die 
Bergbehörden tou den mannichiachen, auf den Grund des 
Zubusdboteninstitufs ihnen gemaditen, >Anschuldigimgen sich 
leicht befreien könnten, so würde dies auf der andern Seite 
nur auf Kosten und mit Gefahr des Publicums geschehen, 
welches um so grossem l^nschimgen in Ansehung der Hoff- 
nung imd Aussichten eines ihm empfohlenen Bergbaues, Ton 
Seiten der Privatspeculanten, welche die Unterbringung von 
Bergwerk^iactien vermittebi, ausgesetzt sein muss, je schwle- 
riger zur Entdeckung und Bestrafung wahren und eigentli- 
chen, Betrugs hierbei, bei einer einzuleitenden Untersuchung, 
wie vielfache Erfahrung lehrt, und die schwankende , unsi- 
chere, vom Zufall so sehr abhängende Werthsbestimmung '^) 
der Bergtheile erklärlich macht, zu gelangen ist 

e) Wegen Laesion allein kann dahet auch, dafeme nnr sonst ei- 
gentliche Betrügerd nnd währheitswidrige Vorspiegelung und Erdichtung 
positiver Umstände , die nicht wirklich vorhanden , nicht mit Unterlaufen, 
richtigen Grundsätzen nach , ein Kuxkauf nicht rescindirt , noch derjenige, 
welcher die Unterbringung eines Kuxes um irgend einen namhaften Kauf- 
preis vermittelt hat, zttr Rechenschaft gesogen worden; da ja, selbst für 
den Augenblick ganz werthlose Kuxe, binnen Kurzem einen wirklichen 
oder Handels werth erlangen können. Selbst die bergamtliche Kuxtaxe 
kann aus demselben Grunde eine Gewährleistang nicht involviren, da 
sie nur ein amtliches Zeugniss über den Handelswerth , den in neuester 
Zeit durchschnittlich ein Kux gehabt hat, und über die der Annahme 
solchen Werthes 2u Grunde liegenden , Hoffnungen und Aussichten einer 
Grube, i^ach bergmännischer Wahrsebeinliehkeit, abgiebt. 

Uebrigens sind über die bei Regulirung der Kuxtaxen zu beobachten- 
den Principien die oberbergamtlichen Generalverordnungen vom 18. Jan. 
1817. und vom 4. Febr. 1835. vorhanden. 
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b) Bergwerlc^üfa- Anstallen zu Herheischaffung unit Er^ 
haltung der Betriebsmittel. (Revier cassen.) 

Die gewerbspolizeiliche Fürsorge des Staats beschränkt 
sich jedoch nicht auf die Anleitung einzelner Privaten zu 
zweckmässigfer , Yereinigiuig ihrer Kräfte bei einzelnen 
Bergwerksunternehmungen. Sie geht noch weiter. ^ 

b) Durclli Erweckung und Vermittehlng gegenseitiger 
Unterstützung der Bergwerksgesellschaften unter einander, 
sucht sie eine weitere Vereinigung der Letzteren zu gemein- 
samen Zwecken zu erreichen , deren Ziel das Emporkommen 
und die Erhaltung eines ganzen Bergwerksdistrictes ist. 

Rückwirkend muss sich solche Veranstaltung wieder , zu 
Gunsten der einzelnen Unternehmungen und noch weiter zu- 
rück, der einzelnen Unternehmer äussern. Es kaiin nicht feh- 
len, dass die dahin einschlagenden Maasregeln mit einer ge- 
wissen Unterordnung des privativeren Vortheils einzelner 
Gruben und einz^er Personen, unter allgemeinere Rück- 
sichten Terbunden sind , dass zunächst ein gewisses Opfer 
erforderlich ist, dem eine Gegenleistung augenblicklich nicht 
entspricht. Und doch ist auf der andern Seite , wie die Er- 
fahrung gelehrt hat, fast nur auf diesem Wege bei der 
Eigenthümlichkeit gerade des Bergbaugewerbes, welches Ste- 
tigkeit, Regelmäsaigkeit, Ausdauer, ein zweckmässiges und 
gegenseitiges Ineinandergreifen vor allem erfordert, die Er- 
haltung imd der Flor des Gewerbes zu erreichen, womit dem 
Staate die Ausbringung der Bi&rgwerksschätze mit Gewinn 
für Einzelne, mit noch grösserem Gewinn für den Staat gesi- 
chert und verbürgt wird. 

Bleiben wir vor der Hand — indem die Art und Weise, 
wie hinsichtlich des technischen Betriebs die angedeutete 
Maasregel vollzogen wird , Gegenstand der Betrachtung in 
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anderem Zusammenhange sein wird — bei denjenigen Insti- 
tuten stehen^ durch Welche eine Quelle unmittelbaren 
Gi&idzuflu88cs bekundet ifrordcn'ist uiid' erhalten wird. Es 
werden hier die Retiercassen gemeint, zum Unterschied 
von andern, namentlich den fiacalischcn Bergwerkscassen, 
Torzugsweiae so genannt^ und sind dies diejenigen Cassen, 
welche dufch regelmässige Beitrage der sämmtlichen Ge- 
werkschaften einer Reviei* gegründet") und erhalten, die 
hauptsächliche Bestimmung haben , einaelnen Bergweii^en '') 
innerhalb der Revier bereite Mittel zu Fortstellung aussichts- 
Toller Unternehmungen zu verschaffen. In allen Bergrevie- 
ren Sachsens sind dergleichen Institute begründet; im Frei^ 
berger Revier besteht diesfalls die Gnadengros chencasse 
(bei weitem das ansehnlichste Institut dieser Art, indem 
durchschnittlich jährlich SOObO Thlr. daraus nur allein zu Gru- 
beuTorschüssen der Bestimmung gemäss verwendet werden); 
in den Obergeblrgischen Revieren sind es die Schurfgel- 
dercassen And ausser solchen ist in der Schnöciberger 


a) Bei der Onadengrosöhencatfse, die im Jabre 1540. durch frei- 
willige Beiträge der Gewerkea aus eignem Antriebe gebildet ward, 
ist dies als erwiesen anzunebmeoi Der Ursprung der obergebirgischen 
Schurfgeldercassen , wdche gegenwärtig gleiche Bestimmang haben 
und eb^inmässig zunächst durch Beiträge der Gewerken Erhalten wer- 
den , scheint mit der nach Art. IL der B. O. vom Jahre- 1589. aus 
der fiscalischen Bergwerks- (Zehnten.) Casse verwilligten Scharfprä- 
mie im Zusammenhange zo -stehen (wie denn auch die Schurfgelder- 
casse im Freiberger Revier diese Bestimmung allein noch hat und 
insofern zu den fiscalischen, nicht zu den Reviercassen gehört) und 
der Impuls zu deren Erriclitung von der Staatsbehörde ausgegangen 
zu sein , wenn schon gegenwartig die fortdauernde Erhaltung der ober- 
gebirgischen Schurfgeldercassen sich gleichzeitig auf die Beiträge der 
Gewerluchaften gründet. Yergl. über die Entstehung der Gnaden« 
groschencasse einen ans archivalischer Quelle geschöpften handschriftlichen 
Aufsatz in den Oberbergamtsacten und die Unten folgende Note k). 
so wie 'Wagner churfiirstl. Bergwerksverfassung S. 48. Nota a. 

^ b) Yornamlich, jedoch denen auf S i I b e r und K ob a 1 d , indem 
der Bergbau auf niedere Metalle in der Regel UnterstAtzungen in 
dieser Maasse weniger bedarf und erhält. ' 
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1{evier noch die f (Tttspe des Blaufarb-Coiisortiiiins eine Art 
von Reviercasse. Es ist keinem Zweifel unterworfen ^ dass 
diese Cassen nach ilircr gegenwärtigen Verfassung und Be- 
stimmung den gesammten Gewerkschaften einer Revier an- 
gehören^ wenn schon die Verwaltung, derselben der Staats- 
behorde (zunächst dem Bergwerkscassirer, Zehntner^) anver- 
trauet ist ^). Sämmtliche Gewerkschaften, einer Revier tragen 
feur Erhaltung derselben nach einem imd demselben Maass- 
stabe ^ nämlich nach ein^r Quote des Ausbringens '^)^ bei und 
es suid diese Cassen so . wenig im iiscalischen Eigeothume, 
als es das an Privaten Terliehene, das aufiässigeBerg- 
Werksgut und das Bergfrciiä ist. Die Staatsbehörde fun- 
girt als solche in Ansehung dieser Cässeii, einmal^ indem sie 
die Entrichtung der zu ilirer Erhaltung nöthigen Beiträge 
als nothwendige Bedingung an die Conc^sionsertheilung zum 
Bärgbaugewerbe knüpft, wodiurch dergleichen Beiträge die 
Natur gewisser gesetzlich eingeführter , stetiger ^ indirecter 
Abgaben^) anileliitieii ^ sociann aber und hauptsächlich indem 
sie die Verwendung der disponiblen Fonds zu den bestimmten 
Zwecken reguUri, endlich diese CässeM durch die Verwalter 
der fiscalischen Bergwerkscassen mit Terwalten lässt« Hierauf 
beschränkt sich aber die gewerlispolizeiliehe Aufsicht imd Lei- 
tiuig der Staatsbehörde ; mithin kann der Staat, weit entfernt, 
diese Cassen, als Theile oder Branchen des Staatsfiscus und 
als Positionen seines Budgets ansehen 2u dürfen^ sie durch- 
aus zu keiner ^andern, als der anerkannten Bestimmung ver- 
wenden ^ud ist hierunter eben so gebunden^ wie ib. B. in An- 


c) Yergl. IVagner chursächs. Bergwerksverfflssang S. 48. Note y. 

d) Ibid, S. 41. und S. 46, 

e) Es werden diese Beitrage sogar, wie am gehörigen Orte 
nocb*liaher darzustellen , gleich den fiscalischien und eigentlichen Ab- 
gaben bei Bezahlung der ausgebrachten Producte, wie «sie in Folge 
des Erzkaufes Statt findet, Ton dem im Dienste des Staats stehen- 
den Casßirer breri manu gekürzt und innenbehaiteu. 

10* 


./ 
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sehung alier piariim caiisanim und Stiftungen^ über welche 
er eine bevormundende Oberaufsicht fuhrt. Die lieviercassen 
sind ihrer Natur und Bestimmung nach Priyatinstitute. 
Anlangend die entsprechenden Rechte der Gewerkschaften 
und der Gkwerken, die sie an die Reriercassen haben, so 
erlangt zwar jeder eüizelne Gewerke mit seinem Eintritt in 
eine Bergwerks- Actien- Gesellschaft, oder auch als Einzel- 
Unternehmer, sofort diese Rechte {verliert dieselben auch 
bei seinem Austritte)« Er gelangt dazu titulö oneroso; denn, 
wenn er schon deshalb an Zubu«isen unmittelbar Etwas 

• 

mehr nicht entrichtet^ so geniesst er doch mittelbar um so 
später von der Ueberschussvertheilung , je weiter durch die 
Beiträge zu dem Reviercassen von den ausgebrachten Pro- 
ducten, imd deren vorgangige Bestreitung der Eintritt des 
reinen Ueberschusses hinaus geschoben wird. Allein das 
Recht eines einzelnen Gewerkschaftsmitgliedes an diesen 
Cassen, die das Eigentlaun aller Gewerkschaften einer 
Revier sind, kann von demselben natürlich nicht für sich 
allein geltend gemacht , dalier auch in irgend einem propor^ 
tionalen Antheile eines einzelnen Gewerken an der Revier- 
casse nicht ausgedrückt werden. Es verbietet sich mithin 
von selbst eine Provocation auf Theilung eben so sehr, wie 
solche bei den Bergwerks- Acden- Gesellschaften (Gewerk- 
Scliaften) unzulässig ist (§. 25. Nota c.) Das Recht einer 
einzelnen Gewerkschaft in Ansehung der Reviercassen 
aber, besteht in dem Ansprüche auf Unterstützung aus dem 
gemeinschaftlichen Fond aller Gewerkschaften. Auch dieses 
Recht kann durch eine bestimmte Grösse des Antheils nicht 
bezeichnet werden. Es ist im Allgemeinen das Anspruchs- 
recht des Hilfsbedürftigen an den Bemittelten und die erste 
Bedingung ziur Geltendmachung des^ Rechtes ist der Eintritt 
des Bedürfnisses der Unterstützung. So wenig eutsprlcht 
daher der Grösse der, Seiten einer Gewerkschaft geleiste- 
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ten Beitrage, ein gleichmassig^er Anspruch dieser Gewerk- 
schaft an die Reviercasse, dass vielmehr umgekehrt^ jemehr 
eine Grube beizutragen hat, desto geringer ihr Anspruch, 
weil das Bedürfniss an Unterstützung geringer ist. Es würde 
diese Einrichtung — wenn schon sie auf einem freiwilligen 
Uebereinkommen der Bergwerkseigenthümer imter einander 
beruht ^ — in ihren Consequenzen zu einer Ungleichheit und 
selbst Ungerechtigkeit gegen die EigenÜiümer der reicheren 
Gniben fiihren, würde nicht die Unterstützung, die solcher- 
gestalt den ärmeren Gruben angedeiht, während die rei- 
dieren Etwas nicht erhalten, ziun grössern Theile^, in Form 
Ton (jedoch unzinsbaren) Vorschüssen verabreicht, 
welche die Empfanger nach und nach, ebenfallis von ihrer 
Erzproduction nach einem bestimmten Satze ^), der Bevier- 
casse, ausser und neben dem ordinären Beitrage dazu, zu 
restituiren haben. Da keine Grube, auch die reichste und 
ergiebigste nicht, der endlichen Erschöpfung entg^t, so ist 
für das Interesse, auch der periodisch nur ^ gebenden und 
nichts empfangenden Zechen insofern gesorgt, dass die Re- 
viercassen nicht ausser Stand kommen, dereinst auch'ihnen 
die bedürfende Unterstützung zu verabreichen; wo dann wie- 
derum die vorher ärmeren Zechen durch die erhaltene Unter- 
Stützung zur Blüthe emporgehoben, wied«rvergelten können. 
Es erhellet, dass auf diese Weise die, aus den Reviercassen, 
verabreichten Mittel im Kreislaufe wiederum zuriickfliessen 
müssen. Es ist dies der Weg, auf welchem eine weise Ge- 
werbspolitik dahin zu gelangen strebt, dasif der Bergbau, 


f) Nor zum Theile; denn di^ Gnadenstenern, welche die 
gewerkschaftlicben und EigenlöhDerzechen erhalten, werden nicht in 
Form von Yprschüssen, sondern als reine Unterstützungen ge- 
geben. Eben so die Beiträge, welche die Gnadengroschencasse zur 
Stolin- und Röschencasse giebt. 

g) Im Freiberger Revier z. B. mit 2 Gr. 6 PC für jeden Tha- 
ler der ErzbezahluDg, 
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als eiufiich ans sich «elbst erzengcndos Ganze da- 
steht^). Dahin kann aber mir das Princfp der Vereinigung 
Ton Kräften — dasselbe Prineip , \yelcheni die Gewerkschaf- 
ten ihre Entstehiingp verdanken — das Prineip der gegensei- 
tigen Unterstützung fuhren. Sciioii ist auf diesem Wege un- 
ter der Anleitung und dem Schutze der sächsischen Berg- 
werksTßrfassung bedeutend Torgeschritten worden; es hat 
sich die Befolgung dieses Princips so augenscheinlich be- 
währt, das« nicht nur fortwährender und zum Theil 
Ueberschuss gebender, jedenfalls nährender und 
das Land bereichernder Bergbau'^ im Schwünge er- 

h) Es zeigt sich in mancherlei Hinsiclit c|ie Nothwendigkeit einer 
stetigen Reprasentatioii der Gesammtheit der Gewerken und Gewerk- 
schaften , wenigstens einer Revier , als Ganzes und es feUU an einer 
dazu ausdrucklich bestellten (juristischen) Person , welc|ie die Rechte 
jener Cfcsapimtheit ausüben und der^n Verbindlichkeiten vertreten Icöiinte. 
(Vergl. §. 49.) Es ist öfters , tbeils von Unterstützungen , theiis von 
Verbindlichkeiten des Bergbaues im Allgenieineirdie Rede, ohne 
dass einer einzelnen Gewerkschaft, oder einzelnen Gewefken, solche 
Unterstützungen vorzugsweise zugewandt, oder solche Verbindlichkeiteri 
vorzugsweise angesonnen werden könnten. Für solche Falle hat diß 
Praxis in den Rfviercassen d|e geeignet^ Person gefunden , welche 
das, was öfters, freilich unbestimmt gsaug, selbst in den Gesetzen 
(so z, B« in dem Gesetze wegen Befreiungen von indirecten Abgaben 
vom 6. Dpcember 1834. $. 3. und der Verordnung von demselben Datp 
§. 7.) „der Bergbau*' genannt w|rd, eigentlidi repräsentirt. Insbe- 
sondere pflegen die Reviercassen in Anspruch genommen zu werden, 
wenn ^9 die Bestreitung gewisser Ausgaben gilt , welche gemeinnutziger 
und dergestalt gemeinscliaftlicfaer Art sind , das$ , sie einzelnen Berg? 
werkseignefn nicht in Rechnung gebracht werden (cönnen. Aus_ diesem 
Grunde werden z. B. die Kosten , iifelche die Verwahrung auflässiger 
Bingen ) Schächte und dergl. erforderlich macht, ans der Gnadea- 
groschencasse bestritten ; wiewohl splche Kosten als für siclierheitspoli- 
zeiliche Zwecke bestimmt, streng genommen der Staatspolizeifiäcus zu 
bestreiten hätte (ohne dass jedoch deshalb der Staatsfiscus als Eigen- 
thümer des auflässigen B^rgfreien anzusehen wäre). Eben so ist es 
im Freiberger Revier die Gnadengroschencasse , welche im Namen aller 
Gewerkschaften und deren Grubeucassen zur StoUn- und Röscheucasse 
ein bestimmtes jährliches Quantum beiträgt. 

]) Dies ist zur Genüge dargethan in: von Weissenbach , Saclisens 
Bergbau etc. Freiberg 1833. 8. 
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halten wird, sondern auch die Quellen der Unterstützung des- 
selben} ton denen Ii?er die Rede ist, — unbeachtet sie Vor- 
zug^: weise in Anspruch genoranaen wcrTlen — dennocli immer 
reichlicher geflossen und gewachsen si^id *")• 

§.28. 

Fortsetzung. 

Vortheüß der Verwaltung der lieviercas9en durch den 

Siaßf. ^^^^ 

Begreiflicher Weise h|^t siber das, was bisher hfereits er- 
reicht wordeii, nu^ durch die vermittelnde und hevormun- 


Jt) Der ursprüngliche Beitranp zur f relberger Gnadeugrosclien- 
9 a 8 f e (die voa den Gewerken zu Aufliiife (besonders ^assernöthiger 
üerggebjiude) der Revier gegründet wurde) , bestand in dem sogenann- 
ten Gnadeiigrosclien , auph Wa.«sergroschen, tiffgeld, üffgrosq(ien oder 
Aufwechselgeld genannt; es war der Gewinn, den die Giewerken da- 
diirch erlüelteii, dass ihnen die Erze in gutenn G^ide bezohlt wurden, 
näniliph in Guldengrosclien, von denen 21 damals soTiel werth waren, 
wie S4 schlechte Gjrosphen, oder mit einem Aufgelde von 1 guten 
^leissner- (Engels) -Groschen, der 3 schlechte Grpiichen werth war. 
Auf diesen Gewinn oder Agio leisteten die Qewerkeu Verzicht und wid- 
meten ihn zur Gnadengroschencasse. Auch wurde dieser ursprung- 
. liehe 1 Gr. später bis auf 6 Gr^ pro Mark Brandsilber und 8 Gr vom 
Krj^koufsilber erhobt; 1576^ betrug er aber sciiqu 15 pr, pro Mark Sil- 
IJer und bei Ausbeutgruben das Doppelte. 

Efst vpu 1601. au erhielt die Casse eine|i landesherrlichen Zu« 
schuss, anninglich von jährlich 2i00 M0«, die aber schon 1608. bis zu 
4OC0 Fl. gesteigert waren. 

Die Casse wurde anfänglich von dem Stadtrath und den Gaschwor« 
neu zu Jß'reiberg verwaltet; jedoch kam sie sehr bald, wahrscheinlicli 
gegen 1540., in die Hand der höhern Bergbeamten und wurde später- 
hin furtwährend vom' Zehutenamte unter oberbergamtlicher Aufsicht 
b'esorgt.. 

Die Vertheilung der aus ihr deq SItolln Tfur die sie zunächst be- 
stimmt war)» und Gruben zugeflossenen Unterstützuugen geschah anfäng- 
lich vom Stadtrathe , spater von der Zehnten - und Bergbehörde ; erst 
nach dem Befehle vom 9. April 1597. musste dazu die landesherrliche 
Genehmigung eingeholt werden. 

Noch war die sogenannte Bergkasten - Geld ercasse ftir 
, den Frelberger Bergbau bestimmt; diese. Casse war gebildet aus den 
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V 

dende Fursorf e des Staats erreicht werden können und auch 
für die Zukunft gewährt nur diese dem Fortbestande des In- 
stituts die nöthige Garantie. 

^ Oline Sachkenntniss und ohn^ Einlieit und Consequenz 
in dem Verfahren würde der Zweck verfehlt werden. Sach- 
kenntniss ist erforderlich, denn es kommt darauf an, dass 
vorzugsweise solche Bergwerksuntemehmungen Vorschüsse 
erhalten, welche nach bergmännischer Wahrscheinlichkeit 
auch wirklich aussichtsvoll sind. Niur nach sachverständigem 
Ausspruche, kann demnächst die Siunme bemessen werden, 
welche das Unternehmen zunächst bedarf, so dass unnütze 
Versplitterung der Mittel, quantitativ und qualitativ ver- 
gebliche Verwendung derselben, verhütet wird. Die rich- 
tige und zweckmässige Wahl der Betriebspuncte , welchen 
diese Unterstützung zugewendet wird^ ist von der höchsten 
Wichtigkeit, entscheidet für Jahrhunderte und ist eine we- 
sentliche Aufgabe der bergmännischen Technik. Mehr als 
irgend in einer andern Hinsicht wird daher die Leitimg die- 
ser Wahl von Seiten des Staats in Anspruch genommen und 
wenn schon die Auswahl solcher Betriebspuncte eines Tlieil», 
so wie der Gewerkschaften, denen nach dem Grade ihres 
Bedürfnisses die Unterstützimg zuzutheilen, anderer Seits 
ursprunglicli auf der freien Disposition und Uebereinkunft 
der Gewerkschaften selbst , als Eigenthümer ihres Fonds, 
beruhet, sie auch noch gegenwärtig durch ilire Anträge den 
ersten Impuls dazu geben: so lässt sich doch nicht läugtien, 
dass in der Praxis die Staatsbehörde es ist, welche die frag- 
liche Disposition trifft, und fast mehr als blos vermittelnd 
und im Zweifelsfall entscheidend, der Verwendung selbst 
die Richtung giebt. 


Zinsen von einer Ersat^ost , welche ein 1589. in Unteraachaiig gekom- 
mener Cassenbeamter zu leisten hatte y wurde aber spater, durch Re- 
Script vom 1. Jul. 1763 , mit zur Gnadengroschencasse überwiesen. . 
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So nahe wie die Erklänmg dieses Unistandes liegt, wenn 
man das Torliin Erwähnte in Betradit zielit und dabei zu* 
gleieh erwägt, wie wenig iiherhaupt die Gewerken £iir ihre 
Person und als Mitglieder der Gewerkschaft an* der Tech- 
nik des Gewerkes selbst Theil nehmen, so unrichtig wird 
doch häufig die Staatsbehörde und der Staat iiir den Inliaber 
der mehrerwähnten Fonds und für den eigentlichen Interes- 
senten gehalten; was er doch in derTliat eben so wenig ist, 
wie z. B. eine Staats -Verwaltungsbehörde, welcher die^ Be- 
vormundung und Oberaufsicht über die Yervialtung irgend 
einer pia causa obliegt, 

f^s bedarf keines weiteren Beweises, dass nur in der 
Hand des Staats, als ewigen Instituts, (sei dessen Form auch 
noch so Terschieden) die Einheit und Consequenz des Ver- 
fahrens, wie sie die Verwendung der iS^evierfouds , soll sie 
zweckmässig und fürs Ganze sowohl als Einzelne erspriesslich 
sein, erfordert, möglich und für die Gewerkschaften sowohl 
als die einzelnen Gewerkeu dadurch die Bürgschaft erreich- 
bar ist!, die sie bestimmen kann, aach fernerhin durch ihre 
Beiträge die ReTiercassen bei Bestand und in ihrer segens- 
reichen Wirksamkeit zu erhalten. 

Für die Bergwerkseigner aber — ganze Gesellschaften 
und einzelne Mitglieder derselben — sind die Vortheile, 
welche sie bei der geschilderten Einrichtung erlangen , wohl 
eben so einleuchtend. Fast nur durch kräftige Unterstützung 
aus den Revierfonds kann jetzt noch mittelbar ein Gewerke 
der mit geringer Zubusse Inhaber eines Bergtheiles und Mit- 
glied einer Gewerkschaft nur eben erst geworden ist, bei 
glücklicher Wahl des Betriebspunktes, bei rechtzeitigem An- 
griffe desselben und entsprechendem Erfolge, einen Gewinn 
von seinem Bergtheile erwarten; diese Unterstützimg wird 
ilun mittelbar zu Theil, ohne dass er selbst aus eignen Mit- 
teln seine Zubusse zu erhöhen hätte, und ist die Unterstüj?- 


ziiiig gleich nur ein Vorschusa ufid als solcher xii restittiir 
reu, so i^i er doch, au rechter Zeit gegeben, tou urp 
so grösserem Wcrthe , als die Restitution nicht eher, als bis 
der Voi^chuss seilten ^weck erreicht hat, verlangt, fii^ den 
Verlust des Vorschusses aber, den die Reviercasse allemal 
wagt, gegen den Gcwerken, welcher^ mittelbar dadurch un- 
terstützt ward, eine Entschädigung qde^ Burg^pl^aft nicht in 
Anspruch gei^oiiimeu wir4 "*)• 


a) Bin allerdings uingnlaires uad von der übrigea BergwerksTerfas- 
i^ung abweichendes Sicherungsmitt^l ist den Heyiercassei) wegen Jhrer 
Yorschüsse gestattet. 

Wenn «chon nämlich in der Regel Schuld forderungen der Grub^nr 

gläubiger an die Gewirken, mit ^em AuQässigwerd^n der yoq diesen her 

bauten Grube e r loschen , mithin das Bargfreie, in der Regel und >yeni:^ 

niptft ^|e neqen ä ^werken freiwillig sich zur Uebernahme der altern Schul- 

den yerfteheoi — (was natürlich ihnen unbenommen bleibt und n^ltunter 

vpripommt) — auch schuldenfrei ^em neuen Aufnehmer verliehen wird,. 

(^.Si^^n. a.) SQ werden dqch, was die Gnadengroschen- un^l Sb^hurfgelderr 

cassen-YprschüfSe betrifft, die neuen Aufnehmer von Gebäuden, welchen 

b<;i Ihrer früheren Bebauäng solche Unterstützungen verliehen worden, 

zi; deren Mitübernahme ijnd successivef^ TÜgQug iq der verfassqng^mässiT 

gen Malusse, (mjt ihrer Erzproduotlon), bei der Bestätigung verpflichtet, 

u|i4 wird diese Uebernahme ihnen 9ur Bedingung gemacht. Daher der 

Grundsatz t dass dergleiphen Yorschiisse ^uf dem Grubenfclde apsq^hn^- 

\yei§e haften. — paher ist auch vorgeschrieben, dass dem neuen Aufnehmer 

siuflässiger Grul^en dergl. fitere Vorschüsse, worüber ai|ch bei der Gtiadeur 

groschencassen - Rechnung ein Ver^eiphniss gehalten wird, vqr der Be^tär 

tigung {)ek{innt gemacht >v erden sollen. Es bleibt dieser Grundsatz, mag 

man nun die R^viprcassen ^Is Glaubiger, oder mag man ^ie etwa als alte 

Qewerken, im YerbäUoiss zu der neu aufg^nomoienen Grube, o^er aU 

Käufer nnd'«Dmit Eigenthqmer einer Qqote der ^üs dem neuverliehenen 

Fpldß zu ziehenden Erzprqduction, oder sonst wie, betrachten , eigentlich 

eine Anomalie, die sich aus dem obwaltenden rechtlichen Yerhal^isse nicht 

ableiten noch 4amit vereioigpn, ^ondprn nur ^us dem politischen Gesichts- 

puncto rechtfertigen lassen dürfte , dass solche Yoi*^chi|sse aU U n t e r - 

Stützung auf dpn Flor der ganzen Rievjer, der dermaligen und künftigen 

Gewerken berechnet, mittelbar auch den neuen Gewerken , wenn schon 

diese in specie die Sphuld nicht contrahjrt haben, zu Statten kommen. 

Auch ist diese Bevorzugung d'er Reviercassen um so billiger, als Letztere 

gegen alle andere Gläubiger, d^B beim Auflässigwerden einer Grube doch 

wenigstens an die vorhandenen Tagegebäude und Inventarieastücke'sicU 
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§• 29, 
Iß'Qrtsetzung. 
Es ist schon ang^edeiitet ivorden, dass die Betriebs- 
mittel^ welche die Reviercasscii gewähreu, bei dem der- 
ipaiigeu Stande des sächsischen Bergbaues, wenigstens für 
die Frey berger als die wichtigste Revier bei weitem die 
grösstßn und cinflussreichsten siiidf Sie irbertreflen nicht 
9itir , dem Betrage nach, — (wegen der dicsfallsigcn statisti - 
scheu Notizen ist auf den jährlich erscheinenden bergacade- 
mischen Kalender zu yerweisjen) -tt alljährlich di^ eingeheur 
den Zubiissen so sehr« dass die letzteren dagegen in ihrer 
Unbedeutendheit fast Verschwinden , sondern sie gewähren 
auch die sichersten ZuSüss^ und zwar in dem nothweqidigen 
l^laasse und — worauf of(; das Meiste ankommt -r- zu rech- 
ter) schicklicher Zeit. Es verbürgt auc|i die Sachkentitr 
niss d^r Behörde die richtige und zweckmässige Y^rwendun^} 
wogegen die unbeschränkte Willkühr der Gcwerken kein Mit- 
tel zulässt, zu yeriiindern, dass die Zubussen nicht un- 
lintz angewendet und zu eiteln Zwecken versplittert w(e|tiei|, 
Diese Betrachtung, verbunden mit der Wahrnehmung, theiis 
dass die Bergbaplust der f^rlvatefi Imüiei^ 6chw^c|ief ^^d der 


halten und ^araus befahlt werden können , )n der Regel (d. h. wenn nicht 
l>ßi etvvanigea V^rschysscn auf Tagcgebäqde letztere ai^sdriicklich ^ur Sir 
chßrheit bestellt worden sind) zurückstehen , incleni sie hieran keinen Theil 
haben , sondern zu ihrer Befriedigung in der Regel lediglich an die Brz- 
ppo<)uction gewiesen sind, mithin ihnien dieser {|UeipigeW<eg, a;ur Rf stir 
tution ZQ gelangen, abgeschnitten w^rde, wenn nicht da« Qrubenfeld 
selbst, auch naehdem es In andere Hän^e gekommen , und ohne Rücksicht 
snf die Cpntrahenten ; welche dasselbe yerlassen haften , gewissermassen 
ihnen haftete; w|ewohl djeses JElaften des Grubenfeldes aii| allerwenig- 
sten mit einer hypothecarischen Versicherung mochte yerglichen 
werden dürfen. 

Nähere Yorschrifteiiy die hieher gehören, sind enthalten in den Ober- 
bergamtsverordnungen yom 31. Jan. 179$. und vom 11. März 1797. (Cod. 
Aug. 2te Fort«. S. ^2S, 267.) sowie ia der Qeneralverordnung vom 24. 
Oct. 1835. 


/^ 
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Zubusseingang vdB Jahr zu Jahr geringer wird, theOs dass 
die Theilnahme derer, die Zubusseii zahlen, am Bergbau 
ohnedies von einem eigentlichen Interesse am Gewerke und 
dessen Technik keineswegs begleitet , sondern zu einem blin- 
den Spiele auf Gewinn und Verlust geworden ist, hat längst 
schon die Frage angeregt, ok nicht die ganzliche Abwer^ 
fimg des Zubufifsbergbaues und mit ihr die lästige und offen^ 
dirende Art und Weise des Einsammelns derselben an der 
Zeit sein mochte? Es ist dies ^ine Lebensfrage, sowie für 
jeden , also auch für den sächsischen Bergbau und mit We« 
nigem hier noch zu berühren. Fragt man zunächst nach 
dem endlichen Erfolge einer solchen Maassrogei, so kann es 
nicht fehlen, dass auf diesem Wege das Privatinteresse Ein« 
zelner — (sowohl einzelner Gewerken, als ganzer Gewerk- 
schaften) — am Bergbau vollends verscliwinden, imd wenn die 
wenigen, ihres abwerfenden Ueberschusses halber, im Actien- 
eigenthume von Privaten sich erhaltenden Gruben denn doch 
endlich auch erschöpft und dann verlassen sein \ferden — 
ein Schicksal^ dem sie früher oder später niqht entgehen — ; 
die Aufsuchung neuer Betriebspunkte und der Betrieb selbst 
schliesslich in die Hand der Verwaltung eines Stiftungsfonds 
gelangen wird, die, wenn auch vom technischen und Staats* 
wirthschaftlichen Interesse, noch so sehr belebt, immer eine 
todte Hand, im juristischen Sinne, bleiben muss, da sie 
des dgentiicheu Gewerbslebens, des Speculationsgeistes der 
Privaten, ermangeln wird. Unantastbares Privateigenthum 
zwar wird der Fond solcher Betriebsmittel — gleichwie 
irgend eine Stiftung zu bestimmten Zwecken — immer blei- 
ben und solche Stellang gegen den Staat behalten , immer 
daher das Bergwerksgut, welches durch den Fund erworben, 
bebauet und ausgebeutet wird, ein Staatsgut werden; allein 
die Freiheit des Bergbaueigenthums und Gewerbes wird 
keine Wahrheit mehr sein , sondern in der Bevormundung und 
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Ven;^altiing Seiten des Staats gan^licli untcrgelien. Das i^reise 
berechnete Institut bergüblicher Besitzergreifung, der eigen- 
thüralichen Erwerlningsart von Bergwerksgut und die Biedin- 
gungen, an ^welche die Coneessioiusertheilung zum Bergbau- 
gewerbe Terfassungsnaässig geknüpft ist, mit allen oben an- 
gedeuteten Oonsequenzen , wird zur obsoleten Form wer- 
den, indem die ursprüngliche Nothwendigkeit dabei, die doch 
nur "bei der freien' Concuirenz sich geltend macht, — auf- 
hört. Das Bergwerksgut wird ein Theü des YolksTermegens 
nicht mehr sein , wenn es nicht mehr Gegenstand der 
PriTatspeculation sollte sein diirfen. Es wären das schon 
Gründe genug, welche die besprochene Maasregel verbieten, 
die verwerflich erscheinen muss, weil allgemeinen Staats- 
wirthschaftlichen Grundsätzen nach verwerflich ist, was die 
Gewerbsfreiheit ohne Noth beschränkt; verwerflich, wie ein , 
Vergleich der geschichtlichen Entwipkelung der Bergwerksver- 
fassung in Sachsen mit der in andern Ländern lehrt, der 
nachweisst, dass sich die Zweckmässigkeit der bisherigen 
Einrichtungen in unserm Lande bewährt hat ^ und eine war- 
nende Mahnung gegen die Ausschliessung solcher Freiheit 
giebt, wie sie der bisherige Zubnssbergbau nach sächsischer 
Verfassung gewährte. In der That liegt in der alleim'gen 
Bildung solcher Fonds, wie die beschriebenen Reviercassen 
sind, kein vollständiger Ersatz für die. Betriebsmittel, auf 
deren Herbeischaff'ung die gewerkschaftliche Verfassung be* 
rechnet ist. Freiwillige, in Folge der Privatspecnlation dar- 
gebotene Zubussen geben, wenn auch nicht die sicherste und 
reichlichste, doch eine nie versiegende Quelle, die, wenn 
sie periodisch auch sparsam und nur tropfenweise fliesst, den- 
noch bei fortdauerndem Volksleben gänzlieh nie vertrocknen, 


a) Yergl. F. Bülau, Handbuch der Staatswirthschaft §. 51. Nota 4. 
SL 280. 
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«ondern,^ sowie sich die Generationen Tcrandcrn, mit ihnen 
und dem wechselnden Wohlstände zwar steigen Und fallen aher 
imnusT wieder aufs Neue emporquelien wird. Selbst der grösste, 
in einem todten Fond aufgehäufte., Yorrath aber kann durch 
einen einzigen Unglücksfall verloren gehen und für Jalirhunderte 
hindurch die auf jenen Fond berechnet gewesene IIilfs(|uelie 
verstopft werden. &s wird daher auch niemals das Bergbau- 
geWerbe und gerade dieses seiner Matttr nach am allerwe- 
nigsten sicli Ton Privatsp^culation unabhängig mächen und 
erhalten können | gewerbspoUzeiliche Aufsicht und Leitung 
des Staats aber, so sehr wie sie gerade bei diesem Gewerbe 
nöthig ist, um der Frivatspeculation die gehörige Richtung 
an geben und ihren ßrfolg durch Weise Institute zu sichern^ 
selbst durch die sorgsamste und wdlilberechnetste Unter- 
stützung dennoch niemals jene Hilfsquellen ersetzen können« 

§. 30. 

F^oU den Verfassungsmässigen Unterstützungen des Berg^ 

baugewerheS aus Staalscassen» 

V or ^r in n^ r ii n g. 

Der nachfolgende Abschnitt ^ g. 31. bis g^ 30^ ' bän- 
delt wedelt ton dehj^nigeil (iiisgemein zum gesammten Berg- 
wesen mit gerechneten) bergmännischen Gewerksanstälten, 
die der Staatsfiscus als alleiniger Eigehthümer und alleiniger 
Gewerbtreibender in dieser Branche des Bergbaubetriebes, 
auf Stäatsrechnuifg Innehüt^ also nicht TOn dem Silber- 
Kupfer- und Kobald- Hütten- und Schmelzwesen, so weit 
dieses aufgehört hat ein freies Gewerbe fcu sein (§§. 4. 5.); 
noch kann dieser Abschnitt aller Unterstützungen im wei-, 
tem Sinne ^ die der Staat dem Bergbau angedeihen lässt, 
erwähnen. Dies würde theilweis nur eine liViederholung 
der Aufzählung vieler^ an anderen Orten dieses Buchs schon 
beschriebener Einrichtungen sein, die zum Besten des Berg- 
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baiies im Staate ()esiehen , eifac Wiederiioluiig ton Einrich- 
tungen, dic^ wdl sie mehr oder weniger Administra- 
tion s kosten verursachenv in soterti gewisserüiässen als ein 
(ur den Bergbau gemachter Staatsaufwand erscheinen. Auch 
ist 09 hier nicht der Zweck, eine Zusammenstellung d^r ge* 
sammlen, durch die verschiedenen Bcrgwerkseinnclitwhgen 
bedingten, dem Staate erw^achs^lideh Ausgaben (wie sie 
im Staatsbudget aufgestellt sind) und deren Yergleichung mit 
der Einnahme vom Bergbau zu liefern, , indem eine solche 
Tendenz, die lediglich finanzielle Fragen betrifft, der 
vorliegenden Aufgabe fremd ist. Es muss vielmehr in 
staatsrechtlicher Hinsicht hier^ den allgemeinen Prin- 
cipien nach, vorausgesetzt werden, dass die vom Staate auf 
die Einrichtungen des freien Privatbergbaues verwandten 
Administrationskosten im engern Sinne als^ zu dem 
gesammten Regierungsaufwande des Landes gehörig, eben so 
wie die Kosten für Justiz- und Polizei- Cultlir^ Industrie- 
Agriculturpflege etc. in staatsrechtlicher liinsicht den Eigen* 
thiimem des freien Bergbaues utid des damit verbundenen 
noch freien Hüttenwesens insbesondere, nicht angerechnet 
werden können^ indem sie eine Folge allgemeiner Ver- 
pBichttingeti des Staats g^gen alle Unterthaneii sind , wobei 
darauf 4 ob alle Unterthanen oder mur ein gewisser Theii 
derselben an den fraglichen Einrichtungen , Antheil haben^ 
Etwa& nicht ankommt ^\ 

r) £;s ist dies gleichwohl, nach Inhalt d^ ersten oitentlichea 
StaalseiDDalime - und Ausgabe - Budgets geschehen ; woselbst (vergl. 
die Landtagsactoa \%W Beilagen zu den Protocolleif der 2ten Kam- 
mer 2te Sammlung -S. i529 ffi und Beilagen zu den PrbtocoHcn der 
Isten Kammer !?te Sammlung S. 512, ff.) welche das Bergbudget 
übersichtlich geben und wobei es auch schliesslich in der Hauptsache 
verblieben ist. die zwar zur finanzielleti Uebersicht dienliche , allein 
von dem oben angedeuteten Principe abweichende Zusammenstellung 
so gemacht worden ist, dass die allgemeinen Administrationskosten, 
namentlich d]e Besoldungsetats für die zur Beaufeichtigung des freien 
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Endlich können blo«s Torubergebendc, in besondem Fäl- 
len und ans besondern Granden rerabreichte , Unterstutzun- 
gen des freien Priratbergbaues hier eine Erwähnung nicht 
ütaden, weit dies in das Gebiet der Landesstatistik gehören 
würde ''). 

Es handelt sich vielmehr hier von derjenigen Art der 

» 

Unterstützung des freien' Bergbaues Seiten des Staates, wel- 


Bergbaaeä angestellten Behörden, untermischt mit den Koste» des 
Staats, theils für seinen fiscalischen Hüttenbetrieb, theils für seine, 
verfassungsmässige Tbeünahme am freien Privatbergban , tbeils für 
seine eigeuthümlicben Bergwerkbesitzungen , theils endlich mit dem 
besoudern als eigentliche pecuniaire Unterstzützungen des freien Berg- 
baues anznsehenden Aufwände für »elbigen, aufgerechnet und (nur 
mit Ausnahme des Etats der Frejberger Bergacademie) von den eben 
so untermischt angegebenen. Einnahmen unter der allgemeinen Rubric 
„vom Berg- und Hüttenwesen,*' abgezogen worden sind. Es hat 
dieses Verfahren ganz gewiss seine Vorzüge für die Zwecke des 
Budgets, und ist selbst frülierbin vofi Seiten der höchsten Finanzbe- 
horde wohl immer eingeschlagen worden. Es scheint auch gerade 
ein eigenthumlicher Vorzug der Bergwerksverfassung, dass sie, ^wie 
sie ist, eine solche auf die besondere Branche der Bergwerksindustrie, 
mit Einschluss des Hüttenwesens , beschränkte und von dem übrigen 
Staatshaushalte separirte Aufstellung znlässt, was für andere Brauchen 
ganz unausführbar gewesen ist, wie das Budget es selbst nachweist. 
Allein es darf hier wohl erinnert werden, dass das Budget, da es 
nicht' zu staatsrechtlichen Zwecken aufgestellt ist, der Richtig' 
keit des oben als allgemeine Voraussetzung aufgestellten staatsrecht- 
lichen Principes nicht präjudiciret und dasselbe positiv nicht wider- 
legt. Wichtig und wesentlich bleibt immer der Unterschied zwi- 
schen den auf den freien Privatbergbau vom Staatverwandten allge- 
meinen Admtnistrationskosten und den übrigen eben ^bezeichneten ver- 
schiedenen andern Staatsausgaben für )i)ergmännische Zwecke. Jene 
beruhen, staatsrechtlich betrachtet, auf einem andern. Grunde als 
diese und dieser Grund ist ein verschiedener, weil, ganz einfach, 
Staatseigentbum und Piivateigenthüm im Staate, eine verschiedene 
Stellung zum Staate haben. Vergl. v. Weissenbach^ Sachsens Berg- 
bau etc. S. 107 sequ. ^ 

b) Dergl. Unterstutzangen so, wie sie in jedem Jahre etwa 
vorkommen, sind speciell, in Uebereinstimmung mit dem Staatsbudget, 
aus dem alljährlich erscheinenden bergacademischea Kalender für den 
S. Berg- und Hüttenmann zvl ersehen. 
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che einen gewissen Grad der Stabilität, sei es nur auf 
den Grund rechtlieher Verhältnisse , oder in Folge gleich- 
förmig sich wiederholenden politischen Bedürfnisses , erlangt 
haben und eben dadurch Terfassungsmässig, mithin zu 
Einrichtungen geworden sind, welche als integrirende und 
wesentliche Theile der gesammten BergwerksTerfassüng hier 
ErwäluHing finden müssen« 

Im Allgemeinen ist noch zu bemeii^en, dass zwar aller- 
dings die meisten Bergwerksimterstützungen aus "Staatscassen 
Terabreicht werden, welche ihre Einnahmezufliisse wiederum 
im Bergbau haben, z. B. aus der Generalschmelzadministra- 
tionscasse imd den Zehntencassen , dass also in gewissem 
Maasse der Bergbau diese Unterstützungen sich selbst giebt^ 
oder mit andern Worten, dass der Staat sie nicht geben 
könnte V wenn ihn nicht erst der PriTatbergbau dazu in den 
Stand setzte. Allein bei der nothwendigen Trciinung dessen^ 
was beim gesammten Bergbau Staats- und was Privateigen- 
thum ist, sind consequenter Weise immer diejenigen Unter« 
Stützungen, welche aus Staatsbergwerkscassen zum Besten 
des freien Privatbergbaues verabreicht werden, nichts desto 
weniger mit vollem Rechte zu den Staatsunterstützungen des 
Bergbaues zu rechnen imd nur bei ei|ier in finanzieller 
Hinsicht angestellten "Yergleichung ist jener Umstand von 
Einfluss. 

Uebrigens mnss hier an den bereits- oben (§. i.) ange^ 
deuteten Gesichtspunkt, aus welchem die politische und 
staatswirthschaftliche Tendenz der besprochenen Unterstüz* 
Zungen des Bergbaues zu betrachten ist, erinnert werden* 
Der Staatsfiscus bedarf eines schwunghaften Bergbaubetrie« 
bes, weil davon ein Theil seiner eignen fiscalischen Nutzun- 
gen abhängt, die er aus dem Schnielz- und weiter, selbst 
dem Münzregale zieht, so lange er überhaupt beiderlei 6e* 
werl^e auf fiscalische Rechmmg fortbetreifoen lässt. Es be* 

11 
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din^ der Bergbau den Hüttcnbetrieb geradezu, weniger die 
Ausübung des Münzregals, wenn schon die Siibennünze, wel- 
che iin Lande geprägt wird , Ton jeher fast nur aus dem im 
Land^ selbst gewonnenen Silber geschlagen worden ist, und 
zwar begreiflicher Weise um deswillen, weil, wie anerkannt ^)^ 
die Münzanstalt ihr beiiöthigtes Silber zu einena ungleich 
wohlfeilem Preise als dessen Handelswerth betr&gt, im eig- 
nen Lande käuflich erhalt. Hiernächst werden noch überdies 
die Hiinzkosten durch Erhebung des Schlägesch&tzes, 
den die Bergwerkseigner zu entrichten haben, zum Theil 
gedeckt* 

In gewissem Maasse unterstutzt daher der Stallt durch 
die dem Priratbergbau gewährte Beihilfe nur seinen eig- 
nen Fiscus. 

Gldchwohl hängt umgekehrt der freie Priratbergbau kei-' 
neswegs von den Stai^tsimterstützungen ab. Unter. Voraus- 
setzung der Fortdauer derjenigen Einrichtungen im Staate, 
welche ohne Rücksicht auf das specielle Interesse, welches 
die Staatsfinanzen angegebener Maassen am Bergbau nehmen, 
auf dad gewerbliche Gedeihen im Allgemeinen berechnet sind 
und in der allgemeinen Pflicht der Staatsregierung liegen, 

* 

daher auch der bereits angegebenen und noch zu erwähnen- 
den besondem Eiinrichtungen, welche das Bergbaugewerbe, 
seiner Eigenthümlichkeit wegen, bedarf, würde der freie 
Priratbergbau auch ohne die in diesem Abschnitte zu be- 
sprechenden Unterstützungen fortbestehen und blühen kön- 
nen, so lange bis nicht die natürliche Erschöpfung dem gan- 
zen Gewerbe ein Ziel setzt. Es beruht daher die in neue- 
rer Zeit oft angeregte Frage, „ob der Staat den Bergbau 
aufgeben solle ?'^ in sofern auf einem MissTerständnisse, als 


c) S. Landtagsacten , Beilagen zu den Pro.tocoliea der l^ten 
Kammer 2te Sammlung S. 66, der Beilage A. zum Bericht der 2ten 
Depatatioo über das Aiiisgabebadget. 


163 

CS staatsrechtliGh für den Staat eine moralisclie Unmo^lich- 
Keit ist, den ganzen Privatbergbaubetriefo aufzugeben , eben 
\yeil derselbe ein Privatgewerbe ist und auf Privateigenthum 
sich stützt. Eine blosse Zuruckziehimg und Vorenthaltang 
der bisher dem Bergbau aus Staatscassen gewährten Unter- 
stützungen, sowie das Aufhören der Theiinahme des Staats- 
fiscus am Bergbau und das Aufgeben der jetzt von selbigem 
betriebenen Bergwerke allein aber, würde das gänzliche Auf- 
hören des Frivatbergbaues dennoch nicht ziur Folge haben. 
Es kann daher die angeregte Frage nur in dem Sinne ge- 
f asst und verstanden werden , dass sie sich auf das staatsfis- 
calische Eigenthum an Berg- imd Hüttenwerken bezieht. 
Dann ^beschränkt sie sich auf diejenigen bergmännischen Un- 
ternehmungen, welche jetzt der Staatsfiscus auf seine Rech- 
Bung allein betreibt, vornämlich aber auf die fiscalischen 
Hüttenwerke, deren Eigenthümer er ist. 

Die Frage aber so gestellt, wie sie eigentlich nur ge- 
stellt werden kann , so ist es , was jedoch weiter zu unter- 
suchen hier nicht der Ort ist, wohl noch sehr zweifelhaft, 
ob, abgesehen von allen nationalökonomischen Rücksichten, 
nicht die finanziellen Verluste und Nachtheile des Staats bei 
einer solchen Maassregel, wenigstens was die fiscalischen 
Hüttenwerke betrifft, grösser sein möchten als der Schade, 
welcher dadiurch dem Privatbergbau zugeführt würde. Letz- 
terer wurde sich nur um so freier erheben \mdc bewegen 
und. dann auch die Nutzungen beziehen, welche über die 
ihm jetzt gesetzten Grenzen des eigentlichen Bergbaues hin- 
aus, aus der Hüttenfabrication sich ziehen lassen und die in 
dear Tl\at den söhliesslichen vollständigen Gewinn von ihrer 
Arbeit den Bergwerkseignern gewähren würden, den sie ge- 
genwärtig mit der Staatscasse theil^n müssen ^), 

d) Die jetzige pinrichtang gemahnt an analoge Verhältnisse, 
2. B. das des Weiab alters zum Weinhändler. Letzterer macht 

11* 
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§31. 

Fon den Bergbegnadigungen und den begnadigten Berg- 
orten, 

Von den Unterstützungen, welche der Staat dem freien 
Privatbergbau gewährt, sind als verfassungsmässig fol- 
gende zu erwähnen. 

Aus allgemeinen Staatsmitteln des Landes wird 
gegenwärtig und in GemSssheit des Gesetzes vom 0. De- 
cember 1834 1 die Befreiungen von indirecten Abgaben betr., 
ein Bergbegnadigungsfond unterhalten. Es ist fiir denselben 
eine jährliehe Summe aufs Budget gewiesen (sie betrug in 
der jetzigen Fmanz - Periode 19000 Thaler), mit wel- 
eher in jeder Revier die deshalb dem beregten Fond beim 
Gegenbuche zugewährten Kuxe gewisser dazu bestimmter Gru- 
ben verzubusst werden. 

Das Eigenthum an diesen sämmtlichen Kuxen und mit- 
hin aq den Gruben selbst, ist denjenigen Communen und 
Corporationen überlassen , welche , nach früherer Verfassung, 
den halben Land- imd Tranksteuererlass genossen, so dass 
also für diese die Zubusse aus Staatsmitteln bezahlt wird. 
Der Antheil, welchen eine jede Commun oder Corporation 
an jenem gemeinschaftlichen Eigen thume und dem zu dessen 
Erhaltung bestimmten Fond hat und wonach sich sowohl der 
Betrag der Zubussen, der für eine Jede entrichtet wird, als 
der Betrag der Nutzungen im Falle eintretenden Ueberschus- 
ses bestimmt, ist in Form von Actien ausgedrückt, so dass 


eigentlich deu Gewinn, während der Erstere die mühselige und noth- 

durftig lohnende Arbeit Terrichtet *^, 
*) Das Gleichniss icheint nicht ganz treffend. Denn die Theilong der 
Arbeit ist wobl hier , nicht aber dort, durch naturliche Verhältaiue 
geboten. — Uebrigens ist jso Gunsten der jetat bestehenden Einrich- 
tung zu sagen , dass sie eine zweclcmässigere Verwendung, des Ge- 
winnes zu versprechen scheint, als zu erwarten sein dürfte v wenn der 
Staat allein Gewinne aus dem oergbaugewerbe, aber auch aller Vor- 
sorge dafür entsagte. B. 
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eine beitignmte Werthsumme in Gelde für jede Aciie belie- 
big angenommen, (dermalen 10 Thlr. ), der Wcrth 

der Biimmiliehen creirten Actien dem Betrage der gesamm- 
ten Zubussen gleich ist, der antheilige Beitrag aber, der für 
jede Corporation zu die8.en Zubussen geleistet wird, die Zahl 
der Actien bestimmt, welche derselben zusteht. Diese Actien 
werden beim Gegenbuche nach dnem besonders dariiber 
gehaltenen Conto den Betheiligten zugewährt« Sie sind un- 
Teräusserlich, weil sie nur gewissen Commimen und ge- 
wissen Corponitionen als Begnadigung verliehen sind und 
die Stelle der ehemaligen Begnadigung vertreten, welche 
die Bergorte als solche genossen. Als eine Begnadigung 
ist die Betheiligiing an dem genannten Benefizfond um des- 
willen anzusehen, weil den Betheiligten durch Verzubttssung 
von Kuxen, welche solchergestalt der Staat für sie über- 
nimmt, die Aussicht auf Verlag und Auisbeute eröffnet wird, 
ohne dass ihnen diess selbst Opfer kostet. Diese Begnadi- 
gung ist nur an die Stelle der ehemaligen Privilegien und 
Freiheiten getreten , welche die sogenannten Bergorte genos- 
sen. Als eine Berechtigung dieser Communen- und Cor- 
porationen aber ist sie um deswillen anzusehen^ weil sie an 
die Stelle der ebengenannten Privilegien und Freiheiten ge- 
treten, auf ausdrücklicher Zusicherung der Staatsregenten be- 
ruht und weil sich jene Bergorte und deren Bewohner den 
Anspruch darauf dadurch erwarben, dass sie sich vorzugs- 
weise bergbaulustig bezeigten und so die Bedingung (vergl. 
Bergdecret v. J. 1629. im Eingange und §. 9.) erfüllten, 
welche bei Verleihung jener Privilegien und Freiheiten ihnen 
vom Staate auferlegt wurde. 

Als Unterstützung des Bergbaues ilber ist dieser 
Fond' jedenfalls zu betrachten, indem der Staat durch An- 
Weisung gewisser Summen^ lediglich für den Betrieb von Gru- 
ben bestimmt, die anderweite Herbeischafiung der Betriebs- 
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mittel erspart und dem Prkat-Bergbau überhaupt um so viel 
mehr Zubi:ssen zafliessen, als jene Beiträg^e ans dem Bene- 
fizf jnd ausmachen ; dabei aber der Staatsfiscus auf alle Anspru- 
che auf die Restitution des solchergestalt in den Berg- 
baugewandten (des Recesses) für sich Verzicht leistet Es 
ist eine Unterstützung, die der Staat dem PriTat^Bergbaue 
gewahrt, weil die aus dem Benefizfond betriebenen ganzen 

* 

Gruben, oder einzelne Theile da^on (Kuxe), im Pri?ateigen- 
thnme der begnadigten Communen und Corporationen nach 
Yerh^ltniss ihrer Actien Terbleiben, diese auch die etwani- | 

gen Nutzungen aus den durch die Zubussen des Benefizfonds { 

bis zur UeberschussTertheilung gebrachten Graben als ei- 
genthümliches Vermögen beziehen dürfen. Als eine ver«- | 

fassungsmässig fortdauernde und stabile Unterstützung 
aber ist sie anzusehen, weil sie, der gegebenen Zusicherung 
nach, nicht aufhören soll, so dass, wenn auch die jetzt und 
jedesmal mit Hülfe solcher Unterstützung gebauten Gruben 
es zur UeberschussTertheüung gebracht haben, sodäno 
die Unterstützung auf andere Gruben überzutragen ist, wel- 
ehe der Zubusse noch bedürfen. 

Die ganze Einrichtung (über welche die Bünisterialyer*- 
Ordnung vom 4. Juli 1834. und Oberbergamtsverordnung vom 
16. Juli 1834. zu vergleichen) erUärt sich aber nur dadmrch^ 
dass man, auf die frühere Einrichtung des Land'- und 
Tranksteuererlasses Aind des sogenannten Communbergbanes 
zurücksieht, an deren Stelle sie getreten ist,^ die in sofern 
also auch gegenwärtig noch mehr als blos historischots 
Interesse hat. 

Die Communen der vorzugsweise sogenannten Bergstädte, 
welche als solche mehrere nachher noch zu erwähnende 
Freiheiten und Privilegien genossen, ingleichen einige Ritter- 
güter und Lehbgerichte auf dem Lande, bauten einzelne 
^ ganze Gruben (oder eine grössere Zahl Kuxe davon,) aus.ih- 
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reu Mitteln, die sogenafnnten CominnngrubeD, die, nach' 
früherer Eiuriehtung;, auf ihrem Territorio und Weichbilde 
liefen mussieii. £s \i^ar dies in der älteren Zeit ein \ve- 
sentlicbes Alitt^i zu Erhebung des Bergbaues, indem die 
Bergbauiust der Einzelnen dadurch sich concentrirte. Im 
wohlTerstandeiien eigenen Interesse hielten sich die nächsten 
Anwohner der Qrte, wo Bergbau zu treiben war, vorzugs- 
weise für verpflichtet, denselben zu unterstützen. In dessen 
Voraussetzung und zu Beförderung dieses Instituts , wurde 
deu. Inhabern der Conimungruben ein Theil der Landsteuer 
und ein 'I'hcU der eliepialigeii Tranksteuer (die Hälfte), un- 
ter der Bedingung erlassen ^ dass solche^ Erlass a^f die 
Commu^gruben ve^*wendet würde (YergL das flergdecret v. 
J, 1624. §.9. und das Bergdecret y, J^ 1629. im Eingange). 
Auf di^se Weise geschah es , Jahrhunderte lang^ dass solche 
IPominungrubep von dem Tranksteuererlasse oder Ten dem 
l^ndsteuererl^sse, oder von beiden zugleich, nach gewissen 
Frincipien (den sogeinianpten principiis commissionis | die im 
Jahr llfSO. se qq. r^giillrt wurden^), und ^(swar von den Trank- 
steuerpflichtigen unfl deq Landsteuerpflichtigen, w^che an 
sich verschiedene Corporationen in den Comtiiunen der 
bergb^nadigten Ortschaften bildeten, verbaut wurden. Ins- 
gemein waren ^ie Tranksteuerkute den Inhabern br^uberech- 
tigter Grundstöcke viritim, die Landsteuerku^e aber der gan- 
zen beschocktten Co^nmün beim Gegenb.nche ^ugewährt. 
Anch jen^ Kus,e hafteten ab^r unveräusserU^fh auf 


a) Zu EroiruQg der Differen^ieii b^ip^ Co.paniqnbefglia'ii und zar 
Yereiiiigung über gewisse, künftig zu befolgende, Principiea wurde 
1780. eine aus Mitgliedern der Generalhaup.tcasse , des Kammer- und 
Bei^- sowie des Obersteuer - Collegii bestehende gemeinschaftliche 
Commission niedergesetzt , die ^sioh bis 1783.^ mit R^gulirung der 
Tranksteuerdifferenzien (vergl. Rescr. v. 1. Sept. 1783.Xund bis 1789. 
noch mit Erörterungen über die Verbauung der halben Ländsteuern 
beschäftigte« 
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'den Grundstücken der Einzelnen (Trankfltcuerknxe) oder wa- 
ren ein unveräusserliches Gesammteigenthnm der Com - 
munen (Landsteuerknxe)., gleichwie jetzt die Actien am Com- 
munbegnadigungsfond es sind. Die erwähnten Steuererlasse 
wurden aber als ein in den wohlerworbenen Rechten der 
Betheiligten beruhendes Zngeständniss angesehen. Dieser Ge-r 
Sichtspunkt ist auch bei der Feststellung der neuen Einrich- 
tung festgehalten und das Verfassungsmässige derselben aufs 
Neue anerkannt und gesetzlich sanctiqnirt worden. In dem 
rechtlichen Verhältnisse hat sich daher auch Etwas we* 
sentlich nicht geändert, ab dass Statt einzelner Kuxe auf 
beliebten und mehrern Gruben (den sonstigen Commun- 
zechen), die Betheiligten Actien an einem concentrjrten Ei- 
genthumscomplex besitzen, welcher aus einigen wenigen von 
- der Staatsbehörde zu wählenden Unternehmungen und den 
Aussichten besteht, welche aus einem, ebenfalls in gemein- 
schaftUchem Eigenthume befindlichen Fond erkauft worden 
sind. Es &t nicht zu läugnen, dass die neue Einrichtung, 
indem sie, noch mehr als dies die hierauf ebenfalls schon 
berechnete frühere Communbergban- Verfassung vermochte, 
die Zersplitterung nicht unbedeutender Zuschüsse zum Berg- 
bau verhindert und ohne Rücksicht auf den Ort, wo die zu 
bauenden Zechen zufallig liegen, lediglich die Zweckmässig- 
keit des Betriebes, nach sachverständigem Ermessen zum An- 
halten vorschreibt, bei weitem den Vorzug vor der frühem 
Einrichtiuig verdient und als eine daakenswerthe Reform er- 
scheint, die der Hauptsache nach, wenn auch nicht in der 
jetzigen Form, schon lange vor dem Gesetz vom,6. Decem- 
ber 1834« von den Bergbehörden beantragt war. 
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§. 32. 

Von den übrigen jetzt erloschenen Freiheiten und Genüssen 
der Bergorte j als Unterstützungen des Sergbam^ be- 
trachtet. 
- Es ist diese Einrichtung^ des Bergbegnadigim^fonds nach 
beschehener Umgestaltung des gesammten Abgabensystems 
nicht mir., sondern auch der meisten innem und socialen 
Verfassimgsangelegenheiten der Communen, der einzige lieber-- 
rest der Begünstigungen, welche sonst aus Rücksicht auf 
die Beförderung des Bergbaues und zu dessen mittelbarer 
Unterstützung den Bergstädten imd deren Bürgern ver- 
liehen waren. Es gehörte dahin ausserdem sonst die Ac eis- 
moderation, welche zuletzt noch nach der Generalaccis- 
Ordnung Tom 12. Juni 1824. §. 07. den bergbauenden Ein- 
wohnern der Bergstadte zustand, ferner die Geleits b e- 
freiang der Bürger in einigen Bergstädten, namentlich in 
Freiberg, auf dem Gnmd des, noch in der Geleitsordnung 
vom 15. März 1823. §. 18. ad X geschützten, besondem Pri- 
TÜegiums. Beide Begünstigungen haben mit Aufhebung der Ac- 
eise und des Geleits durch das Gesetz Tom 4. Decbr. 1834. 
aufgehört. Mit Recht wohl ist den Bergorten eine Entschä^ 
digung versagt worden; denn es hatte die Bedingung, auf 
welche sich jene Begunstigimgen stützten, aufgehört erfüllt 
zu werden ; die vorzugsweise in den Bergorten erwartete wirk- 
liche Theilnahme am Zubussbergbau fand schon längere Zeit 
nicht mehr Statt; folglich gewährten jene Vergünstigungen^ 
die gewöhnlich nur zu einer schwachen , oft. fast nur simu- 
lirten, höchst ndthdürftigen Theilnalime der Ortseinwohuer 
am Bergbau führten, in der That dem Bergbau nicht mehr 
die Unterstützung, welche bei deren Verleihung beabsichtigt 
und vorausgesetzt ward. 

Bald wird die Eigenschaft der Bergstädte, als solcher, 
nur noch eine historische Erinnenmg sein; Sie hat in der 


Siadteordaung^ keiae allgemefai gfesetzliche Berucksiohti^qn^ 
gefunden, und nur den Localstatuten ist es nberlassen ge-* 
blieben, etwanige besondere Bestimmungen üi den Bergstadten 
zu treffen, welche jedoch meist poliseiiiGher Niitur sind 
oder auf Erleichterungen des Bergarbeiterpersonals (§, 51.) 
hinauskommen. Ausser dem Schutz^ vqr dem Aufenthalt der 
Schacherjuden, in den Bergorten, der noch auf aUgemein ge« 
setzllcher Bestimmung beruht'), ist ein aligeiqeines, alle 
Bergorte betretendes Institut weiter nicht aufzuführen , wel^ 
ches die Bergstadte als solche j^tzt qoch ^harakterisirte und 
auf eine Unterstiitznng oder ^en Schutz des Bergbaues be* 
rechnet wäre, wiewohl it^ den einzelnen Bergstädten mehr« 
fache specielle, auf Herl^Qmmen oder Vertrag beruhende, 
mit dorn Bergbaubetriebe im Znsammenhange stehende Ein^ 
richtungen und Verhältnisse noch fortbestehen (wie z. Q. der 
Bergschoppenstuhl in Freyberg), welche nicht nur den Titel 
der Bergstädte rechtfertigen und auf die frühere Verfassung 
hinweisen, sondern auch sehr wesentliche gegenseitige Rechtq 
und Verbindlichkeiten d^s Ber^bau^s nnd der ^tadtcommuneu 


a) Vergl. Art. 76^ der Bergordnung von 15S9, und Rescript 
vom 14, Mai 1774. (Cod. Aug. Cont 11. Th. 2. pag. 176 ) 

Wegen des Aufenthalts der Gold- und Süherarbeit^ qnd des 
diesfalsigeu SpecialverboU in Betreff der Bergstadt Brapd s. Resc. v. 
29. März 1771. (Ebendas. pag. 158.) 

Dagegen i^t aeuerdiugs üiacl} Finanz-Mi nistenal-Verordaufig vom 
13, April 1835. zwar genehmigt worden, dass die (frqhere) polizei- 
liche .Begleitunjg der in die Bergstädte kommenden Handelsjuden ab- 
gestellt werde, (kigegen aber soll das Verbot des dauernden Aafent* 
baltes der Juden in Bergorteii und ihrer Zulassqng auf Berg- und Hütten- 
werken nichts desto weniger fortbestehen, auch den Ortsobrigkeiten 
und Polizeibehörden, namentlich in den .Bergorten aufgegeben werden^ 
anf Erz - und n^ilb^rpartierereien den daselbst bereits bestehenden 
Vorschriften gemäss, fortwährend ein wachsames Auge zu haben, 
maassen sich die Handeisjuden nicht nur bei den Ortsobrigkeiten, 
sondern in Bergstädten auch bei der Bergbehörde zu melden, und 
durch Pässe zu legitimiren verbunden sein sollen. 
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gegen einander betreffen (9. B. in Freyberg die Versorgung' 
der Stadt durch den Bergbau mit Wasser). % 

Der Untergang der Freiheiten der Bergstädte ist als eine 
natürliche und unabwendbare Folge der neuerlichen Umge- 
staltung der socialen und innern stadtischen Verfassung zu 
]l>etrachten, auch dem Bergbau unschädlich; nachdem die 
Bewohner der Bergorte nur noch die Vortheile vom Bergbau 
beziehen, ohne zu dessen Erhaltung und Förderung aus eig- 
nen Mitteln vorzugsweise beizutragen , und nachdem der an* 
derweite Verkehr im Handel, wie Industrie und Interessen auch 
in den Bergstädten so mannichfach geworden sind, dai^s das 
sonst einzig und allein obwaltende Interesse am* Bergbau bei 

weitem in den Hintergrund getreten ist. Es ist daher auch 

« 

kein fühlbarer Verlust, den die Einwohner der Bergstädte 
durch den Wegfall der oben erwähntea Vergünstigungen 
empfinden» 

♦ §• 88- 

Abgahenhefreiun^ der Bergbaumaierialien. 

Wohl aber genossen ferner die Privateigenthümer der 
Berg- und Hiittenwerke bis zur Anfliebung der sonst bestan- 
denen Generaiaccise, nach §. 61f. der Generalaccisordnung Tom J. 
1824.^ einer wesehüichcrn Vergünstigimg divch die Befreiung 
der zum Bergbau erforderlichen Materialien von der Grenz*' 
accise, der städtischen Eingangsaccise undderDorfhandelsaccise,' 
so wie in Gemässheit der Geleitsordnung Tom 15- März 1823. 
§. 13. die Befreiung von Entrichtung des Geleites* Diese 
Befreiung wurde ausgeübt, entweder durch Ertheilung von Frei- 
pässen, welche die Bergämter dem Lieferanten, welcher das Ma- 
terialfürdie Gruben herbeischaffte, ausstellten, oder durch 
die Restitution der an die Acciseinnahme bezahlten einzelnen 
Accisbeiträge , von Seiten des Staats. Zwar ist mit Auf- 
hebung der Accise iin Innern des Landes die Nothwendigkeit 
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der Entrichtung derselben «ach fai Ansehung der Bergmate- 
rialien weggefallen und insofern ein eigentlicher Verlast für 
die Grubeneigenthümer. nicht herbeigeführt worden. Allein, 
da ein hauptsSchlicher Theil des nöthigen Materials, beson- 
ders Stahl, Hanf, d^r znm Pnlver erforderliche Schwefel 
und Salpeter etc. aus dem Auslande bezogen werden und hier- 
von der — S^S!^^ ^^® frühere Grenzaccise bei weitem be- 
trichtlichere — Grenzzoll zu entrichten ist, so liegt es am 
Tage, dass die Bergwerkseigner, die sonst in Entrichtung der 
indirecten Staatsabgaben eine Befreiung genossen, gegenwar* 
tig in der That schlechter gestellt worden sind und eine 
namhafte Beeinträchtigung erlitten haben,- deren Vergütung 
nicht einmal in der Macht der Regierung allein steht, da 
letztere gegen die sämmtlichen Zollvereinsstaaten gewisse Ver- 
pflichtangen hat, bei denen sie einseitig eine Ausnahme nicht 
zugestehen kann. Ob die sämmtlichen Yereinsstaaten eine, 
den sächsischen Bergbau begiinstigende Ausnahme auf den 
Antrag der Staatsregienu\g conniviren werden? hängt von der 
nächsten Zukunft ab. 

§. 84. 

Fan dem fi8cali$chen SioOnbetriebe. 

Bei weitem die einflussreichste Unterstützung, welche 
der Staat dem Bergbau angedeihen lasst, ist seine unmit- 
telbare Theilnahme an Letzterm selbst und zwar: 

A. durch den Betrieb dev fiscalischen Revier- 
stolln. 

Der Grund, auf welchem die Uebemahme von StoUn 
und deren Unterhaltimg von Seiten des Staats beruht, *und. 
wonach dieselbe zu beurtheilen, ist ursprünglich ganz und 
gar nicht ein staatsrechtlicher. 

Die Staatsregierung hat, als solche, weder die 
Ver])flichtiu]g noch die Befngniss, die Hauptstölln in den 
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terschiedenen Bergwerksrevieren zu betreiben. Die Privat- 
Bergwerkselgenthümer waren als Staatsunterthanen rechtlich 
nicht genöthigt, sich der Hilfe der fiscalischen Revier- 
stoUn zu bedienen , und es könnten an (lieh die Re\ierstölln~ 
eben so gut in den Händen tou Privaten sein, wie andere 
PrivatotoUn und Fundgruben. Es übt der Staat als Stöüner 
kein Regiernngsrecht , noch eine demselben entsprechende 
Function aus. Eben so wenig ist er Stöllner Kraft eines 
niedern Hoheitsrechts als Regalsinhaber. Die Erwerbung der 
Hauptstolln Seiten des Staats, die ursprünglich in der That 
Ton Privaten, ebenso wie andere Bergwerksuntemelunungen 
betrieben wurden, ist auf rein privatrechtlichem Wege 
entweder durch die bergmännische eigenthümliche Besitzer- 
greifung, oder durch Kauf, Cession etc. und andere, im ge- 
wöhnlichen Privatleben vorkommende Erwerbstitel erfolgt. 
Das daran erworbene Eigenthum hat vor anderm bergmänni- 
schen Eigenthume (Bergwerksgute) keine andern Vorzüge 
voraus, als wdche die Eigenschaft der Stölln und der tie- 
fen Erbstölln überhaupt nach dem Bergprivatrechte mit sich 
führt. 

Aus Letzterem ^) muss aber daran erinnert werden, dass 
den Stöllnem, wegen der von ^men zum Betrieb übernom- 
menen Stölln, und wenn sie damit die beabsichtigten Zwecke, 
als Bedingungen der Rechte, wirklich erreichen, den übri- 
gen Bergwerken gegenüber -^ (die zum Unterschiede der 
Stölln bisweilen auch JFundgi'uben genannt werden) -— nam- 
hafte Vorrechte imd rechtliche VortheQe zustehen. Die 
Stölln, mit Recht als die Schlüssel des Gebirges betrachtet, 
haben für jeglichen Bergbau anerkannt unschätzbaren Werth *'). 
Durch sie werden nicht allein auf die geeignetste und siclier- 


a) S. StolIoordnuDg vom IS. Juni 1749. 

b) S. (v. Trebra) Merkwürdigkeiten der tiefen Hauptstolln der 
Bergamt8re?ier Freyberg. Dresden 1801. 
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sie Webe die TOrllegenden, erafülirendea GSnge aufgesucht 
und somit bilden die Stollnorter die wcsentlidisten Versuchs- 
baue, sondern sie sind auch den Gruben zu Abfülurung der 
Wasser, die entweder auf den StoUn niedergehen und da- 
selbst aufgefangen, oder aus der Tiefe der Grube dahin durch 
Maschinenkraft gehoben werden, unentbehrlich. Das in 
allen Bergbanlandern deutscher Zunge hierinnen übereinstim- 
mende Bergprivatrecht setzt daher den Grundsatz fest, dasa 
jede Gewerkschaft nicht nur den Betneb eines Stollns in 
ihrem Felde durch den firemden Stöliiter gestatten, sondern 
an letztern, ausser dem Stollnhiebe, aych noch gewisse Ah- 
gaben alsdann entrichten muss, wenn ihrem Felde durdi 
jenen StoÜn die gdiörige Wasser- und Wetterloosung ver- 
schafft worden ist. Hiemach ist — zumal war es in früherer 
Zeit — < der Besitz eines Stollns ebensowohl Gegenstand berg- 
mannischer Priratspeculation , wie der Besitz einer Grube. 

Es gilt für den Stöllner, der wo möglich eben deshalb 
seinen StoUn auf einem erzreichen Gange betreibt, den 
Stollnhieb auf solchem '— der in früherer Zeit oft allein an- 
sehnlichen Ueberschuss gewährte -— zu gewinnen, während 
die Gruben, denen der Stöllner zu Statten kam, dem Letz- 
tern einen Beitrag zu seinen Betriebskosten (vierter Pfen- 
nig) geben müssen ; es bezieht ferner der StoUn aus den von 
ihm gelösten Gruben einen Antheil an deren Erzausbringen, 
der selbst noch mehr als der fiscalische lOte beträgt (das 
Stollnneuntel). 

Es war daher anfanglich bei der Uebemahme der Stölln 
Ton Seiten des Staats, welche derselbe noch heut zu Tage 
beiareibt und unterhält, die einzige Motive wohl nicht die der 
Unterstützung des Fundgrübner Bergbaues aus Staatsmitteln, 
(Sondern der- eigne Vortheil bewog dazu und es hat in frühe- 
rer Zeit der Staatsfiscus als Stöllner auch sicher steine Aus- 
gaben für die Stölln diurcb die Einnahmen von selbigen hin- 
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reiehend , wo nicht vbergchiessend gedeckt. Ja selbst heuti- 
gen Tages noch muss der Staat seine ReTierstoiln wohl schon 
deshalb unterhalten, tini sich dadurch (wenigstens mittelbar) 
seine Berg- und Hüttenrevenüen zu sichern. 

Demohiigeachtet ist und war es Ton jeh^r selbst in ft^* 
her Zeit eine Wohlthat für den Prir atbergbau ^ dass gerade 
der ^taat dem Betrieb der hauptsächlichen StÖiln sich Unter- 
zog, wegen der Sicherheit, mit der auf die Stetigkeit und 
Ausdauer dieses Betriebes von Seiteti der Gruben gerechnet, 
wegen der grössern Leichtigkeit, mit welcher die Hilfe sol- 
eher Stölln , die dazu in promtu und bereits weit vorgerudct 
waren , yon den immer aufs Neue entstehenden Gruben, auch 
für ihr Feld erlangt werden konnte. Eine Wohlthat war es 
und ist es jioch , dass die Fnndgrikbner nicht dem Zufall zu 
übeslassen brauchen, ob sich ein Stöllner finden wird, wel- 
cher ihre Baue löst, sondern dass sie den hierzu allbereitea 
und verpflichteten ReTierstöllner bei der Hand haben. Der 
Staat hat bereits seine Stollnanlagen so weit ausgedehnt, 
dass es für seitwärts oder entfernter liegende Gruben, wel- 
che der StoUnhilfe bedürfen, des Betriebs nur eines Flügel- 
ortes oder der Fortsetzung des bereits vorhandenen Stollns 
nur auf kürzere Strecken bedarf, anstatt, dass ausserdem die 
Fundgrübner sich auf weitere Strecken, je nach Lage des 
Gebirgs, ihren Stolln selbst heranholen, oder bis dies von 
einem andern Stöllner geschehe, abwarten müssten. 

Wenn irgendwo, so hat sich die Erfahrung hier be- 
stätigt, dass Unternehmungen, welche nur durch Stetigkeit 
und unerschütterliche Beharrlichkeit zu einem fernen, glück- 
lichen Ziele gelangen können, während sie für den nächsten 
Augenblick wenig oder keine Yortheile versprechen, m der 
Hand des Staats am besten gedeihen und dass die Stabilität 
des. Letztern, als unvergänglichen und ewigen Instituts, ihren 
Einfluss auf solche Unternehmungen hat äussern müssen, um 
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sie zu der Ausdehnung und zu der Gemeiimutsdgkeit am eriie- 
ben, wodurch sie sich gegenwärtig auszeichnen ^). 

Hauptsächlich aber hierin liegt das Moment, Welches 
die Theilnahme des Staats am Bergbau durch seinen Stolln- 
betrieb als eine wahrhafte Unterstützung des erstem erschei- 
nen lässt. Denn, was die gegenwärtig noch fortdauernde, 
auch auf das Staatsausgabe - Budget mitgenommene p e c u - 
niäre Beihilfe anlangt, die der Staatsfiscus dabei gewährt, 
so macht sich bei ihr ein anderer Gesichtspunkt geltend. 
Abgesehen davon, dass die auf die Stölln gewandten Kosten 
in früheren Zeiten überschiessend durch die Nutzungen ge- 
deckt wurden, . weichender Staat aus seinem Stollnbetriebe 
wirklich bezog, so steht in gegenwärtiger Zeit, wenn auch 
dies in der That nicht mehr der Fall ist, sondern die Ko- 
sten des Betriebs, Tcrglichen mit der Einnalpae davon, ein 
namhaftes Ausgabeübermaass nachweisen '^), in diesem Be- 
züge der Staat als Stollner doch in keinem andern Verhält- 
nisse, wie jeder andere beim Bergbau speculirende Pri- 
vate, indem ihm die Aussicht aufbessere und grossere Ein- 
nahme an seinen Stölln nicht abgeschnitten ist. 

Hauptsächlich aber erledigt sich der mit jenem pecuniä- 

f V 

ren Zuschüsse verbundene Begriff einer U n t ers tut zun g des 
Bergbaues, die der. Staat gewährt, in Betracht der Zu- 


c) Um die Revierstoiln, z. B. in Freyberger Jlevier, nach allen 
ihren Richtungen da/chzufahreo; würde maa eioen Weg von 20 und 
mehrern deutschen Meilen machen müssen. Es sind durch diese 
Stöfln jetzt bereits die meisten, im eigentlichen Mittelpuiicte der Re- 
vier belegenen, Gruben gelöst. 

d) Vergt. Bericht der 2ten Deputation der 2ten Kammer über 
das Ausgabebudget, Landtagsacten , Beilagen zu den ProtöcoUen der 
Sten Kammer 2te Sammlung S. SS. der Beilage A. zn dem Bericht 
S. 329. 

Der etatmässige Satz der Zuschüsse für sämmtliche fisc^lische 
Stölln und Röschen betrug hiernach in der Finanzperiode 1834, — 
1837. jährUch 33319 Thlr.> S3 Gr, 
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si;b&8se, welche die gei^erkscbaftlichen Reviercas- 
sen ztim Betriebe derStöUn beitragen; diese machen in man- 
eben ReTieren bei weitem den grossem Theil der Zuflüsse 
aus , welche der ztmi Betriebe der Stölhi bestehende Fond 
bezieht *) , so dass umgekehrt mit mehr Rechte gesagt wer- 
den kann, ,,der gewerkschaftliche Bergbau gewahre den fis* 
calischen StöUn eine Unter^lützung.^^ Denn der Staatsfiscus 
ist es., der als Eigenthiimer der StöUn und des dazu gehöri- 
gen Fonds jene Zuschüsse aus den privatrechtlichen Gewer« 
.kencassen empföngt, damit er sich bei seinem Eigenthume 
erhalten kann« 

Zugleich aber wird durch die atigedeutete Verbindung 
gewerkschaftlicher Beiträge zu den Betriebskosten der 
Stölln mit denen ans der Staatstcasse eine gewisse Gemein^ 
Schaft zwischen den gesammten Gewerkschaften und dem 
Staatsfiscus in Bezug auf die Stttlln und die durch solche 
zu erreichende Zwecke hergestellt, die insofern allerdings 
Ton beiden Seiten TertfagsmSssige ' Verbindlichkeiten erzeugt^ 
so dass auch jene Zuschüsse allerdings als auf Tertragsmässi» 
ger Verbindlichkeit des Sfaats beruhend, angesehen werden 
können , wie solche im Staatsbudget ') dargestellt worden 


e) In Frey berger Revier t. B. trSgt ztt. dea ordinairen jährl. 
StolloreglemeDtsgeldern die gewerk8chaftli<!be GnadeogroschencaMe 
-j*^ bei, während vom Fiscas nur '-^j beigetragen werden (vergL 
auch die angezogenen Landtagsacten S. 67.). ' 

Es sind durch diese gewerkschaftlichen Beiträge die StoUategle- 
mentsgelder in Freyberger Revier allein weit über die Note d) ange- 
gebene Summen und bis zu 48300 Thln jährlich gestiegen. 

Iß Sdnieeberger Revier giebt die Bla ufarben wertes -Cohsortiumcasse 
5000 Thin jährlich dazu., üeberhaupt aber haben z. B. im Jahr 
1833. (Siehe Bergwerltkalender v. J. 1835* S. 146.) die Stollnregle* 
mentsgelder 75849 thlr. 8 Gr. — betragen; woraus (diese Summe 
verglichen mit der auf das Budget genommeneo von 33319 Th!r. 
23 Gr.) leicht zu ersehen, um wie viel mehr gewerkscha/tlicher Seit» . 
zu den f scallschen Stölln beigetragen wird, als vom Staatsfiscus selbst. 

t) Siehe den oben angezogenen Bericht 8. 63. 

12 
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fiiiid. Als eine Ycrbiudiiclikeit des Slaaisfiscus kann es i^am- 
lieh angesehen werden, dass er aa lange ^ als er jene Zu- 
schüsse empräugt, den StoUnbetrieb eüueUig nichi i^u%eb€U 
kann; wollte er dies, so würden auch die schon lauge Zeit 
und bisher in YoraiiS8etzn|iig der Fortdauer des StoUnbetrieb» 
gegebenen gewerkschaTtUcbcu UutCrstützuUgen der StoUncasg^, 
selbst Entschädigungsansprüche d^r Gewerkscbaftca begrüa- 
den können. 

Ungeachtet Ihrer namhaften. Beiträge zu Erhaltung der 
ReTierstölln , th eilen nümlich die Gewerkschaften die Ein- 
nahmen von den Stöllnmit dem Staatsfiscus keineswegs, son- 
dern diese, so wie das Eigenthunis '^ und Üispdatieusreeht 

an den Stölbi ubd über dieselben yerbleiben dem St^e ua- 

> - ■ ' 

getheilt und ausschliesseud, ^ 

Es geht auch die Verwaltung obgeda^hten ]?o|ids, wel- 
eher, indem damit der Fond für die nacliher zV erwäl^ende 
Berg>^erks Wasserversorgung verbunden ist , die S t o 1 1 ii^ - 
Röschen- uUd Teiehwirthschäftsöassen der ver- 
schiedenen Reviere bildet, oihne gewerkschaftliche TheU* 
nähme daran, immittelbar vom Staate aus; diese Cassei^ wer- 
den als Staatscassen behandelt, ihre Cassenverwaltui^g ist 
den Verwaltern uiid Rechnungsfülirern der rein fiscaltschen 
Zehntencasseu mit übertrafen ;. die Eiiin^Juneit lUid Ausüben 
bei d^iselbea mad in Yerbmdfwg^ mit dem gesammten Staats- 
haushalte etatisirt und die Hauptrechn]iuig darül>er wird bei 
der obersten Staatsbehörde defectirt Als juristische Per- 
son und Repräsentant für diese Cassen gilt der Staatsfiscus. 

Zu l^merken ist jedoch, dass, wenn schon nach der 
Einrichtung, wie sie sich jetzt ausgebildet hat, die Stolin- 
casse jeder Revier in der That nur eine ist , aus welcher je 
njach deren etati^iirteu Bedurfiusse, die nöthigen Ausgaben 
bestritten werden und wohin schliesslich- alle Einnahmen 
fliessen, dennoch von der urspriinglich^n Einrichtuiig> wo- 


ma^ 


nach der Staat nach und nach eittzeltie Stölln fif Besitz 
bekam , ohne dass noch das AiTg'enmerk auf eine Vereinig^üng 
der sämmtlkhen StÖiln dircct g^ichtet war^ sich soviel er- 
halten hat ^ dass jeder einzelne Stolln bIs ein besonderes Berg- 
gebäude Hbeträchtet lyird ^ feit seiner Speclal-^Admmistration 
(Schichtmeister , der zug^leich Rechnungsfahrer ist und Ober-" 
Steiger), mit besonderer Reglsterfuhrimg tt. il. w., so dass diö 
Stölln einzeln als besondere Berggebaude (wie de auch auf 
den Ausbeutbögen aufgeführt sind) galten«). Jedes dieser 
Berggebäude erhält aus der gemelnschaftlichBtt Casse, von den 
Stollnreglementsgeldern d.i. den atrs ftscalischcn und 
gcwerk«cha(tiichcn Cassen zusammen gegebenen Zilschussen so 
viel als nach ohngefahrem Üeberschlag Zu Bestreitung deö Be- 
dürfnisses erforderlich ist, zu weiterer ÄpfecieUer Verwendung 
und Berechnung. 

' §. 36. 

b) Von den fiscalüchen Höschen^ Teichen, Gräben und 

Wasserleittaigen. 

Was im vl>r%eti §eii über die staatsrechtliche Stellung der 
fiscalischen Stölla zum Frivatberght«^ die StoUoiiasse und das 


g) Es wäre ohne Nachtheil für den Betrieb der einzelnen StoIIn 
sehr leicht ausführbar"^ die Verwaltung sammtlicher fiscalischer Stolhi 
einer Revier^ oder wenigstens mehrer \^n diesen 2Sn8ämmenZa8e6ln- 
>gen und unter eine Administration zu stellen. An Generalkosten und 
Lohnen für Schichtmeister und Obersteiger wurde dadurch ein Nam- 
haftes erspart werden' könn^ii. Die verschiedenen Stöffn stehen schott 
ohnedies^ zum grossem Theif unter einander, nach der Localitat 
nach, in natürlichem Zusammenhange, und die jetzt bestehenden Gren- 
zen zwischen den verschiedenen Stolln sind keine nothweridigen ; 
auch ist in den grossem Revieren zti höherer Beänfsiobtlgung 
aller königU Stolln sclion ohnedies ein landesherrlicher Beamte 
(fn Freyberg der OberstoUnfactor, in Schneeberg der SCoilninspector 
n. 8. f.) angestellt 

12 » 
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; 
Eigenthnm daran , so Avie deren Zuflüsse erwähnt worden, 

gilt auch in der Hauptsache für: 

B) die liscalischen Teich -Gräben und Röschen- 
Anlagen, die das System der künstlichen Bergwerkswasser- 
Tcrsorgung ausmachen, welches besonders eröt in der T "* e y- 
berger Revier sich gebildet hat, die dessen am Meisten 
bedarf; wogegen in den übrigen Revieren, die Grubeneigner 
meist selbst m Specialbesitze der , auf ihre eignen Kosten, 
zu ihrem Bedarf, etwa hergestellten Wasser Reservoirs und 
Wasserleitungen sind, ohne dass hierunter ein gemeinschaft- 
licher Zusammenhang Statt fände. Der Foud zu Erhaltung 
der Wasserversorgimgsanstalt ist (namentlich in Freyberg) 
mit der StoUncasse verbunden, bildet die schon erwähnte 
Stolln- Röschen und Teichwirthschaf tscasse, unter fiscalischer 
Verwaltung und es tragen zu demselben die gewerkschaft- 
lichen Reviercassen , theils in regelmasigen Quoten (Re- 
glementquanten), theils durch extraordinaire Zuschüsse nicht 
nur mindestens eben so viel, sondern insgemein bei weitem 
mehr bei, als der Staatsfiscus. 

Letzterer hat. jedoch in ausserordentlichen Fällen schon 
einigemal in Form von unzinsbaren Vorschüssen, wo 
die schleunige Aufbringung grösserer Summen erforderlich 
war, namhafte besondere Unterstützung gewährt (z. B. beim Bau 
des Dittmannsdorfer Bergwerks- Teichs in Freyberger Q.evier). 

Auch die einzelnen Wasserversorgungsanlagen und ein- 
zelneu Zweige derselben werden, ungeachtet des schon aus 
dem Begriff einer Wasserleitung folgenden nothwendigen Zu- 
sammenhanges aller , ebenfalls als einzelne Berggebäüde be- 
handelt und benannt, haben auch abgesonderte ^egisterfüh- 
Txmg^ werden also auch in dieser Beziehung den eigent- 
lichen StöUn gleich behandelt Siestchen ferner in glei- 
cher Categorie mit den StöUn in Ansehung der Gemeinnützig- 
keit ihrer Bestimmung und verdanken, so wie die StöUn, 
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Vienn Blich nicht ihre Entstehung''), doch ihre consequente 
und beharrliche Erweiterung und Ausbildung bis zu den 
jetzigen wolil geordneten Systemen, hauptsächUch der kräfti- 
gen und wachsamen' Theilnahme und Leitung, welche die 
Staatsregierung diesem Institute- zugewendet hat. Darinn 
liegt auch in Ansehung dieser Anstalten das vorzugsweise 
Dankenswerthe; wiewohl auch die pecuniäre Unterstützung 
hier dem Staate grossere Opfer insofern gekostet hat, und 
noch kostet, als er aus den Wasserrersorgungsanstalten nicht 
in denselben Maasse, wie aus dem Stolln betriebe, wieder 
« Einkünfte bezieht, wreiche den Aufwand der Unterhaltung zu 
"decken bestimmt sind und glücklich enfalls auch decken könn- 
ten. I>enn in Folge der Wasserrersorgungsanstalten bezieht 
er dir^ct nur die Quatembergelder von den aus jenen An- 
stalten an die Gewerkschaften verliehenen Wassern, die im 
Yerhältniss za den Kosten der Anlage, Unterhaltung und 
Administration nur sehr unbedeutend erscheinen. In Frey- 
bcrger Revier entrichten einige gewerkschaftliche Gruben, 
welclie früher eigne Wasserversorgungsanstalten hatten, diese 


a) Es sind in frühester Zeit schon Bergwerksteiclie von den 6rn- 
beneignern für ihre Gruben angelegt gewesen, (wenn auch nur kleiner 
und ohne Zusammenhang unter sich), Reiche das damali(^e ßedürt- 
niss befriedigten. Der Staat ist erst später in Besitz solcher An- 
lagen gekommen, hat sie erweitert, unter sich in {Zusammenhang ge- 
bracht, und die Anstalt zu ihrer jetzigen allgemeinen Revierbestini- 
mung erhoben. Noch gegenwärtig giebt es auch Wasserversorgungs- 
anstalten (in einigen Revieren sogar die hauptsächlichsten) an ein. 
zelnen Bergwerksteicben , Gräben etc., die im Privateigen thum der 
Gewerkschaften sind, und es bestehen neben und bei der fiscalischeu 
Bergwerkswasserversorgung %noch verschiedene, den einzelnen Gruben 
gehörige, Anlagen dieser Art Ea steht daher nicht etwa ein unbe- 
dingtes Vorzugs- oder ausschliessendes Recht auf die Anlage oder 
den Besitz solcher Anlagen dem Staate zu. In, jedoch nicht leicht 
vorkommenden, Collisionsfällen könnte zwischen dem Staatsfiscus und 
jedem" Privatgegner desselben , wenn beide über das Recht z. B. 
einen Teich anzulegen stritten , blos das Alter der Muthung[ der 
Teichstätte und der etwa dazu gemulheten Wasser entscheiden. 
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Qber ^gegenwärtig aa den Stant^fiscus abgetreten haben, auf 
den Grund dlesfaU« geschlossener Recosse, noch besondere. 
Jedoch nur vcrtragsmässigey und nicht allgemein Terfassungs* 
massige Itoscheube iträge. 

Dagegen benutxt der Staat aber auch die Bergwcrks- 
wasseryersorgungsanstalten angleich mit für seine fiscali-» 
sehen Berg*und Hüttenwedke» 

Im Staatsbudget bilden die Zuschüsse für die fiscaliscl^en 
Wasserversorgüngsani^talten und die fiir die StöUn eine Fo^ 
sition imter der Rubrik: 

^.tolln- uQd Rosehenreglcment^-Quantum. 
Die Cassen, ans welchen der Fiscus solche Zuschüsse bisher 
bestritt, w^ren, thcils die Oberzehnten- theils die fiscallsche 
Generfilschiiielzadministrationscasse; seit 1821. 
ist es Aur noch die letztere^), 

§.36. 

Fortsetzung, 
Eigenthümlichkeilen der Bergwerkswasserversorgung, 

So weit, wäre die staatsrechtliche und Tcrfassungsmäs- 
sige Beziehung der fiscalischei)^ Stölln sowohl, als der Was- 
serversorgungsanstalten zu dem Prrvatbergbau sich ohnge- 
fähr gleich. Jedoch bieten letztere noch einige besondere, 
mit dem, was wegen Benutzung mid Yerieihung yon W^&- 

b) Die Beiträge za dem Bedürfois» der Wa$serversorgang«aa- 
stalten und KerierslöIlQ la der Freyberger Revier wurden bis zum • 
Jahr' ISSA. mit ^^ aus der Gaadeogroschea- uiid mit -^ aus fisca- 
Uscheu Gassen (wuvoa 4 auf die Oberzebiiten und '-|- auf die Gene- 
ralscbmelzadministrationscasse gewiesen waren ) bestritten« Seit dem 
Rescript Tom 5. Dec. 1823, ist aber der ganze fisca}iscii« Beitrag an 
^ auf die Generalscbmelzadministratiouscasse verwiesen, auck von 1824« 
an die Graben-^ Bfüsehen- und Teicliwirtlischaftscasse mit der StoUu- 
casse zu einer gemeinscbaftUdien Hauptcasse für die J(.ünigl. . Revier- 
stölln und die gesammten Ante gen zur Wasserversorgung vereinigt und 
dass darüber mir eine gemeiuscii^ftliche Reciinuag abgelegt .werden 
sotie, angeordnet worden« 
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Sern zu bcr^nwnnischen Zwecken, Rechtens uiiil Teifasgungs- 
inäS8]g ist, in Ziisamipenlinng stehende Eigenthümlichkeiten 
zu besonderer Betraclitnng dar. 

Der Zweck der fisrcalischen sowohl, ^h der ausser niid 
neben ihnen besiehenden , d^n enizelnen Gruben ausschlies- 
send zngehprigei^ , Bcrgwei^kswasserversorg^iingsanstalten , ist 
der, dass hi hinreichender Men^e und in der zu Erlan- 
^ing 0jues adä(}itaten Oei&Qes nött)ig:en Hohe, torralhiges 
Wasser stets bereit iind vorhanden sei, «tti tiefer liegenden 
Grüben ^ura Betriebe ihrer Bläschraenanlagen die nöihige 
Bewegkraft zn verschaffen. Die Unentbchrliclikeit der be- 
wegenden Wasserkraft för den Bc^rgbau Ist so entschieden, 
dass Hadi befg-priTatrechtiiciien (in allen deutschen Bergbau- 
ISndern recipirten) Grundsätzen 1) Wassef , welches iiir eine 
Grube das notltige Gcfaite darbietet, wenn es bereits in Je- 
mandes Eigenthume ist, zu Gunsten des( Bergbautreibenden, 
der Expropriation eben so nnterliegt; wi^ z. B. das nöthige 
Terrain zn Anlage von Qnibehgebauden , Hsilden und dergl. 
(§. 19* 20.), so dass es also zn "Gunsten des Bergbaues, na- 
türlich gegen volle Entschädignng^ voti andern Privaten noth- 
wendig hergegeben werden muss; dass es 2) jedem Berg- 
werksunternelinier unverwehrf Ist , ja sogar ails eine Berg- 
werksnebetinntzung betrachtet t^ird, durch den Betrieb von 
Stölln nnd Rösehen , Wasser zu erschroten xmä zu gewinnen, 
lim sie zur Verwendung anf Bergwerksmaschinen zu iSammeln 
nnd dazu zn fassen; auch 3) die Anlegung von Bergwerks- 
teichen, als Reservoirs für dergleichen Wasser, der berg- 
manmsehen u n t e r i r d i s c h e n^ Erschtotung und Gewinnung 
von Wassern gleichgestellt worden ist ^)* 


a) Vergl. die Oberbergamtsvefördnung Tom 8. August 179P., 
vr^lche die bciaptsäcbncbereii Besthnmungeil fiber den Umfang der 
W»s»ertcrleib«ng nnd deren Modalität eAÄiält. (Cod. Aug, tte Fort- 
setzuRg Ihe« TbU S. 2i9.) 
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Nach diesen Grundsätsen stehen dem BergbaotreibendeD, 
um sich in Besitz der nSthigen Wasserauflüsse sa setzen, fol- 
fende Wege offen: a) die Besitznahme toh öffentlichen und 
freien, In Niemands Etfenthum befindiiehen, Wassern und 
dessen unmittelbare Zuführung zu seinen Maschinenanlagen. 
Auf Benutzung solcher Wasser hat Jedermann Ln Staate An- 
spruch, folglich auch der Bergbanlreibende. Letzterer hat 
aber aus dem ad 1) angegebenen Grunde ein Vorrecht Tor 
Andern, z, B. den Müllern. Um sich aber dieses Vorrecht 
nicht nur gegen Andere überhaupt, sondern auch gegen an- 
dereBergbautreibende, welche dergleichen Wasser eben- 
falls zu bergmännischen Zwecken kömiten benutzen wollen, 
und um die Altersgerechtigkeiten zu sichern , muss er solche 
eigenthumsfreie (herrenlose) Wasser muthen, statt das 
Andere, nicht Bergbautreibende, zu ihrem Zwecke (oder zu 
den Anlagen, für welche sie die Wasser benutzen wollen) 
Concession suchen. Es sind dalier solche Wasser, so weit 
sie zu bergmännischen Zwecken gebraucht werden sol- 
len, nach bergpriTatrechtlichem Gnindsatze, zu einem Gegen- 
stand bergublicher Verleihung . und analog zum Bergfreien 
erhoben und ist zu deren Verleihung die Berg Staatsbehörde 
autorisirt worden, anstatt dass an andere, nicht Bergbauende, 
die competente Civilverwaltungsbehorde Concession ertheilt. 
Es ist also bei Muthung freier Wasser die Bergbehörde, 
welche im Namen des Staats den diesem allein zustehenden 
obrigkeitlichen Act ausulit **). 


b) Es ergiebt gich hieraas übrigens ganz deutlich , dass die 
bergikbliche Verleihung (eben so wie jene ConcessionserÜieilung) sich 
auf die obrigkeitliche Machtvollkommenheit des Staats, nicht auf das 
niedere Regalitätsrecht des letzteren am Bergbau gründet. Der 
staatsrechtliche unterschied ist nur formell und der, dass der Staat 
die bergttbliche Verleihung durch seine Bergbehörde, die Con- 
cession durch seine gewöhnliche Verwaltungsbehörde ausüben lasst. 
Was aber für die Wasserverleihungen gilt, gilt für alle andere berg- 
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b) 6in zweiter Weg ist die Anleg[ung von Wasserreser- 
voirs, um darin nächst den atnaosphärisclien Niedersclilägen 
und Fluthwassern , aucli die gewöhnllclien Wasserzugänge 
aufzusammeln, welche ihrem natürlichen Laufe nach sich zu 
Sammelplätzen hin Terfallen. In diesem Falle hat der Berg- 
bautreibende nicht die Wasser, die er erst zu sammeln liofTt, 
sondern die Stätte zu erwerben , in welcher er die Wasser 
samnieln will (wiewohl er auch gleichzeitig die ad a) be- 
ischriebene Art der Wassererwerbung damit verbinden kann). 
Diese Erwerbung kann zwar blos durch Auskauf des zu der 
Anlage nothigen Grundes und Bodens geschehen (der dann 
der Expropriation gesetzlich unterliegt); um aber vor andern 
Bergbauenden ein Vorrecht auf solche Stätten und Bäume 
zu erlangen , pflegen auch dergleichen Teicfastätten als Berg- 
werkswasser - Reservoirs ' bergiiblieh g e m u th e t und ver- 
liehen zu werden und werden dadurch zu eigentlichen Berg- 
werkfilehnen. 

c) Der dritte Weg, um Wasser zu erlangen, besteht in 
der oben angegebenen Erschrotung derselben durch unter- 
irdischen Stolln- und Röschenbetrieb. 

Hierbei bleiben übrigens die gew^aüchen Civilmodi ac- 


übliche Y^erleihungeD, Dass aber der Staat die Verleihang des Berg- 
freien, folglich auch freier Wasser, bei gehöriger Muthuiig, uicbt 
verweigern kann, ist die Folge privatrechtlicher Bestimmungen; 
^us diesen folgt zugleich für den Staat eine nothwendige Verzichts-^ 
leistung auf das ihm an öffentlichen Flüssen zustehende Regal, welches 
dem Interesse der Bergbauenden insofern weichen muss, als diese die 
Wasser bedürfen. 

Bs gründet sich also dergl. vom Staate ausgehende Wasserver- 
leihung auch nicht auf dessen Wasserregal, sondern letzteres un- 
terliegt sogar auf den Grund privatrechtlicher Rechtsbestimmungen, 
welche der Staat vermöge allgemeinen Landeshoheits- und Regierungs- 
rechtes aufrecht zu erhalten und in Kraft zu setzen hat, einer' 
Schraälerung. Yergl. Puncto 3. des Rescripts vom 13. Juli und der 
Oberbergamtsverordnung vom 8. August 1798. c. 1. 


> 
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quireiidi (durch Kauf, Cessipn etc. , oder Mose Erpacbtun^) 
der Aadem geliörlg^en Wasser nicht ausge§cI|lQ8acn. 

Auf eiue oder andere der angegebenen dreifachen berg- 
männischen Weisen Iiatten sich bergbanende Privaten ihre 
Was^ervorräthe nrsprüngUch zu verschafFen, und müssen diese 
Wege noch jetat einschlagen; wo sie Wasser aus der alige- 
meinen Bergwerks^iisserrersorgungsanstalt .nicht erhaiten 
Icöuuen. Auch der Staat würde zu anfängÜclier Bcgriindung* 
seiner Anlagen i|iif dieselbe Weise Itaben Terfuliren könne n, 
indem auch ihm die gesetzlichen Bestimmimgen , wekhe das 
Bergpriratrecht 4arbietet, zu (Statten gekommen waren <, und 
er würde zu seinem eigenen Schutze und Vortheile '') eben 
so m vei'fahreQ genöthigt gewesen sein, wenn er itiOoili^ 
sionsf allen mit andern Bergbantreibcnden, welche gleiche 
Unternehmungen beabsichtigt hätten, gekonimen wäre. Inr 
soferp würde der Staat ala Eigenthümer seiner Wasseryer- 
sorgimgsanstalten, ganz eben st>wie als Stöilner und aus dönf 
Gesichtspunete lediglich einer Privattbeikiahme am Bergr 
bau (letzteren ha weitem Sinne, auch auf solche fJuter^ 
nchmungen ausgedehnt r^rstandcn) zu betrachten spiii^ 

Allein, tbeits Ist der Staat bei den ihm zu Gebote stehen* 
den betrachtiiphe^i Mitteln auf einfachere und kürzere Weise 
in den Besitz seiner umfassenden Was^erversorgungsenstaiten 
durch Cessipn ui^d Ankauf der einzelnen Teiche luid Gräben, 


c) Streqg genommea sollte daher aacli der Staft€ als Eigenthii« 
mer d«r Bergwerksteiipbe, ZtiAuss«, w€kbe er aaies öA^ntlicben Gewä». 
serQ beziedt, die Niieaiaods Bi^eatbuin sind , ebeuftilte mutlien, was 
hin und wieder auch geschieht; öfter jedoch unterblieben und ntff 
um deswHIen ohne ^faclttheit unterblieben ist, weil andre Pl^ivatberg- 
bautreibende, im Anerken»tnit»8 des grossem Nutzens für sie seihst, 
der fiscalischen Bergwerkswasserver^orgung solche Zuschüsse gern 
haben überlassen^ köniiea, auch deren unmittelbare Ableitung nj^cht 
bedürfen y insofern sie mit wenigem SchwteHgkeit und näher ihren 
Wasserbedarf aus der aUgemeiuen BcrgwerkswasservcrsorgungsausCalt 
erhalten können. *" • 
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w^lclie frulicr einzelnen Gewerkschaften zustanden, auf ein- 

■ 

mal zn kommeu im Stande geweseii»^ tlieik^ imd dies ist liaitpt- 
sächlich zu bemerken , hat der |[Jnvitand , dass es gerade der 
Staat ist, welcher im Besitz imd Eigenthiime der fraglichen 
Anstalten sich befindet, zu einer ganz besondern filnricbtung 
geführt Es tritt nämlich der Staat bei dem Gebrauche, den 
er von seinem Wasserrorrathe macht, und wie er solchen 
macht, ans den Grenzen eines blosen bergbauenden Priva- 
ten, -wie er es z. B. als Stölliier ist und vielleicht auch in 
Bezug auf die Wasserversorgnugsanlagen lUfsprüuglich war, 
aus den Grenzen, die ihn anderen Bergwerkseignern gleich- 
stellen würden, hemiis* £s erscheint seinem Elgenthiuue 
au den fraglichen Anstalten und der Disposition darüber eine 
Funi^tion beigemischt, die er nu^ von Staats wegen aus- 
üben kann. . Es erhält dadiurch die Bergwerkswasserversor- 
gungsanstalt das Gepräge ei|ier wirkli([;]ien Staatsanstalt. 
Hauptsächlich äussert sich dies insofern, als die Vertheilung 
dc^r Wasser aus der Bergwerkswasserveirsorgvngsansfalt au 
die Gruben, wi^Iche dergleichen Wasser als Aufschläge be- 
dürfen und beimtzen, in Form de^ bergüblichen Ver- 
leihung geschieht; sq daiss d|e Qrubendgner durch berg- 
übliche Muthung in Besitz jener Wasserzuflüs&e gelangen 
können. Es wird daher das hi. den fiscalischen Wasserrcser- 
voirs aufgesammelte Waßser dep verleihbareii Ber^freieii 
gleichgestellt und Muthung darauf zugelassen. Auch die Qon- 
seqnenz d^v Muthung und Verleihung^ namentlich die Alters- 
gerechtigkeit, wird hierbei als Grundsatz angenominep (rergl. 
die sqhon angezogene O.B.A. Verordnung vom 8> Aug, 1798.). 
Es erseheint jedoch diese Einriclitung, genauer betrachtet^ 
nur als eme eigentliche analoge Äußdehnuiig der Grimdsatze, 
welche von der Verleihung des Bergfreien" und der Muthung 
gelten , auf das lüer fragliche Object , weiches durchaus kein 
liergüroies., sondern im. Eigenth:um;e des Sit^aatsfiscus 
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ist, m5ge man nnn die WatserrenorgiingsanstaU ab wirk- 
liche StaatsanfitaU betrachten, oder den Berg;werk8fi8cu8 allen 
aiideren bergbantreibepden PriTatefgenthümem in dieser Hin- 
sicht gleichsteilen. Eine strenge Dnrclifuhrung der durch 
die Mttthung und Verleihung erlangten Rechte wird auch 
schon dadurch aufgehoben, dass bei dergleichen Yerleilnmg, 
welche gleich allen anderen Verleihungen durch die Berg- 
amter geschieht, der allgemeine Vorbehalt gemacht wird, „dass 
jeder Wasserbellehene sich der Disposition der administriren- 
den Bergbehörde über den gesammten. In den Wasserreser- 
Toira Torhandenen Vomth und die Wasservertheilung, wie 
sie zum Besten der Revier oder einzelner Gruben' zumal in 
dürrer Zeit sich nbthig darstellt, in Ansehung seines ihm 
yerlicihenen Wasserzuflusses zu unterwerfen habe.^^ Hieraus 
folgt natürlich, dass trotz der Altersgerechtigkeit, aus Rück- 
sichten auf das Gesammtbeste einer ganzen Revier, ein Be- 
liehener aus administrativer ErwSgnng demjenigen weichen 
muss , dessen vorzüglicher Anspruch auf jene blos admini- 
strative Rücksicht sieh gründet. In der Geschäftspraxis tre- 
ten auch, in Gemässheii jenes Vorbehalts, die, durch die 
Muthung und Verleihung erlangten. Rechte so sehr fai den 
Hintergrund, dass die Administrationsbehörde fast immer in 
Collisions- 'und zweifelhaften Fallen die Wasservertheihmg 
nach administrativen Rücksichten, nur mit beilüaliger Berück- 
sichtigung der Altersrechte, regulirt (vergL §. 46.). Hierin 
liegt eben der Beweis, dass die Wassermuthungen und Ver- 
leihungen nur ganz nnelgentlich als solche zu verstehen sind 
und dass zwar die Form und der Name als solche, nicht abc^r 
das eigentliche Wesen jener Institute, auf die Wasserverthei- 
lung aus der fiscalischen Wasserversorgungsahstalt wirklich 
übergegangen ist 

Noch weit mehr findet dies (beiläufig erwähnt) Statt, 
bei Verleihung von dergleichen Wassern zu andern, als 
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bergminliischeii, Zwecken, die nach der ange20genen Gene- 
ralverordiinng den Bergämtern ebenfalls erlaubt ist, die jedoch 
geradezu eine Anomalie und gänzliche Abweichung von den 
hinsichtlich der bergnblichen Yerieihung sonst bestehenden 
Rechtsgrundsätzen involvirt , indem nach letzteren Muthung 
nur zu bergmännischen Zwecken gestattet ist^). 

§.st. 

Fi9» Unterstützungendes Bergbaues^ die avf privatreckt* 
liehet Ferbindlickkeit des Staatsßscus beruhen. 

Es ist bei der bisherigen Betrachtung der aufgezählten 
-Unterstützungen, welche der freie Privatbergbau aus Staats- 
cassen empfangt, gezeigt worden,, wie und bei welchen der- 
gleichen Zuflüssen, theils eine staatsrechtliche Verbind- 
lichkeit (bei den §. 31. erwähnten Begnadigungen),^ theils die 
Speculation auf eignen Gewinn, bei der Privattlieilnahme am 


d) E9 gilt diese Bemerkung sowohl fSr die aus der Bergwerks- 
wasserversorgungsanstalt TerlieheueD, als für die durch sonstigen Bergbau- 
betrieb erschrotenen und, nameuUich auch für die zu auflassigen Gru- 
bengebauden gehörigen, oder bei noch gangbaren Gruben nicht mehr 
gebrauchteu Wasser, die entweder mit der auflässigen Grube zugleich, 
oder für sich allein , die Eigenschaft der Auflässigkeit annehmen und 
in falsch verstandener Consequenz von den Bergämtera ^a andern 
als bergmännischen Zwecken «ollen verliehen werden dürfen , anstatt 
dass in allen diesen Fällen die gewohnliche Erwerbungsart des Ci- 
vileigenthums daran eintreten sollte. Die auflässigen Bergwerkswasser 
würden vielmehr wie ungangbare Bergwerks-Tagegebäude, sofern dar^ 
auf eine Muthung auch unzulässig ist, zu behandeln und unter dem 
Bergreservate (§. 22.) in Privathände auf die gewöhnliche Weise zu ver- 
äussern sein. Muthung aber wäre darauf nur dann anzunehmen, wenn ^ 
deren Besitz zu bergmännischen Zwecken wieder gesucht wurde. 
Ausserdem aber und wenn Jedem Muthung auf solche Wasser zu 
jedem Zwecke frei steht, werden dergl. Wasser der bergmännischen 
Benutzung zur Ungebühr entzogen, weil dieiiluthung und darauf er- 
haltene Verleihung die Wirkung hat, dass sie den Beliehenen, sogar 
einen Müller, Fabrikant und dergl.^ der gar nichts mit de^ Bergbau 
gemein hat ,' selbst gegen die Bergwerksunternehmer und das diesem 
zustehende Vorrecht scbfizt. 
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Bergbau ) und eine mit den Bergwerkseignem diesfalls ein- 
gegangene (gegenseilige priTatrechtliche Verbindlich- 
keiten erzedgende) Gemeinschaft (beim Stolln- und Röschen- 
b<etriebe)^ Ibejls aber auch politische nnd staatswirthschaft- 
liche Rücksicltten, zu Grnnde liegen. Der Hinzutritt dieser 
Letzteren ist es unrerkennbar^ welcher den beregten Unter-^ 
Stützungen ihre Stabilität bisher gesichert hat Ohne sie 
würde es- dem Staate freistehen <, unter gewissen Bedingungen 
und gegen gewisse Kntschädigungen^ wegen seiner aufhaben- 
den prlvatrechtiichen Verbindlichkeiten gegen die Bergvterks- 
tlgner, toü seiner Theiinalime an dem Bergbau und dessen 
Anstalten abzugehen. Aus denselben Gründen tritt aber auch, 
selbst in den ledigtil;h priTatreclitlicli zu beurtheilenden Ver- 
hSltnissen ^ die aus der Theiinahme des Staats am, Bergbau 
fn der bisher erwähnten Weise fdgen, die Eigenschaft des 
Staats als solchen, altenihalben mehr oder weniger herror, 
'wodurch die Bergbäuverhältnisse in Etwas modificirt werden. 

Es sind dagegen minmehro zweierlei Znüüsse, die der 
Bergbau aus Staatscassen empfängt, zu erwähnen, die sich 
auf eine streng privatrechtliche Verbindlichkeit des Staats* 
fisctiS und zwar ge^en gewisse Reviere und Bcrggebäu^e grün- 
den und daher nicht sowohl als verfassujigs massig, wie 
als rechtlich' begriindet, zu prädiciren sind. Es ist dies: 

a) das Geldäquivalent für die, mehreren Revieren und 
Girnb^n, sonst zugestandene unentgeldliche Beziehung ihres 
benöthigten Grtibenholzes ans Staatswäldungen. Die Verbind- 
Uchkeit , Holz zu der Grubeuzinunenuig aus fiscalischen Wal- 
dangen an die berechtigten Reviere nnd Berggebäude abzu- 
geben, ist uralt. Sie ruhete auf diesen Forsten, gleichviel 
wer deren Elgenthumer war. In Sachsen ist der Staat ziun 
Thcil in den besitz sokher Forsten gekommen, folglich auf 
den Staatsfiscus zufallig diese Verbindlichkeit überg[egangen^ 
die er jedoch nicht als Staatsanstalt, sondern qua privatus 
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(lün und w!«der acttst gegen den Gcmiss von den sogenann- 
ten Ilolskuxeii) zii erfüllen hat^ Es scheint, dass eine — 
niiewoJbii in dieser Maasse nicht ausdrücklich isänctionirte — 
Expropnatinn zu Gunsten des Bergbaues, in der ailesten 
Zeit sich unbedingt auf. die Holzung erstreckte, reiche die 
m der Nahe derselben angelegten Gruben ' umgab , so dass 
die BcrgwerlseignoT Ton den Hesitzern dieser Ilolzung die 
Abgabe ikres beuölhfgten' Holaes rechtlich Vei*langen konn- 
teu* Die Entschädigung konnte bei dem geringen Werthe 
des Holzes in jener SSeit hur iiiibedeui^iid sein. Wenn auch 
f päter dies , . auf der allgemeinen Expropriationsbestimmung 
beruhende, Reclit des Bergbaues, bei steigendem Wcrthc 
des Ilbkes^ sich sehr hesehräiikt hat und in der Ailgf^iiieih- 
heit gegemvartig nicht mehr gellend gemacht wird, so hat 
es doch dazu beigetragen, einzelnen Revieren- und wiederum 
einzclnea BerggebHuden in denselben , den Anspruch auf so- 
thane Verabreichung unentgeldlichen Gnibenhokes aus ge- 
wissen Waldangen zu eäialten, ein Anspruch, der jedoch 
uunmelir als auf dem l^tel des Herkoftimeni^ und der Ver- 
jahniBg berultend' zu betrachten ist. £i» bezieht sich dies 
vornämlieh auf die ßscalischeur Waldungen^ «-^ wiewohl (inch 
in den obergebirgischen Revieren analoge Beispiele der Aus- 
übting solchen Rechtes von Grubeneignern gegen FrivatWald- 
besitzer vorkommen — und ist vom Staatsßscus als auf dem 
Herkommen beniheud aiieiiannt woi^d^u^). Erstseit dem Jalure 
1822. wurde die Verwandlung der firiihern Naturalabgabe von 
Holz, so weit sie rechtlich hc]rgebraclit,Mieiiie fixe Gelikutschä- 
digiittg r^ilirt^) und die Verli^dlichkeit, diese (vorerst auf 

■ ■ ■■■ ■ *i^» 1^» »i^ »afc 

a) S. Mandat v. 14. Decbc 1620. (Cod^ Aug. IT. 270,) in Be- 
zug auf die in Mari«nberger Revier bauenden Berg:werkseigner; 

b) S. die höchsten Reseripte vom 17« Jun; 18^!?; vom 13. Jan. 
iS&ß» undvofl»12. DeCk 1828., sowie wegen der dabei zu beobachtenden 
Pplu^ipien mehrere «itätere in der Sacitö ergangene Ministerial - Ver-, 
Ordnungen. 


192 


Jährlich IISOO Tlilr. festgesetite) Sttmme an die Berechli^- 
ten auszuzahlen, ist aafs Staatsbudget mit übernoilunen , da^ 
bei aber das oben berührte rechtliche Yerhaltniss, von der 
Staatsregierung und den Ständen in Uebcreinstimmung, auf 
das Bestimmteste anerkaimt worden ^). Es sind diese 11300 
Tfalr. nach dem Anhalten des Bedürfnisses und anderer Local* 
Verhältnisse, auf die verschieduen 6 Bergamtsreviere repartiert 
worden« In jeder Revier beziehen dieses Aequivalent dann 
wieder nach der Subrepartition der Bergimter einzelne be- 
stimmte Berggebäude und es ist in dieser Hinsicht zu be- 
merken , dass unter letztern solche sind, die auf fiscalische 
Keclmung betrieben werden, wie z. B. in Frejberger Revier, 
wo der fiscalische Theiersberger Stolln und das fiscalische 
Grubengebäude Churprlnz den grossem Theil dieses Aeqni- 
Talents erhalten ^\ 

b) Eine zweite, auf privatrechtlicher Verbindlichkeit des 
Staatsfiscus beruhende, Unterstützung des Bergbaues ist die 
Entschädigung des Letztern wegen des vormals um geringere 
Preise von den inländischen Hammerwerken bezogenen Eisen- 
bedürfnisses. Früher hatten nämlich die sächsischen Ham- 
merwerke die, Verbindlichkeit, den Grubeneignem ihren Be« 


c) S. deo Bericht - der Steu Kitmmer über das Staatsbudget uad 
dessen Beilage A. S. ^%, in den Beilagen zu den ProtocoUen der Sten 
Kammer 2te Sammlung ; (Landtagsacten v. J. 1834-.) ; wogegen von der 
Uten Kammer Etwas nicht erinnert worden ist (S. 518. der Beilagen 
zu den ProtocoUen der Isten iCammer 2te Sammlung, Landtagsacten 1834.) 

d) In Freyberger Revier nehmen aü dem für diese verwilligtea 
Holzäquivalente auch die B er gli orbmach er Antheil, nämlich die- 
jenigen (g^össtentheits invaliden) Bergarbeiter, den en vermöge besonde- 
rer und ausschliessender Concession des Oberbergamtes, das Vorzugs^ 
recht auf Anfertigung der Bergkörbe, welche die Gruben von ihnen 
gegen die regulirte Taxe zu kaufen babeü , ertheilt worden ist« Sie er- 
halten zu ihrer und unmittelbar zur Unterstützung der gesammten Revier 
einen Antheil von jenem Aequivalente zu Anschaffung des zu ihren Kör^ 
ben erforderlichen Materials, welches ^ie, so wie die Graben^ ehedem in 
Natura bezogen. 
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darf TOti Eisen um einen 4 Gr. pro Waage niedrigem Preis 
zu liefern. Die inländischen Hammerwerke waren unter an- 
dern auch dazu verbunden, weil sie von Seiten des Fiscus die 
Vergünstigung niedrigerer Holzpreise aus Staatswaldungen ge- 
nossen. Als den Hammerwerken im^ 2ten Jahrzehent gegen- 
wärtigen Jahrhunderts diese Vergünstigung entzogen ward, 
so übernahm es der Fiscus, den Bergbau für seinen, als 
begründet anerkannten, Anspruch 2U entschädigen. Der jähr- 
liche Durchschnittsbetrag dieser Entschädigimg ist durch Spe- 
cialrescript vom 10^ April 1816. auf 

012 Thlr. 4 Gr. 11 Pf. 
festgesetzt worden, wovon: 
550 Thfr. —Gr. — Pf. für die Freyberger 

50---*- — - - - Annaberger 

45- — . ^ Marienberger ^Revier, 

150 - . — - — - - - JohannGeorgenstädterj 
140 - ' — - .^-, - - - Sdmeeberger 

und 

S7 - 4 - 11 - für den Freyberger H&ttenseparatfond 


Summa uts. 
bestimmt sind. 

Die ad a) und b) erwähnten Zufiiisse sind übrigens bis- 
her aus dem Landeszahlamte , also nicht aus den Erträgen 
und Ueberschüssen der fiscalischen eigentlichen Bergwerks- 
cassen, verabreicht worden. 

§. SR 

Von der Theünahme des Staate am Berghau aus Staats» 
wirthschaftlichen und finanziellen Rücksichten (fiscali- 
scher Bergbau^ Bergbaucasse). 

Ohne dass eine verfassungsmässige Verbindlichkeit vOder 
ein staatsrechtlicher Grund vorhanden ward, sondern 

IS 


» I 
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l^diglicli aus politischen (staatswirtlischaftlichen) Bück- 
sichten endlich nimmt der Staatsflsciis, theiis als Gewerke 
einzelner Kuxe (b. B. bei den Privatblaufarbenwerken), theiis 
ganzer Oruben , in deren anschliessendem Eigenthume er sieb 
befindet, theiis als Besitzer einzelner Hüttenwerke (z. E. 
als Besitzer des Doppelblaufarbenwerks Obersehlema) am 
PriTatbergban Theil. Nicht allemal und unbedingt ist es hier- 
bei auf eine Unterstützung des letztem, sondern eben so- 
wohl Auf den möglichen Gewinn abgesehen, der z. B. bei dea 
erwähnten Blaufarbenwerkskuxen auch ein wirklicher ist ^). 
Jedoch sind zeither die vom Staate betriebenen Silbergniben 
in der That nur mit Opfern gebant^ and es* ist die llieil- 
nähme des Staats am Privatbergbau besonders insofern als 
eine wesentliche Beförderung desselben angesehen worden, 
als es vomamlich einige weitaussehende und erst in späterer 
Zeit Früchte Tersprechende Ujiternehmungen smd, deren 
Betrieb der Staatsfiscus auf seine Kosten -fortstellt. Es ge- 
hören zu letzteren insbesondere diejenigen , welche bis zimi 
1. NoTbr. 18S?, unter Leitimg einer landstandischen Deputa- 
tion, auf den Grund landständischer Verwiliigimg vom Land- 
tage des Jahres 1824. zu Entnehmung der Kosten aus den 
Steuereinkünften, für Rechnung der Landstände, oder eigent- 
lich des Landes, betrieben wurden und deren Fortstellnng 
vom Jahr 1832. an in Gemässheit hoher Verordnung vom 80. 
Novbr. 1833. (vor der Hand jedoch nur für die mit dem 
Jahre 1836. zu Ende gehende Finanzperiode) vom Staats- 


» 

a) Die Einnahme des Staats&sciu davon ist nacb dem Staate- 
budget zu 

3500 Thlr. netto jährlich berechnet 
Siehe Landtagsacten ||3 1. Beilage A. S. 42. zum Deput Berichte 
der 2ten Kammer S. 329. Beilagen zu den Protocollen der 2tea Kam- 
mer , 2te Sammlung. 


MM 
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fifeicns (auf das Landegzahlamt) obne bestimmte ^usicfaeruhg 
für die weitere Zukunft . nbernommen worden ist. 

Durch diese Art der Theilnahme am Bergbau tritt der 
Staatsfiscus ganz in die Reihe der übrigen bergb^uenden 
Privaten, ohne dass die Eigenschaft desselben alsFiscus sich 
diurch besondere Vorrechte oder sonst äusserte. Die Ver- 
fassung bei diesen Staatsgruben ist ganz dieselbe wie bei 
den übrigen gewerkschaftlichen Qruben, nur dass {mit Aus-- 
nähme derjenigen Gruben, an denen noch einige Priratge- 
werken Antjieil haben) die gewohnliche Zübusseinbringnng, 
sowie die Abentrichtung der fiscalischen Bergwerkssteuern, 
als des Zehnten etc. hinwegjEäilt, und in Folge dessen beL 
dem Verkaufe der gewonnenen Erze an die fiscalische Erz« 
einkaufsanstalt eine andere Abrechnungsart und Erztaxe be- 
folgt wird« 

Wo der Staatsfiscu6 ausschliessender Eigenthiimer solcher 
Berggebäude ist, wird er jedoch deshalb nicht als Eigen- 
löhner, noch werden solche Gruben als Eigenlöhner- 
gruben beimachtet und behandelt, theilsweil das ursprüng- 
liche Criterium der Eigejalöhnerzechen — die eigne Ar- 
beit bei der Grube — hier gänzlich unanwendbar ist, theils 
weil solche Gruben von dem umfange und der Bedeutung 
sind, dass sie der Verwaltung sachverständiger Grubenvor- 
Steher imd der Oberaufeicht der Bergstaatsbehörde in dem 
ganzen Umfange unterstellt werden müssen; ja das admini- 
strative Eingreifen gerade bd der Verwaltung dieser Staats- 
gruben um so unbeschrähkter ist, da es auch Staatsbehörden 
sind, welche die Administration darüber haben, bei den 
Eigenlöhnerzechen dagegen dies hur in sehr beschninkte^ 
Maasse stattfindet. Es stehen daher die fiscalischen Fund- 
grübner- Gebäude, m Hmsieht ihrer Innern Organisation und 
Verwaltung, dennoch den gewerkschaftlichen Gniben 
gleich. Di€ * Zuschüsse am selbigen siad natürUch veränder- 

13* 
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lieh, je nachdem die Betriebskosten mehr oder weniger durch 
den ei^en Ertrag der gewonnenen Erce gedeckt werden ^)« 
Aus demselben Gesichtspunkte , aus dem der Staatsfiscus 
als Aüeineigenthnmer ganzer Berggebäude zu betrachten ist, 
muss er auch als Inhaber einzelner Kuxe staatsrechtlich beiir- 
theiiet werden. Zu Verzubnssung von dergleichen Kuxen 
und zwar gegenwärtig vorzugsweise bei Gruben der oberge- 
birgischen ReTiere besteht die, rein aus Staatsmitteln (der dama- 
ligen Rentkammer) mittelst Rescripts Tom 10. Januar 1767. 
gegründete Berg baue asse ''), welche anfänglich beider 
höchsten Finansbehorde administrirt, mittelst Minis terial- 
Verordnung Tora 26. Juni 1883. aber d«r obergebirgischen 
Oberzehntencasse zur Administration überwiesen worden ist. 
Aus ihr sind hauptsächiich freie, oder Retardatkuxe Ton Gru- 
ben der Johann Georgenstädter Revier (später jedoch auch der 
damals noch zu den sächsischen Landen gehörigen Nenstäd- 
ter Revier) aufgenommen i, besagter fiscaliseher Bergbancasse 
zugewährt, und von solcher ver^ubusst, dadurch aber ist jenen 
Revieren eine wesentliche Beihülfe geleistet worden, fis ist 
jedoch nach aiisdrücklicher Bestimmung eines spätem Re- 
scripts vom 21. Juni 1834. diese Gasse, wenn schon Ihr der 
Nameder Obergebirgischen Bergbaucasse beigelegt 


b) Gegenwärtig werdea nU Staatsberggebäude (Fundgruben) iu 
Freyberger Revier der Cburprioz Friedrich August Erbst, und Beihilfe 
Erbst., 80 wie die ehemals standischen Berggebäude Treuer. Sachsen-» 
stolln und Ghristbescbeerupg s^ Ursula Erbst — in Anaaberger Revier, 
Kippenhayn sammt 10000 Ritter betrieben. 

c) Zu Gründung der Bergbaucasse wurden gewisse von einem Ge- 
heimen Ratlie, Freibrn. von Gartenberg, an die Rentkammer zu be* 
zahlen gewesene Grünthaler Kupferbezahlungsgelder an ursprunglich 
34000 Thir. benutzt. Durcli die gluckliche Speculation des^ Ankaufs 
Sachs. Staatspapiere weit unter dem Nennwerthe, so wie auch durch 
hin and wieder eriangtea Verlag und Ausbeute, stieg die Casse bedeu-. 
tend; so dass von dem, dem Staate gehörigen Capitalienertrage der- 
selben in Johann Georgenstadter Revier, zuletzt im Jahre 1835. für 
13aO Thir. 20 Gr. aof Verbanang von Kuxen ferweadet werden konnte. 


N 
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worden ist^ keiiiesweg^s blos für die obergebirgischen Reviere, 
sondern fär den gesaramten Bergbau des Landes, wo es die 
Nothdiirft erfordert ,. bestimmt. Sie ist zwar, wie niclit zn 
bezweifeln, im Efgenthome des Staatsfiscus , demohngeachtet 
aber beruht die fernere Verwendung zu dem angegebenen 
Zwecke auf einer Zusicherung des Staats und kann diese Art 
der .Unterstützung in sofern zu den stabilen und verfassungs- 
mässigen gerechnet werden. Es geht dies und djas Aner- 
kenntniss einer, gewissen Yerbindiiohkeit dazu, aus der mit- 
telst Rescripts vom 20. März 1820 '^) getroffenen Anordnung 
hervor, dass, nadidem zu Aufhilfe des obergebirgischea 
Silberbergbaues den Schurfgeldercassen ausi der Bergbaucasse 
30000 Thlr. -rr- — als Vorschuss verabreicht worden, •<* an- 
statt solche Unterstützung aus andern Staatscassen zu entneh- 
men -^r^ der Bergbaucasse wegen des dadurch an ihrem Ca- 
pital vermögen erlittenen Verlustes, das derselben zu Ver- 
zubussung der ilir gehörigen Kuxe Fehlende zugesichert ward« 
Darauf gründet sich, die nach dem Staatsbudget auf das Lan- 
deszahlamt übernommene Verabreichung eines jährlichen 
Zuschusses von 600 Thlf. ^ — *) zur Bergbaucasse. 

§8». 

Fortsetz no§^ 

Vorübergehende Unterstützungen eimselfter Sergwertcsun- 
ternehmungen {Zuschüsse^ Erlasse),. 
Es bleiben .noch die einzelnen veränderlichen , theils für 
vorzugsweise aussichtsvolle Bergwerksunternehmungen, theils 
in Fällen dringenden Bedürfnisses, auf besonderes Ansuchen, 
vom Staate dem Privatbergbau zufliessenden Unterstützungen 


d) S. die oben angezogenen Landtägsacten S. 69. 

e) Ebeadadelbst and von Weissenbacb, Sachsens Bergbau etc. 
S. 119. 
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SU erwähnen , welche Ton Jeher ans staatswif thschiiftlf ehen 
Gründen einzehien Gruben^ oder ganzen ReTieren, .ziige- 
wandt worden sind und (ur welche auch in dem ersten sachs« 
Staatsbudget gewisse Summen ausgesetzt worden sind. Sie 
bestehen entweder in baaren Zuschüssen aus demLan- 
deszahlamte »*-< (eine Verabreichung Einiger davon aus der 
Generalschmelzadministratiohscasse, woher «sie früher geschah, 
hat, nach der Ansicht, dass letztere Gasse keine allgemeine 
Unterstützungs-, sondern lediglich eine Betriebscasse sei ^), 
aufgehört-—) oder inErlassenan fiscalischeh Abgaben 
und Gefällen. Jene, die baaren Zuschüsse sind entweder zu 
bestimmten Zwecken und für bestimmte Empfanger verwil- 
ligt, oder werden bis zu einer gewissen Summe der Berg- 
staatsbehörde zur Verwendimg auf Berechnung je nach dem 
Bedürfnisse angewiesen. Zu den Beispielen der ersten Art 
gehört die im Staatsbudget ^) aafgenoiümene Summe von 
jährlich 11823 Thh-, IS Gr., -- wovon ein Theil für zwei 
namhaft gemachte Gruben der Freyberger Revier, das üebri- 
ge zu Unterstützung der obergeburgischen Schurfgeldercasscn 
ausgesetzt ist Zu den Beispielen der letzteren Art gehören 
die im Staatsbudget hu aligemeinen ausgesetzten 7000 Thlr. 
jährlich zur ünterstützimg der Berg-, Hütten- und Ham- 
merwerke, w besondern ünglücksfäUen , insbesondere auch 
zu Aufhülfe der Eisenhüttenwerke. 

Die Erlasse an iscalischen Gefallen und Befreiungen 
davon (als von Zehnten, Zwanzigsten, Ladegeld u. s. w.) 
werden aus den fiscalischen Zehntencassen , die in sofern 
nur ein lucrum cessans erleiden, gewährt. Auch diese Art 


a) S. die angezogenen Landtagsacten 1834. Beilagen zu den Pro- 
tocoUen der Isten Kammer 2te Sammlung,- Bericht der Deputation der 
Isten Kammer über das Staatsbudget. S. 620, 

b) EbiBndas. Und Beilagen zu den ProtocoUen der 2ten Kammer, 
2te Sammlung a. a. O. S. 64. 
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der Cnterstutoung ist nicht constant, sondern beruht auf je- 
desmaliger concreter Cognition \uid Yerwilligung. Die yor- 
kommenden Beispiele sind in dem Kalender für den sächs. 
Berg- und Hiittenmann au ersehen, wo dergl. Erlasse und 
Befreiungen alljährlich nach officiellen Angaben aufgeführt 
iverden. ^ Im Staatsbudget ^) sind diese Unterstützungen unter 
den Etats der einzelnen Zehntencassen jeder Revier in Ausgabe 
aufgeführt; wo selbst auch noch mehrere, auf die Zehntencas- 
8en gewiesene Unterstützungen und haare Zuschüsse geringeren 
Belanges zu den Schurfgelder- oder Knappschaftscassen, Tor- 
nämlich auch zu den knappschaftlichen Schuianstalten ^) vor- 
kommen. Letztere können jedoch zu den Unterstützungen des 
Bergbaues nicht gerechnet werden, hidem das berg- und 
hüttenknappschaftliche Schulwesen nur ein Theil des gesamm« 
ten Schulwesens im Lande ist. So wenig daher wie die 
*^ergwerkscassen zur Beförderung des letztern in Anspruch 
genommen werden, ebenso wenig erscheint es passend, die 
Uiiter^tützung der knappschaftlichen Schulanstalten auf die 
Ertrage dier fiscalischen Bergwerkssteuern zu verweisen« 
Wenigstens darf man bei eüier finanziellen Bilancirung dei^ 
Staatseinnahmen vom Bergbau mit den Ausgaben für den- 
selben, diese Art der Unterstützung' nicht mit in Ansatz 
brmgen, . 

Aus welchem Gesichtspunkte aber die politischen 
Grunde zu beurtheilen sind , welche die Staatsregierung zu 
Verabreichung und Gewährung aller übrigen in diesem §• 
erwähnten Unterstützungen des Bergbaues, Ton jeher be- 


c) Ebendas. S. 45. 57. 61. 

d) Was jedoch letztere anlangt, so wird künftig, nach Ministe- 
rialverordnung vom 19. Jun. 1835. diese Unterstützung von dem Budget 
des Finanzministeriums und folglich aus den Etats der Bergwerkscassen 
hinweggenommen und auf den Etat des Cultusministeriums übergetragen 
werden. ^ 


stimmt haben und lorern die bisherige Einrichtung; fortbe- 
steht, auch in Zukunft bestimmen werden, wie sehr näm- 
lich der eigne finanzielle Vortheii des Staatsfiscus (abge- 
sehen Ton allen staatswirtfaschafüichen Motiven) damit zu- 
sammenhängt, ist bereits mehr&ch (besonders §. 4.)-ange« 
deutet worden und muss bei Betrachtung der General- 
schmelzadministration noch mehr ans Lidit treten« Es sind, 
um es in der Kürze zusammenzufassen, alle die erwähnten, 
wenn schon beträchtlichen Unterstützungen des Bergbaues 
immer nur eine sehr massige Entscimdigung der Bergwerks- 
eigner für die ihnen seit Errichtung der Generalschmelzad- 
ministration und Einfuhrung des Erzverkaufes entzogene Ge- 
legenheit, ihre Erze selbst zu schmelzen und dabei alle, die 
Vortheile zu ziehen, welche durch die Monopolisirong des 
Siiberhüttenschmelzwesens, gegenwärtig vom Staate bezogen 
werden. In der ursprünglidbien Freierklärang des Bergbaues 
lag auch die Freigebung des Erzsclunelzens, ja in der aller- 
frühesten Zeit selbst des Ausmünzens der gewonnenen Sil- 
ber. Im Laufe der späteren Zeit sind das Münz* und spä- 
ter das Schmelzwesen, letzteres auf den Grund eines staats- 
rechtlich nicht begründeten, sondern factisch eingeführten 
ErzTorkaufes , in die Hand des Staatsfiscus übergegangen« 
So ist es dahin gekommen , dass der freie Bergbau als Ge- 
werbe auf das Au&uchen, die Gewinnung und Aufbereitung 
de]> Erze beschränkt, den mühevollen Theil der Arbeit 
und die Unsicherheit der Erfolge bei selbiger behalten; der 
lucrative Theil der Arbeit aber und die Sicherheit der 
Erfolge — in sofern als es hierbei auf die Industrie allein, 
die der Mensch in seiner Macht hat, nicht aber auf natür- 
liche (physische) Zufälligkeiten ankommt, vom Staatsfiscus 
für sich vindicirt worden ist. Alle Unterstützungen, welche 
der Staat an den freien Privatbergbau verabreicht, giebt er, 
gleichviel aus welcher Staatscasse, doch nur von den bei sei- 
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nem Jtfonopole gewonnenen Uebemhüssen, die er ohne den 
freien Priratbergbau gar nicht würde machen Icönnen. Er 
giebt sie, weil ihm in finanzieller Hinsicht Alles daran lie- 

* 

gen muss, dass die möglichste Quantität Erze zu Tage ge-r 
biracht werde , damit die Schmelzanstalt von. deren Zugute- 
machung den Gewinn beziehen könne , auf den sie berech- 
net ist« 

S- 40. 

3) Von der gewerhspoUzeilichefi Aufsicht des Staats in Bezug 
auf den technischen Betrieb des Bergbaues selbst, 

y 

Einleitende Bemerkungen. 

Die gewerbspolizeiliche Aufsi^t des Staats über den 
technischen Betrieb und den unzertrennbar damit in Zusam- 
menhang stehenden Haushalt bei den Bergwerken, die sich 
in mannichfachen öffentlichen Einrichtungen äussert, ist an 
sich keineswegs eine Ton den übrigen sachsischen Staatsein- 
richtungen, abweichende Singularität. Der Staat übt über den 
Betrieb der Handwerke, der Fabriken, auch in technischer 
Beziehung, eine Aufsicht luid Leitung aus, die nur, weil 
sie nicht besonders blos deswegen eingesetzten Behör- 
den übertragen ist, sondern Ton der Centraladministration- 
und Localbehörde, untermischt mit den TieUaitigen andern 
diesen Behörden obliegenden Functionen, besorgt wird, we- 
niger sichtbar in die Augen fällt. Es braucht hierbei, was 
den Betrieb der Handwerke anlangt, nur an die gesamm- 
ten Innungseinrichtungen, welche insbesondere sich auf die 
techniache Qualification der Arbeiter und deren Abstufung 
danach (Meister, Gesellen etc.) ; was aber die nicht zunf- 
tige, sowie die gesammte Fabrikindustrie betrifft, an die 
mannichfachen Bestimmungen und öffentlichen Eimrichtun- 
gen erinnert zu werden, welche sich theils auf die Inne- 
haltung der bei der Concessionsertheilung zum Gewerbe, 
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gestellten Bedingungen und des Staats diesfailsige Aufsiclit, 
iheüs auf die techniaclie YervoUkonunnung dea Gewerbesr«, 
tlieila auf die Mittel zu dessen Belebung nnd Sich^^tel- 
^ Inng , titeils auf Eröffnung von Absatzquellen, eben so aiif 
Verhütung von gemeinsefaadllchen Missbräuchen, auf die 
Sicherung des Einbringens der vom Gewerbe zu erheben- 
den Steuern u. s. w. u. s. w. beziehen. In analoger Weise 
lasseii sich auch die Einrichtungen, welche für das Berg- 
baugewerbe Ton Staatswegen getroffen sind, so weit sie 
die Aufsicht und Leitung des technischen Betriebes und 
des Haushalts dabei betreffen, auf den Grund der allge- 
meinen gewerbspolizeilichen Aufsicht^ des Staats zurück- 
fuhren. 

I 

Es ist der Ursprung der meisten diesfallsigen Einrich- 
tungen, die Tendenz derselben nirgends anders, als in dem 
staatswirthsehaftUchen, dem gewerbspolizeilichen Interesse zu 
suchen, welches der Staat gleich wie an andern Gewerben 
ebenso auch am Bergbau nimmt. Singular und eigenthüm- 
lieh dagegen sind in dem fraglichen Bezüge bei den Berg- 
werkseinrichtungen einige Momente, welche theiJs dem 
Bergbau Tor andern Gewerben jene gewerbspoiizeiiiche 
Aufsicht des Staats und dessen Aufmerksamkeit zugewen- 
det, theils bewirkt haben, dass sie in grosserer Ausdeh^ 
mmg, Wirksamkeit und bis in das innere, einzelne Getriebe 
^ der Grubenwirthschaft eingeht. Zunächst hat schon die ganz 
eigenthümliche rechtliche Natur des Bergwerksguts und die 
£rwerbungsart desselben, nächst den hiermit innig zusam- 
menliängenden Bedingungen der Concessionsertheilung zum 
Bergbaugewerbe, die Staatscontrole erhöhet; es haben die 
Terschiedenen Functionen des Staats, wie sie oben angedeu- 
tet worden und schon allein ein Gegenstand der Beschäfti- 
gung für die Staatsbehörde sein müssen , die Gelegenheit 
dazu gegeben, imd dahin geführt, dass der Staat auch dem 
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technischen Betrieb des Bergbatigewerbes seit der frü- 
hesten Zeit) besondere Aufmerksamkeit geschenkt und jener 
Staatsbehörde zugleich auch die besondere Aufsicht darüber 
mit übertragen hat. W^ erst jetzt YÖn Staatswegen für an-^ 
dere Gewerbe geschieht, gescliali ISngst schon für den Berg- 
bau; es geschah;» weil er lange Zeit das einzige, das sicher- 
ste , in staatswirthschaftllcher und finanzieller Hinsicht zu- 
gleich das einträglichste Gewerbe in Sachsen war. Es ist 
hier nicht Gegenstand der Erörterung , in wie weit noch ge- 
genwärtig dieser Vorzug des Bergbaugewerbes fortdauert, 
um demselben eine überwiegende Rücksicht des Staats zuzu- 
wenden. Dass die enormen finanziellen Zuflüsse, die er der 
Staatscasse und den Cassen der Privateigenthümer gewährt 
hat, aufgehört, kann wohl als entschieden angenommen wer-' 
den; grösser ist sein WerÜi in staatswirthschaftlicher Hin- 
sicht **). Allein das gehört zur Erwähniwg im gegenwärti- 
gen Zusammenhang, dass zur Zeit, wo sieh die noch jetzt 
fortwirkenden Bergwerksinstitutionen bildeten und gesetzli- 
che Sanction erhielten, sowohl Ackerbau, als die gesammte^ 
jetzt auf so hoher Stufe stehende Gewerbsindustrie sammt 
dem Handel, bei weitem die in die Augen springenden Yor- 
theile dem Staate nicht gewährten, wie der Bergbau*^). 

In Ermangelung anderer bedeutender Industrie und des 
Handels, durch welche in gleichem Maasse Geld hätte ge- 
wonnen und die Gewerbsthätigkeit hätte verwerthet werden 


a; Die grandlichste , vielfach belegte und in ihrer Art bis jetzt ein- 
zige, Erörterung dieser Art, mit dem Resultate: wie wichtig noch im? 
mer in staatswirthschaftlicher Hinsicht der Bergbau für das Land, wie 
nicht unbeträchtlich die finanzielle Nutzung aus demselben für den Staat 
und für die Bergwerkseigner nebenbei noch immer, wenn auch nicht 
mehr in der früheren Maasse, sei, ist in dem überaus schätzbaren 
Werke des ßergmeisters von Weissenbach : ,^Sachsens Bergbau^ national« 
Öconomisth beleuchtet, Freyberg 1833/' niedergelegt and kann hier 
darauf nur verwiesen werden, 

b) Vergl. nur angezogene Schrift S. 7 — 11. 
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kSiinen, hielt die StaatsregteniDg den Yorthcit, dts dtirch 
den Bergbau gewonnene Metall sofort in Geld verwandeln 
lu können, für den aliergrösaten. Noch hatte man den durch 
^dle vorgegchrittene ataatawirthschaftUche Aufklärung jetzt ge- 
wonnenen Standpimkt nicht erreicht, von welchem aus der 
blosse Yortheil allein, dasa im Lande das zum Gelde nothi^e 
Metall gewonnen werden könne, in staatswirthschaftlioher 
Hinsicht an sieh nur wenig und abdann für überwogen 
gilt, wenn die Thätigkeit, die darauf verwendet worden, 
«ich durch die Betreibung eines andern Gewerbes, wodurch 
mehr Geld erworben und fürs Land gewonnen wird , reich- 
licher verwerthen kann. Die ganze Sorgfalt der Regenten, 
selbst das persönliche Interesse derselben, wendete sich da- 
her lange Zeit dem Bergbau vorzugsweise zu, diesem: 
„Kleinod der sächsischen Lande^^ (wie er in den altern 
Berggesetzen oft genannt wird). Dies rufte die specielleren 
Instructionsbestimmungen In den Bergordnungen für die zur 
Aufsicht des Bergbaugewerbes bestellten Staatsbeamten und 
einen guten TheU der Einrichtungen hervor, die noch jetzt 
bestehen und deswegen Singular und abweichend erscheinen, 
weil sie in gleichem Maasse nicht auch wegen anderer Ge- 
werbszweige entstanden; veranlasste namentlidi auch dieCon- 
trole des Haushalts bfei den einzelnen Bergwerksuntemeh- 
mungen imd führte schliesslich zu Befestigung der von den 
Theoretikern mit Beharrlichkeit festgehaltenen, abeiv irrigen 
Ansicht über die Regalität des Bergbaues. 

Ausser diesen historisch begründeten Momenten aber, 
welche gegenwartig nur berührt worden sind, um das Vorhan- 
densein so specieller Staatseinrichtungen für den technischen 
Betrieb des Bergbaues, wie sie für kein anderes Gewerbe 
in gleichem Maasse bestehen und die Beauftragung eigner 

m 

Staatsbehörden mit Handhabung und Aufrechthaltung solcher 
Einrichtungen zu erklären, sind es auch noch gewisse Eigen- 
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thumlichkeiten in der Art und Wdse wie der Bergbau, um 
zn gedeihen, betrieben merden mufis, die aiich gegenwärtig 
und 2u allen Zeiten eine specieliere ^ewerbspolizeüiclie Auf- 
sicht des Staats unerlässlich machen; ja gerade in neuester 
Zeit mit zunehmender Nothwendigkeit bestellen, je schwieri- 
ger in aller Hinsicht der Betrieb des Bergbaues wird. 

Es dürften - diese Momente besonders aus Folgendem 
hervorgehen : 

A. Die Bergwerkseigenthtimer betreiben in der Regel 
•— als Regel ist der genossenschaftliche Bergbau anzimeh- 
raen — das Bergwerksgewerbe weder mit eigenen Händen, 
noch nadi eigenem Plane. • Mit Ausnidmie der Eigenl%lmer, 
im Gegensatze ziun gewerikschaftlichen Bergbau genommen, 
auf die eben darum die nachstehend zu erwähnenden Ein- 
richtungen zum Theil nicht volle Anwendung leiden, die viel* 
mehr selbststandiger, von der gewa-bspolizeüichen Aufsidit 
und Leitung des Staats unabhängiger dastehen, nehmen die 
Gewerken in gegenwärtiger Zeit an der Bergwerkstechnik 
und der Arbeit bei dem Gewerbe keinen Antheil., tragen 
dnrch eigene Intelb'genz und Arbeit zu dem Erfolge eines 
Bergwerksimternehmens wenig oder nichts \it\i. Für die we- 
nigsten Gewerken ist der Antheil, den sie am Bergbau neh- 
men, eine wesentliche Erwerbsquelle, sondern wird von ihnen 
— was in sofern auch wirklich der Fall ist, — als ein n e- 
benbei betriebenes Glücksspiel betrachtet. Nur die Eigen« 
löhner, namentlich die, welche auf niedere Metalle, Eisen, 
Zinn etc. bauen und damit zugleich den Betrieb eigner Hüt- 
ten - und Hammerwerke verbinden, machen auch hier eine Aus« 
nähme. Es liegt hierinnen unverkennbar ein sehr wesentlicher 
Unterschied zwisdien ihnen und andern Gewerbstreibenden, 
die sich jhr Gewerbe zur Erwerbsquelle nicht nur, sondern 
auch zum Geschäfte und Berufe machen; daher auch die 
Technik^ ihres Gewerbes selbst erlernen und verstehen und 


sich Sil Beaofsichtighiig und Leitung des Betriebes desselben 
befähigt gemacht haben. Dieser Unterschied allein würde 
jedoch ,die Nothwendigkeit einer specieller^i Fiksorge des 
Staats gerade f&r die B^gwerksindustrie nicht vollständig 
erklaren, oder, wenn man will, rechtfertigen, indem es auch 
wohl hier und da Eigenthümer, z. B. Ton Fabriken und ande- 
ren grosseren Gewerksanstalten gicbt, welche die technische 
Benutzung ihres Eigenthums *— die Leitung des Geschaff- 
tes — in Ermangehmg eigner Kenntniss, gewerbskimdigen 
Administratoren zu überlassen pflegen, über deren Qualifi- 
cation und Administration deshalb die Staats- und Yerwal- 
tuttgsbehörde eine genauere Aufsicht, als ausserdem gesche- 
ben würde, auch nicht fuhrt. Auch den Umstand haben die 
Bergwerksuntemehmer mit andern Eigenthümem Ton grössern 
Gewerbsanstalten, z.B. Fabrikherrn, nur gemein, dass sie 
die eigentliche Handarbeit bei dem Geschäft nicht selbst 
— wie die Handwerker — Terrichten, sondern durch ange- 
nommene Arbeiter rerrichten lassen, so dass also auch eine 
speciellere Beaufsichtigung der B>ergarbeiter Seiten des 
Staats in der Natur der Sache unmittelbar nicht zu liegen 
scheint.^ Allein, bei andern Gewerksanstalten der bezeich- 
neten Art kann der Staat denn doch immer mit Grund vor- 
aussetzen, dass der eigne Yortheil den Eigenthümer, der 
sein Gewerbe nicht selbst dirigirt, dennoch zu einer Wahl 
solcher Administratoren, wie sie ihm die nützlichsten Dien- 
ste leisten, antreiben- wird. Es versteht dei? Eigenthümer 
präsumtiv, wenn auch des Gewerbes unkundig, dennoch sei- 
nen Vprtheil so weii, dass er die nothige Controle über 
seinen Administrator nicht aus der Hand giefot und jeden- 
falls ist hier in dem Eigenthümer die bekannte Person vor- 
banden und nahe, welcher der Administrator verantwordich 
ist — Allein wo ist diese Person bei den Gewerbsunter- 
. nehmungen des Bergbaues zu finden ? Die Bergwerks -Actiai- 
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Gesellschaften, -als Eigenthumer des zum Gewerbe dienenden 
Bcr^erksgates, sind rielkopfige, aus zerstreuten einzelnen 
Mitgliedern bestehende, juristische Personen, die sich selbst, 
sowie ihren Administratoren unbekannt, der Sache fremd, 
weder fähig noch gewohnt sind, oder nur die Absicht ha- 
ben, ihre Administratoren zu controliren und zu beaufsichti- 
gen, ihre Arbeiter zu wählen, zu leiten, zu beschäftigen. 
In Ordnung zu halten, zu versorgen. Dieses eig;enthümilche 
Verhältniss hat sehr bald zu Maasregeln und Einrichtungen 
geführt, Termöge deren der Staat auf den Grund seiner Ver- 
pflichtung, für Sicherheit des Eigenthiuns und Förderung des 
Crewerbes zu sorgen, Aufsicht und Leitung der berülirten 
Gewerbsverhaltnisse beim Bergbau übernommen hat, wozu 
er sich durch die Wichti^eit des Bergbaugewerbes fiir 
den Staat m finanzieller und staatswirthschaftlicher Hinsicht 
bewogen sah imd noch bewogen sehen muss. Nicht auf 
einem Vorbehalt des Staats daher ^), den er sich bei der 
Freierklärung des Bergwisrksgewerbes gemacht — der auch 
nirgends historisch oder, urkundlich nachzuweisen, oder aua 
^en Berggesetzen abzuleiten wäre -^ sondern in der Natur 
der Sache, beruht diese gewerbspolizeiliche Fürsorge des 
Staats für die Bergwerksindustrie. Denn, nicht die Noth- 
wendigkeit aliein, dass der Bergbau kunstpiässig (nach tech- 
■nischen und staatswirthschaftlichen Regeln) betrieben werden 
muss , *— diese Nothwendigkeit tritt ja auch hinsichtlich, an- 
derer Gewerbe ein-— sondern der Umstand macht dieein- 
greifende Fürsorge gerade des Staats erforderlich, dass, 
wenn dieser sie nicht übernimmt, es überhaupt an 4er geeig- 
neten Person gebricht, welche die Controle über die kunst- 


c) Wie, nach der gangbaren Theorie, auch noch von Weissen- 
bach in mehr angezogener Schrift S. lt%y so wie Köhler, Anleitung zur 
Kenntni$8 der Rechte nnd-Yerfassang beim Bergbau iSte Aufl. S. 163, 
anführen. 
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mlsslge (im weitesten Sinne) Betreibung des Gewerbes In 
dem Maasse, wie es die Natur desselben erfordert, wirk- 
Ucli ausübt 

B. Hi^nu kommt aber noch das wesentliche, die beson- 
dere Fürsorge des Staats für dieses Gewerbe bedingende 
Moment, dass, gleichwie die Herbeisidiaffung hinreichender 
Betriebsmittel nur durch Vereinigung von Kräften Einxel- 
ner und nur dnr^h gegenseitige Unterstützung stetig zu erhal- 
ten ist, so auch bei einem Bergbau, wie er gegenwärtig in 
Sachsen betrieben wird, die technische und planmassige Be- 
triebsleitung auf gemeinschaftliches Zusammenwirken, auf 
Gegenseitigkeit und Ineinandergreifen aller Torhandenen Hilfi;- 
mittel, basirt ist. Gleichme in der Oertlichkeit und Natur 
die Räume, in d<^nen die Erzspuren aufgesticht und ver- 
folgt werden, wenn schon durch die Grenzen des Eigen- 
thums künstlich geschieden , dennoch in grosser Ausdehnung 
zusammenhängen, eben so sollen die Betriebspläne für die 
technische Benutzung jedes einzelnen Bergwerks in stetem 
Zusammenhange stehen, es kommt dabei auf zeit- und sach- 
gemässe Yertheilnng und Zuwendimg der allen gemein- 
schaftlichen Hilfsmittel, z. B. der Revierstölln , der Zuflüsse 
aus den Wasserrersorgungsanstalten etc. hauptsächlich an und 
ein Bergwerk, welches ohne solchen Zusammenhing isolirt, 
seinen eignen Kräften überlassen bliebe, würde bei dem ge- 
genwärtigen Stande des Bergbaues nicht aufkommen können, 
der sächsische Bergbau im Allgemeinen aber der willkürli- 
chen Führung der Einzelunternehmer preisgegeben, zum 
grossten Theile nicht ein Yiertcljahrhnndert länger fortle- 
ben **). Anderwärts ist diese Erfahrung Tielf ältlg gemacht 
worden* Niu* unter der Aegide des Staats kann daher einer 


d) S. T. Weissenbach ebendaselbst ; — Karsten, Archiv für Berg- 
baukunde Bd. I. p. 17. sequ. — Heron de YillefoMe , de la richesse 
minerale Tom. I. p. 458. 
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Gesammt «Leitung des Bergbau-Organismug ge- 
deOien; es bedarf dabei eines Centralpnnktes , von welchem 
aus, eine umsichtige von dem Einzelnen auf das Ganze und 
umgekehrt Ton da auf das Einzelne zurückwirkende Oberauf- 
siclit ausgellt , der nur die Autorität einer Behörde Garan- 
tie, Stetigkeit und Halt zu verleihen vermag. Der Staat ist 
aber selbst um so verantwortlicher für den kunst- und zweck* 
gemassen Betrieb des Bergbaues, je mehr die Eigenthiimer 
des Gewerbes sich auf selbigen verlassen, je weniger sie selbst 
an der technischen Bewirthschaftung ihres Eigenthiuns An* 
theil zu nelimen gewohnt sind« 

C. Ferner und wiederholt muss auf den^ Unterschied auf- 
merksam gemacht werden, der insofern zwischen dem Berg« 
bau und jedem andern Gewerbe besteht, als der Stoff zu 
letzteren fortwährend im Kreislaufe des Gewerbes sich wie- 
der erzeugt, ja sogar dieser Wiederersatz in der Maasse gestei- 
gert wird, in welcher der Gewerbsverbrauch zimimmt. Der 
Stoff iUr die Bergwerksindustrie, das Erz, ist ein von der 
Natur einmal für immer gegebeneif, abgeschlossener Vor- 
rath ^), mit dessen Erschöpfung an der Stelle, wo sie ein- 
tritt, dem Gewerbe ein Ziel gesetzt ist. Zwar kann dieser 
Erschöpfung durch keine GewerbspoMzei gänzlich begegnet, 
wohl aber kann und muss — und dies ist die Aufgabe der 
Bergwerkstechnik und einer rationellen Grubenadministration 
— der Zeitpunkt der Erschöpfung an einer Stelle so weit 
hinausgeschoben werden, bis an anderer Stelle wieder ein 
Yorrath zugängig gemacht worden ist, welcher Ersatz ge- 
währt, so dass künstlich die ununterbrochene Stetigkeit 
des Betriebs ermöglicht wird , welche die Natur versagt. Ein 
dieser Maxime entgegengesetztes Verfahren, dessen Nuancen 
unendlich mannichfach sein können, wird mit dem Namen 


e) S. v. Weissenbach a, a, O. S. 163. 
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des Raubbaues bezeicbuet, wovon iinr einzelne vorzü^H^ 
che Beispiele in den sächsische» Berggesetzen speciell, be< 
sondcrä auch wegen der damit verbundenen Gefahr, aus- 
drücklich verpönt sind. In den meisten Fällen ^^ürde der 
Raubbau,' wäre er unbeschränkt gestattet, für die nächste 
Gegenwart allerdings den finanziellen Vortheil einer schnel- 
lereu Bereicherung der Bergwerkseigner für sich haben ; dur- 
stig treten sie,, oft nach langem beschwerlichen Wege, an 
die mit süssem Getiränk gefüllte Schale und es erscheint als 
harte Beschränkung, wenn ihnen nur tropfenweise 'zugemes- 
sen wird, wo sie im vollem 2Suge geniessen könnten. Allein 
das gelullte Gefass — es i^t keine sich wieder erzeugende 
Quelle — steht in der Wüste , Andere folgea d^m Wande- 
rer nach, die sich zu erfrischen an dieselbe Stelle gewiesen 
sind und dasselbe Recht zum Genüsse, denselben beschwer- 
lichen Weg zurückgelegt , den Labetrunk verdient haben. 

Weiter dahin , wo die nächste Quelle winkt, muss der 
Wanderer pilgern , um durch neue Anstrengung einen zwei- 
ten imd dritten Labetrunk zu erlangen *). 


f) Die anscheinende Härte gegen die Bergwerkseigoer : „nrcht 
wegnehmen zn dürfen, was da ist,'' ist gleichwohl keine Ungereclitig- 
keit g.egen dieselben. In rechtlicher Hinsicht rechtfertigt sich das 
kunstfflässige , auf BJünderung des Raubbaues gerichtete, Verfahren, 
and stellt dem "politisciien Grunde auch ein rechtlicher insofern zur 
Seite y aU nach der rechtlichen Natur der ActiengeseUschaft , das In- 
teresse der einzelne.n gegenwärtig gerade in der Gewerkschaft be- 
findlichen Personen, für ihre Person, dem Interesse der gesammten 
GewerkAifaaft als moralische Person untergeordnet ist, das Interesse der 
Gewerkscliaft aber eine wo möglich stetige Vertheilung dei» Gewinns aus 
dem betriebenen Bergwerke zum Ziele hat. Damit auch fur.dre künf- 
tigen und spatera Mitglieder der Gewerkschaft Etwas übrig bleibe, sind 
die gegenwärtigen Mitglieder der Gewerkschaft zur Mässiguog und Inne- 
haltung der nach technischer Berechnung festgesetzten Grenze des 
Privatgenusses verbunden. Sie selbst verdanken ja meistens den Ge-^ 
winn, den sie actuell beziehen, nicht ihren eignen Opfern, sondern 
den vor ihnen dagewesenen Gewerken und deren Standhaftigkeit in 
Entrichtung der Zubassen ; sie vergelten mir, was ihnen erwiesen wor- 
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Deshalb, gehört ziim rationellen Grubenbetriebe die steti- 
ge Unterhaltung ton Versuchs -^ und Hülfs bauen. 

Kräftig mnss die Hand und eine TOn der Wiilkühr der 
Interessenten unabhängige Nothwendigkeit es sein, welche 
Jahrhunderte lang solchen Einfluss auf das Bergwerksgewerbe 
üben soll, um ,es in dieser Hinsicht kunstgemäss zu leiten; 
um 60 kräftiger ,' je mehr das augenblickliche Interesse der 
Einzelnen dagegen ankämpft* Es kann nur die Autorität der 
Staatsbehörde sein, welcher mit Erfolg die Handhabung 
dieser Branche der allgemeinen Wohlfahrtspolizei anzuver- 
trauen ist 6). 

D. Endlich ist nicht zu übersehen, dass das Bergwerks^ 
gut, wenn auch kein Regal, doch gewisseribadssen eine res 
publica 'ist , ein Gut , auf dessen zweckmässige Gewinnung. 
Alle im Staate Anspruch haben. Jedermann hat ein Recht 
darauf, dass kein Raubbau getrieben werde, weil dadurch 
dem Staate (mittelbar also jedem Staatsbürger) ein Theil 
des öffentlichen Gutes entaeogen werden würde. Selbst die 


den/ Oder, wenn ein Bergwerk — was jedoch zu den seltensten Fäl- 
len gehört -r- schon nach kurzer Zeit durch die Beiträge der ersten 
Mitglieder einer Gewerkschaft so weit erhoben worden , dass es .einen 
privativen Gewinn für Jene möglich macbt^ so können sie, eben weil 
sie nur geringe Opfer gebracht, über die ihnen gesetzte Grenze sich 
noch viel weniger beklagen. 

Eine Analogie ftir diese gesetzliche Beschränkung findet sich z. B. 
in dem durch die Städteordnung ausgesprochenen Verbote der Veraosse- 
rung Ton Gemeindegtitern und d^r Verminderung des Substantialvermo* 
gens ) so sehr solche auch zur Erleichterung der gegenwärtigen Gene- 
ration gereichen würde. Die Regierung verbietet solche Maassregeln 
consequent und zwar , wie es scheint , mit noch weit geringerm Grunde^ 
da ein städtisches Gemeinwesen, darum weil es z. B. zu Deckung von 
Schulden s.eine Güter veräussert, nicht einmal wirklich armer wird 5 
demselben übrigens vielfache Mittel und Wege zu Gebote stehen | den 
Fond seines . Vermögens wieder zu regeneriren — was dagegen 
beim Bergbau nicht ^der Fall ist. 

g) Vergl. D. £, Baumstark Handbuch der Kameralwisseufchaf-i 
ten §. 4n. 

" 14 ♦ 
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Bedieiligimg des Staats am Zehnten reditfertlgt ein gewisses 
Eingreifen des Staats ia den technischen Betrieb« 

StaaUaufsichi Über den Grubenhaushalt ^ Bergaicher^ 

heitspoHzei, 

.Der Inbegriff der bisher berührten , bei der Bergwerks^ 
administration 2ii befolgenden Rücksichten bildet einen haupt-^ 
sächlichen Theil der Regeln der Bergbaukunst und awar 
denjenigen Theil , der auf staatswirthschaftlichen Frincipien 
beruht Es erhellet daher^ dass mit den gewöhnlichen öcono- 
mischen Gnmdsätsen eines guten Haushalts^ die gleichwohl 
nicht minder zu befolgen sind, allein bei Administration 
der Gruben nicht ausznkoikimen ist. Es ist aber eben des- 
wegen und weil die Befolgimg der angedeuteten Riicksichten 
aufs genaueste mit dem gesammten Haushalt zusammen- 
h&ngt, die Staatsaufsidit und Leitung von selbst auch auf 
diesen gesammten Haushalt auszudehnen und darauf grlindet 
sich die Einrichtung, dass dem Staate über die 
, Adminstration derBergwerke van deren Eignern 
Rechnung abzulegen ist 

Bie Gründe für diese Einrichtimg oder Tielmehr für die 
hieraus sich ergebenden einzelnen Einrichtungen und dass 
dies öffentliche Staatseinrichtungen sind, fallen mit dem 
zusammen, was im vorhergehenden §. erwähnt worden ist 
Es kann daher auch beides, die Aufsicht über den lamstge- 
mässen Betrieb nind über den Haushalt, nicht von' einander 
getrennt; das Eine nicht unbeschränkt den Bergwerkseighem 
überlassen werden, wenn das Andere der Staatsbehörde Tin- 
dicirt whrd. Auf kehie Weise practisch ausführbar würde 
daher die Bestimmung sein, dass die Grubeneigner von einer 
Rechenschaftsablegung an die Staatsbehörde eximhi; sein soll- 
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ten, wenn gleichwohl letztere die Directlon des Betriebes 
lind ihrer ganzen Verwaltung zu oonfroliren hätte ^). 

Die Einfohning des Ilatislialts und die Rechautig dar- 
über giebt ja eben der Staatsbehörde den hauptsächlichsten 
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a) Nach dem Entwnrfe zur Revision des preoss. Bergrechts ist man 
auf das B^esqltat gekommen (vergl, $• 70, des Revisiansentwurfs) , dass 
die Leituug der eigentlich öco nomischen Angelegenheilen und des 
Grubenhau;>halts der Gewerkschaft oder deren Stellvertretern ganz selbst- 
ständig; ^u überlassen und Seiten der Staatsverwaltung nur dahin zu 
wirken sei (S.. 66. der Motiven)^ „dass mit möglichst geringer Beschran- 
kung des Bigenthümers , der 'Miueralreiohthum des Landes benutzt, 
II it Nachhält und zweckmässig gewonnen werde. Nur in den Fällen, 
wo dieser ^weck es erfordere« wo also der Mineralreichthu9i durc{i 
Handlungen des Gewerken entweder ganz unbenutzt bleiben oder der 
künftige Bau doch bedeutend erschwert und nur mit einem unverbält- 
nissmaasigen Kosten •<• und Zeitaufwande möglich werden würde , pder 
wenn es zur Sicherung des Eigenthums der Gewerken , oder zur Ab« 
' Wendung der Gefahr für iiebefi und Gesundheit der Arbeiter oder An- 
derer erforderlich würde , können die Beamten gebietend imd verhie- 
tend einschreiten/' -rrr Allele es leuchtet wohl eiti 9 dass die bezeich- 
neten administrativen Veranstaltungen j^ die von Slaatswegen geschehen 
sollen , selbst in der beabsichtigten Beschränkung dennoch »uf den Gru- 
benhausbalt upd die ocoaomische Administr^ition von wesentlichem Ein- 
iluss sein und darauf zurückwirken müssen, so dass also immer das 
aufgestellte Princip in praxi nicht festgehalten werden kann. 

Die Bergbehörden sollen auf der einen Seite dem Betriebe eine 
bestimmte Dlrection geben: hiermit hängt gei^au auf der andern Seite 
der Aufwand zusammen > der 2;u machen oder zu vermeiden und dessen 
Betrag indirect hierdurch der Gewerkschaft vorgeschrieben ist und man 
kann doch, schwerlich mit Reckt behaupten, dass der Gewerkschaft die 
frefe Disposition über ihre Betriebsmittel selbststandig überlassen sei» 
wenn ihr die Verwendung derselben zu einem oder dem andern Zwecke 
und noch überdies {nach $. 88. des Revisionsentwurfs) die vorschrifls- 
Diässige Rechnungsablegüng l>efohlen wird. Es erscheint daher einen 
solchen Unterschied zu bestimmen , zumal denselben zum Gesetz zu er- 
heben, um so bedenklicher, als nach jenem Entwürfe ex argumento 
e contrario alle Dispositionen , die nicht das Oeconomische , den Gru- 
benhaushalt , betreffen , desto unbeschränkter geradezu der Staatsbe- 
hörde vindicirt werden sollen; wodurch die Privaten wieder auf der an- 
dern Seite In weit höherem Grade und dem bestehenden rechtlichen 
Verhaltnisse zuwider beschränkt, als durch die vorgespiegelte Ueber- 
lassung der eigenen Besorgung ihres Haushalts befreit werden. (Vergl. 
S. 42.) 
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Anhalt bei der Function der Controlining, denn es liegt dar- 
in eine Rechenschaftablegung, eine Geacbichte aller bei der 
Verwaltnng ▼orgekommener Ereignisse, Torgenommener Ge- 
schSfte, getroffener Veranstaltungen, hinsichtlich deren die 
Staatsbehörde zn reiddiren hat, ob sie kun st gemäss in 
obigem Sinne geschehen sind. Hat sich, wie früher erwälmt 
ist, ohnedies die Staatsaufsicht auf die Rechenschaftsableguug 
zu erstrecken, soweit letztere die gehörige Eincassirung der 
Zubussen und deren Verrechnung, sowie gehörige Verthei- 
Inng des Ueberschusses, betrifft, . so schliesst sich hieran 
von selbst auch die Aufsicht über die Rechnungsablegung 
hinsichtlich aller übrigen Branchen der Einnahme und an 
diese ebenso auch die Aufsicht über deren Verwendung, mit- 
hin die Ausgabe an. Ueberdics giebt noch die Verwilligimg 
der Vorschüsse aus den Bergwerkscassen , nach Befinden der 
genossenen Staatsunterstiitzungen (welche Erstere, wenig- 
stens gegenwärtig, die Ilaapteinnalimequellen derjenigen Gru- 
ben bilden, die sich nicht durch ihre eigne Erzproductigu zu 
cijialten Termögen), der. StaaJ;sbehörde ein um so grösse- 
res Recht die Verwendung dieser Einnalimen zu controliren. 
Die Verwilligimg geschieht nur unter dieser Voraussetzung 
uiid Bedingung. Ausset den Staatsabgaben vom Gewerbe 
endlich^ sind die Grubeneigenthüm'n' auch nocl;,.zu Ab^nt- 
richtung anderer, gesetzmässig bestimmter oder auf conore- 
ten technischen und rechtlichen Verhältnissen benihender 
Gefölle und Gebühren, z^B. der StoUngebüIimisse, zu Lei- 
stung gewisser, das gemeinschaftliche Bergwerksinteresse be- 
treffender Beiträge, z.B. der Gnadengroschen- und Schurf- 
. gelder - Cassenbeiträge, der Magazingelderbeiträge u. s. w. 
verbunden , es sind bei jeder Grube gewissen hiteresseuten 
Freikuxe zu verbauen u. s. w. Die Revision daher, ob 
allen diesen Verpflichtungen nachgekommen 1 unterliegt eben- 
Tails der Aufeicht des Staates. Es sind also auch alle Ein- 
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piclitungen , welche jene Coiitrole un4 Aiifi^iclit mm Gegen- 
stando haben , ö f f e n 1 1 i c h e< und Staatselnrichtungen, es be- 
stehen zu deren Ilaudlinbung^ Slaatfeibehörden^ welchen die 
Terschiedenen Functionen ange^viesen sind. Die Grubenrech- 
iiuDgen — Register ~ werden dalier bei den Bergstaatsbe- 
hörde abgelegt (Registereinla^e) und von derselben 
dcfectirt. Es ist dies Letztere die Function des Recess- 
Schreibens. 

Ein hauptsächliches Moment, welches öffentliche und 
Staatsciurichtungen aus Anlass des Bergbaubetriebes hervor- 
gerufen hat, ist die dem Staate obliegende Fürsorge für Le- 
ben,* Gesundheit und Erhaltung der beim Sergbaubetriebe 
arbeitenden Personen. Sie umfasst die Rücksichten auf Sicher- 
heit der Arbeiter .bei ihrer Arbeit und Iiat Maassregela zur 
Folge ^ die theils auf Schutz der Person unmittelbar 9 theils 
mittelbar auf die Erhaltung der Möglichkeit eines ungestör- 
ten und gefahrlosen Betriebes Viberhaupt berecltnet sind. 
Die letzteren z. B. auf Verschaffung von Wasser- -imd Wet- 
tcrloosung, auf Stehenlassen der höthigen Bergfesten und 
, Pfeiler, auf Sichenmg'dcr Forsten und Strassen, auf die ]ge- 
hörige Manipulation beim Schiessen u. s. w. gerichtet, coin- 
cidiren mit den Regelt} eines kunstipässigen -Bergbaues über- 
haupt und sind von selbst darin einbegriffen, Di& Ersteren 
werden hisgemein unter dem besondern Titel der Bergpoli- 
zei zusammengefasst; lasi^en sich vorzugsweise auch in der 
That aus dem polizeilichen Gesichtspunkte betrachten, ob- ^ 
wohl auch sie in der Praxis geiiau mit den technischen Re- 
geln der Bergbaukunst zusammenliängen , mit denselben oft 
sogar ideutisclk sind. Die eigentlich bergpolizeilichen Vor- 
schriften^, welche vorzugsweise die Sicherheit betreJOTen, . 
unterscheiden sich von den blos technischen, welche die 
blosse Nützlichkeit zum Zielpunkte hs^ben, hauptsächlich 
durch die auf die Contraventionen gesetzten Strafen, deren 


\ 


£16 

Vollziehung la die Iland der Ber^erksobrigkeit gelegt ist. 
An die Handhabung der Bergsi eher hei tspolizei schliesst 
8ich die Wohif ahrtepolizeipflege der Berghorde an '% 
die an und für sich keineswegs elife eigenthumliche Folge 
blos des Bergbaugewerbes ' ist, noch in dessen Wesenheit 
liegt, wohl aber nach sächsischer Verfassung aus andern, 
historisch ^ufzus^ghend^. Gründen vorzugsweise bei der Ver- 
waltung des Bergbaugewerbes eingerichtet luid aufrecht erhal- 
ten worden ist. Es wird die knappschaftliche Versorgung 
der Bergfaiyaliden und^der Ton Bergleuten hinteriassenen Wltt- 
wen und Waisen geiQoint, die, weil sie' sich stets unt^r 
Staatsaufsicht und Leitung ausgebildet, das Ansehen eines 
offentlichisii und Staatsinstituts erlangt hat, wißwohl weder 
die Gründung nocl^ Verwaltung dabei zunächst auf einer 
Staatseinrichtung beruht, weniger noch das Koappschaftsverr- 
mögen, Staatsvermögen ist (Ein Mehrere bi^rvoa siebe 
weiterhin) (§. 50.)« 

Bestimmung der Grense des admimstraliven Eingreifem 
der Stßaißiehörde den Gewerbtreibenden gegenüber, 

Ple In vorstehenden beiden §g. angedeuteten Rücksichten, 
wie sie bei dem Betriebe des Bergbaues , wenn solcher ^weck^ 
ihässig und gedeihlich von Statten gehen soll, ^u nehmen 
sind, zusammengefasst, bilden einen Theil der Bergbau- 
kunst, die (im weiteren Sinne des Worts) ausser den eigent-^ 
lieb technischen ^) 9 insbesondere auch staatswirthschaftüche 


b) Anderer Seits schliesst sich daran dio Bergcriminalgericlits- 
pflege , difs ebeufalU (§; 44.) ohne störende Missgrifie uud zweckwidrige 
UehaadloDg der Sache zu veranlassen , von Handhabung der Bergpoli- 
zeipflege fast nicht getrennt werden kai^n. ^ . 

' a) Die Bergbaukunst oder Technik , ( ein Theil der unter dem 
umfass^nderu Ausdruck der Bergwerkskuude begriffenen Wissenschaft- 
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uml polizeiliche Regeln und Erfaliriingen umfasst Es kommt 
bei Beurthciinng der Stellung des Bergbangewerbes zum 
Staate darauf an, festzuhalten, dass es gerade die Nothwen- 
digkeit der Anwendung der Bergbaukiuist in obigem Sinne 
lind Umfange ist, weiche gewisse öffentliche und Staatsein« 
richtungen bedingt. 

Alle Beschränkungen des Gewerbes und Eigenthumes, 
die nothwendig und unverkennbar in Folge der oben berühr** 
ten Art und Weise des Bergbaubetriebes eintreten und Be- 
dingungen der Concessionsertheiiung 'dazu sind, haben iluren 
Grund daher nicht in einer arbiträren Disposition des Staats 
über Bergwerkseigenthnm und Gewerbe, sondern in den 
Gesetzen^ welche die Bergbaukunst Torschreibt, -^^e^e/se, 
welche die Staatsbehörde selbst eben so gut^ 
wie die Bergwerkseigner binden und beschränk 
ken, Ple Functionen, welche die Staatsrogiernng in An- 
sehung des Bergbaugewerbes ausübt, dürfen kein anderes 
Ziel haben, als dass das Gewerbe knnstgemäss betrieben 
wird; dieses Ziel ist tswar eine Aufgabe der Staatsregie- 
rung, achliesst aber eigenmächtige anderweite Disposition des 

r^rr^ :-=: ^ 

liehen Kenntnisse) würde, (wenn man obige politiKclie Regeln nod 
Erfalirungen davon ausschüessen und sie nur anf Anwendung' der ein- 
schlagenden naturhistorischen, physicaliseheni mathematischen und tech- 
nologischen Kenntnisse and £!rfahrnng<en beschränken wolltei) sswnr m 
Aufsuchung, Gewinnung und Zugutemachung (Aufbereitung) der Erze, 
nicht aber zu Erreichung eines nachhaltigen und wirthschaftli" 
then rationellen Betriebes führen; würde zwar die physischen nnd 
localen Hindernisse und 3cbwierigkeit6n entfernet, aber nicht an5- 
reichen, um die Unsicherheit der zum grossen Theil fast vom Znfell 
abhängenden' Erfolge beim Bergbau, die baldige Erschöpfung einzelner 
entdeckter Lagerstätten etc, durch Anfsochung und Erhaltung fort- 
währender Betriebsmittel nnd gegenseitiger Unterstützungen auszu- 
gleichen, dem Bergbau eine gewisse Stabilität zu verleihen, überhaupt 
auf den Organismus der gesammtea in einander greifenden Einrich- 
tungen zu halten, wie er inmitten des Staats, umgeben von vielfaltiger 
Industrie anderer Art, allein dem Bergbau seinen Fortbestand su 
sichern Termag. 
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Slaals vber das Bc rg w crlkg gpl gendexa ans. Dieselbe Auf- 
gabe ist der Staatsregiening aber auch bei andern Gewerben 
gestelU, für deren Betrieb, so wie die ConcessionserÜieiiun^ 
dazo, wo dies die eigentbnmliche Besclisffenhcit des Gewer- 
bes notbig macht, auch gana besondere Vorschriften be- 
stehen, wie s. B. für das Apothei^er-, das Muliergeweri>e^ 
fut alle zünftig l»etriebene Handwerke etc. , t>ei denen allen 
die Freiheit des E'genthams und Gewerbes fast noch mehr 
beschrinkende öffentliche Emricfatangen bestellen. Jedenfalls 
Ist, staatsrechtlich, auch in Ansehung aller solcher Gewerbe, 
wo dergleichen besondere Ruduicht^n entweder an sich we*. 
niger nöthlg, 4ider, wo es eine UnToUkommenhclt ist, dass 
€ sie noch nicht genommen worden sind , ganx gewiss der Staat 
zum admioistratiien Eingreifen bei Leitung und Beaufsiditi- 
gung der Industrie und Gewerbe alier und jeder Art in den 
bezeichneten Grenzen eben so befugt als verpflichtet und es 
sind in staatsrechtlicher Hinsicht die. des Bergbaugewerbes 
wegen bestehenden öffentlichen Einrichtongen im Frincip keine 
Anomalie« Das Singulare liegt nur darinne, dass die des 
Bergbaugewerbes wegen stattfindenden Maassnahmen von 
dem Centralpuncte einer besondern Behörde ausgehen, welche 

aassdltiessend dazu angewiesen und delegirt ist. Darum tre- 

• 

ten solche Einrichtungen besonders hervor, darum bilden sie, 
in ihrer Vereinigung und. zimial im Zusammenhange mit den 
dieser Behörde ebenfalls übertragenen Functionen der Berg- 
gericbtsbarkcit, welche hinwiederum die eigenthümliche Natur 
des Bergwerksgiites Tcranlasst hat, eine besonders organi- 
sirte Verfassung. 

Es würde vergeblich sein, für den Wirkungsicreis der 
Staatsregieniug, der Freiheit der Berg>verkseigucr und Gc- 
werbtreibenden gegenüber , eine andere Grenze zu bestirnmen, 
als wie sie aus Vorstehendem sich ergiebt« AUgemeiue ge- 
setzliche Bestimmungen higruber, (wie z« B. das preuss. Land- 
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recht Thl. H. Tit. Xu. §. 82. enthält,) sucht man in der sächsischen 
Berggesetzgebung vergebllcli. Es lässt si^h in thesi und 
praxi aber wolii keine andere Grenze ziehen, als durch Fest- 
baltiing der Regel : „Der Staat ist eben so befugt , als' ver- 
pflichtet , darauf zu sehen , dass der Bei^bau kunstgemäss 
betrieben werde, allenthalben und zwar nicht blos verbie- 
tend, sondern auch gebietend einzuschreiten, wo das Gegen« 
theil bemerkbar ist. Hieraus folgt einer Seits, dass er da 
nicht blos den Flaushalt , sondern auch die Betriebsveranstal- 
tiing dem Bergwerkseigner zu überlassen und eines Einschrei- 
tens sich zu enthalten hat, wo die Administration von Jenem 
kunstgemäss im vollen Sinne des Worts (also auch mit Rück- 
sicht auf den Vortheii imd die Vermeidung des NachthcUs 
für andere Gruben und die ganze Revier) von Statten geht, 
dass er aber auch anderer Seits, sei es in Bezug auf den 
eigentlich technischen Betrieb oder auf den Grubenhaushalt, 
einzuschreiten befugt ist, wo er Abweichungen von der Eunst- 
mässigkdt wahrnimmt.^^ Speciellere Andeutungea hierüber 
unten §. 46. *). 

Ganz besojiders aber äussern sich die Functionen der 
Bergstaatsbehörde, indem sie eine Art Instanz bildet: zur 
Entscheidung über das, was in concreteu Fällen wirklich der 

b) Verfehlt scheint daher «owohl dem staatsrechtlichen Princip 
nach, als wegen der Uuausfuhrbarkeit, die Bestimmung, wie sie im 
Entwürfe zur Revision des preuss. Bergrechts beabsichtigt wird^ (vergl. 
oben Nojt^ a zu §. 41.). Indem man dort auf der einen Seite den 
Bergwerlcseigenthiimern grössere ludulgenzen einzuräumen gedenkt, 
beschränkt man sie auf der ändern Seite auf eine nicht zu reciit- 
fertigende Weise. Richtig dagegen erscheint die im preuss. Land- 
recht Thl. II. Tit. XVI. $. 83. seqq. enthaltene' Bestimmung: ' 

„Die Gewerkschaften haben die Verpflichtung ihren Bau nach 
der Regel der Bergbaukunst unter Direction des Bergamtes 
zu führen/* Diese Bestimmung erscheint auch erschöpfend und der 
Zusatz ^. 63. des Revisiousentwnrfs, „und den Grundsätzen der 
Bergpolizei gemäss^' nur als nicht unbedingt nölhige Erläuterung, da 
die Regeln der BergpoUzel ' einen Theil der Bergbaukunst ausmacben> 
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Bergbaukunst gemtss ist, was niohtl wenn diesfallsige An- 
fragen und Fälle, wo die- Grubeneigner und deren Vorstände 
über den einzuacblagenden Weg zweifelliaft, oder wo sie 
rathlos sind, gestellt werden. Nicht genug aber, dass die 
Ver^Taitungsbebörde , welche deshalb aus Sachrerständigen 
zusammengesetzt Ist, dergleichen Informate zu ertheiien hat, 
kommt ihr auch i)u, die gegebene fintsdieidung zur Voll- 
ziehung zu bringen; deshalb aber muss sie selbst anord> 
nend und gebietend auftreten« Die biose Befugniss zu 
Brtheilung guten Rathes, ohne gleichzeitige Executtv- 
gewalt würde nur eine sehr unvollkommene und ungenügende 
Massregei sein, wie sich dies z. B. beim Steinkohlenbergbau 
so häufig an den Tag legt, wo die Bergämter nach dem 
Mandat vom 13« Septbr. 1832. ausdrücklich auf jene blase 
Berathung beschränkt sind ^). 

Wie die Functionen der Staatsaufsichtsbehorde -^ wel- 
ches in unterer Instanz die Bergbehörde ist •— sich in ihren 
Tersciliedenen Richtungen äussert imd dass bei^ keiner dies- 
flillsigen öffentlichen Einrichtung, dem wahren UFsprüngiichen 
Sinne der sächsischen BergwerksTerfkssiuig nach, obiger staats- 
rechtlich bestehender Standpunct verrückt zu werden brauche, 
wo es aber d^r Fall, dies nur missbräuchlich geschieht, 
muss sieb bei Durcbgehung dlßser einzelnen Einrichtungen 
selbst ergeben, die dem hier angestellten Zwecke nach im 
Folgenden nur in einigen Hauptziigen zusammengefasst 'w^^ 
den können* 


c) Auch in andern Ländern haben ülch von den Nachtheilen 
einer solchen Verfassung die traurigsten Beispiele gezeigt. Man 
erinnere sich nur an die . Verunglückung von 70 Bergarbeitern in der 
Julay - Grube bei Aachen, im Bezirke des preussischen Bergamtes zu 
Düren; wie sie sich 1834. ereignete, weil. man bei jener Grube sich 
in einen Sack ohne Ausgangschächte verbaut 4iatte, was bei admi- 
nistrativem Eingreifeo der Staatsbergbehorde nicht geschehen sein 
wurde. 
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§. 48. 
Von den Gruhenvoratänden {Vorstehern) und Bergarbeitern. 

Es ist schon ermahnt worden, das« und warum die 
/Gewerken die Administration der ihnen gehörigen Bergweil^e 
nicht selbst, weder in technischer noch haushtilterischer Hin- 
sicht, zu führen pflegen. 

Es ist ihnen dtes aber auch, trenn -sie sollten, — mit 
alleiniger Ausnahme der Eigenlöhner — ^ nicht gestattet; son- 
dern Regel, dass jedem Berggebände eine sacIiTcrständlge 
und qualificirte Administration Torgesetzt werden mnss* Es 
besteht diese aus zwei Personen, dem Sdiichtmeister und 
Obersteiger. Die Nothwendigkeit eines solchen Grubenvor- 
Standes und die Eiiiriclitung selbst war, wie alle noch jetzt 
bestehenden Gnindeinrichtv.ngen beim Bergbau, früher vor- 
handen als die Berggesetzgebimg. 

Daher findet sich nach Letzterer schon allenthalben diese 
Nothwendigkeit al)8 bekannt angenommen und Torausgesetzt $ 
ja statt der ausdrücklichen Bestimmimg: es müsse bei jeder 
Grube ein Schichtmeister und ein Steiger angestellt Wer- 
den "), finden sich in den ältesten Bergordnungen schon die 
instructionsTorschriften für diese Berghediensteten Tor. 

Die nähere Erörterung und Feststellung der einem Jeden 
Ton diesen Beiden instructionsmassig obliegenden Dienstpflicht 
ten gehört in den speciellen Theil. Hier nur soWel,« dass 
der Schichtmeister Torzugsweise die^ obere Leitung, Anord* 
nung und Rechnungsführung, der Obersteiger die speciellere 
Leitung, aber eben dadurch auch eine Controle gegen den 
Schichtmeister, umgekehrt aber auch wieder der Schicht- 
meist er des Obersteigers Controlkung zu übernehmen hat ^). 

a) Wie solche Vorschrift z. B. nach dem Eevisionsentwnrf zum 
preius« Bergrechte §• ^8* beabsichtigt wird. 

b) Es mus8 noch bemerklicfa gemacht werden, wie dieser im 
Sinne der ursprünglichen reinen Verfassung begründete Standpunkt 
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Gegen die Staatsbergbehorde gelten beide, was die tecJu 
nlsehe Anordnung betrifft, in der Regel ffir eine Person. Im 
Yerhaitniss zu den Gewerken ist es vorzugsweise der Schicht- 
mdst^r, welclier als deren Bevollmächtigter sie reprasentirt 
und die Geschfiftsverbindiing zwischen der Verwaltungsbe- 
hörde und den Gewerken vermittelt; eben so auch die Ge- 
werkschaft als Corporation in rechtlichen Angelegenheiten 
vertritt. (Cf. Bergprocessmandat v. 20. Aug. 1713. §. 2.) 

Unter Beiden fungiren, je nach dem Umfange und Be- 
dürfnisse, wieder andere untergeordnete Aufsichtspersonen 
über dAs arbeitende Personale; der Staat hat aber,, und dies 
ist der hier hervorzuhebende Gesichtspunkt, aus den oben 
§. 40. angegebenen staatsrechtiich nothwendigen Gründen, die 
Verpflichtung, im Interesse und zu Sicherstellung des Berg- 
wcrk^eigentlinm's und Gewerbes darauf zu sehen, dass^ über- 
haupt ein Grubenvorstand bestellt werde« 

Dagegen gilt nach der sächsischen Bergwerksverfassnng, 
die ebenfalls nirgends so bestimmt, als zu wünschen wäre, ge- 
setzlich ausgesprochene, allein durch^ngig befolgte, Regel *^): 

Die Ernennung und Wahl der bezeidineten Administra- 
toren erfolgt von Seiten der Gmbeneigner. Unmittelbar ge- 
schieht dies auch, nach bisheriger Verfassung, wenigstens 
rücksichtlich des Ersten derselben,, des Schichtmeisters; da- 
gegen niur mittelbar ist es der Fall beim Steiger, indem 
dieser nur auf Vorschlag des Schichtmeisters vom Bergamte 
gewählt wird. . - 


der beiderlei Graben vorstände, besondera soweit es die beabsichtigte 
Gontrole betrifft, gegenwärtig allerdings zum grossen Theil und zum 
grossen Nacfitheil verändert, die ursprüngliche Absicht im Laufe der 
Zeit vereitelt ist und gerade hier eine Reform sich als wesentlich 
nothig darstellt« 

c) Vergl. §. 83. des angezogenen Revisionsentwurfs , wo diese 
Regel mit Abänderung des allgemeinen preuss, Landrechts beabsich- 
tigt wird. 


223 

1 

Jedenfalls aber werden hiernach jene (die Vorsteher) 
von diesen (den Gewerken) in ihren Dienst genommen und 
Terlohnt. Es entsteht sonach ein rein pmatrechtliches Dienst- 
contractsrerhäUuiss zwischen heidep. Die StaatsTerwaiding 
aber tritt aus den §. 40. bemerkten Gründen imd hauptsäch- 
lich um deswillen bei dieser Wahl Termittelnd ein , weil sie 
den Gewerken und d^m Lande für die Qualification der 
Anzustellenden verantwortlich ist. Es bestehen daher nicht 
nur Einrichtungen zu Heranbildung und Unterrichtung qua- 
lificirter Grubenvorstehcr — (Bergacademie *^) und Berg- 
schiilen *), so wie zu deren Prüfung und practischer Aus- 
bildung (daher das Verhältniss der Berg werk scandi da- 
ten), sondern es ergiebt sich auch hieraus Ton selbst, dass 
die Gewerken und Bergwerkseigner nur. aus den als qualifi- 


d) Der Zweck der Bergacademie ist allesdiirgs zunächst: die 
IleranbÜduDg der Bergwerksofficianteu. lusoferu jeduch die bei der- 
selben bestehende Eiuriclitung sie zu einem allgemeinen pol^technl^ 
scheu Institute erhebt, kam) sie nicht als lediglich für jenen Zweck 
bestimmt und als Bergwerksinstitut , sondern muss als Landesinstitut 
angesehen werden, gleichwie Universitäten und Gymnasien. 

e) Die hier gemeinten Bergschulen sind niiht mit den berg* 
knappschaftlichen Schulanstalten zu verwechsein, in weichen arme 
Bergmannskinder aus knappschaftlichen und zum Theil auch fiäcali- 
chen Mitteln Elementarunterricht erhalten. 

Die Bergschulen, deren in jeder Bergrevier Eine besteht, haben 
vorzugsweise die Heranbildung und Unterrichtung praktischer Auf- 
sichter, Steiger aUer Art, zürn Zweck« Es werden in dieselbe 
nur solche Leute aufgenommen, welche zugleich als Bergarbeiter 
im Dienste stehen .und die niederen Arbeits - und Lohnstufen bereits 
überschritten haben. Zum Bergwerksstaatsdienst (im Sinne des 
Staatsdienergesetzes) qualificirt der auf der Bergschule genossene 
Unterricht in der Regel nicht. Nur zu Erlangung der in wirklichem 
Staatsdienste stehenden Reviergeschwornenstellen , welche . in der 
Regel Bjit vorherigen Obersteigern besetzt zu werden pflegen , wird 
die b e r g a c a d e m i s c h e Bildung , die ausserdem zum Bergwerks« 
Staatsdienste in der Regel erforderlich ist, nicht Verlaugt. 

Insbesondere aber sollen die Schichtmeister zu Erlangung 
ihrer Anstellung sich durch den yorsebriftmassigen Curs auf der 
B er g a ca d emie qualiftctrt machen. ^' 
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cirt ausgewiesenen Indhiduen, welche ihnen vorge8chlag;cn 
werden, wälilen dürfen« Die Wahl geschieht dnrcb Stim- 
menmehrheit der Gewericen. 

§. 44. 

Fortsetxung. 

DiacijMnaraufsichl, Gerichtsharheit. 

Die,Annahme nnd eidliche Verpflichtung der Gm- 
benTorstande sowolil, ah der geraeinen Bergarbeiter, so weit 
sie eingeführt ist, namentlich die eidliche Verpflichtung auf 
das Mandat Tom anvertrauten Gute, gescliieht im Allgemei- 
nen zwar durch die Staatsbehörde, jedoch im Auftrage der 
Gewerlcen als Dienstherren, so weit nicht dem Diensteide 
und der bei Abnahme desselben üblichen Vorhaltung , wie 
gewohnlich geschieht, auch der Staatsunterthaneneid mit an- 
gehängt wird« 

Auf der dem Staate zustehenden Controle über die Qua- 
llfication beruht femer die Nothwendigiceit der Instruction 
der einzelnen GnibenTorstande, des Au£sichtspersonals und 
der Bergarbeiter. Diese Instructionen müssen dasjenige ent- 
halten, was ein Jeder der angestellten Grubenbedienten an 
seinem Theile zu stetiger Erreichung des Zweclcs eines Icunst- 
mässig betriebenen Bergbaues, in dem oben angegebenen 
Sinne beizutragen und zu leisten hat. Es liegt in der Natur 
der Sache, dass diese Instrüctfonen ebenfalls nur Ton der 
Staatsbehörde ertheilt wetden Icönnen, weil den Gewerken 
selbst die Eenntniss der Bergwerl^skunst abgeht . Die Staats* 
behorde hat in unmittelbarer Folge dessen aber auch die 
Controle über die Beobachtung solcher Instructionen. Damit 
steht in genauer Verbindung die Dienstdisciplinarauf- 
sicht über die in Bergwerksprivatdienst stehenden Perso- 
nen. Die bergpolizeiliche Aufsicht zu Vermeidung Gefahr 
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drohender Vcranstaltung^en ßllt ebenfalls mit jener Controlc 
ziisammen« 

iii$b^soüi1ere betutit zwar die fiestlmmiing der Löhne 
der Gnibenbeamten iiiid Arbeiter, sie mag hinsichtlich der 
Letzteren durch festen Lohn, oder durch Gedinge erfolgen, 
ursprüngh'ch auf privatrechtlichem ContractSTerhältniss und 
aui Uebereinkunft« ludessen erstreckt sich auch hierauf des 
Siüftts polizeiliche Aufsicht und Leitung, indem für gleiche 
Leistung gleiches Lohn bei allen Gruben conform zu gewäh- 

t 

ren ist. Dies hat zur Folge gehabt, dass die Grubeueigncr 
allgemein bei Verabreichung der Löhne theils an gewisse, 
Ton der Staatsbehörde zu regulirendeund periodisch zu re\i- 
direndc Lohnsätze^ tliella an mehrere allgemein für die Mo- 
dalität, Ordnung, Stetigkeit und Gleichförmigkeit der Loh^ 
nnng getroffene, und mit dem Grubenrechnungswesen in Ver- 
bindung stehcfhde Bestimmungen gebunden sind; danach 
aber' gewisse Grade und Abstufungen der Aufsichtspersonen 
und Arbeiter bei einer Grube Tom Untersten bis zum Höch- 
sten conform bestehen« 

Endlich ist nicht zu bezweifeln, dass ^rubenvorstände 
tind Arbeiter auch von den Bergwerkseignern entUssen 
werden können^ was sich nach dem eingegangenen, in Ge- 
mässheit priTatrechtlicher Grundsätze zu benrtheilenden Con« 
tractsyerhäitnisse bestimmt Nur bestehet auch hierüber, be- 
sonders in Ansehung der (jetzt in der Rcigel 14tägigen) Kündi- 
gungsfrist eine allgemeine Norm, über welche die Staats- 
aufsichtsbehörde zu wachen hat. Dcimnächst ist es auch 
Letztere, welche bei der Controle über die technischen und 
wirthschaftlichen Ptmctioneil der Grubeftvotstände, so wie 
iäber die individuelle Bran<:hbarkeit , Geschicklichkeit und 
Diensttreue der Arbeiter, auch über die £2ntlassung der Gru- 
benvorsteher und Arbeiter, zu cognosciren und zu entschei- 
den , ja letztere , selbst ohne Rücksicht auf Zustimmung der 

15 
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Dicnstherm, aus polizeiliclien Gründen und in Folge DIsci- 
plinanerfalirens, oder in Folge richterlicher Entscheidung^ 
zu verfugen hat. 

Fast unTermeidlich ist, wie hier nur beiläufig be- 
merkt werden kann, der Uebergang von den bisher ange- 
deuteten Functionen der Staatsbehörde zinr richterlichen, zu- 
nächst der, wie sie gegenwärtig nach dem Gesetz über die 
CompctenzTerhäitnisse zwischen Justiz- und Verwaltungsbe- 
hörde Tom 28. Januar 18!a5. Statt hat und schliesslich selbst 
bis zur eigentlich richterlichen (juristischen) Cognition und 
Entscheidung in allen Sachen, die vom Bergwerksbetriebe 
lind Haushalte herruliren, seien sie Civilstreit^ oder Crimi- 
nalsachen. Sehr natürlich ist daher derselben Staatsbehörde, 
der spcciell jene technische Aufsicht über den Bergbau auf- 
getragen war, auch die Fflegang der Administrativjustiz und 
eigentlichen Justiz in vorkommenden Differenzen zwischen 
den Grubenvorstehern und Arbeitern, den Gewerken gegen- 
über, zwischen den Grubenvorstehern und Bergarbeitern und 
zwischen eben diesen unter sich, von jeher mit übertragen 
gewesen, zumal dieselbe Behörde, wegen der oben berühr- 
ten Eigenthümlichkeiten des Bergwerksgutes, dessen Erwer- 
bung , Verlust u, s. w. , als mit bergrichterlicher Gewalt von 
Staatswegen begleitet, schon ohnedies als eine besondere 
dasteht. Es erscheint auch die Ausübung einer Gerichtsbar- 
keit von Seiten der Bergbehörde in diesem Bezüge neben 
der technischen Verwaltung lun so unvermeidlicher, als die 
Verhältnisse zwischen den Grubeneignern einer Seiis, und 
ihren Administratoren und Arbeitern anderer Seits rein privat- 
rechtlicher Natur sind. 


] 


I 
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§.45. 

Von der Stellung der Gruben Vorsteher insbesondere. 

Bei den GrubenTorstchern ist hier eine doppelte Stellung 
derselben zu betrachten: 

,A. Einmal, die geg^en ihre Dienstherm, die Gewerken; 
sodann aber auch die gegen die Staatsaufsichtsbehörde. Ein 
drittes Yerhältniss , d|e Stellung der Grubenvorsteher gegen 
einander, welches oben §. 44* nur angedeutet werden 
könnte, muss in diesem Zusammenhange ausser Berücksicli- 
tigung bleiben, wo beide Grubenvorsteher als eine Person 
betrachtet werden*). In ersterer Beziehung würden Tor- 


a) Im Sinne der ursprüngliclien Einsetzung der Obersteiger neben 
und unter den Schiclitmeisterh — beide den Gewerken und der Staats- 
beliörde gegenüber, den Grubenvorstand bildend — hat* es wolil 
gelegen, dass (wahrend der Schichtmeister, als der kunstmässig Aus- 
gebildetere, den Hauptplan des Betriebs bei seiner Grube entwerfen und 
die Ausführung danach, so wie die Wirthschaftsfuhrung leiten, über die 
gesammte Grubenverwaltung Rechenschaft ablegen und die Gesammt- 
administration in seiner Hand haben sollte,) der Ober&teiger dagegen, 
mehr als der Erste «unter den übrigen Arbeitern, das Organ des Schicht- 
meisters zur Ausführung der Specialadministrations- Maassregeln sein 
soll. Auf diese Weise ist der Schichtmeistep allerdings als ein Vor- 
gesetzter des Obersteigers zu betrachten. Während ferner der 
Obersteiger einer Grube in der Regel nicht zugleich dieselbe Function 
bei etiler andern Grube bekleiden kann, indem er mit den übrigen 
Arbeitern die bestimmte Arbeitszeit ununterbrochen aushalten muss, was 
bei zwei und mehr Gruben gleichzeitig unmöglich ist^ ist dageg;en 
,dem Schichtmeister nachgelassen, x mehr er e Gruben zu verwalten; 
des Obersteigers Wohnung und Aufenthalt ist deshalb auch in der Regel 
auf Einem der der Grube gehörigen Tagegebäude — ^ oft versieht er da- 
bei die Stelle des Huthmanns mit — während die Schichtmeister ge- 
wöhnlich, entferi>ter von der Grube , meist an den Orten wohnen dürfen, 
wo der Sitz der Bergämter ist. Nichts destoweniger aber soll der 
Obersteiger eine wesehtliche Veranstaltung nicht ohne Mitwissenschaft 
des Schichtmeisters, letzterer dergleichen nicht ohne Zuziehung des 
Obersteigers treffen; indem sie beide als eine Person, sowohl ihrea 
Gewerken als der Staatsbehörde verantwortlich sind. Darf man sich 
des Vergleichs mit einem analogen Verhaltniss bedienen , so würde der ° 
Schichtmeister ohngefahr dem Schifisführer eines Privatfrachtschiffs, der 
Obersteiger dem ersten Steuermann am Bord zu vergleichen sein, die 
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kommende streitige Fragen darüber, wie weit sie bei irgeucl 
einer Beiriebs- oder HaiisliaiUveriUistaltaüg gChoo dürfen, 

beide dem Scliiff^eigner gegenüber^ für die Bewahrung dessen Eigen- 
tliunifl f erantwortlic'h , in nautischer Hinsicht jedoch selbstständig , in 
schiflTspolizeilicher Hinsicht der StaaUbehorde unterworfen sind nud von 
denen beiden der Schiffsfuhrer als der Vorgesetiste des Steuermanns zu 
betrachten ist« — In der gemeinschaftlichen Vollziehung gemeinschaft- 
lich verabredeter Betriebsveranstaitungen , und in der Nötlugung, bei 
, dissidirender Ansicht die Sache zur Entscheidung der Bergbehörde zu 
bringen , soll eiiie gegenseitige Controle , darinnen aber für die Berg- 
werkseigner eine gewisse Garantie fAr die pflegliche Bewirthschaftung 
ihres Eigentbumes liegen. 

Es folgt hieraus, dass der Sinn und Zweck der besprochenen Eia- 
richtung eliidirt werden muss, sobald beide Gruben vorstände sich ein- 
seitig in die vorkommenden Geschäfte theilen, ohne dass Einer den 
Wirkungskreis des Andern durchkreuzt und controlirt. Im Laufe der 
Zeit ist, nun in den grösseren Bergrevieren und wieder bei den grössern 
Gruben vorzugsweise die ursprüngliche Verfassung zum Theil dahin üus- 
geartct , dass mehr und mehr die Theilnahme der Schichtmeister dn der 
speciellen technischen Leitung des Betriebes, damit aber die Selbst- 
ständigkeit zu sinken beginnt, welche zu Aufrechthaltung der ob^n dar- 
gestellten staatsrechtlichen Stellung derselben als Bedingüiig vorauszu- 
setzen ist. 

Die Schichtmeister der grosseren Gruben, durch die ibrtcfn ob- 
liegende^ enorme Rechnnngs- und Federarbeit genöthigt und gewöhnt, 
aus einer grösseren fintfernung von jenen (im i^irklichen , bo wie loi 
figurlichen Sinne) zu fuugiren, müssen häufig die .eigentliche Aiiord« 
Dung in Betrieb und Wirthschaft dem Obersteiger überlassen ^ Wel- 
. eher dann über die Anordnung der Arbeiten und Arbeiter^ die 'Erzlie- 
ferung, die Auslohnung, den Eliukauf der Materlalieil etc. disponirt und 
die Unterlagen zu der ttechnungsablegung in seiner tland hat, aus wel- 
cher der Schichtmeister hernachmäls auf seiner Stube die Hauptrech- 
nung zusamniensetzt« Es steht aber im genauesten Zusammenhange 
damit y dass auf solche Weise die landesherrlichen Revierbeamten bei 
ihren Befahrungen in den Gruben es fast mehr mit den Obersteigern, 
als mit den Schichtmeistern zu thun haben, wiewohl eigentlich die 
Schichtmeister es sind, durch welche die Bergämter ihre Anordnungea 
t\x vermitteln haben. 

"Wird auch, was letzteres betrifft | das Verhaltniss, wie es seia 
soll, insoweit gehalten^ dass wenigstens in allen wichtigern Angele- 
genheiten, namentlich der schriftliche Geschäftsgang zwischen -^ 
der Administratiousstaatsbehörde und den Schichtmeistern be - 
steht, letztere auch die vorgeschriebenen Bergwerkstermine als Re- 
präsentanten ihrer Gewerken abwarten, so wird doch häufig hti den 
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oliiie Besondere Ziistinimiing ihrer Gewerken pinziiliolen*? 
nach den allgemeinen gesetzl]c]ien Vorsphrif^en des Mandats 


tausenderlei mundlirlien und gelegentlichen Anordnungen on Ort and 
Stelle, das Verhältnis^ , wie es sein soll, 'alterirt; durch einen Mau- 
gel au Selbstbtäudigkeit und ^igne wirksame Disposition gsnz beson"- 
ders der Schic'fitmei^ter aber, als flepräsentanten der Gewerken, selbst 
die Grenze verrückt , wie sie für das administrative Eingreifen der 
Staatsbehörde oben zu bestimmen versucht worden i^t, indem es vor- 
BÜmliph 2UC Function der ^chichtnieistcr geiiört, 4^^ Gewerken als 
Grubeneigner in allen Stücken zu repräsentlren, .und in deren 
Namen Heschlüsse zu fassen, währenci bei den Obersteigern dagegen 
vorzugsweise die technisch^ i^usfiikrung beschlossener M^ssregela 
es ist, welche ihnen obliegt. 

Da aber gleichwohl der drenstliche Wirkungskreis der Schicht- 
meister noch gegenwärtrg diesejben rechtlichen und ^anz eigentlich 
verfjissupgsniassigen Grundlagen hat, wie in frühester Zeit des ßerg- 
baues, so sehr, auch letzterer gegenwärtig eine veränderte G'estalt 
angenommen, ganz andere Bedurfnisse, Mittel und Ansprüche haben 
. piag , SQ kommt es' wesentlich darauf an , diejenige Selbstständigkeit 
def Schichtmeister wieder herzustellen , die ihnen -— soll die oben 
dargestellte Verfassung in ihrer Integrität aufrecht erhalten werden, — 
zukommt. Je mehr gegenwärtig diese Selbstständigkeit auf der tech« 
iiijtchei) Qualification beruht, desto |nehr scheint es da^acif anzukommen, 
die Schichtmeister bei der technischen Administration ihrer Gruben 
so viel als möglich zu bethetligen; }e grössere Anspräche au die 
Bergwerl^stechniker gegenwärtig gemacht werden^ um so tiöthiger 
wird es, der Staatäadministrationsbehörde gegenüber, selbststandige 
Administratorep zu haben, welche in bergmännischer Kenntniss und 
Erfahrung ein hinreichendes Gegengewicht bilden, indem i^usiserdem 
\iufe|\lbar die Berg^taatsbehorde ein Uebergewicfit erlf^ngen muss, 
welches ihr, wenn die Bergwerkskunst ihr ausschlicssend eigen wäre, 
nicht entgehen könnte. Eine Reform in der Verfassung -rr zu Auf- 
rechtbaltuu^ derselben selbi^t fftst unerlässlich -r. w&rde dahier 'dahin 
ge|ieii müssen ,' ii^sbesondere die Schichtmeister mehr zu BetriebsofH- 
cianten zu machen, als sie es in der That sind und sein können. 
Es können hier nicht specielle Vorsc^iläge erwartet werden, sie .wür- 
den und paüssten abe^ im Allgemeinen darauf hinauskommen, dass 
den Schichtmeistern ein guter Theil der weitläuftigen , einem bloseu 
Schreiber eben so gut und für wphlfeilerii Lohn anzuvertrauenden 
Rechnungsschreiberei abgenommen , sie zu Anfertigung mehr concen- 
trirter und eben darum auch wirklich übersichtlicher Rechnungen an- 
gewiesen und ihnen hieruächst eine, dem Wirkungskreise der Re- 
vierbeamteu entsprechende -Instruction ertheilt, oder wohl selbst aus 
ihnen besondere Betriebstellen gebildet würden^ die, vielleicht mit we- 
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ZU beurtheilen tein, welches sie von ilireu Committeuten er- 
halten haben, vorausgesetzt, dass darin Etwas nicht enthal- 
ten , was der Staatsaufsicht über die Mandatare zuwider wäre« 
> Aliein in der Regel wird ein solches l^Iaudat hei der An- 
stellung der Grubeubeamten nicht ertheilt. Man kommt da- 
her darauf zurück, die Verpflichtungen derselben und die 
Grenze ihrer Wirksamkeit, den Gewerken gegenüber, theils 
nach dem diesfallsigen Inhalte der Dlensthistruction , welche 
die Staatsbehörde allen Schichtmeistern und Obersteigern con- 
form ertheilt , theils nach den wenigen hierüber vorhandenen 
allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen ^) beurtheilen zu müs- 
sen. Letztere reichen aber in der That nicht aus und lassen 
die Festsetzung einiger allgemeinen Principien in dem frag^ 
liehen Bezüge sehr zu wünschen übrig. Auch hier hat da- 
her die Observanz zur Zeit naclihelfen müssen und es ist 
insgemein bei wesentlicheren organischen Verändenmgen, bei 
mehreren wichtigeren Acquisitionen und Unternehmungen,' 
welche die Substanz dep Grubeneigenthums betreffen, da- 
gegen aber nicht z. B. bei Muthung neuer oder Lossagung 
älterer einzelner Lehne, bei Veränderungen des Zubuss- 
Schlages etc. , die Zustimmung der Gewerken per patentes 
eingeholt' worden. In der Regel ist es den Schichtmeistern 
zu eigner Dijudication zu überlassen , ob sie bei irgend einer 
Maassregel sich ohne besondere Aufrage der Zustimmung 
ihrer Gewerken für versichert halten, oder nicht"! denn sie 
haben ihre Maassregela zu verantworten. Es besteht dabei 


• / 


seDtlicher Brsparoiss an Generalkosten, fär die kleinen Gruben im 
Namen der Gewerken, der Staatsadministration gegenüber, im 
Interesse ihrer Committenten , unbeschadet des , • gegenwärtig immer 
ohnediess mehr «rnd mehr in den Hintergrund tretenden Sonderin- 
teresses einzelner Gruben fungirten. 

b) Sie sind neuerdings zusammengestellt in der oberbergamtli* 
eben Bekanntmachung au die Gewerken vom 1. Novbr, 1834. (No..76. 
des Gesetz.-' und Verordnungsblatts.) 
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kein anderer allgemein anerkannter, als der freilich sehr 

■■■' > .^ ,..■ 

generelle Grundsatz, dass die Gruben Vorsteher in ihrem 

Dienste Alles ihuu dürfen, was nach sachverständiger Cog^i- 

tion der vorgesetzten Bergstaatsbehörde im wallten hiteresse 

der Bergwerkseigner «liegt iwd was die Regeln der Bergbau- 

kunst, im vollen, oben angedeuteten, Sinne des Wortes recht- 

fertigen "oder zulassen,. Nach diesem einen Grundsatze, wel- 

chem mehrere minder allgemeine -zu substituiren nicht ohne 

* ..■'■• 

Schwierigkeit ist, kommen unverkennbar die Ge werken in 

die Lage einer gewissen Abhängigkeit von der Bergbehörde 
und deren Dispositionen allemal dann, weni) ihre Gruben- 
vorsteher mit Zustinnmung und Genehmigung Letzterer ihre 
Disposition getroffen haben. Denn , die Grubenvorsteher sind 
durch die Approbation der Bergbehörde gedeckt und mit 
einer Beschwerde, diß die Gewerken über ihre Grubenvor- 
stände erheben wollten, sind sie zunächst an die Bergbehörde 
gewiesch, deren Einverständniss der Implorat versichert sein 
kann. Allein so wenig, wie dies in Abrede zu stellen ist, 
wird dadurch doch keinesweges der Standpunkt verrückt, von 
welchem aus dasVerliältniss der Bergwerkseigner zum Staate 
bisher betrachtet worden und noch ä^u betrachten ist, Denn 
theiis können eben ao häufige Fälle vorkommen und kommen 
wirklich vor, wo die «unäclist vorgesetzte Bergstaatsbehörde 
das Verfahren der Grubenvorsteher ?u reprobiren, auf eine 
Klage der Gewerken sich verpflichtet fühlt und dann kann 
die erste Instanz der Bergbehörde, was sie ilirer Bestimmung 
und eigentlichen Stellung nach, thun soll, s^ls unpartheiischer 
Richter zwischen die streitenden Theile treten, Oder, in 
jenem ersten Falle verwandelt sich die Besdiwerde d«P Berg- 
werkseigner zugleich in eine Beschwerde gegen jene erste 
Instanz und steht dann der nach dem Gesetze über Compe- 
tenzverhältnisse in AdministratiVju^tizsachen vom 28. Januar 
1835' nachgelassene Recurs (nur mit Beobachtung des in 
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Serperwaltun^gachen rerfiiasungsmässfg beäteheiidcu besoii-'^ 
dern I|istaiizcnzii^e8) ai| die swciie Verwaltungsiiistanz, oder 
setbat die Einsdilagung^ des Rechtswegfes, den Klagenden 
offen. Falle dieser Art sind aber kcinesweg;ea blos durch 
die Bergwcrkswerkaverfiia^ung und deren Eigenthüniliclikelt 
bedingt, sondern kommen bei anderen Verwaltungsbranchen, 
deren Gegenstand auch keinesweges regallsirtes Eigenthum 
ist, ebenfalls Tor, wo ea sich um Maassregeln ^ewerbspoll- 
zeilicher Aufsicht und Verwaltung handelt und wo, bei (oft 
niur scheinbarer) CoUision des Inteiresses der Bigenthümer 
und Gewerbtreibenden, mit dem Interesse des Staats, (welr 
ches gewöhnlich auch das wahre Interesse der Privaten ist, 
da es sich nach den Grundsätzen einer richtigen Gewerbs- 
politik und Staatfewirthschaft bestimmt,) Beschwerden und 
Klagen der Interessenten gegen die Verwaltungsbehörde er^ 
hoben zu werden pflegen* Es ist also keine blos beim Bergr 
wesen eingefülirte Abweichung Ton den im Lande allgemein, 
hinsichtlich des Gewerbsbetriebs, bestehenden Einrichtungen, 
wenn die Ber^erkseigner wider ihren eignen Willen, sich 
nach den Dispositionen ihrer Administratoren, deren Dienstr 
herrn sie sind , richten müssen '^) und letztere von der Staats- 
behörde gegen jene, ihre Dienstherni, dabei geschützt werden. 
Sondern es ist dies beim Bergwerksgewerbe eben so, wie 
bei jedem andern, eine Folge des allgemeinen obersten Grund- 
Satzes der Gewerbspolitik, welcher das Pnvateigenthnm und 
die persönliche Dispositioi| darüber in soweit beschrankt« als 
es die Vorschriften der Staatswirthschaft und Folizeipflege 


c) So 9« B. mpM 4er Eigeathüin^r ^iqer Apotheke , der nicht 
selbst ffls Apotheker vom Fache geprürt and verpflichtet ist, sich an 
die technischen Dispositionen i^eines Provisors binden , der Besitzer 
einer Waldung die technischen Verw^Ituqg^-und Wirthschi^ftsma^^ssregeln 
des von ihm in Dienst genommeqen Forstyerständigen , der ebenfalls 
Pflichten gegen die Staatsforstbehörden hat, sich gefallen lassen. 
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iii Rfic]£skli auf die Eigeuthumsverwaltung und ^ den Betrieb 
des damit verbundenen Gewerbes erheischen. Jenen Vor- 
Schriften muss das personliche momentane Interesse in wirk- 
liehen Coliisionsfälien weichen. Am allerwenigsten aber werr 
den die Grubenadmmistratoren auf den Grund der berühr^ 
ten Verhältiüsse zu Staatsdleneru. Im Gegentheil und 
dies führt: 

B., auf die Betrachtung ihrer Verpflichtungen gegen den 
Staat, sollen sie im Verhältnisse zu diesem, mit der grösstr 
möglichsten Selbstständigkeit dastehen, selbstständig, wie 
sie es auf den Grund ihrer Qualification rücksichtlich der 
Bergwerkseigner, ihrer Committcnten , sind. 

Ausser der allgemeinen Verpflichtung, die sie als Staasr 
unterthanen haben, sind sie in dienstlicher Hinsicht, 
bei allen Veranstaltungen und Maassregeln, die sie im Inter- 
esse ihrer Gewerken treffen zu müssen glauben, der Bergber 
hörde zwar Rechenschaft zu geben schuldig, aber in ihrer 
Dispositionsfreiheit über Eigenthum und ^lewerbsbetrieb so 
weit unbeschränkt, al^ sie das Gewerbe kunstgemäss^ 
wirklich betreiben. 

Der Grad ihrer Bergwerkskunst bestimmt zugleich den 
Grad Ihrer Selbstständigkeit, mit der sie dann selbst gegen 
die Verfugungen del; Staatsbehörde allemal daim mit sicherm 
Erfolge sich und ihre Gewerken unabhängig erhalten können, 
wenn sie wirklich ein wahres und wohlverstandenes Interesse 
ihrer Committenten verfolgen. 

Es,ergiebt sich, dass die Staatsbehörden, und dies sind 
hier in erst;ei: Administrationsinstanz die Bergämter, zwar bei 
bemerkten gewerbspolizei - und s^aatswirthscjiafts widrigem 
Betrieb verbietend und selbst gebietend eii^zuschreiten 
und sich wie alle Polizeibehörden nicht blo^ fiiif flath und 
Belehrung zu b^scliränken , dpss sie aber, bei regelmässi- 
gem ordentlichen und verständigen Betrieb, eigenmächtiger 
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Aiiordiiun^eq ohne Zuthiin und Mitwissenschaft derBergwerks- 
eig^ner und deren Administratoren sich zii enthalten haben« 
Es kann dalier, dem Princip nach, von einer eigentlichen un- 
miUelbaren Verwaltung der den Gewerken gehörigen 
Gruben Seiten der Staatsbehörde i^icht, son4ern nur voji 
der Anflicht letzterer über die der Administratoren, die 
Rede sein. Auch Ton der Seite einer Curatel oder Vor- 
mundschaft des Staats über die Bergwerkseigner kann 
diess Verhäitniss, wie es gleichwohl öfters geschieht, nicht 
betrachtet wenden. BeTonqundung u juristischem Sinne tritt 
hier ebenso wenig ein , wie z, B, hinsichtlich der Aufsicht 
des Staats über Verwaltung des Gemeuidevermögens. 
Denn auch bei den Gemeinden,^ obschon sie in der Tliat 
die jura miuorum gentessen, inuss die Selbstverwaltung als 
Begel gelten ^). Die Befugnisse der Staatsbehörde beschrän- 
ken sich dabei lediglich auf eine Oberaufsicht, die jedoch 
bei Contraventionen in polizeilichem Einschreiten, Gebieten 
und Verbieten sich äussert, Deshalb werden aber, uin 
das erwähnte Beispiel beizubehalten, auch die Gemeindegü- 
ter nicht %u Staatsgütern ) deren Verwalter nicht zu Staats- 
dienern« 

Und so ist denn auch das Staatedienergesetz v, 7, März 
183&« auf die gewerkschaftlichen Gnibenvorstände direct kei- 
neswegs anwendbar ^ wiewohl die analoge Anwendung einiger 
hinsichtlich der Staatsdiener ausgesprochenen Bestinunungen 
auch auf die gewerkschaftlicben Bergwerks^ieuer ^ z. B. was 
die Form der Verpflichtung, das Discfplinarrerfahrea u. s. w. 
u. s. w. anlangt, i^icht ausgeschlossen wird. 


d) S. Mittermaier deuCsches Privatrecht S. 288. §. 113. — Auch 
liegt diess im GeUte der sächsischea Städte- Gemeinde-Ordoung. 
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§.46. 

Minige der hauptsächlichem Berührungspunkte zwischen 
der Bergstaatsbehörde und den Grubenvorständen in 
• Ansehung der Leitung und Anordnung des Betriebs 
und Haushalts. 

Der bisher geschilderten Stellang der Bergstaatsbehörde, 
den Grubenvorständea gegenüber, entsprechend ist mm, 
was die Leitung und Anordnung des Grubenbetriebes uiid 
Haushalts anlangt, a) die Einrichtung, dass der Betrieb jeder 
Grube nach einem im Voraus festzusetzenden und Ton der 
Staatsaufsichtsbehörde zu genehmigenden Plane begonnen und 
fortgesetzt werden muss. In analoger Weise, wie z. B. die 
Baupläne geistlicher Gebäude, die Haushaltspläne der Gemein- 
^ den , oder bei einer ToUständig organisirten Landesbaupolizei 
gelbst die Pläne zu Privatbauten, der dazu geordneten Admi- 
nistrationsbehörde zur Revision und Genehmigung yorzulegen 
sind.) Die zu Entwerfung solcher Pläne beim Bergbau zu 
beobachtende Modalität ist die der (ResoL 1. t. 7. Januar 
1109.) vorgeschriebenen Generalbefahrungen, und, was 
die Freyberger Reviere anlangt, der, statt jener seit dem 
Jahre 1817. eingeführten funflährigeh^ Betriebsconfe- 
r e n z e n ^). Es wird hierbei zwischen den Grubenvorständen 
einerseits mid der Staatsbehörde andererseits der Betriebs- 
und der damit in unmittelbarem Zusammenhange stehende 
Haiishaltsplan für die nächste Zeit (was jedoch gewöhnlich 
auf mehrere Jahre hinaus bedeutet, denn die bergmännischen 
Unternehmungen sind meistens von der Art, dass ihre Aus- 
führung auf einen längeren Zeitraum berechnet Ist) ver- 
handelt und festgesetzt Die Folge hiervon ist, dass von 


a) Gins der vielen nnd grossen verdienstlichen Werke, die ihre 
Entstehung und Ausbildung dem sächsischen Oberberghauptmann Freihr, 
von Herder verdanken« 
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diesem flaiiptplane die Grubeuforstaiide ohne neue Gcneli- 
mignng der Staatsbehörde nicht abweicheii dürfen. Letztere 
hat daher die Verpflichtung^ , darauf mi sehen qnd bei den 
jedesmaligfen speciclien' Befalirungei|, wie sie deshalb den 
landesherrliclien llevlerbeamten (Re8oL2. y. 11. Januar 1709.) 
vorg^eschriehen sind, darauf ^u halten, dass alle einzelne 
und specielle Betriebsveranstaltungen jeneni Ilanptplane ent- 
sprechefi. Jene Pläne sind bindende Richtsclinur, sowohl 
für die Aufsichtsbehprde , als die GrubeuTorstände und alle 
derselben untergebenen Unteranfsichtspersonen und Arbeiter.^ 
Es ist ein solches Verfahren — wie es die angezogene 
Berg^esolution umständlicher beschreibt, wonach es ^uf mogr 
liehst ylelseitige und reife Vorausüberlegung ankommt —r ge-: 
rade hei dem Bergwerksbef riebe um so unerlässllcher , je 

• 

standhafter qnd stetiger hier die Pläne zu verfolgen sind un4 
je nachtheiViger ein schnelles/ Wechseln und luigewissesi 
Schwfuiken sich darstellt Bei Bestimmung dieser Pläne stellt 
iiqbezweifelt den sachverständigen Grubenvorständen die Ini- 
tiatjve und Eingabe ihrer Vorschläge, der Staatsbehörde 
dagegen bei einmal festgesetztem Pl'ahe die VoUzfehungs^c- 
Malt d^fgQstalt zu, dads die Grubei^vorstände und Arbeiter 
den Ai^oi'dnungen der landesherrlichen Revierbeamteu, welche 
sich auf jene -Pläne gründen, vollständigen Gehorsani «u lelr 
sten verbui^deii sind (vergl. die lOte Bergregolntion vom 
J. i7p9.). Uebrlgens ist den Gewerken selbst an den Delir 
beratiQuen persönlich Antheil zu nehmen gesetzlich (nach nur 
abgezogener Disposition) nachgelassen und ihre Erinnerungen 
d{|bei zu machen unyerwehrt. Bei vorkommenden Differenz 
zei^ ist der Recurs an die vorgesetzte Verwaltungsbehörde 
zu nehmen und steht dieser (dem Oherbergamte in höherer 
und dem Fii^anzministerliim in höchster Instanz) die Entsdiei- 
duttg zu. 

Zugleich bei Festsetzung der Hauptpläne wird: 


/ 
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h) über die Uiilerstfitziirigcll diu-cli Yortjchfisse «is Re- 
viercassen (vergl. obeii §. 27. ii. if.) disponirt, auf welche 
die GrubenvöFstäiide iiiiziitragen haben und die Air die ein- 
zelnen Griiben tbit Riicksicht liuf die gefasl^ten Fläiie und 
das dazii nöthig^ Erforderniss Ton der Bergstaatsbehörde m 
erster Instanz begutachtet, ton der höheren Bergbehörde 
aber schliesslich verbilligt werden. Es erhallet, däss die 
YerM'illlgung solcher Unterstützungen die Staatsaufsicht über 
die Gruben^ trelchc solche erhalten haben, um so strenger 
macht, da die Grubenvorstände über dfe vorschriftsmässlge 
Verwendung Rechnung äbztilegen habem Es ist daher die 
Elnridhtunggetreiffcn^ dass in den Grubenrechnungen beson^ 
dere Abschnitte für die Vor schussbaue süid, ein beson^ 
4ere8 vom Yorschuss angeschafftes Inventarium u, s^ w« zn 
führen ist u, dergl. mehr. 

Mit diesen Plänen steht femer t 

c) die Be^ttniinung der Stollnörterin Yerbifidung, durch 
defen betrieb der Fiscus als StöUner jene Plane zu unter^- 
stützen übemininit. Anstatt nämlich der (nach der Ursprünge 
liehen auf mehr iöolirte ,und einzelne BerggebSude berechne- 
ten Berggesetzgebung vorgeschriebenen) Anrufung des 
Stollns zu Verschaff^iing von Wai&ser^ und WetterlqjSiung, wird 
gegenwärtig in mehreren Fällen die Uebernahme des Be* 
triebs der geeigneten Stollnörter^ mit Rücksicht auf den Ge^- 
sammtrevierplan und den Zusammenhang der Gruben, gewis«- 
sermaassen von der Staatsbehörde, welch« zugleich der Ad- 
ministration der fiscalisehen StöUn vorsteht, offerurt^ die 
Gewerken aber sind , unter der Yoraussetzung^ dass der Be- 
trieb, solcher Oerter richtige sach- und kunstgemass ist, den 
Stolln anzunehmen, dann aber auch die Stollngebührnisse 
(§. J84.) zu entrichten verpflichtet. 

d) Sind die Grubenvorstände verbunden ^ za Anfertigung 
der GrubenrisBC und deren gehöriger Nachtragung der 
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dazii Ton der Staatsbehörde rerpflichteten Markscheider sich 
211 bedienen. Die Haltung richtiger und Toliätäudiger Gni- 
benrisse ist für einen regelmässigen Bergbau von ungemeiner 
Wichtigkeit Jede Grube muss deshalb einen Generalgniben- 
riss und so viel Specialrisse, als bei einzelnen Gelegenheiten 
erforderlich sind, und zwar in zwei Exemplaren auf ilire Kosten 
anfertigen und nachtragen lassen, indem das eine Exemplar 
auf der Grube bleibt, das andere im Archiv der Bergbehörde 
aufzubewahren ist. Die Gebühren der Markscheider sind 
von Staatswegen geordnet. 

e) Ferner können sich die Grubenvorstände der Anwei- 
sung des vom Staate deshalb besoldeten Bergmaschinen- 
Personales nicht entziehen, und wenn schon, wie in der 
Sache liegt, dadurch die Baue und Anlagen in dem Grade, 
wie sie solider und besser, auch vertheuert werden, (wor- 
über die Gewerken wohl nicht ohnfs Grund bisweilen sich 
beschwert haben), so können doch einzelne Au^ahmefälle 
dieser Art die gewerbspolizeiiiche Tendenz dieser Einrich- 
tung und der damit in Verbindung stehenden Verpflichtung 
der Grnbenvorstände als Regel nicht unrichtig erscheinen 
lassen. 

f) Ebenso sind die Grubenrorstände wegen der von 
ihren Erzeii zu machenden Versuchs- und Lieferungs -Pro- 
ben des Gehaltes, an die als Staatsdiener verpflichteten 
Bergguardeine imd Gewerkenprobierer gewiesen. 

g) Zu den alltaglich vorkommenden Berührungspunkten 
der Administrationsbehörde mit den Grubenvorständen gehört 
ferner die Prüfung und Taxe der zum Bergbaubetriebe erfor- 
derlichen Materialien durch die Bergstaatsbehörde, so dass 
die Grubenvorstände auch In der Qualität solcher Waare und 
der Bestimmung des Preises fnr selbige nicht völlig freie und 
unbeschränkte Wahl haben. Es besteht daher eine bestimm- 
te, von Zeit zu Zelt der Revision unterworfene Bergmate- 
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rialicntaxe. Im Freyberg^er Revier ist übrigens eine beson- 
dere Factorie und Niederlage für gewisse hanptsäcliliche Ma- 
terialien (besonders Pulver, Stahl und Eisen) zum Besten 
der Gewerken und aus gemeinschaftlichen Mitteln derselben 
errichtet worden, welche den möglichst Tortheilhaften Ein- 
l^auf der Materialien im Grossen yennittelt und für den ein- 
zelnen Bedarf der Gruben die nöthigen Yorr&the halt. Es 
steht diese Anstalt unter besonderer Aufsicht der Bergstaats- 
behcrde, welcher sie auch Rechnung abzulegen hat. 
Ferner gehört hierher 

h) die Regulinmg der Löhne und Gedinge der Arbeiter, 
welche letztere insbesondere durch die Reviergeschwornen 
(als Mitglieder der Bergstaatsbehörde in erster Instanz) erfolgt. 
Es ist schon erwähnt, dass für jede Stufe, worauf der Ar- 
beiter steht, ein bestimmter Lohnsatz festgesetzt ist. Es 
erstreckt sich dies vom Scheidejungen bis zum, Schichtmei- 
ster hinauf. Auf die Revision dieser Lohnsätze gründen 
sich die Lohnreglements, welche die Bergämter festzastel- 
len haben. Es haben aber dieselben auch die gehörige, in 
gewissen Zeitabschnitten vorzunehmende Auslohnung an die 
Arbeiter imd Lieferanten, sowie die Aufnahme von Anleihen 
(welche die Grube zu machen genöthigt ist und unter ge- 
wissen, zum Besten der Gläubiger vorgeschriebenen Bedin- 
gungen machen darf) zu controlireh. Als ein besonders häu- 
fig vorkommender Gegenstand unmittelbarer Concurrenz der 
Staatsaufsichtsbehörde ist ferner die Regulirung der Gedinge 
hervorzuheben. Ist zwar der Accord einer gewissen Zahlung 
für ein bestimmtes Arbeitszi^l ein reines, privatrechtlich zu 
betrachtendes Contractsverhältniss zwischen Gnibeneignem 
und Arbeitern, so müssen doch einerseits die tiedingspreise 
im richtigen Yerhältniss zu den Löhnen stehen , weiche ein 
Arbeiter nach seinem Arbeitsrang und seiner Lohnstufe zu 
beziehen hat; andererseits aber beruht die Bestimmung der 
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Gedinge tiHf einer genauen Kcnnlniss der Localität und einer 
gelierigen ßerücksicliiigiing der, dieselbe ibehr öder iVeniger 
firschwerenden oder erleichternden Umstände (relative Fe- 
»tigkeit des Gesteiim, det Quantität des zur Arbeit erfordere 
liehen Pulrers und Gezähes u. s. w.) und . ist einer gewissen 
Aequität dabei nicht wenig Spielraum eröiTnlst, so dass zur 
VorausTetmeidung von Differenzen die Abstimmung soldier 
Gedinge gewissermaassen unter schiedsrichterlicher Autorilät 
eines unparteiischen Drittmannes am angemessensten von 
Staatsbeamten erfolgt ^'). 

Unmittelbai' an di^e Yerlifiitnisse schliesst fiiich auch die 
Cognition der Bergstaatsbehorde über die Bestimmung des 
Anfriickens der Arbeiter im Lohne an, welche allerdings auf 
den Anträgen der Grubentorstände beruht, jedoch ebenfalls 
an gewisse liegein gebunden ist, und im Zweifel nach der 
Qnallfication der Leute sich richtet, über welche hinwieder- 
um der Bergaufsichtsbehörde das entscheidende Urtheil zu 
vindicireti ist. 

Was die Löhfie der Onibentorsländä selbst anlangt^ so 
bleibt sogar, irie in der Sache liegt, in Ermangelung einer 
andern, zur Entscheidung befähigten Person^ etwas nicht 
übrig, als deren Bestimmung und Besserung der Staatsbehör- 
de zn überlassen. Obschon den Gewerken selbst unbenom- 
men sein würde ^ mehr als das für angemessen zu achtende 
Lohn ihren Grubenvorständen zu verwilligen (ind^m sie dann 
tim so mehr Zubusse zu ffeben, oder um so viel weniger 
zu verlangen, an Verlagsrestitution oder Ausbeute zu echal- 


b) Es ist dies irtigleicli ein recht sicbtlicties Beispiel , wie die an- . 
fangliche scbiedsricbterliche Autorität, weiclie die Interessenten ur- 
sprünglich in Bergwerksangelegenheiten und Händeln anzusprechen 
pflegten, nach und nifth den Grund zu wirklich richterlichen Functionen- 
der Bergbehörden legte , In denen sie später durch Gesetz und Herkom- 
men ausdrücklich bestätigt worden sind« 
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ten bätten), so würden sie doch einen anverhiUtnissmassig zu 
niedrigen Lohnsatz nicht festsetzen dürfen. 

Endlich' stehen mit den mir berührten Verhältnissen die 
amtlidien Attestationen im Zusammenhange, welche zum 
Tlieil die Stelle der Belege für Einnahme und Ausgabe bei 
den Grubenreclmungen vertreten, oder wodurch diese Belege 
in Rechnung pas^irlich werden, und die bei dem Organismus 
des Grubeiirechnungswesens, bei der Schwierigkeit die De^ 
taileinnahme lud Ausgabe anders zu controliren, unver- 
meidlich sind. Noch muss 

i) der Disposition gedacht Verden, welche in gewissem 
Maasse der Staatsaufsichtsbehörde über die Verwendung und 
Vertheiiung der Betriebswasser als Maschinenkraft (Aufschläge) 
oder ziun Waschen imd Aufbereiten der Erze, aus den Re- 
vierwasserreserroirs zusteht. Seit Jahrhunderten ist das 
Bestreben der Staatsbehörde dahin gegangen und durch sei- 
tene Beharrlichkeit gelungen, einen solchen Vorrath von auf- 
gesammeltem Wasser beisammen zu halten, wie er bei einem 

mittleren Zustande der Wasserzugänge in die Reservoirs 

• 

(Bergwerksteiche) zu Versorgung der Gruben, denen der 
Oertlichkeit nach das Wasser zufliessen kann, mit der nötbi- 
gen Maschinenkraft hinreicht. Das Recht der Grubeneigner 
auf gewisse Wasserquauten ^) beruht zwar theils auf dem 
durch Muthung und darauf erfolgte bergübliche Verleihung 
erlangten Besitz, oder auch auf einem der gewohnlichen 
Eigenthums- und Erwerbstitei (§• 36.). Aliein immer kann 
das an die Grubeneigner als ausschliessliches Bergwerksgut 
verliehene oder sonst acquirirte Wasserquantum nur unter der 
Voraussetzung gegeben werden, dass in den Reservoirs (Berg- 
werksteichen) so viel vorhanden ist , um alle Ansprüche dar- 


c) Als bergmanniscbes Maas far solche Quanten ist als Einheit 
ein wöchentliches Rad Wasser, nämlich 100 Kubikfuss pro Minute, auf 
eine Woche, angenommen $ (also 1,008000 Kubikfass in der Woche). 

16 
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auf Toll so befriedigen. Bei wisierdarren Zeiten — vro in 
der Tiiat da« Wasser Geldeswerth hat — entstellt daher ge- 
wissermaassen eine im onTerschuldeten Zufall liegende In- 
solvenz der Resenroirs und nun tritt periodbch die Staats- 
aufsichtsbehorde als diejenige Instanz ein, welche ermäch- 
tigt sein musSf mit Rücksicht auf Torzugsweise dringendes 
BedürfuisB) sowie auf den Einfluss, den dies auf den Ge- 
sammtbetrieb der Reviere hat, die eine Grube vor der an- 
dern mit Wasser zu begünstigen, ohne z. B. an das Alter 
der Verleihung eines Wasserquantums und das darauf sich 
grlindende Vorrecht einer Grube streng gebunden zusein. Eine 
Ermächtigung, welche ihre ToUkommene Rechtfertigung, 
theils in der Fürsorge des Staats für die Wasserreservoirs, 
ohne welche bei wasserdnrren Zeiten überhaupt der grös- 
sere Theil aller Betriebswasser fehlen würde , theils in der 
Nothwendigkeit findet, dass eine Autorität vorhanden sein 
muss, welche mit Intelligenz, Umsicht und Unpartheilichkeit 
coUidirende Interessen regulirt imd ausgleicht. 

§. 47. 

ausnahmen zur Zeit der Noth. 

Wird die bisher besprochene Grenze zwischen dem Ein- 
greifen der Staatsbehörde und der Selbstständigkeit der Gru- 
benvorstände und ihrer Machtgeber, im Betrieb und Haus- 
halt der Gruben, nicht immer gehalten, so ist dies in den 
meisten Fällen (erweisliche und absichtliche Ueberschreitun- 
gen von beiden Seiten bleiben natürlich als regelwidrig im- 
mer zu rügen) ein Werk der Noth, weiche die Grubeneigner 
Bu oft unbedingter Ergebung in die Disposition der Staats- 
behörde und freiwilliger Verzichtsleistung auf Rechte veran- 
lasst, deren Ausübung ihnen im gewöhnlichen Laufe der 
Dinge Niemand bestreiten würde. Schreitet aber in extre- 
men Fällen die Staatsbehörde, vermöge solcher stülschwdi- 
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g^enden Verzicht und Er^ebun^ der Eigenthümer In das mäch« 
tigere Walten des Staates auch beim Betriebe der Gruben 
ein, die ausserdem imd der Privatdisposition vertraut, ver- 
lassen und dem Untergange Preis gegeben sein würden; so 
thut sie nichts anderes, als was die Staatspolizei auch in 
anderen Shnliclien Verhältnissen zu thun sich für verpflichtet 
und berechtigt hält. Es darf nur z. B. an das Institut der 
Pompiers in den, mit einer gut organisirten Feuerordnung 
versehenen grösseren Städten, erinnert werden, durch wel* 
ches der Eigenthümer eines vom Feuer ergriffenen Hauses 
Ton aller Disposition über sein Hab und Gut während des 
Feuers ausgeschlossen ist. Nicht blos ähnliche, plötzliche 
Unglücksfälle, z.B. unvermnthete Durchschläge, Brüche oder 
überhandnehmender Wasser* oder Wettermangel u. tu w., son- 
dern auch schleichendere, den chronischen -Krankheiten ver- 
gleichbare, Uebelstände, als z. B. Erschöpfung der Erzmittel, 
auf deren Fortdauer gerechnet war, gestörtes Gieichgewichf 
zwischen Einnahme und Ausgabe im Haushalte u. s. w. sind 
es, welche die an solchen Uebeln laborirenden Gruben in 
die präsumtiv heilende und starkende, aber auch, wie die 
des Arztes, alsdann unbedingte Hingebung in ihre Vorschrift 
verlangende Hand der Staatsaufsichtsbehörde geben. Wer 
möchte hier, wie anderwärts, die Heilung verbürgen und 
verbürgen, dass die Kosten der Remedur nicht vergeblich 
verwendet werden 1 Aber demohngeachtet wird Theorie uqd 
Praxis das angedeutete wahre Verhältniss, in welchem Grens^ 
Imie und Eigenthumsrecht temporär aufgehen und verschwin« 
den, nicht zu ändern, noch im Nothstande die oben ange- 
gebenen Regeln aufrecht ku erhalten vermögen. 

Allgememe Erfahrung bestätigt auch, dass ohnedies die 
selbst erfindende Thätigkeit der Staatsadministration, die Er- 
greifung der Initiative, und eingreifende Maassregehi Seiten 

16* 


244 

deraelben nur erst dann «o beginnen pflegen , wenn der Noth- 
gtand einer Grabe anhebt 

Efl stehen dagegen die Graben and deren Administra- 
toren am so selbstständiger. In je besseren and anskömm- 
Ucheren Umstinden sie sich befinden* 

§.48. 

Behinderung und Uniersagung nutzloser Bergwerkeunter- 
nehmungen. ■ 

Bei Betrachtang der Beruhrungspankte and' Grenzlinien 
iwischen den Functionen der StaatsauMchtsbehörde und der 
Selbstständigkeit der Gewerken, ist noch der schwierigen 
Aufgabe der Staatsregierung su gedenken, weiche sie zu 
losen hat., um nicht ganz nutzlose Bergwerksuntemeh- 
mungen aufkommen zu lassen. Man hat die Duldung und 
Beförderung nutzloser Bergwericsunternehmungen der Berg- 
staatsbehörde zum Vorwurfe gemacht *) und damit die Be- 
schuldigung verbunden, als worden solche Bergwerksunter- 
nehmungen nur im Interesse der Bergamter und der bei der 
Grube angestellten Offidanten, damit nur diese ihre Löhne, 
die Bergamter aber üire Sportein nicht einbüssten, gefordert. 
Einyerstanden mit der Verwerflichkeit eines . solchen Be- 
wegungsgrundes, wo er in einem concreten Falle vor- 
gewaltet und einen Missbrauch inrolnrt hatte, kann hier, 
abgesehen. davon, ob und wo solcher Missbrauch vorgekom- 
men, nur im Allgemeinen die Frage erörtert werden, ob 
derselbe im Sinne der Bergwerksstaatseinrichtungen liegt und 
durch . letztere demselbeii Vorschub geleistet werde? Dass 
diese Frage verneint werden muss, geht aus Art. XXVHI. der 
Bergordnung hervor, wornach der Bergmeister angewiesen 


a) Yergl. diQ Landtagsverhandlongen der 2ten Kammer (an. 1833.) 
I46ste SitzoDg. 
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wird, ,,aiifzu8elien, dass in den Zechen nicht unniitzlich ge- 
baut werde, und wo er schädliche Gebäude findet, soll er 
fiie abschaffen/^ Hierzu kommt der, sich auf den Begpinn 
eines Bergwerksnnternehmens beziehende Art. YL derselben 
Bergordnung: „so der Bergmeister in der Muthung findet, 
dass der Aufnehmer bei seiner Muthung ans rechten Ur- 
sachen nicht bleiben mag , soll er ihme dess verwarnen/^ • — 
Allein es scheint wohl , dass diese Bestimmungen , von denen 
namentlich die Letztere bei deni Nachsatze in Art. VI.: „so 
aber der Aufnehmer davon nicht abstehen wollte , soll der 
Bergmeister nichts destoweniger seine Gebühr und Muth- 
zeddel nehmen ,^^ in Zweifel lässt, ob nicht der Bergmeister 
dennoch zu Annahme der Muthung und folgends der Ver- 
leihung Terpülchtet sei? nicht ausreichend, und ohne Schwie- 
rigkeit nicht anzuwenden sind. 

Auf der einen Seite nämlich kann und^ darf, nach den 
oben bezeichneten bergprivatrechtllchen bistituten, die Be- 
stätigung einer gemutheten Erzlagerstätte — ^enn nur s6l- 
che nachgewiesen ist — nicht verweigert werden ^\ Eb^u 
so wenig kann der Fortbetrieb eines Berggebäudes ex officio 
untersagt werden , weil derselbe Bedingimg der Erhaltung des 
bergmännischen Eigenthums ist und den Betrieb unter- 
sagen, mit richterlicher VerlustSferklärung des Eigenthums, 
die doch nur unter den gegebenen rechtlichen Bedingungen^ 
statthaft ist, von gleicher Wirkung sein, in jedem Falle aber 
beides der natürlichen Freiheit nicht nur widerstreiten , son- 
dern auch der Tendenz aller Bergwerkseinrichtungen entgegen 
sein wurde, welche auf möglichste Ermunterung zu Auf- 
suchung bauwürdiger Erzlagerstätten und Erhaltimg der Stand- 
haftiskeit im Betriebe derselben berechnet ist Auf der an- 


b) Vergl. Art. VI. der Bergordnung v. J. 1589. „nnd Muthung de« 
Auüiehmens soll er (der Bergmeister) zu keiner Zeit, auch niemand 
weigern, den er bei deme, so gemutbet wurd, getrauet zu behalten.!' 
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dem Seite aber hat die Bergbeli5rde gleich der Armenpoii- 
zeibehorde unstreitig die Pflicht zu Terhindern, dass die 
Zali( der , dem Gemeinwesen zur Last fallenden Armen nicht 

• 

Termehrt werde. Es fallen aber arme Gruben dem berg- 
mannischen Gemeinwesen wirklich zur Last, indem sie die 
aus den gemeinschaftlichen Beitragen gebildeten Unter- 
Stutzungsfonds Torzugsweise in Anspruch nehmen, während 
sie selbst dazu nur unveihältnissmissig wenig beitragen. 

Da keinem Grubenbetriebe bei seinem Beginne, sofern 
er nur auf einer Lagerstatte regelmässig yerfuhrt wird, welche 
naturhistorischer Erfsbrung-^nach Erzmittel zu enthalten pflegt, 
die Wahrscheinlichkeit selbst der reichsten Entdedamg im 
Voraus abgesprochen werden kann, da sogar, auch ohne Auf- 
findung von Erz, insbesondere durch Steilnorter, wenigstens 
der Yortheil der Aufschliessung unbekannten Gebirges, der 
Wasser- und Wetterloosung erreicht wird, welcher der ge- 
sammten Revier zu Statten kommt, so ist die Bergbehörde 
nicht berechtigt, den Unternehmer ron einem Betriebe direct 
abzuhalten, wenn sie nicht Arglist oder oflenbare Verkehrt- 
heit dabei wahrnimmt , ja sie ist sogar die geordneten Vnie.t'- 
Stützungen (z. B. die Gnadensteuern) zu bewilligen verpflich- 
tet, wenn der Unternehmer in ehrlicher und wahrhafter Ab- 
sicht und mit Stetigkeit arbeitet. Es versteht sich übrigens 
von selbst, dass die vorliegende Frage auf solche Gruben- 
gebäude keine Anwendung leidet, die bei completter Gewerk- 
schaft im vollen Schwünge des Betriebs und in wirklicher Erz- 
einnahme stehen, wenn diese auch nicht überschiessend 
ist, dafeme nur die Bruttoeinnahme aus staatswirthschaft- 
liehen Gründen den Fortbetrieb rechtfertigt 

Bei der angedeuteten doppelten, sich direct entgegen- 
stehenden, Rücksicht scheint zu Festsetzung der Grenze des 
Einschreitens der Behörde, der freien, Privatdisposition gegen- 
über, noch die Disposition zu Ililfe genommen werden zu 


müssen, welche die 2l8te Rcgisterweisiing an die Hand giebf. 
Biese ermisst den relativen Werth oder ünwertt einer Grube 
nach der Zahl der untergebrachten Kuxe, indem sie gewisser- 
^ inassen die Öffentliche Meinung über die Aussicliten einer 
Grube zum Maassstabe erhebt und eine Erinnerung gemacht *' 
wissen will, wenn |iei einer Grabe nicht wem'gstens 72 Kuxe 
Abnehmer gefunden haben. Durch diese Disposition ist die 
Bergbehörde auf den Weg gewiesen , den sie a^u nehmen hat, 
um zu beurtheileili oh ein Betrieb zur Ungebühr fortge- 
stellt werde und zu hindern, dass - 41^ nicht gesdiieht. 
Sie hat uäinUch die doppelte Pflicht „ einmal dem Publicum 
ein Zeichen der Warnung TOr übereilter Theilnahme 7u geben, 
indem sie solche Gmlien für Zubussanschlags uii fähig er- 
klärt und dadurch deren Fristsetzung, .fojgends «her die Auf- 
hebung des Betriebs^ vorbereitet $ sodann aber, durch um 
80 strengere Verfolgung betrügerischer Kuxkränzelei, Tau- 
sehungeii baülustiger GewerlceQ zu hindern, ohne jedoch 
die Theilnahme direct verbieten und dadurc)^ verhüten zu 
dürfen, dass eine solche Grube durch den Hinzutritt neuer 
Theilnehmer, wenn diese nun einmal Vertrauen zu ihrem 
Unternehmen haben, wieder Zubu«6aQschlags fähig werde. So 
lange aber dazu noch Hoffnung vorhanden und so lange der 
Zustand der Zubussanschlags Unfähigkeit nicht in wirkliche 
Fristsetzung , die bei gänzlicher Ermaugeluag von Theilneh- 
mern eintreten muss, übergegangen ist, ist die l^taatsbehörde 
ausser Stande, direct gege^ die Grubenvorstände ein Ver- 
bot des Fortbetriebes zu erlassen und die Arbeit bei der 
Grube aufzuheben, muss vielmehr die Grubenvorstände in 
ihrer Wirksamkeit lassen, so lange noch haulustige Gewer- 
ken vorhanden sind, welche sich jedoch dann, wenn sie sich 
durch die ihnen gegebene Warnung nicht abschrecken lassen, 
die Fruchtlosigkeit ihres Unternehmens selbst beizumessen * 
haben, iur die aber die Staatsbehörde und die bestehenden 
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Staatseinrichiaiigeii dum nicht verantwortlich gemacht wer- 
den können **). . 

§. 49. 

Von GewerienamschiUsen und beaondern Vertretern der 

Gewerken, 

Es kann das Thema von der Stellimg der Staatsbehörde 
zu den Grubeneigneru und deren verfassmigsmaflsigen Vor- 


c) Za desideriren ist , dass die angezogene Disposition der Re- 
gisterweisong direct nicht ancli auf die, auch bierin einer mehr nach- 
tbeiligen Indulgenz geniesseuden, Eigenlöbnerzecben, im Gegen- 
satz von den gewerlLschaftlicben Gruben, Anwendung leidet, weil bei 
denselben das Eigentbum in acht Hauptgesellentheile vertheilt ist, und 
daher bei diesen zur Beartbeilung unnützer Baue , die doch gleichwohl 
gerade bei solchen Zechen am häufigsten vorkommen, das Anhalten 
nach der untergebrachten Kuxzahl fehlt. ( Wiewohl auch die acht 
Hauptgeselientheiie a 15^ Kux, beim Gegenbvche nach 124 Kuxen zu- 
gewährt sind , so entspricht doch der Zahl gerade yon 72 Kuxen jene 
Eintheilung in der Maasse nicht, dass man statt der 72 Kuxe eine völlig 
gleichbedeutende ganze Zahl von Gesellentheiien annehmen konnte). 
Ueberdiess lasst sich häufig nicht einmal die Zahl der wirklich unter- 
gebrachten Kuxe bei Eigenlöhnerzechen controliren, weil — ein ande- 
rer noch grosserer Uebclstand bei Eigenlöhnerzechen deu zu unter- 

, drücken nur schwer gelingt -— die Eigenlöhner häufig mit Hocken - 
trägern, (§. 26, n. a ) d. h. blinden G.ewerken bauen, die im Register 
gar nicht aufgezeichnet sind. Es bleibt daher hinsichtlich der Eigen- 
löhnerzechen , um den besprochenen Zweck zu erreichen , wenn sich die 
Unternehmer durch behufige Vorstellungen und Warnungen nicht ab- 
halten lassen, nichts übrig, als theils mit möglichster Vigilanz die 
Hockenträgerei zu yerhindern, theils den Eigenlöhnern die Gnaden- 
steuer zu versagen, um auf diese Art indirect durch Abschneidung 
der Betriebsmittel unnützen Unternehmungen zu steuern. ^ . 

Indessen kann den Eigenlöhnern eine grössere Nachsicht in dem 
fraglichen Bezüge allerdings um so eher gegönnt -werden , als Eigen- 
löhnerbane auf Silber wenigstens in den Revieren, wo ^ie meisten 
grössern und ansehnlicheren Siiberzecheu gewerkschaftlich sind, ohne- 
diess nur, häufig sehf* bald wieder aufgegebene, Versuchsbaue 
sind, welche wiederum zu fordern und zu unterstützen im Interesse 

. der ganzen Revier liegt, und bei deren Gestattung man daher, selbst 
wenn sie vor der Hand ohne Aussicht sind, nicht scrupulös zu sein 
pflegt. 


249 

ständen, den Schichtmeistern und Obersteigern, bei der Ver- 
waltung des Bergwerkseigenthumes, nicht Terlassen werden, 
ohne noch der in neuester Zeit wiederum ' ganz besonders 
angeregten Bestellung besonderer Gewerkenvertreter 
zu erwähnen. Es kann sich , wenn die Absicht der Einfüh- 
rung dieser Vertretung noch ferner verfolgt wird, nur darum 
handeln, eine solche Vertretung theils allgemeiner zu machen 
und in allen Revieren einzufuhren, theils das Institut spe- 

cieller und der Zeit angemessener zu organisiren. Neu ist 

* 

die Sache an sich keinesweges, sondern ^s besteht der ge^ 
setzlichen Vorschrift (Bergdecret v. J. 1629., 10. und Berg- 
resolution 21. V. 8. Januar 1709.) zu Folge, im Freyberger 
Revier bereits vorlängst die Einrichtung, dass sechs bis acht 
Ausschusspersonen der Bürgerschaft ^u Freyberg das Interesse 
der gesammten, auch besonders der auswärtigen, Gewerken 
(noch ausserdem, dass den Gewirken selbst, nach Bergreso- 
lution 14, das persönliche Erscheinen bei der quartaligen 
Aufrechnung nachgelassen ist) vertreten sollen. Es scheint 
sogar in der Absicht der Vorschrift allerdings zu liegen, dass 
die Einrichtung sich nicht Mos auf die Freyberger Reviere 
beschränken, sondern auf das gesammte Bergwerk erstrecken 
soll ; in sofern der Zusammentritt jenes Ausschusses zur Ver- 
handlung mit den dem gesammten Bergbau aller Reviere vor- 
stehenden Obecbergfoeamten angeordnet wird. Wahr ist es 
nun, dass die ganze Einrichtung in der vorgeschriebenen 
Maasse obsolet geworden ist, dass ein solcher permanenter 
Gewerl^enausschuss üi der That nicht mehr besteht. Es ist 
die Sache darauf reducirt worden , dass einige Deputirte des 
Freyberger Stadtrathes , als beständigen Bevollmächtigten der 
auswärtigen Gewerken, die vornehmsten im Oberbergamte 
abgehaltenen Bergwerkstermme , z. B. den Znbussanschlag, 
die Ausbeute- und Verlagsdeliberation, die Aufrechnung u. s.w. 
abwarten. 
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Fra^ •ich aber. In welchem Smae und welcher Fomi 
man daa vrsprfm^che Inatitot besonderer Crewerkenrertreter 
swedE- nnd aach^emaaa wiedemra aofleben lassen solle 1 so 
scheint znnichst die Wahl permanenter besonderer GeweikeD- 
Torstinde für die einzelnen Graben ausser nnd ndien den 
Schichtmeistera *) kanm erforderlich , ja so^r hinderlich. 

Einen sachveratindi^eren nnd technisch qoalifiar- 
teren Vertreter, als der Schiditmelster es ist, der bergmän- 
nisch wissenschaftlich ansfebildet nnd im Berffweii»dienste 
erfahren sein soll, konnten die Crewerken einer einxelnen 
Grabe, die nicht selbst BergrersCandige sind, nnter sich pra- 
somtiv nicht finden nnd somit könnte der Zweck einer nn- 
mittelbaren Controle in technischer^ Hinsicht Seiten der Ge^ 
werken doch nicht erreicht werden. Feraer ist der Schicht* 
meister jeder Grabe all GeneralbcTolimlchtlgter, so weit 
nicht ein mandatnm specialissimüm erforderlich, zu Expe- 
dirang aller rechtlichen und nach Befinden processnalischen 
Angelegenheiten der Gewerkschaft gegen dritte Personen 
ohnedies gesetzlich bestellt nnd nicht wchl abzusehen, 
wozu ausserdem noch die. Bestellung eines oder meh- 
rerer Gewerkendeputirten zu gleichem Entzwecke der Sache 
gerade förderlich sein solltet Wenn dagegen eine Geweric- 
schaft ihren Schichtnielster in der einen oder andern Hin- 
sicht eines Instructions- und mandatwidrigen, oder eines Ge- 
bahrens wider ihr Interesse, für Terdächtig halt, oder nur 
glaubt, dass er nicht selbststandig genug handle, so ist nicht 
zu bezweifeln, dass auf ihren Antrag zur Remotion dessel- 
ben verschritten und eine neue Wahl veranstaltet werd-en 
muss. Denn der Schichtmeister ist nicht allein der Diener^ 
sondern auch der Vertreter und BeToIlmächtigte der 
Gewerkschaft jeder einzelnen Grube. 

^8) Wie solches nach %, 85. jct. §. 87. et 89. des Entwurfs zur 
Revision der preuss. Berggesetzgebung beabsichtigt wird. 
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Ueberdies aber pflegt gegenwärtige in wichtigeren Fal- 
len und solchen , wo die Schichtmeister ohne besonderes Man- 
dat ihrer Gewerken zu handeln Bedenken tragen, den letz- 
teren durch Patente von der vorliegenden Frage Mittheilung' 
gemacht und deren Entschliessung viritim eingeholt zu wer- 
den, wodurch jedenfalls die Wlllensmeinnng aHer Theilneh- , 
mer unmittelbar und sicher erforscht und die Gefahr, wider 
iliren Willen zu handeln, sicherer vermieden wird, als wenn 
ein zu befragen gewesener Gewerkenausschuss zu entschei- 
den gehabt hätte* Die Insinuation der Patente macht ge- 
wöhnlich auch keine Schwierigkeit, weil die Ausbeute- und 
Zubussboten in der Regel ohnedies bei den meisten Gewer- 
ben selbst /ZU gewissen Zeiten persönlich erscheinen , um von 
ihnen die Znbussen einzucassiren , oder an dieselben Aus- 
beuten auszuzahlen» 

Es scheint also die Bestellung besonderer permanenter 
Gewerkenvorstände bei den einzelnen Gniben und eine 
diesfallsige neue Vorschrift mindestens überflüssig; in ein- 
zelnen Fällen aber einen Gewerkenausschuss unter sich zu' 
wählen, ist den Gewerken jedenfalls ohnedies unbenommen. * 

, Man kömmt daher auf die ursprüngliche Einrichtung 
solcher Gewerkenvorstände ziurück , welche das allgemeine 
Interesse sämmt lieber Gewerken zu vertreten hätten. Es 
scheint dieser Einrichtung die Idee der Bildung eines Gegen- 
gewichts, der Staatsadministrationsbehörde gegenüber, zu 
Grunde zu liegen. Die Ausfuhrung dieser Idee aber er- 
scheint dem Geiste der sächsischen Bergwerksverfassung eben 
80 angemessen, als dermalen (ausser bei dem ehemals säch- 
sischen, jetzt preussischen mannsfeldischen Bergbau und eini- 
gen nach Particularverfassungen zu beurtheilenden Berg - und 
Hüttenetablissements) *) noch unbefriedigtes Bedürfniss der- 

b)' Es bildete sich nämlich seit Ende des siebenzebnten Jahr- 
bondertii, unter der damaligen sächsischen Regierung, beim manns- 
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selben zu sein; in sofern gegenwartig den Bergamtem u« s. w, 
zwar, was jede einzelne Grube betrifft, die in der Qben 
gezeigten Maasse selbstständigen Gmbenvorstände das nöthige 
Gleichgewicht halten, dagegen aber, was allgemeine und 
organische Maassregehi und Vorschriften, ja selbst grössere 
Rerierpläne, wobei das Gesammtinteresse der Gewerken, 
oder auch jura singnlorum, welche diesem Gesammtinteresse 
weichen sollen, in Frage kommen, anlangt, es noch an den 
wirklichen Personen gebricht, welche die nur ideell 
vorhandene moralische Person der Gesammtheit der Ge~ 
werken wirklich reprasentirten und der Staatsbehörde gegen- 
über im Interesse der Gewerken eine permanente Controle 
und Einspradie hätten. So würde daher z. B. ein in diesem 
Sinne bestellter permanenter Gewerkenausschuss oder Vor- 
stand, ^ besonders an der Disposition über die allgemeinen 
RcTiercassen (§. 16.) und deren Verwendung , an der Ad- 
ministration der allgemeinen Bergwerkswasserversorgungsan- 
stalten, in gewissem Maasse selbst der RevierstöUn, ferner 
an der Verwaltung allgemeiner Reviermstitute, z. B. der Berg- 
magazinanstalt (für weldie schon eine besondere gewerk- 
schaftliche Deputation besteht, indem sich hier das Bedürf- 
niss schon gezeigt hat), der Bergmaterialienniederlage (§. 46. g.) 
u. s. w. Antheil.zu nehmen, so wie in allen Dingen mit zu 
stimmen haben, wo von Rechten oder Vortheilen des Berg- 
baues im Allgemeinen die Rede Ist, ohne dass doch eine 
deaselben in diesem Sinne vollständig vertretende juristische 


feidrschen Bergbau , das noch jetzt bestehende Institut einer gewerk- 
sciiaftlichen Deputation aus, weiche nicht bios die Rechte der ge- 
sammten dortigen Huttengewerl^schaften zu vertreten, sondern auch 
eine gewisse verfassungsmässige Concurrenz bei der Leitung des dor- 
tigen gewerlcschaftlichen Berg- und Hüttenwesens hat. 

Aehnliche Einrichtungen bestehen noch jetzt in der Altenbel-ger 

.Revier beim dortigen Zwitterstoclcwerlc und dessei^ tiefen Erbstolin; 

iagieichen bei den Pnvatt)laufarbenwerlLen in der Schneeberger Revier« 
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Person bisher wirklich thütig aufgetreten wäre, indem die 
Disposition darüber in der Hand der Staatsbergbehörde bis- 
her allein gelegen hat. Durch solche Vertretung würde na- 
mentlich dem bereits in der Anm. h. zu- §. 27. angedeuteten 
Bedürfnisse einer wirklichen Person abgeholfen, welche die 
Rechte und Pflichten der bezeichneten Cassen und Institute 
walirzunehmeu hätte. In und mit dieser Vertretung wären 
auch zugleich die wirklichen Personen gefunden , die als 
Eigenthumer und Disponenten über das auflässig gewor- 
dene und ins Bergfreie zurückgefallene Bergwerksgnt (§21. 
22.) anzusehen wären ; da es nicht der Staat ist, in dess.en 
Bigenthum solches zurückfällt, — so wenig wie das Ursprung- 
_ lieh Bergfreie in dessen Eigenthum war — und doch gleich- 
wohl die Staatsbehörden allein diese Disposition bisher für 
die, nur in der Idee vorhandenen, Eigenthumer ausübten, an 
deren Stelle bei Einführung der besprochenen Einrichtung 
dann wirkliche Personen treten würden. 

Es erscheint eine solche Vertreiuag^und zwar als per- 
manentes Gegengewicht der Staatsadministrationsbehörde zu 
. Aufrechterhaltung des oben dargestellten staatsrechtlichen 
Standpunktes, Ton welchem aus die Beziehungen des Berg- 
werksgutes und Gewerbes zum Staate zu betrachten sind, 
um sonöthiger, als auf den allgemeinen Reyiercassen und 
Instituten und deren Erhaltung, so wie deren richtiger und 
gerechter Anwendung, die Fortdauer und der Flor des ge- 
sammten Bergbaues wesentlich beruht, und gegenwärtig un- 
gleich mehr darauf, als auf die Einzeltheilnahme der.Ge- 
werken gereclmet werden muss. 

Ebendarum wird der besprochene Zweck auch nur minr 
deryoUständig erreicht werden, wenn man sämmtliche Schicht- 
meister und Lehnträger aller einzelnen Gruben zusammen als 
präsumtiven Gewerkenausschuss betrachten und mit deren 
Gesammtrepräsentation die Vertretung desGes am mt- 
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interesses aDer Gewerken für erfüllt, somit aber die Auf- 
gabe für erschojifend gelost erachten wollte. Zeither hat 
man sich allerdings mit einer solclien Repräsentation, neben 
dem, wie obgedacht obsolet gewordeiien Institute des Ge- 
Werkenausschusses, wie er friiher bestimmt war, beholfen. 
Es ist aber in der That wohl nicht zu verkennen, dass der 
Coetus der sämmtlichen Schichtmeister, eben weil Jeder der- 
selben zunächst das Specialinteresse seiner Grube zu be- 
sorgen hat, theils weniger geeignet ist, den allgemeinen 
Maassregeln und Revierplanen der Staatsbehörde zu folgen 
und dabei den Gewerken ihr Votum zu wahren (indem Jeder 
mit Verwaltung des Eigenthums seiner Grube zu sehr be- 
schäftigt ist , um dem allgemeinen Interesse die nöthige Auf- 
merksamkeit widmen zu können), theils aber auch in ColU- 
sionsfällen des Specialiiiteresses einer Grube mit dem Re- 
Tierinteresse , der oder jener Grubenvorstand Jenem überwie- 
gende Rücksicht schenken und somit nicht auf dem Stand-, 
punkte der doch gleichwohl erforderlichen Unpartheilichkeit 
und Unabhängigkeit stehen wird. So haben z. B. die Gru- 
benvorstande der reicheren Gruben, denen der ärmeren 
Gruben ganz entgegehgesetzte Rüc^Lsichten' und Interessen 
und es hat zeither nur die Autorität der Staatsbehörde den 
richtigen Weg zu angemessener Behandlung aller Gruben zu 
führen vermocht. Endlich darf man sich auch nidit verber- 
gen, dass wenn schon die Grubenvorsteher an sich, der Staats- 
behörde gegenüber, der nöthigen Selbstständigkeit nicht er- 
mangeln sollen, dennoch eine gewisse mittelbare Abhängig- 
.keit derselben von Letzterer schon in sofern begründet wird, 
als theils das Urtheil über die Qualification der Grubenvor- 
stände bei dem Vorschlage zur Wahl derselben, theils die 
Controle über die pflichtgemässe Amtsführung derselben wäh- 
rend ihrer Dienstzeit, so wie die Disciplinaraufsicht , der 
Bergstaatsbehörde zusteht. Es wird daher, wenn es darauf 
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ankommt^ eine Yertreti^ng der Gewerken in obigem Sinne 
einzuführen, oder vielmehr nur wieder in ihätigeres Leben 
zu rufen, der CTewerkeuausschuss nicht aus dem Coetus der 
Schichtmeister, sondern aus dem Mittel sämmtlicher Gru> 
beneigner und Ton diesen unter sich, zu wählen, die Lei- 
tiiiig der Wahl aber der Staatsbehörde zu übertragen sein. 
Ob aber dies Institut, wenn audi eine Zeit lang kräftig und 
^rohltliätig wirkend, dennoch nicht entweder abermals als- 
bald zur blosen Form werden, oder auf der andern Seite 
die Administration und Leitung des Bergbaues nicht ohne 
Nolh schwerfälüg und weitläufig machen wird, ist der Zu- 
kunft zu überlassen. Die Erfahrungen hierüber, welche in 
der Nähe vorliegen, zum Beispiel beim mannsfeldischen Berg- fr> 

bau , der freilich anderer Natur ist, sind dem Institute günstig. 

§. 50. 

Von den Ber garheitern ^ der Bergknappachaft und dem 

Bergßtande. 

Wir gehen über zur Bezeichnung der eigenthümlichen 
Einrichtungen, durch welche sich die Bergarbeiter von 
andern (fand- und Fabrikarbeitern im Staate unterschei- 
den. Die Stellung der Bergarbeiter (zu welchen, wie im 
Allgemeinen bemerkt wird, in gegenwärtigem Zusam- ^ 

menhange auch die Hüttenarbeiter, selbst die auf fisca- 
lischen Werken , zu rechnen sind, mit Inbegriff ihrer näch- 
sten Arbeitsaufseher) zu d^n Bergwerkseignern ist nämlich ^ 
an sich zwar keine andere , als wie sie nach dem privah'echt- % 

lieh zu beurtlieilenden Coutractsverhaltniss zwischen Dienst- 
herrn imd Dienstarbeitem vielfältig im Staate vorkommt. Es 
wäre in dieser Hinsicht kein Grund zn besondern Einrichtun- 
gen vorhanden. Auch die Bergarbeiter, welche bei fiscali- 
scheui im wirklichen Eigenthume des Staats befindlichen 
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Ber^^bäuden z. B. bei den königlichen Stolln, Raschen nnd Was- 
serleitungen dienen, und die Hüttenarbeiter bei den fiscal!- 
sehen Hüttenwerken, machen um deswillen keine Aus- 
nahme Ton der Regel, sondern es wiirden diese den Arbei- 
tern auf Domainen und andern Staatsgütern, den Holzarbei- 
tern in königlicher Waldung u. s. w. gleichstehen. Allein so 
gewiss es ist, dass die Bergarbeiter, mit Einschluss der ihnen 
zunächst vorgesetzten Officianten, bis mit den Grubenvorstc- 
hem aufwärts, weder Staatsdiener im Sinne des Civil- 
staatsdienergesetzes sind, noch überhaupt im Dienste des 
Staats, wie z. B. das Militair, sich befinden und so gewiss 
die bei den Bergadministrationsbehörden Tom Staate angestell- 
ten Beamten zu den Bergarbeitern nicht unbedingt in dem 
Verhältnisse unmittelbarer Vorgesetzter und Dienstherrn, 
wie ^. B. die Officiere im Namen des Staats zu den Solda- 
ten , sondern in dem allgemeinen Verhältnisse , wie Staatsad- 
ministrations- und Justizbehörden zu den Staatsunterthanen 
stehen : so ist doch die Classe Ton Arbeitern iin Lande, wel- 
che ihre Arbeit imd ihren Lohn beim unmittelbaren Berg- 
werksbetriebe findet, tlieils in sich durch Dienst- und Di s- 
ciplinar- Vorschriften, thells nach aussen, in socialer 
und staatsbürgerlicher Hinsicht und im Verhältnisse zu 
allen andern Unterthanen eigenthümlich organisirt. 

Nach dieser doppelten Richtung haben sich die nach- 
stehend zu besprechenden Einrichtungen gebildet; beiderlei 
' Verhältniss wirkt gemeinschaftlich als Grimd solcher Ein- 
richtungen auf dieselben hin, ohne dass die letzteren Tor- 
zugsweise von Einem oder dem Andern allein abhingen. 

1) Bemerkenswerth ist Tor Allem die oben schon erwähnte 
Conformitat der nach gewissen, ebenso conform bestimmten, 
Graden der Dienstleistimg und Rangstellüng «ich richtenden 
Löhnung, die Regehnässigkeit und Sicherheit der Auszahlung 
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derselben *) der Schutz ^egen wucherliches Gebahren Seiten 
der Bergwerkseigher **). Hiermit stellt in Verbindung die 
Regelmässigkeit des Aufrückens nach gewissen Qualitäten^ 
Zeiträumen und abgelegten Proben. Es sclüiesst sich hieran 

2) die Confarmität und Regelmässigkeit der Arbeits- 
zeit, deren Bestimmung der Willkür der Bergwerkseigner 
entzogen, und somit dem Missbrauche menschlicher 
Kräfte , namentlich auch der Kinder ^) zu übermässigen An-' 
strengungen -— wie er nach den fürchterlichen Schildenm- 
gen **) z. B. hini^ichtlich der Fabrikarbeiter^ besonders in 
England, oder der Arbeiter in den Kohlengruben ebendaselbst, 
sowie zum Theil in Frankreich und d^i Niederlanden, leider 
nur zu oft stattfinden mag — vorgebeugt ist; — 

8) eine der militärischen Dienststrenge sich nähernde, dis- 
' ciplinarische Aufsicht und Leitung bei der Arbeit selbst, be- 


a) Die Bergarbeiterluliue gemessen auch bei BergConcursen uach 
§. 29. des Bergprocessmandats vom 26. August 1713. ein Vorzugs- 
recht vor aodern BergscbuldeBk 

b) Vergl. Bergrecolutionen v. J. 1709. §, 29v u. 30. 

c) Es ist Regel, dass scliou Knaben vom 12ten Jahre an zur 
Bergarbeit angeuomnieR werden und sogar ein Erforderoiss emn Avan- 
cement, dass ein Bergmauo von Jugend auf sich diesem Berufe ge- 
widmet hat. Bis zum 14ten Jahre erhalten dann diese Kinder neben 
dem Qrtsschulunterrichte , dem sie dadurch nicht entzogen werden 
dürfen, auch .noch Unterricht auf der Grube. Die Arbeitsseit nimmt, 
mit Einscbiuss des Zechenwegs, höchstens die Hälfte des Tageä hin- 
weg und in der Regel dauert die Schiclitzeit nicht über 8. Stunden, 
von der noch die Zeit des Gebets abgehe Es ist auf diese Weise 
der Barbarei und der Entsittfichung vorgebeugt, zu weldier das Fa. 
brikwesen zu fuhren pflegt. 

Das weibliche Geschlecht ist von der Bergarbeit ganz 
ausgeschlossen, wiewohl manche Art der ^vorkommenden Arbeit von 
Weibspersonen eben so gut verrichtet werden könnte; auch z. B. in 
den englischen Koh len werken , wo mit der ^olge grösster Sittenver- 
derbniss Personen männlichen und weiblichen Geschlechts zusammen- 
arbeiten, wirklich verrichtet wird» 

d) VergL Dr. A. üre, Schrift über das Fabrikwesen in wissen- 
schaftlicher, moralischer und commercieller Hinsicht, aus dem Engl, 
übersetzt, von Dr. A. Diezmann« 

17 
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redinet, llieils auf die rcchtmä^fiige Födemng und Ansricfi- 
tiiiig der Adbeil^ tlieils auf die eigne Wulilfalirt und Steher- 
keil der Arbeiter. 

Ba, iiiehst der Qberanftsielit über die Dien^tdiseifftlin im 
weiietten Sinne, auch die daran skAi aiischtieaBende Polizei- 
pflege an Ucrj^erksorten und Rmimen, die Crinitnaljuslis, 
sonrie die Sdiliehtung aller Ilindel über Mein und Oein^ die 
Ton Bergwerk licrnihrcn, im Wege der AdministrativjusU« 
und der Rechtspflege, In die Hand der Bergstaatsbehörde 
gelegt isrt, mit den Bergwerkseigimrn, seinen Bienstherrit, 
aber der Bergmann wenig oder nicht verkehrt , ao hat sieh 
hinreichend das zwischen den Bergslaatsbeamten und d^i 
Bergarbeitern bestehende ursprüngliche Yerhälüiiss , weichea 
das der Staalsuntertlumen zur Staatsobrlgkdt und GcrichU- 
behorde ist, mehr und mehr modiiich*t; und eine grössere 
Annäherung als sonst, zwischen Gerichtsunterthanen und der 
Obrigkeit statt zu finden pflegt , daher aber aucli eine gros- 
sere Abhängigkeit der Be^garbeiterdaase von der StaatiKre- 
gierungsbchorde und eine ausgedehntere Gew alt der Letztern 
über jene bewirkt. Der grössere Einfluss der Staatsbchönle 
auf das gesammte Leben \md Treiben der Bergarbeiter Ist 
es, der diesen Letztem besondere Berücksichtigungen von 
Staatswegen zuwendet, die diese Classe von Arheitem, ohne 
dass es dabei lediglich auf deren Vortheü abgesehen wäre, 
dennoch über die Ciassen anderer Hand- und Fabrikarbeiter 
gewissermaassen erhebt, indem er zugleich den Bergbau und 
die Gegenden, in welchen derselbe getrieben wird, vor den 
insgemein nicht ausbleibenden schädlichen Folgen sicher stellt, 
welche fast unvermeidlich sich da zeigen, wo grössere 
Blassen gidchartig beschäftigter Arbeiter der uiedern Cks^, 
namentlich wo Fabrikarbeiter zusammen ihr Wesen treiben. 

Es kommt hinzu 

4), dass die voriun unter 1. 2. u. a berührten Momente 
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welche znnächst deii Bergarbeiter zwar nur waiirend «einer 
Dienst-- und Arbeitszeit in und auf der Grube- berühren^ 
dennoch auch sich über diese Zeit liinaiis und auf das ganze 
übrige Leben und Treiben des Berg-* und HüUenmannea 
erstrecken und darauf einwiriccn, wenn schon derselbe aus* 
aelnem Dienst In der Regel der polizeSliehen Aufsicht^ 
wie der Juri^diclion der ordentiichen Ortaobrigkeit , wo er 
wohnty in allen Stibcken nicht minder^ wie jeder andere Orte* 
einwbhncr, itnterworfen ist und als Creraeindemitgüed Recht 
und Pfitchten mit den aiiderea Crcmcindegliederit 4h<»tti 
Denn es hat auch an^serdieiistüch und In aiigemeia socia« 
1er Hmsiclit der Berg- und Ilüttmmiann eino^ Stellung im 
Staate erlangt^ die von der anderer- Hand* und Fabrikarbei^ 
ter abweicht. Die wichtigste E^irichtung , welche dies be-^ 
wirkt, ist der Knappsehaftsverband. 

Die Knappschaftst^eitindung der Berg - und, Hüttenleute 
ist urü^ptüngiich aus eigner freier Ver^iguilg derselben und 
zwar anßlHglich nur zn beschränkteren Zwecken herrorge*- 
gangen. Sie ^scheint anfatigiich mir den Zweck der jetzt 
auch noch anderwärts bestehenden Sterilie* und Leichencassen- 
gesellschaften gehabt , dabei aber selir zeitig sdion aöf ciAe 
möglichst innige Vereinigung der Gesellsdbaftsmitglicder «nd 
Herrerrufung des sogenannten Bsprit de corps, besonderü 
aber auch auf sittliche AufTührung und Disciplln derselben 
hingearbeitet zu haben. In ihrer jetzigen, Tora Staate unter- 
stützten Ausbildung und Ausdehnung ist die Knappschaft jedes 
Reviers die gesetznmssig coustituirte Vereinigung aller Berg- 
und Huttenleute derselben, welche sie zum selbstständigen 
Corps , , imter gesetzmässig bestellten Vorstehern , Führern 
und Vertretern (den Knappschafts-Aelteaten) erhebt. 
Die Knappschafter sind im Besitze von Fonds , welche 
die Mitglieder diurdi regelmässig geordnete Beiträge von ihren 
Löhnen erhalten und aus welchen hülfsbedürftige und inva- 
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lide Arbeiter und d^ren Hinterlassene nich g^ewisnen Vor- 
aehriflen und Abstufungen , die ge8ctste Unterstiktsung; 
(Gna^engeld) erhilten. Letzteres hat die Nitar einer 
Pension, nicht die eines Almosens, weil es sich nur se- 
Gundario nach dem Grade der Dürftigkeit richtet 4 auch ein 
reehtlicher Anspruch darauf, unter den Terfassungsmässig 
festgesetsten Bedingungen, dem Percipienten ansteht Aus- 
serdem wird daraus, das Schulgeld der armem Bergmanns- 
kiuder und maudie, als eigentliches Almosen zu betrach- 
tende, Unterstütaung ?on Bergwerksverwandten in cpncrcten 
Fällen bestritten; übrigens werden diese Fonds audi da- 
SU verwendet, manche, das gemeinschaftliche Beste der 
Knappschaft fördernde, sowie sogenannte Ehrenausgaben 
daraus zu bestreiten. Auch die Grubeneigner tragen zur 
Knappschaftscasse, der Staatsfiscus aber nur in sofern da- 
zu bei, als ear selbst Grubeneigner oder Stölliiet oder 
Ilüttenwerksinhaber *) ist. Die Bergkiiappschaft steht , unter 
dem Schutze des Staats und zwar derselben Berg^taatsbe- 
hörden, welchen die obere Au&icht und obere Leitung 
über den technischen Betrieb und die Gericlitsbarkeit in 
Bergsachen zusteht. Die Angelegenheiten der Knappschaft ') 
werden, als zu den Dienstsachen gehörig, betrachtet, las- 
sen sich auch wegen des innigen Zusanunenhanges, den sie 


c) So wird z. B. ans der fiscaliscben Saigerbutten - besonders 
aber aus der Generalscbmelzadministrationacasse ein (im Staatsbudget 
besonders aufgenomniener) Beitrag zu der Hüttenknappscbaftscasse 
verabreicht; der auf demselben rechtlichen Grunde berulit, wie die 
Supplementgelder, welche die Grubeneigner und die sogenannten 
Stolluarmuthsgelder, welche die fiscaliscfaen StoUn zu den Bergkaapp- 
schaftscassen beizutragen haben. 

Die weitere Darstellung der Einrichtung bei den Knappschaf- 
ten, die sich in einigen Revieren in Berg- und Hütten knappschafteo 
trennen, in andern dagegen Berg- und Huttenleute vereinigt unifossen^ 
musste, dem vorgesetztea Plaae gemäss, hier anerortert bleiben. 
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mit dem Grubenrechnnngsweeen , mit der Dienstdisciplin 
und tecliniBcheii Ycrwalttmg haben, davon nicht trennen, 
wenn man auch die Knappschaften als blosse P^nsionsan- 
anstalten betrachten und der Behörde, welcher die allge- 
meine Sfaatawohlfahrtspoliseipflege obliegt, unterstellen wollte. 
Es wird immer am zweckmässlgstcn bleiben, die Functionen^ 
welche auf dem Grunde des nur gedachten Zweiges der 
StaatsTerwaltuiig beruhen, durch die Bergbehörden, in Ver- 
bindung mit den andern, diesen obliegenden und schon mehr- 
fach angedeuteten, Functionen ausüben zu lassen. 

Fortsetzung« 
Erleichterungen^ Befreiungen und Unterstützungen des 

Bergvolkes. 

Es gab eine Zeit, in der ausser den im vorigen §. er- 
wähnten, jetzt noch bestehenden Einrichtungen, die Staatsre- 
gierung auch auf andere Weise und zwar durch besondere 
Begüustigungen und Befreiungen der Bcrgr und Hüttenarbei- 
tern in socialer Hinsicht dazu beitriig, um sie noch mehr 
von andern Hand- und Tagearbeitern zu unterscheiden. Jene 
Zelt, die der ersten Erhebung des Bergbaues in den Meiss- 
ner Landen, ist Eins mit der Zeit, wo überhaupt die jetzt 
mit Bergbau gesegneten Gegenden des Erzgebirges sich be^ 
Tölkerten und mit dem Bergbau die ersten Aufinge einer ge^ 
wissen Industrie sieh emporarb^iteteq. Es fallen grossentbeils 
die damals zu Herbeiadehung und Erjialtung des Bergvolkes 
dem letzteren verliehenen Begnadigungen und Befreiungen 
mit der Ertheilung der B^rgfreiheitep a|i 4ie B^gistädte *u- 

wnmen* 

Waren doch 4ie Bergleute überhaupt die ersten und 
einzigen Anwohner der L^desstriche, welche ohne sie und 
ihre Betriebsamkeit noch lange Zeit unbewohnt und unbebaut 
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geblieben Beta wiirdeii. (Hine eiue Ooscbidite der ersten 
Ser^mtiiiisaiisiederuiigen im Erzgebirge, welche »^gleich 
siemlich die ganze politisehe und Ciiltargeschichte solcher 
Landesibeile bi jener Periode enthält''), laer geben zu kotinen^ 
ist Jedodh zu erwähnen diu« durch die berührten, histmscii 
nnchgewiezenai Verliaitnisse, der Keim zu den inauuicli- 
fachen, nichher noch Jtlirhtuiderte. bug dem Berg« und 
Ilüttenttuum veibiiebetien, socialen Vergünstigungen gelegt 
ward. Bald blieben die Bergletite mit ihren Familien nicht 
die einzigen Anwohner der Bergwerke, Ackeibauer und 
Handwerker erhoben die Ortscliaften, begünstigt durch den 
ausgebeuteten Reichthimi der Gniben zu anselmlicher Volks* 
zahL Im Geiste des mittelalteriichen Corporationsweseus 
bildeten sich Gilden und Ziinfle um und neben dem Berg* 
Volke aus ; zugleich fällt aych in dieselbe Zeit uud im Gei- 
ste derselben >die uranfängliche Bildung der Knappschaften, 
aufweiche nunmehr die Bergleute unter sich und gegen 
Dritte gewiesen waren* Sie bildeten zugleich, eine nahmhafte 
Wehr für ihre Wohnorte und wichtig Mnd die Dienste, die 
sie in ihrer Vereinigung ^em. Staate in kriegerischer Hinsicht 
geleistet haben. 

Wivden aber auch im Laufe der Zelt und bei zuueh- 
mendcr Yolkszalil die socialen Verhältnisse mehr und mehr 
geändert^ io büeb es doch Us akf die neueste Zeit eine 
Grunteisicht ieap aachsischei» Staatsretwaltting und hielten es 
die Kegenten gewissermaassto für eine Pflicht dankbarer An- 
erkeummg tmd B^rüdcsichtigilng 5 Befireiungen, und Begnadt* 

a) Yergl. hierüber Weisse, Gescliiciite der chursacbsischeki Staa- 
tcü besonders. Theil I. S. 91. H. S. 164. - ' 

Gmelin, Beiträge zur Gescbicbte des deutschen ßergbaa« 
(Halle 1783.), . 

Carl Friedrich Mosch, Vers, einer Geschichte des Bergbaues in 
Deutschland. (Liegnitz t829.) S. ns. seqq. 

Klotzsch, Ursprung der Bergwerke iä Sadwen (Cbemnitz. 1764.). 
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giingeu der Ber^rbeiter niclit nur, soiidef ii aiicli der Berg- 
orte, wo sie wohiiliaft, fortdaiierii zu lassen, ^s kam hinzu, 
dass in früherer Zeit der Staatsiiscus, durch mannichfache 
Finanz- und immentitch Mniizoperatioiicn die Bergbautreibeu- 
den und mittelbar deren Bergarbeiter, {u der That beeiu- 
trichti^t hatte, ohne dass ihnen desluilb Eiitschädigfung je 
gewährt worden war. Noch gegenwärtig steht der Staat^fis- 
€iis beim Ankanfe des Bergsilhers von den Bergwerkseignern 
znm Schmelzen und dann wieder zur Verraünzung in einem 
entsicliledenen Vorlheile. Im stillen Bewusstseiu iiirer Ver- 
pflichtniig zn einer BMtsohädtgtmg daher, aber auf eine Weise, 
die direct dem Slaatisfiscus keine oder nur geringe Opfer 
kostete,- Hess die ll<;gierung die Bergleute, als solche, Jahr- 
hunderte lang andern Staatsunterthanen und Gemeindegliedern 
gegenüber, im Besitze gewisser Vorrechte . und Freilieiten. 
— Die Zeiten haben sicli und mit ihnen die socialen Staats- 
nnterthanen- und Gemeindeverhältnlsse geändert; es sind 
Erstere durch die allgemeine Lai^desverfa^sung, Letztere 
durcli Städte- und Landgemeinde - Ordnung auf den Grund 
möglichst' aligeaneiner Gleichheit der Uechte und Pllichteu 
reguiirt worden und sowohl die Freilieiten der Bergstädte, 
als die Freiheiten der darin und in Landgemeinden wolmhatV 
ten Bergarbeiter, sei es als Gemeindemi tgliedcr oder als 
^ gtaatsunterthanen, theils jetzt schon bedeutend rcducirt, 
theils gänzlich aufgehoben worden''). 


b) Man vergleiche M'm«terialverardr v. 28. Octbr, 1j535. und 
öbertHTganiUicIie CircularverariUiuiig vom 18. Novbr. 1836. Ed liegt 
w«lil an Tage, da« durch 4ie aUj^eoieiaett Reformen <|es Abgabeu- 
wetifeDs, der Landes- und GemeiBdeverfos^uiig etc., bei strenger Aus- 
führung der demselben unterßegenden und mehr und mehr ins Leben 
tretenden Priucipieu, die Classe der gemeiaeu Berg- und Hüttenar- 
beiter hinsichtlich ihrer gemeinbäi^erlicheu socialen Verhältnisse ver- 
Iprea hat, ohne dass. ihr nur eiaigernaassen, wie anderu Staatsun- 
tertbauen und Gemeindemitgtiedern^ aM solchen, von den wohlthätigen 
Folgen der neuen Eioriciituiifsea m tiieil merJMich zu Statten käme 
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Es liaben daher nach der jetsigen Oesetsgebung folgende. 


denn es ist ilir gaax einfach genommen worden, was materiellen Wertli 
für sie liaty während sie von politischen Rechten und inmaterielien 
Gutem, die die neue Verfassung gewährt, und die sie als finttchädi- 
giing betrachten könote, in ihrer dienstlichen Stellung bei der Bin* 
seitiglceit ihres unterirdischen Berufs Gebrauch zu machen weder ver- 
steht, noch im Stande ist. 

Beschrftnlit auf sein Lohn, welciies zu einer Zeit regniirt worden, 
wo er mit der geringen Summe, die er erhielt, ungleich mehr Be- 
dürfnisse befriedigen konnte, welches aber gegenwärtig, nach Abzug 
des nöthigen Aufwandes bei seiner Arbeit, nur eben zureicht, um die 
uaabweissbarsten Bedürfnisse zu l>efriedigea ; nnss dem Bergmann die 
TOiIständige Entrichtung von Staats -, Gemeinde - und Parochial- 
Abgaben drückend werden, wenn alle früheren Brieichteruugen , die 
er genoss, and bei denen er seine anskömmiiehe Existenz behaupten 
konnte, ohne Entschädigung hinwegfallen. 

Zwar ist in neuerer Zeit durch allgemeine Einführung der 
Sonnabendsschicht (während das eigentliche Woclienlohu nur auf 5 
Schichten berechnet ist), sowie durch Gestattung lediger Schirhten 
und Weilarbeitf also durch Vermehrung der Arbeitsgelegenheit, indi- 
rect eine Lohnserhohuug der Arbeiter von den Bergwerküeigneril zu- 
gestanden worden, und die Gruben haben hierin aus eigenen Mit- 
teln nachgeholfen. Allein es war dies aber nur unter der Voraus- 
setzung des Fortbestehens der früheren, den Gruben selbst verwillig- 
ten, Befreiungen eine gnügende Aushilfe, die künftig, allgemein zu 
gewähren, den Grubeneignern, welche ebenfalls ihre zeitlier genosse- 
nen Abgabenbefreiungen und Erleichterungen verloren, gleichwohl aber 
die hohe Besteuerung, die ihnen der Staat auflegt, wie früher beliat- 
ten haben, theils^ vielleicht bald nicht mehr möglich sein, theils dann 
immer noch nicht hinreichend wird, um den Bergarbeitern zu Be- 
streitung ailer Lasten, die sie entweder ganz neu, oder wenigstens in 
erhöhter Maasse treffen, möglich zu machen. Wohl mag die Schwie- 
rigkeit derjenigen Modalität von Erleichterung des Bergvolkes, wie 
sie früher stattfand , namentlich durch Ahgabenerleichterung und Be- 
freiung von Geip^deleistungen, nicht verkannt werden, so wie ganz 
unvermeidlich den Bergmann als Consumeuten , die durch die z. B. 
Grenzzölle bewirkte Vertheueruflg seiner Bedürfnisse triflflt, während 
er, als die Accise bestand , fast accisfrei war. Bennoch sind sdion 
hie und da nach den Ortsstatuten der Städte den gemeinen Berg- 
und Hütteuarbeitern nicht nnwesenUiche Erleichterungen in Ansehung 
der Gemoindeleistungen zugebilligt worden, (z.B. in Freyberg,^rand). 
Es dürfte daher wenigstens dieser Ausweg, der auf freiwilligen Con- 
cessioijen^ der Gemeinde beruht , nachzulassen sein ,• , wenn sciwn er, 
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noch zuletzt den Berg^ und Iliittenleiiten für ihre Person **) 
zug^estamlene Befrehmgen aufgehört: 

a) Die Miiitärfreiheit ''), zuletzt noch nach dem 

1.* , 25. Fehr. 1H2.^. ^ „ ^ ^. ; ^ 

Mandate vom — — ; Cap, U. §. 8 . zugestanden^ 

5. Novbr. 18«. ^ ^ ^ 

aber aufgehoh<^ni darch Gesetz vom 20. Octbr. ]8$4. 

b) Die Acci8raoderation ^ welche nach der Generalaccls- 
Ordnung Tom 12. Juni 1824. §. 67. die Bergarbeiter für ihre 
Person mit und bei der Accismodcration der Bergstadte, als 
solcher, genossen; ^- aufgehoben mit der Generalaccise^ 
^durch Gesetz vom 4. Decbr. 1S:i4. Da durch dieses Gesetz 
auch die den Bergstadten zugestandene Geleitsfreiheit 
aufgehoben ist, bei der sie sich die nothigsten Lebensbedüirf- 
uissc gegen bergpässe zoil- und geleitsfrei zufuhren durften, 
so haben indirect auch hierdurch die Bergarbeiter den Vor- 
theil verloren, den sie als Bewolmer der Bergorte hatten und 
unterliegen jetzt als Consumenten der Vertheuerung der 
Consumtionsartikel, welche diurch das neueiogeführte Abga- 


dem strengeu Rigor des Gesetzes nach, auch unstattliaft erscheinen 
sollte. ^ 

Dass auch von Seiten des Staats zu ebenmassiger Erleichterung 
jener Clnsse von Arbeitern als solcher, sei es, durch directe Unter- 
stfitzungen oder indirect durch Erleichterung und Unterstützung der 
Gruben , um diesen wieder eine bessere Stellung ihrer Arbeiter möglich 
zu machen, etwas in Zukunft geschehe *-<^ die Modalitat wird sich erst 
nach mehrjähriger Erfahrung bestimmen lassen -^-^ erfordern nach Obi- 
gem Gerechtigkeit, weil es sich um Ersatz des Verlornen handelt 
und Politik, well ein entgegengesetztes Verfahren, welches die Betref- 
fenden übergrosser Verarmung preissgiebt ^ den ganzen Organismus des 
Bergwerksbetriebs mehr oder weniger zu erschüttern droht« 

c) Von den Befreiungen des Bergbaugew«rkes und der 
Grubeneigner dagegen ist oben §. 31. u, f, die Rede gewesen* 
Auch diese aber kamen mittelbar dem Bergvolke zti Qute, 

r 

d) Vergl. hierüber t. Weissenbach, Sachsens Bergban etc. S. 
143. ff. . 
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beBwescn benrorgebnclit worden bt, gleich alien andem 
Eiuwoliiiern. 

t) Die Befreiung von persönlichen Diensten und 
Geldprästationen, sowie Frohnen fnr Staat und Ge- 
richtHherrschaft , als Beitrag su Gemeindclasten , gegründet 
auf die Bergresolotioneu vom X Januar llOiK §.51., sowie 
mehrere Specialrescripte, als t. B. Resc vom 2&* Febr. 1822. 
b. Juni Wt2. .und 23. November 1824. (abgedruckt in den 
Kalender für den sachsischen Berg- und Illltteumauu, Jahr- 
gaug 1820. S. 180. ff.) — aufgehoben durch die Städte-Ord- 
uiing vom 2. Febr. 1832.,' sowie durch die darauf sich bc- 
nieheiide, an das Oberbergaint erlassene Mbiisterlalverord- 
uiing vom 28. Ocibr. 183rt. und die transsumirte Oberberg- 
aiuUverordaung vom 18. November 18^ *)• 


e) Die Mitictdeulieit der Bergarbeiter an den Lasten der Ge- 
meinden, deren Mitglieder sie sind, und von der sie als solche aucti 
Vorlheile beziehen, soweit dies geschieht, ist zwar zu Baturlidi und 
cousequeuty als dass eine allgemeine Befreiung hiervon in Anspruch 
genommen werden könnte« Auch hatten schon vor der Städte- Ge- 
nieindeordnung an den meisten Orten die innewolinenden Berg^ und 
Uuttenleute (auch die uuangesesseueu ) dergleichen Beiträge, gleich 
andern Gemeindemitgliedern, entrichtet. Allein sie genossen hierin 
wesentliche, ihnen grosseutheils oliue Sd^wierigkeit zugestandene, Er> 
leichtet'ungen, weil besonders die Armenversorguug der Bergarbeiter 
und deren Angehörigen, den Gemeinden durch die Wohlthateu der 
Kuappschaftscasse, meisst^thnils erspart oder wenigstens erleichtert 
ward (und noch wird). 

Auch leisteten sie früher, gestnt^tt auf vielfadie landesherrliche 
Befeiile, dergl. Beitrage nur freiwillig^ um sich der VortJieil« des 
Gemeindeverbandes theUhaftig sn machen. Ganz blieben sie ebenfalls 
auf den Grund der bestehenden mehrhundertjährigen Verfassung ver- 
schont mit Leistung persönlicher Dienste und Frohnen, sei es fnr den 
Staat oder die Gericbtsherrsohaft. Durch die Städt6- und Landordnung 
aber ist die frühere freiwillige Theilnalime an den Gemeinde(asten zur 
gesetzmässigen Mitleidenheit , die ohne allen Unterschied eintritt, erho- 
ben und da auch die Leistung von Diensten und Frohnen, sei es für 
Staat oder Gerichtsherrschaft, zu den gemeinschaftlichen Gemeinde- 
lasten mit geliört , so kann mclit anders angt^nommen werden > nls dass 
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Nun war auch ferner 

d) bereits durch die Generaherordnun^ vom 25. Juni 
1822. die vormalige Steuerfreiheit der ungangbar geworde- 
nen, grösstentlieÜB von ''Bergarbeitern bewohnten Zeclienhau- 
ser und zwar ohne alle Entschädigimg ') aufgehoben und sol- 
che Bergmannswolmungen sind gleich andern Häusern mit 
Schocken und Qiiatembern belegt worden. 

e) Ferner sind die , meist in Bergarbeitern bestehenden 
Besitzer solcher einzelnen Zechenhäuser, die in der Regel 
eine Gemeinde unter sich früher nicht bildeten — durch das 
Hcimathsgesetz vom 26. November 1834. imd die Verord- 
nung vom 27. Juni 1835. insbesondere hinsichtlich der Ar-' 
menversorgungv sich an gewisse Gemeinden anzuschliesscn 
und die Last der gemeinschaftlichen Armenversorgung mit 
diesen zu theilen genöthigt worden; statt dass zeither die 
Kosten der Zechenhans - Armenversorgung, soweit die Knapp- 
schaftscassen dazu nicht geeignet waren, als ein geridits- 
herriiches ömis aus fiscalischen Cässen bestritten wurden. 

Sonach ist von allen rein aus dem Staatsfiscus gewährten 
Erleichtef ungen ; Befreiungen und Unterstützungen der Berg- 
und Hüttenarbeiterciasse, als solcher luid i\\x ihre Person 


aucli in diesem Bezüge die frühere Befreiung der Bergarbeiter -^ die 
ihnen hauptsächlich im Interesse ihres Dienstes und des gesaniniten 
Bergbaues zugestanden war und deren Aufliebung auch dieses Interesse 
unverkennbar wesentlich benachtheiiigt — aufgehört hat. ' 

f) Nach den bei den Verhandlungen über Aufliebung der Steuer- 
freiheit auf den Landtagen lä30. seqq. und. 1833. seqq. angenoAiDienen 
Principien über die deu Befreiten gebührende Entschädigung, wie solche 
namentlich hinsichtlich der Rittergäter für unabweisslich erachtet worden 
isty muss die ohne Entseliädigung erfolgte Aufhebung der Steuerfreiheit 
der ungangbaren . Zechenhüaser als ungerecht erscheinen und ist der 
Staat den Besitzern derselben zu Gewährung dieser Eutschädigung| so- 
weit letztere niefit, wie bei allen, nach dem 26. Juni 182^. geschlossenen 
Käufen geschehen Ist» darauf Verzicht geleistet haben» noch verpflichtet. 
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(die Dicht Ton ihrer eigenen Knappschaft oder von 
Dienstherm, den Gmbeneignem und den Renercassen und 
Instituten , oder Fom Staate, so weit er selbat StoUner, Gni- 
benei^er oder Hlitteninhaber ist, ausgehen und die sie sich 
lum Theil durch dahin geleistete Beitrage Ferdienen) nur 
geblieben die durch Generalverordnnng Tom Sl. Mai 1822. 
den in wirklicher Arbeit oder im Gnadengelde stehenden, 
sowohl unangesessenen als angesessenen Berg- und Hutten- 
leuten Tcrwilligte resp. ganzliche und tbeOwelse Befreiung 
von Nahmngs- und Grundstucks-Quatembem und zwar, was 
letztere betrifft, ron kleinen und wenig nutzbaren Grund- 
stücken, die sie besitzen. Jedoch kann es nicht fehlen, 
dass auch diese Quateiuberbefreiung bei einer Umgestaltung 
des Systems der Grundsteuern erschiittert, wo nicht gar 
aufgehoben werden wird. 

Nur In gewissem Maasse und In sofern es die Arbeiter 
für Ihre Person und deren Erleichterung In socialer Hin- 
sicht betrifft, Ist hier der Unterstützung durch die Berg^ 
magazinanstalt zu erwähnen, zu deren Gründung und 
Unterhaltung aus fiscalUchen Cassen beigetragen wird. In- 
dessen wird diesem Institut, berechnet darauf, dass in theue- 
rer Zeit dem Berg - und Hüttenmanne für einen bestimmten 
massigen Preis sein Bedarf an Bad^getreide abgelassen 
werden kmm , doch hauptsächlich durch die eignen Bdtrige 
der Gruben erhalten und unterhalten. Auch wird dieses In- 
stitut, nachdem die zu dessen Begründung und Erweit^riing 
aiu allgemeinen Landesciassen früher gegebenen Vorschüsse 
nach und nach bis auf eine Siunme, welche durch den Ge- 
traiderorrath hinreichend gedeckt ist, restittürt sind, künftig 
selbststündig bestehen koniien« Es crcicheint d^ber das Bcrg-f 
magazininstitut als ein gewerkschaftliches und sei- 
ner rechtlichen Stellung nach, in eine Categorie mit den 
Reviercassen zu gehören, l^ur ist zu bemerkeuv dass ini 
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Freyberger Reviere bisher der Staatsilscus die Hälfte des 
zu fernerweiter Restitution bestimmten, durch gewisse Ab- 
züge Ton den gelieferten Ber^roducten eiiizubring;eiiden Be- 
trags , in Folge specieller Bewilligung , zum Besten der ge- 
werkschaftlichen Gnadeugroscliencasse innegf^lassen und so- 
mit in der That die Priyatbergwerkseigner mittelbar unter- 
stützt hat , indem ' dieser Betrag an der Restitution erlassen 
worden ist Es ist diese Unterstützung auch als eine be- 
sondere Position im Staatsbudget aufgeführt; deren Fort- 
dauer aber kann nicht'als zugesicliert, sondern nur als vor- 
übergehend und precar angesehen werden. 

Wenn übrigens der Staat aus der Generalschmelzadmi- 
nistrationscasse — einer rein fiscalischen — noish einen be- 
sondern jälirlichen Beitrag zum Bergmagazinfond entrichtet^ 
der ebenfalls im Budget aufgeführt erscheint, so geschieht 
dies nur in der Verpflichtiiug dazu , die durch den Umstand 
begründet wird, dass audr die Hüttenarbeiter — aus den 
fiscallsehen Schmelzhütten — an der gewerkschaftlidien Ma- 
gazinanstalt Theil nehmen dürften. 

Noch ist im Allgemeinen zu erwähnen, dass die weiter 
oben geschilderte Stellung der Arbeiter im Staate, in dienst- 

« 

lieber imd socialer Hinsicht, sich auf die Bergarbeiter in ge- 
werkschaftlichen und Eigenlöhnergrnben eben sowohl, 
als auf die bei den in fiscalischem Eigenthume befindlidien 
Stolln und Gruben, endlich auch auf die Hüttenarheiter 
in den fiscalischen sowohl als gewerkschaftlichen Schmelz^- 
hütten, bezieht« Leistet daher der Staatsfiscus von seinen 
Werken BeitrHgezu den Instituten und Cassen, welche ursprfing- 
lich die Gewerken gegründet haben, imd in der Hauptsache flir 
ihre Arbeiter unterhalten, so ist dies nicht als Staatsunterstüt- 
zung, sondern nur als das veitragsmässig bestimmte Aequivalent 
für die ^heOnahme anzusehen, welche dagegen den auf den 
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h8cali8clicn Werken und Tom Staatsfiseiis bezslilteii Arbei- 
tern an den gemeinsamen ReTierberg^werksinstitiiten zuge-- 
standen wird. 

Uebrigens bestellen In Pfacliahmung der Bergknappscliaft 
und deren Einrichtung, wiewohl mit ihren eigenthnmlichen 
besondem Cassen, anch IIüttenkna}>p8chaften , die aus dem 
bei den fiacalischen Silber-, Kupfer- und Kobaldliüiten, theil- 
weise anch bei den in PrivathSnden befindlichen Eisenhiitten- 
werlcen, angelegten Arl^eiterpersonal gebildet sind. Die Zalii 
der Hüttenarbeiter auf Hütten selbstschmeizender Gewerkcn 
ist jedoch meist so unbedeutend, dass Jene, untermischt 
mit den Bergarbeitern, sieb dem Bergluiappschaftsyerbande 
anschiiessen. 

§. 52. 

Vom Bergmannsniande* 

Sollten aber audi die §• 51. bezeiclineten Momente, 
weiclie über den Dienst lunaus und in das bürgerliche lieben, 
in die allgemein sociale Steiiimg des Berg* und HüUeuvoiks 
eingreifen und zu einer gewissen Consolidation und wenii man 
will, Absonderung dieser Ciasse von Staatsbürgern wesentlich 
beigetragen haben, völlig^ selbst bis zur blosen Erinnenuig 
daran, verwischt und ausgetilgt werden, so wird es doch im- 
möglich sein, den Bergmaunsstand, als solciien, und 
als einen- besoudern Stand, aus der Reihe der übrigen, so 
verschiedenartigen, Stände im Staate und aus der Stellung 
zu bringen ) welche er gegenwärtig — blos in socialer Hin- 
siclit betrachtet — einnimml. Die Eindrücke, welche der 
; Berg - und Hütteumann von Jugend auf im Dienste und wäh- 
rend seiner Arbeitszeit aufnimmt, die Denkweise und Ge- 
wohnheiten , welche eine Folge der dienstlichen Verhältnisse 
vom Vater auf den Sohn forterben — denn es werden ja 
vorzugsweise immer wieder die Söhne der Bergarbeftcr Tdr 
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allen andern und zwar schon im zarten Alter zur Bergarbeit 
gezogen^ — die gemeinsamem dem Nichtbergmann oft unver- 
ständliclie Bergmaiinsspraciie, die Knappschaftseinrichtnng, 
das gemeinsame, dem Bergmann ron Jugend auf eingeimpfte 
Interesse dn den glücklichen oder ungHk'l^lichen Ereignissen 
beim Bergbau und an dessen ^folgen, die auch dem nie- 
drigsten Bergarbeiter in der Regel nieliC ^Terschlossene Aus- 
sieht , durch Thätiglceitv Geschicktiohkeit und Diensttreue bis 
KU einer Stellung aufzurüoken , die ihn dea gebildeten Stän- 
den nälier bringt , endlich das (oft beinahe patriarchaMsche) 
Verhäitniss der Arbeiter zu deti Bergadministrationsbehordeii 
und den cii^zelnen Staätsbergbeamteten und Officlanten, wel- 
ches sie mit letzteren in ununterbrochene Berüfanmg bringt; 
dies Alles kann keine andere Folge Imben, als dass Alles, 
was Bergmann heisst, seien es Bergarbeiter, oder Grubenvor- 
stände, oder Staatsbeamte, Ton einem und demselben Stand- 
punkte au^, auf das bürgerliche Leben und alle sociale Ver- 
hältnisse hiubiickt, sich selbst aber in einem gemeinsamen 
Stande vereinigt betrachtet 

Das Attribut der bergmännischen uniformen Tracht, welche 
auch äusscrlich den Stand bezeichnet, und da deren Anlegung 
durch wiederholte und eingeschärfte gesetzliclie Anordnungen 
zur Pflicht gemacht worden *) , im Sinne der Verfassung auch 
bezeichnen soll, ist es nicht allein, die den Bergmanns- 
stand zu solchem macht und ihn von andern Ständen unter- 
scheidet Es ist der Beruf in seiner Eigenthumlichkeit , es 
sind die örtlichen Verhältnisse, die den Bergmann da, wo 
er arbeitet und den Staatsbeamten da, wo er Jene bei der 
Arbeit aufsucht, mit ihren Schauern mii Gefahren, aber 


b) Yergl. ftescr. vom Stei\ Mai 1668. u. v. 4-, Jannar 1749. O.B.A. 
Patent vom SO. Octbr. 182?. (abgiedriKkt im Kalender för den ßerg- 
und Huttenmann, Jaiirgang 1829. S« 186. 187.). 


272 

auch mit ihren ffrtm»äriigen und imposanten Erscheinungen, 
umgeben , welche ein gemeinschaftliches Zusammenhalten luid 
Zusaromenwirkca nach einem Ziele herrorbrlogen. Die CSe- 
meinschaft in Gefalir und in Freude bei glücklichen An- 
brachen, in Hoffnung und Harren nach langersehntem Er- 
folge, eine Gemeinschaft, die Hohe und Niedere in gleiche 
Maasse theilen; dies bt, waa den Bergmannssiun lielrvorrnft 
und dieser Sinn ist ea, den der Bergmannsstand erzeugt und 
ihm sein eigen thiuniichea Leben emflöast ^). In diesem Sinne 


b) Man scbnidigt den Esprit de corps^ den bergmättoUchen Gemein- 
geist, wohl nur mit Unreefit, nU Kastengeist an. (Vergl. Landtags- 
uacliricliten 1833. No. 223. 146ste Sitzung S. 2034.). Als solclier wäre 
er , wo er sich äussert , nnzweifelhaft verwerflich ; denn der Kastengeist 
ist die ungebührliche, mit Ueberbebung über Andere verbundene und an- 
dere Staatsbürger beeinträclitigende, oder sociale Terhiiltoisse Terletzen- 
de Ausartung des Esprit de corps. Die beschriebenen Einrichtungen 
aber, welche letzteren zu Grunde liegen, sind es wenigstens nicht, welche 
Kastengeist hervorrufen konnten. Kastengeist stützt insgemein seine 
ungebührlichen und andern lästigen Ansprüche auf unverdiente und zu- 
fällige Vorzüge in socialer Hinsicht ^ die in der Regel ebendarum allge- 
meine Anerkennung nicht finden und darum ist eben der Kasterfgeist so 
eifersüchtig auf seine vermeintlichen Rechte, darum maclit er sich aber 
auch so gehässig. Der bergmännische Esprit de corps aber hat, gleich- 
wie der soldatische und jeder andere, eine durch den Beruf und den 
Dienst bedingte Grundlage und erzeugt zwar Vorliebe für den eignen 
Beruf, wird aber^ selbst wenn diese Vorliebe die Grenzen überschreiten 
sollte, nur zn einer gewissen^ jedoch unschädlichen Eitelkeit führen, die 
man höchstens belächelt. Die besondere, consequente Fürsorge iind 
Advokatie für die' Interessen des Bergbaues und der Institute dessel- 
ben, der Bergarbeiter etc, aber, welche die Bergbehörden selir 
häufig, in CoUisioB und Opposition mit andern Verwaltungs- und Justiz, 
behörden bringt, kann eben so wenig den Vorwurf dts Kastengeistes be- 
gründen, als z. B. gegen irgend einen Richter, welcher die Competenz 
seiner Gericfatsstelle vertheidtgt, oder gegen den Administrator einer pia 
causa, welcher deren Rechte Vindicirt und vertheidigt. Es Jiegt jene 
angefeindete Opposition im Bereiche der Pflichten der Bergbehörden 
und würden letztere im Unterlassungsfalle pflichtwidrig hatideln. 
Ueberschreitnngen aber , sei es in wohlgemeinter oder verwerflicher Ab- 
« sieht, unterliegen, wie alle dergl. Reibungen der Unterbehörden, die 
auch anderwärts vielfältig vorkommen, der Cognition ujid Eutscheidang; 
der böhern Staatsbehörden. 
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kann der Bergmannsstand den socmlen Verhältnissen eines 
Staats keinen Naclitheil bringen; denn er Terletit durch seine 


Wir leb€D in einer Zeit, wo die Suclit, Alles nach blof en ratloncllea 
Theorien und einer gewissen doctrinairen Freisinnigkeit zu gestalten, 
und die ^Jichtkenntniss oder Vernachlässigung der wirklich pragmatischen 
UrsRchen , Wirkungen und Beziehungen des Bestehenden , hier und da 
Wühl auch misSgüustige Gefühle, manchen unberu/enen Rathgeber dazu 
verfuhren, jedes vielleicht verbesserliche aber doch fortdauernd näüs- 
liehe Institut, das etwa eine besondere Berücksichtigung des Staats 
geniesst, rücksichtslos gleich und eben machen zu wollen» Denn der 
Mangel an wahrer, philosophischer Aufklärung in Staatsverhältnissen « 
und au acht liberaler auf Reichlhum der Erfahrung und des Wissens 
beruhender Geiste&freiheit findet in einer solchen oberflächlichen Ge- 
ueralisirung an sich richtiger Grundsätze den mühelosesten Weg zu 
einer scheinbar populären Behandlung, der Staatsverhältnisse. Wenn 
eine constitutionelle Theilnahme aller Mitbürger am Staatsleben vor^- 
zuglich die heilsame Wirkung haben kann , dass sich ein allgemeiner 
Sinn ftir gegenseitige Rechten uei kennung und eine Verbreitung von 
JLicht und vemunflgemässeu Grundsätzen über alle bürgerliche und 
Verwaltungsverhältnisse auf das ganze Volk ausdehnt^ so liegt doch 
eben hierin für denjenigen, der nicht mit hinreichender Sathkenntniss, 
nicht gründlicJi und unbefangen genug dabei zu Werke ||(eht^ eine ge- 
ßihrliche Veranlassung, im Bifer .für philosophische Codseqnettzed , in 
kurzsichtige und uupradische Ißinseitigkeit zu terf^llen und statt zur 
absoluten Wahrheit unvermerkt auf ein steriles Feld zu gelangen^ aus 
welchem das alte t summum jus, summa injuria ^ oder wohl gar das s 
(iat justitia, pereat mundus, aber keine Blumen und Früchte auf«> 
sprossen. Man stützt sich , um alle Staatsbegunstigungen und Vor-^ 
rechte für einzelne GeWerbsstände zu bekämpfen^ auf das Princip 
der Parität. Dieses Princip äiit dem der Gerechtigkeit gleicbbe^ 
deutend , ist vortredlich und allgemein anerkannt für allgemein bür- 
gerliche Rechte , für die Justiz und überhaupt in allen Fällen , Wo 
keine in den Sachgründen liegende Noth wendigkeit oder Rathsamkeit, 
sondern blos gefällige Begünstigung für einzelne Staatsbürger zu den 
Befreiungen oder Vorrechten geführt hatte. Allein in Verwaltungs* . 
gegenständen, wo verschiedenartige Umstände auch oft ganis verschie- 
dene Behandlung fordern, wird es, bis zu den lelaten Conseqttenzen 
getrieben, häufig onpractisch und- nachtbeilig, ja es konnten zuletst 
zu völlige^ Desorganisation des <» Staates führende Maximen daraus 
hergeleitet werden. Es bleibt dabei ganz unberücksichtigt, dass, wo 
Staatsuuterstütsungen , Exemptionen und Vorrechte einzelner Institute 
Und Gewerbsstände in der Natur und dem Bedürfniss derselben noth- 
Wendig begründet sind, sie erst die Möglichkeit bedingen) das ganze 
Institut für den Volksorganismua wirksam zu erhalten. 
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Stellung weder die Reelile Einzelner , noch stört er irgend 
eine allfemeine Stoatseinrichtung oder den Organismng alier 
Einrichtungen im Staate, mag dieser eine Regieriingsform 
haben, welche ea sei; wohl aber fördert und erhilt er «ehr 
weseütlich daa Gedeihen des geaaminten Bergbaues. 
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Zehenteo. 27. 
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Zink. 57« 
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Zubnssbergbau. 156, 
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Zusätze und Berichtigungen. 


S. 9. N. c. Z. 15. V. n. fehlt das Parenthesezeicben nach . Wortes. 

S. 16. Z. ] 1 . 1. : Empliy teiue st. Empythense. 

S. 3§. N. a. Z. 3. 1. : 1788 st. 1778. 

S. 57. za N. 9 : Factisch waren in früherer Zeit selbst bisweilen die 
Mineralwasser (Gesundbrunnen) Gegenstand der Muthungund berg- 
amtlicher Verleihung; so wurde z.B, der Reiboldsgruner Gesundbrunnen 
vom damaligen Bergamte Yoigtsbejrg auf Torgangige Muthung nach ge- 
vierdtem Felde verliehen. 

S. 69. Z. 21. u. s. f. Diese Vorhersagung ist bereits eingetroffen; 
denn nach der Finanzministerialverordnung vom 90. August 1836. soll 
künftighin der gesummte Prozess der Metallerzeuguug beim Eisenhütten- 
wesen beim Finanzministerium in der bisherigen Maasse ressortiren; die 
Aufsicht auf alle, in das Gebiet der Fabrikindustrie einschlagenden Eisen- 
verfeinerungsanlagen aber auf das Ministerium des Innern übergehen und 
wird eine vom Finanzministerium zu publicirende Verordnung hierüber 
das Nihere zur Kenntniss des Publicums bringen. 

S. 103 fehlt in der Ueberschrift des §. 21. nach ^^welche der^ die Be- 
zeichnung: b) 

S. 1 15. steht zweimal Pingen statt Bingen. 

S. 136, Z. 1 . fehlt zu Anfange : c) 

S. 138. fehlt zu Anfange des §. 26 : 3) 

S. 141. fehlt Z. 7: 4) 

S. 158. fehlt bei §. 30 ein c) 

S. 179. muss in der Ueberschrift §. 35. das b) wegfallen. 

S. 237 1. : Dienstfolge st. Dienstfrage. 


